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HAUSMITTEILUNG 


Datum: 8. Juli 1974 Betr.: Lehrlinge, Studenten 


Studenten wählen Radikale, aber sie sind es nicht. Stu- 
denten waren für die Hochschulreform, aber nun nützt 
sie ihnen nichts. Studenten möchten ihr Studium schnell 
zu Ende bringen, aber sie können es nicht. Lehrlinge müs- 
sen kein Bier mehr holen (oder fast nicht mehr), aber sie 
täten es womöglich gern, wenn sie nur einen Ausbildungs- 
platz fänden. Lehrlinge wollen sich ihren Beruf selbst 
aussuchen, aber sie finden den fal- 
schen. Handwerker klagen über Perso- 
nalmangel, aber sie bilden nicht mehr 
genug Nachwuchs heran. 


SPIEGEL-Leser sind nicht immer nur 
Konsumenten, sondern oft auch Objekt 
der Berichterstattung. Unter fast 
sechs Millionen SPIEGEL-Lesern sind 
rund neunhunderttausend SPIEGEL-Le- 
ser in der Ausbildung, sind Schüler, 
Lehrlinge (zwei Titelgeschichten) 
und etwa dreihunderttausend Studenten 
(acht Titelgeschichten). 


Lehrlings-Titel 18/1970 


Die Titelgeschichte dieses Heftes beschäftigt sichmit 
den Modalitäten der Lehrlingsausbildung, mit den gesetz- 
lichen Reformplänen und der nicht immer gesetzlichen 
Praxis. Abiturienten kennen ihn lange, Hauptschüler er- 
leben ihn in diesem Jahr erstmals: den Numerus clausus. 


Es droht eine Arbeitslosigkeit der Jugend. Auch den 
Akademikern ist ein Arbeitsplatz nicht sicher. Die seit 
der SPIEGEL-Umfrage aus dem Jahre 1967 umfangreichste 
Befragung deutscher Studenten, im Auftrage der Bundes- 
regierung von Infratest veranstaltet und bisher unver- 
öffentlicht (je einhundertzwei Fragen an viertausend 
Studenten), wird in dem Text „Studenten: Jeder dritte 
resigniert", Seite 95, ausgewertet. Fast jeder zweite 
Student will nach dem Abschluss ein zweites Studium be- 
ginnen. 
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DEUTSCHLAND 


Epplers Rücktritt Seite 17 


Kanzler Schmidt hat vergangene 
Woche erstmals zu spüren bekom- 
men, daß auch für ihn die Macht 
Grenzen hat, Der Rücktritt Erhard 
Epplers, Folge des Sparhaushalts 
1975, macht die Schwierigkeiten 

in der Regierungsarbeit deutlich. 
Der erzwungene Aufschub der 
Steuerreform zwingt Schmidt zu 
mehr Geduld, als seiner Natur ent- 
spricht. Außerdem droht dem 
Hannoversche Allgemeine Kanzler wachsender Widerstand 
in der eigenen Partei. 


Sparprogramm 


Radioaktiver Müll Seite 27 


Auf einer badischen Abfallhalde entdeckten SPIEGEL-Redakteure 
radioaktive Stoffe mit lebensgefährlicher Strahlungsintensität. 

Am gleichen Tag kam ein SPIEGEL-Korrespondent in Hessen unge- 
hindert an einen Platz, auf dem Plutonium lagert — genug für 
zahlreiche Atombomben. 


Über 1100 Wahlstimmen verschwunden Seite 49 


Erst waren es nur Pannen, jetzt hat Niedersachsen seinen Wahlskandal: 
Das komplette Votum aus den ländlichen Randgemeinden Lagesbüittel 
und Rötgesbüttel (1149 Stimmen) ist mittlerweile, wie die Wahlvor- 
stände mitteilen, „versehentlich vernichtet worden“. Der Wolfsburger 
Kreiswahlleiter Werner Hasselbring zum SPIEGEL: „Es ist 

möglich, daß wir hier noch mal wählen müssen.“ 


AUSLAND 


Die Präsidentin aus dem Nachtklub Seite 60 


Argentiniens neue Landesherrin, einst Nachtklub-Tänzerin, bringt vor 
allem eine Voraussetzung zum Präsidentenamt in Südamerikas zweit- 
größtem Staat mit: Sie ist die Witwe des vorige Woche verstorbenen 
Caudillo Juan Perön. Als Mitregent versucht sich sein Ex-Leibwächter 
und Privatsekretär, Wohlfahrtsminister Löpez Rega. 


Seite 64 


Äthiopiens Armee marschiert gegen 
den Kaiser und sein korruptes Regime 
in einem Putsch auf Raten. Vor fünf 
Monaten erzwangen die Soldaten eine 
neue Regierung, vor einer Woche ent- 
machteten sie den Kaiser, stellten ihn 
unter Hausarrest. Die Streitkräfte 
wollen nicht länger zusehen, wie 

ihr Land abseits vom Glanz des Hofes 
das Armenhaus Afrikas bleibt, in dem 
Hunderrtausende verhungern, Über- 
lebende auf Befehl von Provinzpaschas 
erschossen werden, in dem jedes 
zweite Kleinkind stirbt und 26 Millionen 
Menschen von 319 Ärzten und 15 Zahn- 
ärzten betreut werden. Die Zukunft 

ist genauso düster: Vor Reformen 
kommt womöglich der Bürgerkrieg. 


Äthiopiens Revolution auf Raten 


ß - iR 


Kaiser Haile Selassie 


KULTUR 


Neuer Ausflipper-Roman in der DDR Seite 92 


So grau hat ein DDR-Autor die DDR noch nicht gemalt. Spießer bevöl- 
kern die Szene, Vopos sind allgegenwärtig. In Rolf Schneiders Roman 
„Die Reise nach Jarostaw“ entweicht ein Teenager ins „schöne Polen“. 


Seite 93 


Vor mehr als zwei Jahrtausenden ging 

vor Zypern ein Schiff auf Grund, und doch 
sind nun seine Bauweise, Fracht, Besat- 
zungsstärke und letzter Kurs bekannt. 
Unterwasser-Archäologen haben in sie- 
benjähriger Bergungsarbeit das Handels- 
schiff aus dem Altertum gehoben und 
seine Geschichte rekonstruiert. Wie vor 
Zypern beginnen die Wissenschaftler nun 
allenthalben die versunkenen Schätze 

des Meeres und damit das größte Mu- 
seum der Menschheit zu erschließen. 


Archäologie unter Wasser 


Bergung einer Schiffskanone 


Fernsehen: Plotten contra Politik? Seite 100 


Wenn am Mittwochabend Löwenthal sein ZDF Magazin moderiert, läuft 
auch im ARD-Programm Politisches — nicht mehr lang: Ein neues Koordi- 
nierungsabkommen will Politik stärker mit Unterhaltung kontrastieren. 


WIRTSCHAFT 


Herstatt und die Folgen Seite 22 


Noch am vergangenen Freitag stockte 
in New York der Geldverkehr, und auch 
in der Bundesrepublik sind die Folge- 
schäden der Herstatt-Pleite noch nicht 
abzusehen. So fürchtet Walter Hessel- 
bach, Chef der gewerkschaftseigenen 
Bank für Gemeinwirtschaft, der Fall 
der Kölner Bank werde „noch Kreise 
ziehen“. Unter den Geprellten sind 
erste Adressen der deutschen Wirt- 
schaft: vom Versandhaus Quelle bis zu 
mehreren feinen Privatbankhäusern. 
Gerade denen geht es schlecht. In 
einem SPIEGEL-Gespräch räumt der 
Vorstandssprecher der Deutschen 
Bank, Ulrich, ein, daß die Pleite zu 
einer Konzentrationswelle führen wird. 


Ulrich (r.), SPIEGEL-Redakteure 
Renate Merklein, Funk 


Wieviel ist Springer wert? Seite 51 


Beim Wein in Düsseldorf bot Axel Springer, stets auf Suche nach „finanz- 
starken Partnern“, einen Teil seines Großverlages drei Bankherren zum 
Kauf. Der Handel — von CSU-Chef Strauß favorisiert — offenbarte 
unterschiedliche Auffassungen über den Wert der Springer-AG. 


Das Baugewerbe baut ab Seite 52 


Hunderttausende von leerstehenden Wohnungen, ungenutzte Bau- 
maschinen und arbeitslose Bauarbeiter sind die sichtbaren Symptome 
der Existenzkrise auf dem Bau. Die Zahl der Konkurse steigt rapide, 
1974 werden vermutlich 1000 Firmen Pleite machen. 
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Techmatic - der Cassetten-Rasierer. 


Damit Rasieren 
nicht in Arbeit ausartet. 


Bequem: 
Kein Klingenwechsel. 


Die Cassette mit der Klinge am laufenden Band 
Nur einfach weiterdrehen. 


macht einiges bequemer: 

Nur eine leichte Drehung mit dem Daumen - 
und schon ist der nächste Rasierabschnitt bereit. 
Anschmiegsam und gründlich. Einstellbar auf jeden Bart. 


Irgendwann nach Wochen wird die Cassette 
ausgewechselt: 


te... A Ausklinken - einklinken - fertig. 
DU AOHEBHERENRENEEEEN Er. 


De er) SE 
TECHMATIC 


Der Cassetten-Rasierer mit der Klinge am laufenden Band. 


TC 1/74 


BRIEFE 


Beim Klang der Gitarre 


(Nr. 27/1974, Bonner Vertretung: Günter 
Gaus nahm in Ost-Berlin seine Arbeit 
auf. DDR-Liedermacher Wolf Biermann 
„reimte Böses zum Einzug“: 


Der schwarze Pleitegeier mit 
den roten Krallen 
Steht starr im großen Gelb und wird bewacht 
Von den grünen Männern, die in 
Aluminiumkisten 
Vor meiner Haustür sitzen, Tag und Nacht. 
Komm, zieh dein rotes Kleid 
an, wir haun ab ins Grüne! 
Ich hab’ die Stadt satt, all dies tote Grün — 
Komm mit mir untern Himmel, wo die 
grauen Gänse 
Schwarz durch das gute Gelb der Sonne 
ziehn!) 


“a : i 
| " % z 
AA 


In der Tat bedrückend, wie sich die Bil- 
der gleichen. Wann wird man wieder 
singen: Börsengauner und Schieber 
knechten das Vaterland...? 

Wittingen (Nieders.) HANNA SCHULZE 


Es stellt sich die Frage, warum die 
Stadt Köln anstelle bei Herstatt die'zur 
Verfügung stehenden Festgelder nicht 
bei der hauseigenen Stadtsparkasse an- 
gelegt hat, zumal deren Gewinne der 
Stadt zufließen. Der Titel „Stadtkäm- 
merer“ sollte kein Freibrief für Fehllei- 
stungen sein. In jedem Fall müßte der 
Verantwortliche seinen Hut nehmen. 
Köln ARNO DOLL 


DDR-Literat Biermann: Kein Geier fängt dem Wolf die Gänse 


ANTWORT AN B. 


Lange flogen die grauen Gänse 

im Schweigen der Nacht 

hinweg über die sächsischen Steppen 
dem guten Gelb der Sonne entgegen — 
und sie fanden ein Grün am Tscheng-See 
wo kein Geier mit roten Krallen 

dem Wolf die Gänse fängt 

die er schmatzend frißt und das Gefieder 


ausscheißt 
beim Klang der Gitarre. 


Hamburg KARLLUDWIG OPITZ* 


ER hat’s gegeben 
(Nr. 27/1974, Bankenkrach Herstatt) 


Der Herr hat’s gegeben, der Herstatt 
hat’s genommen. 
Freiburg ARTHUR LABER 
Daß Devisen-Spekulationsgeschäfte 
von solchem Umfang bei der Herstatt- 
Tochter abgewickelt werden konnten, 
ist darauf zurückzuführen, daß der Ger- 
ling-Aufsichtsrat geschlafen hat. 

Sinsheim (Bad.-Württ.) KLAUS KÖHLER 


* Karlludwig Opitz, 60, Autor von „Mein General“ 
(Tessloff Verlag), „Barras“ (Rowohlt), „Bolsche- 
vita“ (Ullstein). 


DER SPIEGEL, Nr. 28/1974 


Abschreckender Hinweis 


(Nr. 24/1974, Kommunisten: Der ehema- 
lige Bundespräsident Heinemann feierte 
den von den Nazis hingerichteten Kom- 
munisten Fiete Schulz als Widerstands- 
kämpfer, die „National-Zeitung“ bezeich- 
nete ihn als „Mörder“. Nach einem Ur- 
teil des Bundesgerichtshofs darf Fiete 
Schulz weiterhin als „Mörder“ bezeich- 
net werden) 


Bei der Bestätigung des Urteils des 
Hanseatischen Oberlandesgerichts 
durch den Bundesgerichtshof, daß man 
nicht habe prüfen müssen, ob Fiete 
Schulz des Mordes schuldig geworden 
ist, muß man sich wirklich fragen, wem 
solch positivistisches Rechtsverständnis 
entgegenkommt. Ist es nicht eine Ironie 
der Geschichte, daß heute schon wieder 
ein Bundespräsident, der sich bemüht 
hat, Vorurteile in unserer Gesellschaft 
abzubauen, verbrecherischer Vorbilder 
bezichtigt werden darf? 
Siegen (Nrdrh.-Westf.) 
HANS-FRIEDRICH BÖTTCHER 
Jungsozialist 


Raum auf Raum 
statt Stein auf Stein. 


Bauplanung: 
individuell, 

Bauweise: 
rationell. 


Mit VARIEL Raumelementen 
können Sie frei planen. Und frei gestalten. 
Sowohl im Bauvolumen als auch in der 
Aufteilung der Räume. 

Und Ihre Planung bleibt 
flexibel: VARIEL-Gebäude können beliebig 
erweitert, aufgestockt und standortverlegt 
werden. 

Mit diesen Vorzügen hat sich 
das VARIEL-System bei Planern und 
Architekten einen guten Namen erworben. 
Und dank rationeller, wirtschaftlicher 
Bauweise, sowie stetiger Termin- und 
Preistreue bietet VARIEL auch dem 
Bauherrn entscheidende Vorteile. 

Informieren Sie sich über das 
wirtschaftliche Bauen mit VARIEL. Und 
sagen Sie uns, für welche Bauvorhaben 
Sie sich besonders interessieren. 


Bitte fordern Sie Informations- 
material an. Schreiben Sie an Ihren 
VARIEL-Partner: 

In Süddeutschland: 

Karl Kübler AG, 7320 Göppingen, 
Posttach S 669 

In Norddeutschland: 
Roland-Bau GmbH, 4793 Büren, 
Postfach S 1440 und 2150 Buxtehude, 
Postfach S 147 

In Bayern: 
VARIEL-Elementbau, 8011 Poing, 
Gruberstraße 61 A 

Lizenzgeber: 

ELCON AG, Baarerstraße 43, CH 6301 Zug 


variel 


- das wirtschaftliche Raumsystem 


17 662 800 000 DM 
646 700 000 DM 
8 445 900 000 DM 


Wirtschaften 
für alle — 


Zu meiner großen Enttäuschung habe 
ich als kritisch Konservativer und Geg- 
ner des Sowjet-Kommunismus Ihrem 
Bericht einen weiteren, abschreckend 
deutlichen Hinweis entnehmen müssen, 
daß Deutsche auch heute noch zögern, 
nazistische Terror-Urteile generell als 
unrechtmäßig aufzufassen und gegebe- 
nenfalls für ungültig 
zu erklären. Frau 
Wilmy Giffey, Fiete 
Schulz’ Tochter, darf 
auf keinen Fall vor 
der Herausforderung 
kapitulieren. Wenn 
alle anderen deut- 
schen Gerichte, auch 
der Bundesgerichts- 
hof, den gegebenen 
Problemen so wenig gewachsen sind, 
muß endlich das Bundesverfassungsge- 
richt Klarheit und Ordnung schaften. 
Frau Giffey sollte auch nicht zögern, 
die Europäische Menschenrechtskom- 
mission anzurufen. — Außer durch die 
von Ihnen zitierten Aussprüche wird 
Fiete Schulz’ Gesinnung deutlich durch 
den an seine Schwester geschriebenen 
Abschiedsbrief: 


Schwesterlein! Dank für Deine Zeilen. 
Warum aber so kleinmütig? Du haderst 
mit den Verhältnissen, die Dir den Bruder 
nehmen ... Warum willst Du nicht verste- 
hen, daß ich dafür sterbe, daß viele nicht 
mehr einen frühen und gewaltsamen Tod 
zu sterben brauchen?.... Es muß dieses 
Begreifen nicht mit neuen Strömen von 
Blut erkauft werden. Es wird es aber, wenn 
dieses Begreifen nicht sehr bald eintritt. 
Mein Bemühen war, eine solche Katastro- 
phe zu verhindern. Ich wurde gehindert, as 
fortzusetzen. Damit kann und wird jedoch 
die Vollendung nicht gehindert werden. 
Zurück läßt sich das Rad der Entwicklung 
nicht drehen. Die Menschen werden in 
kurzem begreifen lernen, daß es sich nicht 
einmal ungestraft aufhalten läßt. Herz- 
liche Grüße Euch allen, Fiete. 

Wiesbaden DIETER ALLROGGEN 


Schulz 


Freispruch für Hitler 


(Nr. 26/1974, Recht: Der 2. BGH-Senat 
sprach den Euthanasie-Arzt Dr. Kurt 
Borm von der Mord-Beihilfe frei, ob- 
schon der Mediziner nach Überzeugung 
des BGH „an der Tötung von minde- 
stens 6652 Geisteskranken beteiligt“ 
war) 


In dem von mir (literarisch) vorbereite- 
ten posthumen Strafprozeß „Hitler auf 
der Nürnberger An- 
klagebank“ haben 
sich durch des „Füh- 
rers“ geplante Vertei- 
digungstaktik schwie- 
rige Überlegungen 
für die Anklagebe- 
hörde ergeben. Ge- 
genüber den ihm vor- 
geworfenen Vernich- 
tungen von „nutzlo- 
sen Essern“ (Euthanasie-Programm) ist 
seine neueste Einlassung so: 


Kempner 


Ich war und bin ein in der Wolle aefärb- 
ter Nationalsozialist, genährt von den 
Houston Stewart Chamberlains und den 
Propagandisten einer germanischen Her- 
renrasse. Für diese mußte ich durch Ver- 
nichtung der Untermenschen den Lebens- 


raum freimachen. Mir fehlte jedes Un- 
rechtsbewußtsein. Deshalb bin ich freizu- 
sprechen, und zwar mit noch mehr Recht, 
als dies im Falle des „Euthanasie“-Arztes 
Dr. Kurt Borm geschah. Eigentlich hätte 
das Verfahren gegen mich überhaupt ein- 
gestellt werden müssen. Denn das Bayri- 
sche Oberlandesgericht hat eine Anklage 
gegen einen Nazi-Richter abgelehnt, weil 
ihm, als „in der Wolle* gefärbter Nazi, 
das Unrecht seines Tuns nicht nachzuwei- 
sen sei... Aber selbst wenn jemand mei- 
ne Taten verurteilt: Sie geschahen nicht 
aus niedriger Gesinnung, Heimtücke oder 
einem anderen Merkmal des Mord-Para- 
graphen. Und wenn man sie als Totschlag 
ansieht, sind sie längst verjährt. Ich be- 
ziehe mich, meint der angeklagte „Füh- 
rer“, auf das Urteil des 2. Strafsenats des 
Bundesgerichtshofes vom 20. März 1974. 


NS-Guillotine* 
„Bedenkliche Präjudizien“ 


Der unterzeichnete Ankläger sieht sich 
jetzt vor schlaflosen Nächten und viel 
mühseliger Arbeit, um der Einlassung 
des angeklagten Führers mit Erfolg 
entgegenzutreten und dafür zu sorgen, 
daß Massenmord und Völkermord un- 
ter Berufung auf bedenkliche Präjudi- 
zien nicht ungeahndet bleiben. Das 
wäre nämlich das Ende der Justiz! 

Frankfurt DR. ROBERT M. W. KEMPNER 


ehem. stellv. US-Hauptankläger 
in Nürnberg 


Lediglich Kurierdienste 


(Nr. 26/1974, Panorama: Reporter Rienk 
H. Kamer „enttarnte seine Quelle“) 


Da Journalisten ihre vertraulichen 
Quellen immer verschweigen sollten, 
halte ich daran, den unrichtigen Ein- 
druck Ihrer Meldung, ich hätte meine 
Quellen preisgegeben, zu korrigieren. 
Der SPIEGEL war durch eigene Re- 
cherchen dem ehemaligen CIA-Mitar- 
beiter Müller-Raabe auf die Spur ge- 
kommen; deswegen hat Herr Müller- 
Raabe — ohne mich vorher zu infor- 
mieren — am 20. Juni die SPIEGEL- 
Redaktion in Hamburg besucht, um 
über die Art seiner Verbindung in die- 
ser Angelegenheit zu mir Aufklärung 
zu geben; erst danach bat ein SPIE- 


* „Hitlermaschine* wurde die Zimmerguillotine 
genannt, mit der Hinrichtungen in Zellen vorge- 
nommen wurden. 
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DER SPIEGEL-Für alle, 
die mit der Zeit gehen, die 
der Welt aufgeschlossen 

und kritisch gegenüber- 

stehen, die wissen wollen, 
woran siesind. Montag 
für Montag am Kiosk 


zu haben. 


VOL LLLÄLÄLÄLLL EL ÄLLL AL LS LS LS ÄLLLLLLLG 


Wie schnell können Sie eine 
fremde Sprache lernen? 


prot.d..6. Sehr schnell. Fragen Sie Eisenaphoue! 2 


Lehmann 
Nach der Linguaphone-Methode lernen Sie Englisch, » 
Französisch, Spanisch oder eine andere fremde Sprache 
auf die gleiche einfache Weise, wie Sie als Kind Deutsch 
gelernt haben - der natürliche Weg! Diese Methode funk- ie Aratis-Broschüre und 
tioniert wirklich - Sie können es kostenlos ausprobieren. Gratis-Schallplatte 

Schon nach 10 Minuten beginnen Sie, eine fremde oder Kassette zeigen Ihnen, wie Sie h 
Sprache zu sprechen! ® in kurzer Zeit täglich eine fremde Sprache lernen, 


Durch die millionenfach erprobten Linguaphone-Sprach- & „uch zu Hause die richtige A: heraufach, 
Kurse (mit Schallplatte, Kassette oder Tonband) hören können, a Se ln 


Sie, verstehen Sie und beginnen Sie sofort, die Sprache 6 Granmaskund Vokabeln mäldöserfinen. 

Ihrer Wahl zu sprechen. Früher war das Sprachenlernen - ö ii 

eine mühselige und zeitraubende Angelegenheit. Jerzı ® unbeschwert ins Ausland reisen können. 
Die ganze Welt steht Ihnen offen! 


lernen Sie Vokabeln und Grammatikregeln, ohne daß es 

Sie große Anstrengung kostet. Wählen Sie unter 26 Sprachen! 

Was $ie schon immer vorhatten! Wählen Sıe die Sprache, die Sie schon immer lernen woll- 
Es ist ein wunderbares Gefühl, eine fremde Sprache zu ten. Per Post erhalten Sie kostenlos und unverbindlid 
beherrschen. Was Sie schon immer wollten, jetzt können die Gratis-Schallplatte oder -Kassette und die dazuge 
Sie es. Denn die Linguaphone-Methode ist leichter als Sie hörige Broschüre. Beides zeigt Ihnen, wie schnell Sie ein 
denken. Millionen Menschen haben ihre erste Fremdsprache fremde Sprache meistern werden. Füllen Sie den Gut 
auf diese Weise gelernt. schein gleich aus, und senden Sie ihn ab! 
zum („ut schein für Erwachsene ab 18 Jahre EMMEN 
Be Sie diesen Gutschein heute noch ausgefüllt ab und Sie erhalten kostenlos per Post: 
© die 3-sprachige Simultan-Schallplatte oder Kassette 

® die ausführliche Broschüre über das Geheimnis, eine Fremdsprache zu Haus zu lernen. 
Ich interessiere mich für (bitte so {| ankreuzen) 

Ü Englisch [I] Französisch 

U] Spanisch [77 Italienisch 


| Ü Russisch [] Schallplatte [] Kassette her 20 weitere re Fremdsprachen stehen x zur ur Auswahl) 


os, 


ER IR 


| h Vorname Zuname i 
I 
N Postleitzahl/Wohnort Straße/Hausnummer 
| Ausschneiden und einsenden an: DAZ, 8 
LINGUAPHONE SPRACHEN-INSTITUT, & 
Beruf Alter ZMT 


2 Hamburg 73, Doberaner Weg 10 
GENE AEREIEET HE TESHEmEE MER BEE 


Typisch... 


Jörg Max K., 33, 
Entenfahrer, raucht Tiparillo 
seit er Porsche-Fahrer 

nicht mehr mit Tempo 100 
überholen muß. 


Typisch 
TIPARILLO 


Mundiges Mundstück. 
Leichte Tabake. 
Würziger Geschmack. 


5 Stück DM 1,20 


‚Tiparillo 


by Robt. 
| Boerns 


GEL-Redakteur mich bezüglich der 
Äußerungen von Herrn Müller-Raabe 
um Kommentar. Da nun Müller-Raabe 
sich selbst enttarnt hatte, konnte ich 
seine Darstellung nur als richtig bestä- 
tigen. Es wäre übrigens falsch, Müller- 
Raabe als „Quelle“ zu bezeichnen. Er 
hat auf meine Bitte hin lediglich Ku- 
rier- und Überbringerdienste geleistet. 
Mit dem Entstehen und Erstellen des 
CIA-Papiers hat er nichts zu tun. 

Brüssel RIENK H. KAMER 


Graß hat investiert 


(Nr. 22/1974, Peter Brügge über Kon- 
sum-Spezialitäten deutscher Eliten; 
Nr. 24/1974, Briefe: „Tische [vier] etc.“) 
Ihr Artikel über die Cartier-Status- 
symbol-Snobs hat mich ungeheuer amü- 
siert, ganz besonders, weil Sie ja eine 
Menge meiner Freun- 
de auf die Schippe 
nehmen. An das Ge- 
spräch mit Günter 
Graß kann ich mich 
sehr gut erinnern 
(„die Genossen Mul- 
timillionäre“: Das 
war nur einer: Gian- 
giacomo, und unend- 
liche Ländereien mit 
Handkuß hatte er auch nicht mehr). 
Günter Graß hatte gerade in „Frisia“ 
(Erdölbohrungen in den ostfriesischen 
Marschen?) investiert und warb in an- 
schaulichster Weise um Mitaktionäre. 
Und ich glaube nicht, daß dieses mun- 
tere Gespräch je „weitergereicht“ wur- 
de, dafür mochte man den Autor zu gut 
leiden! 
Mailand 


Inge Feltrinelli 


INGE FELTRINELLI 


Haas hat gestottert 


(Nr. 26/1974, Schüler: Anti-sozialistische 
Schülergruppen in Frankfurt wollen die 
Macht der Linken in Schulen brechen) 


« 


er} 


Unions-Pennäler in Frankfurt: „Ganz normale Schüler“ 


Ich möchte die Behauptung des Frank- 
furter Rats-Verbindungslehrers Werner 
Haas, Unions-Pennäler seien meist 
Schüler, die keine Schulschwierigkeiten 
haben, energisch zurückweisen. Zwei 
der fünf im SPIEGEL abgebildeten 
Gymnasiasten erreichten nicht das 
Klassenziel. Einer der beiden ist ein 


EROKRATISEHER SHÜLER 


fünfzehnjähriger Tertianer, der sich in 
der Versetzungsfrage sicherlich eine 
größere Mitbestimmungsmöglichkeit bei 
der Notengebung gewünscht hätte. 
Frankfurt THOMAS BECHTEI 
Schüler 


Schülern wurden von der Berliner 
Schüler-Union für den Eintritt 1,50 
Mark (Schüler der 7., 8. Klasse) bis zu 
40 Mark (Funktionäre linker Organisa- 
tionen) in die SU geboten. Auch wurde 
auf einer Weddinger BSU-Kreisver- 
sammlung unter Tagesordnungspunkt 
12 über die Bewaffnung von BSU-Mit- 
gliedern beraten. 
Hamburg THOMAS-SÖNKE KLUTH 


Mitglied des Landesvorstandes 
des Liberalen-Schülerbundes 


Es entstand der Eindruck, alle Mitglie- 
der würden auf dem „rechten Flügel 
der CDU“ kämpfen. Das ist nicht der 
Fall. Das Spektrum unserer Mitglieder 
reicht von CDU über SPD zur FDP 
und durch sämtliche Schichten der Be- 
völkerung. Was wir wollen, sind ver- 
nünftige Schulreformen, keine unaus- 
gereiften Pläne wie etwa die’integrierte 
Gesamtschule. Zu der Äußerung des 
Lehrers Werner Haas, unsere Mitglie- 
der „hätten meist keine schulischen 
Schwierigkeiten“, muß ich bemerken, 
daß dies falsch und unbegründet ist wie 
vieles, was er behauptet. Auch hierin 
sind wir ganz normale Schüler. Diese 
Bemerkung von Herrn Haas liegt etwa 
auf derselben Ebene wie seine Behaup- 
tung auf einer Vollversammlung, wir 
seien undemokratisch. Als wir fragten 
warum, kam er ins Stottern. 

Frankfurt KLAUS-JUÜRGEN HEER 


2. Vorsitzender der 
Union Demokratischer Schüler, 
Wählerschule 


Lenzer hat bestätigt 


(Nr. 21/1974, SPIEGEL-Titel „Letztes 
Aufgebot — letzte Chance“; Nr. 24/1974, 
Briefe: CDU-MdB 
Christian Lenzer stellt 
„mit Erstaunen und Er- 
schrecken“ fest, daß 
„die Regierungserklä- 
rung den Bereich von 
Wissenschaft und 
Technik überhaupt 
nicht behandelt“) 


Mit Erstaunen muß 
ich feststellen, daß 
Herr Lenzer, for- 
schungspolitischer 
Sprecher der Unions- 
fraktionen, Bun- 
destag auf das Thema 
des Artikels, der von 
ihm kritisiert wird, kaum eingeht. Da- 
bei müßte er eigentlich die Regierungs- 
erklärung, wenn schon nicht gelesen, 
so doch mindestens gehört haben, sonst 
wäre ihm nicht entgangen, daß der 
Bundeskanzler die Forschung und de- 
ren Priorität, und zwar auf allen Ge- 
bieten, besonders herausgestellt hat; 


im 


19€ 
Dual ee 
bringen 
unverfälscht zu Gehör, 
was Ihre HiFi-Anlage leistet. 


Über Qualität und Ausgewogenheit der 


Klangwiedergabe einer HiFi-Anlage entscheiden 


am Ende die Lautsprecher. 

Als Spezialist für die Herstellung von 
Stereo- und Quadro-Anlagen fühlt sich Dual 
der Harmonie der gesamten HiFi-Gerätekette 
verpflichtet. Deshalb wird bei Dual besonderer 
Wert auf die Klangeigenschaft der Laut- 
sprecher und auf das bestmögliche Verhältnis 
von Ausgangsleistung zu Wirkungsgrad 


für unterschiedliche Raumbedingungen gelegt. 


Dazu bietet der Spezialprospekt 
»Dual-Lautsprecherprogramm« eine Fülle von 


Informationen. Hier finden Sie auch die richtige 


Lautsprecher-Lösung: für kritische Ohren, 
für jede Einrichtung. So können Sie besser 
planen und haben die Sicherheit, die richtige 


Entscheidung bei Ihrem Fachhändler zu treffen. 


Sie werden bestätigt finden, was neutrale 
Testberichte immer wieder hervorheben: 
Dual-Lautsprecherboxen setzen internationale 
Maßstäbe. 


Was die Dual-Leistungstradition bei 
Plattenspielern und HiFi-Componenten an 
weltweiter Anerkennung gebracht hat, setzt das 
Dual-Lautsprecherprogramm konsequent fort. 

Dual ist auf Stereo und Quadro in HiFi- 


Qualität spezialisiert. 


Deshalb sind alle Dual Componenten und 
Anlagen — Heimanlagen, Kompakt-Anlagen, 
Componenten und Lautsprecherboxen-auf ein 
maximales Leistungsniveau ausgerichtet. 
Präzision in Großserie sichert Ihnen ein 
Optimum an Leistung — zu redlichen Preisen. 
Verlangen Sie mit dem nebenstehenden 
BON den 60-seitigen, farbigen Gesamtkatalog 


Dual Gebrüder Steidinger, Abteilung BK 
7742 St.Georgen/Schwarzwald 


Schweiz: Dewald AG, Seestr. 561, 
CH-8038 Zürich 


Österreich: Othmar Schimek, 
Willibald-Hauthaler-Str. 23, A-5020 Salzburg 


Niederlande: Rema Electronics B.V., 
Isarweg 6-8, NL-1015 Amsterdam-Sloterdijk 


: Schicken Sie mir kostenlos den 60-seitigen 

: Dual-Farbkatalog mit allen Detail-Informationen 
: über das Gesamtprogramm. 

: (Absender bitte deutlich schreiben) 7407 


daß auf diesem Gebiet auch Entspre- 
chendes geleistet wird, dürfte Herrn 
Lenzer als dem „Forschungs- und 
Technologie-Experten“ der Unions- 
fraktion nicht entgangen sein. Ein 
Mehr an Aufwendungen hat seine 
Fraktion nicht gefordert. Daß die 
Bundesregierung ihre 
forschungspolitische 
Konzeption erfolg- 
reich durchführt, ist 
bekannt. Dies wird 
auch in Wirtschafts- 
und Industriekreisen 
durchaus anerkannt. 
Dabei gibt es durch- 
aus noch viele Fach- 
leute, die dies auch 
Herrn Lenzer — sogar in meinem Bei- 
sein — in letzter Zeit bestätigt haben — 
wozu eigentlich die Polemik? Ich mei- 
ne, Technik und Forschung lassen sich 
nicht durch Schreiben von Beiträgen 
ersetzen. 
Bonn 


Stahl 


ERWIN STAHL 

SPD-MdB 

Mitglied des Ausschusses 

für Forschung und Technologie 


Ministerin noch in der Reizzone 


(Nr. 24/1974, Personalien: „Hertha Firn- 
berg, österreichische Wissenschaftsmi- 
nisterin“, folgte dem Rat eines Wün- 
schelrutengängers und verschob ihren 
Schreibtisch „um einige Zentimeter“) 


Der Wiener städtische Amtsrat Fried- 
rich Holek hat in der öffentlichen 
Sprechstunde im Zusammenhang mit 
einem Autounfall der Frau Bundesmi- 
nister als Ursache angebliche, an der 
Autobahn befindliche „Kraftfelder“ 
verantwortlich gemacht. Bei dieser Ge- 
legenheit bat er auch darum, mit einer 
Stahlrute das Amtszimmer der Frau 
Bundesminister auf Kraftfelder hin 
prüfen zu dürfen. Dabei wollte er im 
Amtszimmer der Frau Bundesminister 
in der Nähe des Schreibtisches „Kraft- 
felder“ und eine „Reizzone“ festgestellt 
haben. Damit hatte es sein Bewenden! 
Unrichtig ist jedenfalls, daß der 
Schreibtisch der Frau Bundesminister 
„um einige Zentimeter“ verschoben 
worden wäre. Einrichtung sowie deren 
Standort im ministeriellen Amtszimmer 


Die Redaktion des SPIEGEL behält sich vor, Leserbriefe gekürzt zu veröffentlichen 


Amtsrat Holek, Minister Hertha Firnberg 
„Möglicherweise unrichtiger Eindruck“ 


sind jedenfalls seit dem Zeitpunkt der 
erstmaligen Einrichtung vor mehreren 
Jahren unverändert. Ich bitte Sie, dies 
den Lesern des SPIEGEL zur Kenntnis 
bringen zu wollen, um nicht möglicher- 
weise einen unrichtigen Eindruck über 
die Haltung eines österreichischen Wis- 
senschaftsministers entstehen zu lassen. 
Wien DR. WOLF FRÜHAUF 


Leiter des Büros des Bundesministers 
für Wissenschaft und Forschung 
der Republik Österreich 
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DIESER MANN IST DER INTERNATIONAL ANERKANNTE 


WARENTERMIN-SPEZIALIST 


HANS MATTHIAS NIES 
Warentermin-Spezialist seit vielen Jahren. 
Netto-Gewinne in Höhe von über 


DM 50.000.000, — 


an den Warenterminbörsen, ausbezahlt an 1.500 Anleger in aller Welt. 


a) Das Vertrauen seiner Kunden. 
b) Sein Marktsystem, in langjähriger unermüdlicher Tätigkeit ausgearbeitet, 
ausgebessert, ausgefeilt. 
Von ihm selbst erfunden, von niemandem kopiert. 
Von vielen nachgeahmt, von niemandem auch nur annähernd erreicht. 
Er nennt sein System: „COMPUTER-TRENDFOLGE-METHODE“. 
Die Welt kennt es als: „HANS-MATHIAS-NIES-METHODE“. 
Verwaltung eines Warentermin-Sammelkontos in der Größenordnung von 
fast hundert Millionen DM. Kontoführung diskret von schweizerischem Wirt- 
schaftsgebiet aus. 
Ausdehnung des Warentermin-Sammelkontos auf den optimalen Umfang: 
250 Millionen DM. 
Netto-Auszahlung von 340% Gewinn in 20 Monaten an jeden Anleger; Netto- 
Auszahlung von 420% Gewinn in 2 Jahren. 
Wiederholung dieser Ergebnisse. 
Beteiligung an diesem Sammelkonto ab DM 10.000,—. 


Den Warentermin-Spezialisten mit dem Spitzenerfolg für Sie arbeiten zu las- 
sen. Nicht einen „Irgendjemand“, der mit Ihrem Geld experimentiert, nicht 
einen „Irgendwen“ ohne finanziellen Hintergrund. 

Ihr hart erworbenes Geld verdient den wirklichen Profi, den Mann, der selber 
durch sein berufliches Können wohlhabend geworden ist und deshalb auch 
wirklich Verantwortung tragen kann. Laut WIRTSCHAFTSWOCHE 52/53, Jahr- 
gang 1973, Seiten 62-63, ist dieser Mann: „....einer der erfolgreichsten 
Geschäftsleute des vergangenen Jahres.“ 


NIES - Der Verwalter mit dem 50-Millionen-DM-Erfolg! 
NIES -Der Name, der für BESEEReL ine und 


Seriosität bürgt! u a 


NIES -Die Alternative für Gewinne 


| D - 7600 Offenburg, Postfach 847 


: Vorname 


n = Gutschein für ausführliche Information 
an den Warenterminmärkten! : An: Generalagentur Wolfgang Theile 


Straße 


anoramı 


Novelle gegen Fusionen 


Bonn rüstet gegen die Pressekonzentra- 
tion: Nach dem Schock der Stuttgarter 
Multiverflechtung (SPIEGEL 15/1974) 
wollen SPD und FDP nun schleunigst 
das Kartellgesetz durch eine Novelle 
gegen Verlagsfusionen schärfen. Einig 
sind beide Fraktionen bereits über zwei 
Gesetzesanpassungen an bestehende 
Pressestrukturen: Die Kartell-Sanktio- 
nen wie Fusionsanmeldung und 
Verbotsandrohung — sollen schon bei 
Gesamt-Umsätzen beteiligter Presse- 
häuser von 25 Millionen (gemeinhin 
noch 500 Millionen) Mark einsetzen. 
Zudem sollen bei Zeitungen auch ent- 
stehende Lokalmonopole vom Gesetz 
erfaßt werden, das im Industriebereich 
die Erwartung bundesweiter Wett- 
bewerbsbeschränkungen voraussetzt. 
Die Bestimmung „relevanter Märkte“ 
für die Ermittlung marktbeherrschen- 


der Positionen — mithin die Differen- 
zierung nach Zeitungskategorien wie 
Boulevardblätter oder Illustrierte — 
werden die Gesetzesmacher voraus- 
sichtlich dem Kartellamt im Einzelfall 
überlassen. Eine Entflechtung beste- 
hender Konzerne ist nicht vorgesehen. 


„Super de Luxe“-Räte 


Ausgerechnet die 49 Ministerialräte des 
Bundesrechnungshofes, deren Präsi- 
dent gleichzeitig „Bundesbeauftragter 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwal- 
tung“ ist, sollen jetzt durch Höherstu- 
fung ohne Beförderung eine Bresche 
in die erst seit 1971 bestehende 
Neuordnung des Besoldungsrechts 
schlagen. Bisher galt der Grundsatz, 
daß 25 Prozent der Ministerialräte 
nach A 16 (Jargon: Ministerialrat ein- 
fach) und 75 Prozent nach B3 (Jargon: 
Ministerialrat de Luxe) bezahlt werden. 


Die  Bundesrechnungs-Ministerialräte 
sollen nun in die neue Klasse „Super de 
Luxe“ aufrücken und nicht mehr nach 
B 3 (Grundgehalt 4319,99 Mark plus 
Ortszuschlag von mindestens 532,25 
Mark), sondern nach B 4 (Grundgehalt 
4607,13 Mark, Ortszuschläge wie bei 
B 3) bezahlt werden. Der SPD-Bundes- 
tagsabgeordnete Hansmartin Simpfen- 
dörfer gab bereits Alarm: „Hier muß 
ein Dammbruch vermieden werden. 
Wenn wir diesem Vorschlag der Bun- 
desregierung folgen, würde der Bund 
zum Schrittmacher einer Entwicklung, 
deren Konsequenzen und finanzielle 
Auswirkungen kaum abzusehen sind. 
Wir haben heute bei den obersten Bun- 
desbehörden 941 B 3- und 370 
A 16-Ministerialräte. Es ist nicht anzu- 
nehmen, daß sie einer so weitgehenden 
Hervorhebung ihrer Kollegen vom 
Bundesrechnungshof lange tatenlos zu- 
sehen werden.“ 


Maos Lob von der Kanzel 


Das Landenkirchenamt in Kiel hat 
gegen die Hamburger Pastorin Edda 
Groth, 35, ein „Amtszuchtverfahren“ 


eingeleitet, das, äußerstenfalls, zur 


Entlassung aus dem Dienst führen 


kann. Die Seelsorgerin der Hambur- 
ger Randgemeinde Bramfeld, die 
durch eine von Gemeindemitgliedern 
gebildete Initiativgruppe unterstützt 
wird (Flugblatt: „Edda Groth muß 
bleiben“), hatte sich in einem Offenen 
Brief an ihren Vorgesetzten Probst 
Helmer-Christoph Lehmann „mit Zie- 
len und Methoden bestimmter kommu- 
nistischer Gruppen identifiziert“ (Kir- 
chenleitung) sowie die Auffassung 
vertreten, daß die „Arbeiterklasse 
ihre Befreiung mit Waffengewalt er- 
kämpfen“ müsse. Überdies habe die 
Pastorin, die hauptsächlich mit dem 
„Kommunistischen Bund West- 
deutschland“ zusammenarbeitet, vor 
Konfirmanden von der Kanzel herab 
„die Verdienste Maos für die 
Menschheit“ gewürdigt. Auszug aus 
dem Offenen Brief: 


er Staat... vertritt eindeu- 

tig... die Interessen der Kapi- 
talistenklasse Auch die Institu- 
tion Kirche (ist) nicht frei von der 
Parteinahme für die Klasse der Ka- 
pitalisten. Die traditionelle Rolle, 
die von der Kirche erwartet wird, ist 
die des Versöhnertums zwischen den 
Klassen zugunsten der Herrschen- 
den. Die Kirche wird ... vom Kapi- 
talismus dafür genutzt, daß sie 
Widersprüche verschleiert, finanziel- 
le Notlagen durch Kollekten und 
seelischen Trost abmildert, Gesprä- 
che zwischen Unternehmern und 


Arbeitern inszeniert, die ein 
heuchlerisches Verständnis für die 
andere Seite wecken, und ... bei 
Entrechtung und zunehmender Aus- 
beutung des Volkes ... zu Sparsam- 
keit, Duldsamkeit und Stillschwei- 
gen animiert... 

Der einzige Ausweg aus dem ge- 
genwärtigen System ... ist der Weg 
zum Sozialismus, wie er uns beispiel- 
haft im Aufbau des Sozialismus in 
China gezeigt wird. 


Ich unterstütze die Ziele der 


Kommunisten als mit meinen iden- 
tisch, wenn sie zum Beispiel gegen- 


Pastorin Edda Groth 
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wärtig fordern: Rechenschafts- 
pflicht und jederzeitige Abwählbar- 
keit aller Volksvertreter. Wahl der 
Richter, höheren Beamten und Leh- 
rer unmittelbar durch das Volk. Ab- 
schaffung der besonderen Dienst- 
rechte für Arbeiter, Angestellte und 
Beamte im öffentlichen Dienst. Völ- 
lige Gleichberechtigung der Frauen 
und aller Ausländer in der BRD. 
Unentgeltliche und umfassende Bil- 
dung für alle Kinder bis zum 18. Le- 
bensjahr und die Versorgung aller 
Schüler mit Nahrung, Kleidung und 
Lernmitteln auf Staatskosten. Die 
vollige Trennung von Kirche und 
Staat. Abschaffung aller indirekten 
Steuern. 

Auf diesem von mir eingeschlage- 
nen Weg werde ich entschieden 
weiterschreiten, ... es sei denn, man 
widerlege mich aus der Schrift oder 
kraft der Vernunft. 


Auszug aus der Konfirmationspredigt: 


E s gibt eine Stelle im Neuen Te- 
stament, in der es ungefähr so 
heißt: Gott distanziert sich eindeutig 
von denen, die immer nur „Herr, 
Herr“ sagen, ... die aber, wenn es 
darauf ankommt, Gottes Willen zu 
tun, die Kurve kratzen... In Gottes 
Augen sind letzten Endes nur die 
auf seiner Seite, die diese Welt zum 
Guten ändern ... und für die Ge- 
rechtigkeit auf Erden eintreten. In 
diesem Sinne so wage ich ... 
provokativ zu behaupten — steht 
Mao ... Gott näher als alle Päpste 
und Bischöfe der letzten 1000 Jahre 
zusammen. 


Führer gesucht 


Vier bundesdeutsche Politiker zählen 
nach einer in dieser Woche erscheinen- 
den Untersuchung des US-Nachrich- 
tenmagazins „Time“ zu den „künftigen 
Führungspersönlichkeiten der Welt“: 
Der CDU-Vorsitzende Helmut Kohl, 
44, wird — im Falle eines Regierungs- 
wechsels in der Bundesrepublik — als 
möglicher Kanzler angesehen. Sollte 
die CDU weiterhin Oppositionspartei 
bleiben, hätte — nach Ansicht von 
„Time“ — SPD-Finanzminister Hans 
Apel, 42, Aussicht auf dieses Amt. 
Dritter möglicher Kanzler ist CDU- 
Generalsekretär Kurt Biedenkopf, 44. 
Den baden-württembergischen FDP- 
Landesvorsitzenden Martin Bange- 
mann, 39, sieht das Magazin zum 
FDP-Bundesvorsitzenden aufrücken. 
Die vier Deutschen stehen auf einer Li- 
ste mit Namen von insgesamt 150 
Männern und Frauen aus aller Welt, 
denen außer Führungstalent nur noch 
ein Alters-Limit gemein ist: Keiner ist 
älter als 45. Die Führer-Liste ist Teil 
einer Untersuchung, mit der die Ursa- 
chen der „weltweiten Führungsschwä- 
che“ ergründet werden sollen. 


Stabiler Glaube 


Mit der Furcht vor Inflation ist zur Zeit 
bei den Bundesbürgern kaum politi- 
scher Gewinn zu machen. Neueste Um- 
fragen des Godesberger Instituts für 
angewandte Sozialwissenschaften (In- 
fas) haben ergeben, daß 85 Prozent der 
Bevölkerung die Deutsche Mark zu den 
stabilsten Währungen zählen. Selbst 
unter den CDU/CSU-Sympathisanten 
sind es noch über 80 Prozent. Neben 
einem Gewöhnungseffekt hat offenbar 
vor allem der stetige Hinweis der Koa- 
litonspolitiker, daß die Bundesrepublik 
international mit ihren Preissteige- 
rungsraten weit zurückliegt, in der Öf- 
fentlichkeit gewirkt. Denn noch vor 
einem Jahr hatten nur 72 Prozent der 
Bundesbürger der Deutschen Mark 
Stabilität zugestanden. Gelingt es tat- 
sächlich, wie Ökonomen derzeit nicht 
ausschließen, die Inflationsrate im 
nächsten Jahr gegenüber 1974 weiter 
zu senken, geht die Regierung Schmidt/ 
Genscher mit einem erheblichen Ver- 
trauensvorschuß in das Wahljahr 1976. 


Zitate 


„Der deutsche Mensch schafft es, wenn 
er will.“ (Ernährungsminister Josef Ertl 
zur Fußball-Weltmeisterschaft). 


„Wenn die DDR raus ist, ist alles gut.“ 


(CSU-Bundestagsvizepräsident Richard 
Jaeger). 
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Klimatisieren? 


Day 
We 
ru 


Kein Problem mit 
Westinghouse. 


Ist Ihnen aufgefallen,wie viele Ihrer 
Kollegen in der letzten Zeitihre Räume 
klimatisiert haben? 

Es gibt zwei Gründe für diesen 
Trend: 

1. Klimatisierung bringt gewichtige 
Vorteile für die Arbeit. Man kann mehr 
leisten, auch hektische Tage „nerven” 
nicht mehr so sehr. Weil die gleich- 
mäßige Raumtemperatur bei geringer 
Luftfeuchtigkeit Sie topfit hält. (Und 
jeder, der zu Ihnen kommt, freut sich 
über diese, Ihre Entscheidung.) 

2. Westinghouse Geräte bieten eine 
Qualitäts-Klimatisierung, die einfach 
installiert werden kann und preiswert 
in Anschaffung und Unterhaltist.Obes 
sich um die in Fenster oder Außenwän- 
de fest installierten oder um die trans- 
portablen Geräte handelt - die Zeiten 


Westinghouse — 
Experte in Sachen Klima. 


der komplizierten Umbauten sind vor- 
bei. Die meisten Installationen sind 
schnell und problemlos durchzufüh- 
ren. Holen Sie sich genauere Infor- 
mationen, bevor die heißen Tage 
kommen. Schicken Sie einfach den 
ausgefüllten Coupon an uns: 
„ersss000000000000000000 


= Westinghouse Electric GmbH 
6 Frankfurt/Main 56 

Genfer Straße 11 

oder: 

31, rue de Rhöne 

1204 Geneva/Schweiz 


53 4RC-4071-Ge 


Name: 


Ort: 


Straße: E- PREBPEDIEREN 


>—Zes0000000000000000000 


Ein für Sie zuständiger Westinghouse Klimafachmann ist auch in Ihrer Nähe. 


15 


Wir haben 


denMaßstab für 
freie Straßen. 


Verstopft sind nur die Straßen, die alle fahren. 
Eintönig nur die Strecken, die man immer fährt. 


Nimm die Generalkarte. Sie kennt die freien Straßen, 
die kürzesten Wege, die schönsten Strecken und Plätze: 
präzise bis ins kleinste Detail. 
Mit dem Supermaßstab 1:200.000 finden Sie jede 
kleinste Straße und jeden Ort, selbst wenn er nur 
aus ein paar Häusern besteht. Und Sie entdecken stille 
Badeseen, alte Mühlen, schöne Ausblicke 
oder romantische Burgen. 
Was Sie auch suchen — 
die Generalkarte hat's drauf. 


url 
SS ardasee 


Wichtig: 
Die Generalkarte hilft gegen 
Umleitungsärger und 

Stauungsstreß. Sie sparen Zeit 
und Kilometer. 


Die Generalkartengarantie. 


Wir garantieren: Sie werden mit Ihrer neuen Generalkarte schon bei der ersten Fahrt 
mehr Freude erleben und besser fahren. Wenn nicht, senden Sie uns einfach die 
neugekaufte Karte samt Kassenbeleg ein, und Sie erhalten von uns die DM 3,50 prompt zurück. 


Mairs Geographischer Verlag 7301 Kemnat 


ERGRIEGEI: 


DAS DEUTSCHE NACHRICHTEN-MAGAZIN 


DEUTSCHLAND 


Kanzler Schmidt: Grenzen der Macht 


Nur 50 Tage nach seinem Amtsantritt als Nachfolger 
Willy Brandts hat Bundeskanzler Helmut Schmidt erfah- 
ren müssen, daß Forschheit allein rasche Erfolge nicht 


elmut Schmidt stellte Erhard Epp- 
ler ein Ultimatum. 

Bis Mitternacht, so forderte der 
Kanzler von seinem Minister für Ent- 
wicklungshilfe nach einer zweistündi- 
gen Unterredung am Dienstag letzter 
Woche um 21 Uhr, erwarte er schriftli- 
che Mitteilung, ob Eppler sich mit den 
Kürzungen in seinem Haushalt für 
1975 abfinde. Wenn nicht, möge der 
Entwicklungshelfer auch gleich mit 
aufschreiben, welche Konsequenzen er 
zu ziehen gedenke. 


Um 23 Uhr, eine Stunde vor Ablauf 
der Frist, nahm Schmidts Frau Loki an 
der Tür des Kanzlerbungalows — der 
Hausherr war drinnen in eine Bespre- 
chung mit Herbert Wehner vertieft — 
von einem Boten den Eppler-Brief ent- 
gegen. Der Absender hatte nicht nach- 
gegeben. 

Zwar erklärte sich Eppler in dem 
Schreiben damit einverstanden, die Zu- 
wächse der Entwicklungshilfe-Haus- 
halte bis 1978 um zwei Drittel gegen- 
über bisherigen Zusagen Schmidts und 
seines Vorgängers Willy Brandt zu kür- 
zen. Zugleich aber verlangte der Mini- 
ster die Einwilligung des Kanzlers, daß 
sich das Entwicklungsressort im Falle 
höheren Finanzbedarfs bei der Frank- 
furter Kreditanstalt für Wiederaufbau 
bedienen dürfe — aus Konten, auf de- 
nen die Zinsen und Tilgungsraten frü- 
her gewährter Bundeskredite an die 
Dritte Welt eingehen. 

Schlußabsatz der Eppler-Nachtdepe- 
sche: „Aufgrund des Gespräches, das 
wir heute abend im Kanzleramt ge- 
führt haben, müßte ich Sie bitten, falls 
meine Antwort Sie nicht zufrieden- 
stellt, dem Herrn Bundespräsidenten 
meine Entlassung aus dem Amt des 
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Bundesministers für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit vorzuschlagen. Mit 
freundlichem Gruß, gez. Eppler“. 


Die Antwort stellte Schmidt nicht 
zufrieden. Er wollte Eppler nicht die 
Möglichkeit einräumen, sich aus einem 
„Schattenhaushalt“ (Schmidt) — den 
Konten der Kreditanstalt — zusätzli- 
che Mittel zu verschaffen und damit 
des Kanzlers Sparprogramm für 1975 
zu unterlaufen. Der Minister sollte sich 
damit abfinden, daß sein Ressort näch- 
stes Jahr 280 Millionen Mark weniger 
und bis 1978 insgesamt zwei Milliarden 
Mark weniger ausgeben darf, als von 
Schmidt ursprünglich zugesagt. 


Minister Eppler im Kabinett (am 4. Juli): Rücktritt beim Einzelplan 23 
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garantiert. Der Rücktritt Erhard Epplers enthüllt Differen- 
zen im Regierungslager, der Widerstand der Opposition 
gegen die Steuerreform durchkreuzt die Terminpläne. 


Ein Kompromiß war nicht mehr 
möglich. Eppler, einsamer Brandt-Be- 
wunderer im Kabinett der Schmidt-An- 
hänger und schon länger zur Demission 
geneigt, sah am letzten Donnerstag, 
dem 4. Juli, die Gelegenheit, über den 
Geldhader ohne Gesichtsverlust aus 
der sozialliberalen Regierungsmann- 
schaft auszuscheren. Der neue Kanzler, 
gerade 50 Tage im Amt, hatte seine er- 
ste Kabincettskrise. 

Und auch sonst ging Helmut 
Schmidt letzte Woche das Regieren 
nicht mehr so flott von der Hand, wie 
es sich der dynamische Hanseat bei sei- 
nem Amtsantritt vorgestellt hatte. Der 


Mann, der als Verteidigungs- und spä- 
ter als Finanzminister seinen Vorgän- 
ger Willy Brandt oft wegen zu großer 
Rücksichtnahme und zu wenig Mut 
zum harten Durchgreifen gescholten 
hatte, mußte nun selbst die Erfahrung 
machen, daß sich das Bonner Staats- 
schiff nicht wie ein Schnellboot kom- 
mandieren läßt. 


In der Steuerreform, vom neuen 
Kanzler in der Regierungserklärung als 
Prunkstück seiner Erst-Regentschaft 
herausgestellt, lief „Schmidt the Lip“ 
(so die Übersetzung des US-Magazins 
„Newsweek“ für „Schmidt-Schnauze‘) 
in der vorigen Woche bei der CDU 
CSU-Opposition voll auf Grund. Noch 
Anfang Juni hatte der SPD-Regie- 
rungschef den Christdemokraten in be- 
währtem Schmidt-Stil gedroht, er wer- 
de die Öffentlichkeit gegen sie mobili- 


SPD/FDP-Koalition. CDU und CSU 
verzögerten letzte Woche erneut — auf 
unbestimmte Zeit — die Verabschie- 
dung dieses von der SPD seit Jahren 
betriebenen Reformvorhabens, das die 
Hochschulstruktur in der Bundesrepu- 
blik vereinheitlichen soll. 


Seinem Ruf als Alleskönner machte 
— auf den ersten Blick — Schmidt 
schon eher bei den Haushaltsbeschlüs- 
sen Ehre. Er setzte vorige Woche im 
Kabinett seine Absicht durch, den Aus- 
gabenzuwachs des Etats 1975 auf rund 
acht Prozent zu begrenzen. Doch auch 
dieser Erfolg hat seine Kehrseite. Denn 
selbst um einen so relativ geringen Zu- 
wachs zu finanzieren, muß Finanzmini- 
ster und Schmidt-Vasall Hans Apel die 
Rekordsumme von mindestens 14 Mil- 
liarden Mark bei Kreditgebern auftrei- 
ben — doppelt soviel wie im Jahr 1974 


„Tut uns leid, Genosse Eppler, aber das eigene Hemd ist uns näher!“ 


sieren, falls sie das Steuerreformwerk 
mit ihrer Mehrheit im Bundesrat blok- 
kierten. 

Die Drohung, vom Kanzler als be- 
sonders geschickter Schachzug emp- 
funden, erwies sich als Fehlkalkula- 
tion: Die von Schmidt provozierte Op- 
position wollte sich auf keinen Kom- 
promiß in der strittigsten Frage — dem 
Abzug der Sonderausgaben einlas- 
sen. Vergangenen Freitag mußten die 
Koalitions-Vertreter das Scheitern der 
Verhandlungen eingestehen. 

Fatale Folge: Um den inflationsge- 
schädigten Bundesbürgern für 1975 
dennoch Steuererleichterungen zu bie- 
ten, müssen die Sozialliberalen jetzt ein 
Steuerentlastungsgesetz ohne jede 
Strukturreform des Steuerrechts vorle- 
gen — just das, was die Opposition 
stets gefordert hatte. 

Die Grenzen der Schmidt-Macht de- 


monstrierten die Unierten auch beim 
Hochschulrahmengesetz, einem der 
letzten Restposten im stark ge- 
schrumpften Reformprogramm der 
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und fünfmal soviel wie im Jahr 1973. 
Völlig ungewiß ist dabei, ob es den 
Anel-Beamten gelingen wird, auf dem 
gegenwärtig leergefegten Kapitalmarkt 
überhaupt so viel Geld lockerzuma- 
chen. 


Dabei war es dem Bonner Kassen- 
verwalter nur mit Mühe gelungen, den 
Bund nicht noch höher zu verschulden. 
Um „eine Linie zu halten, von der nie- 
mand glaubte, dal wir sie halten wür- 
den“ (Apel), mußte der Finanzminister 
die Ausgabenwünsche seiner Kollegen 
brutal abwürgen. Verteidigungsmini- 
ster Georg Leber erhielt nur 3,6 Pro- 
zent mehr als im Vorjahr, Landwirt- 
schaftsminister Josef Ertl! mußte sich 
mit 2,2 Prozent plus begnügen, und 
Verkehrsminister Kurt Gscheidle hatte 
sogar einen Rückgang von 0,5 Prozent 
zu schlucken. 


Kein Wunder, daß die Kabinettsrun- 
de am Donnerstag wenig Verständnis 
für Erhard Eppler aufbringen wollte, 
der trotz der Apel-Kürzungen 1975 im- 


merhin noch 9,1 Prozent mehr als 1974 
bekommen sollte. Als Epplers Einzel- 
plan 23 im Kabinett aufgerufen wurde, 
meldete sich ein Minister nach dem an- 
deren zu Wort und bürstete den eigen- 
sinnigen Schwaben ab. 


Wohnungsbauminister Karl Ravens 
rechnete dem Freund der Dritten Welt 
vor, im eigenen Lande stehe es schließ- 
lich auch nicht zum besten; er, Ravens, 
habe sogar Kürzungen im sozialen 
Wohnungsbau hinnehmen müssen. 
Auch FDP-Innenminister Werner Mai- 
hofer, obschon wie Eppler auf morali- 
schen Unterbau der Politik bedacht, 
brachte für den SPD-Linken „nicht das 
mindeste Verständnis auf“. Maihofer: 
„Ich kann nicht verstehen, warum wir 
hier streiten. Ich kann nicht begreifen, 
wo hier die Dramatik ist.“ 


FDP-Wirtschaftsminister Hans Fri- 
derichs, dessen Etat ebenfalls von Apel 
gestutzt worden war, hatte schon vor 
der Kabinettssitzung angekündigt: 
„Wenn Eppler mit seiner Rücktrittsdro- 
hung Erfolg hat, dann liegt sofort auch 
meine auf dem Tisch. Und dann wird 
auch der Ertl damit kommen.“ 


Besonders hart ging Finanzchef Apel 
mit dem Entwicklungspolitiker ins Ge- 
richt. Epplers Aufregung sei grundlos, 
denn in den Jahren zuvor habe er stets 
zum Ultimo gewaltige Restbestände in 
seiner Kasse gehabt, so zuletzt 150 Mil- 
lıonen Mark. Apel warf dem Genossen 
Unaufrichtigkeit und mangelnde Soli- 
darität vor: Was zwischen ihm und 
Eppler während der Verhandlungen 
über die Etat-Kürzungen am Telephon 
besprochen worden sei, stelle der Ent- 
wicklungshelfer jetzt anders dar. Apel: 
„Das nächstemal nehme ich einen Ste- 
nographen mit.“ Eppler habe überdies 
„Kampagnen begonnen” und. den 
Kanzler ebenso wie den Finanzminister 
als „böse Fiskalisten dargestellt“. Apel: 
„Ich war menschlich tief getroffen.“ 


Einstimmig schmetterte die Minister- 
runde den Antrag Epplers auf mehr 
Geld ab. Der baden-württembergische 
SPD-Vorsitzende hob zu seinem letzten 
Spruch im Schmidt-Kabinett an: „Ich 
habe eine Bitte. Wenn ich nun Konse- 
quenzen ziehe, dann tue ich das, ohne 
daß ich jemanden etwas übelnehme. 
Ich unterscheide nicht zwischen bösen 
und guten Menschen.“ Mit leiser Stim- 
me schloß Eppler: „Wir sollten das auf 
anständige Weise hinter uns bringen, so 
daß Regierung und Partei nur ein Mini- 
mum an Schaden nehmen.“ 


Der Kanzler replizierte knapp, in das 
ansonsten unübliche Genossen-Du ver- 
fallend: „Erhard, du hast es hier mit je- 
mandem zu tun, der zu jeder Zeit 
menschliches und politisches Verständ- 
nis für die Notwendigkeit der Entwick- 
lungspolitik gezeigt hat. Ich habe es 
durch Handeln bewiesen.“ 


Um 17.21 Uhr am Donnerstag, zehn 


Minuten nach seiner Abstimmungs- 
niederlage, packte Eppler seine Akten 


und verließ still den Kabinettssaal. 
Eine halbe Stunde später — das Kabı- 
nett tagte noch — überbrachte ein Bote 
dem Kanzler das Rücktrittsschreiben. 
Der Brief sei, so schlossen Schmidts Be- 
amte aus einem Flüchtigkeitsfehler 
Epplers — das Datum war nicht einge- 
setzt worden —, bereits lange vor dem 
Zusammentritt der Regierungsequipe 
am _Donnerstagmorgen geschrieben 
worden. 

Zur gleichen Zeit, als das Demis- 
sionsschreiben im Kanzleramt einging, 
lief bei den Nachrichten-Agenturen die 
ebenfalls vorab aufgesetzte Hppler- 
Rechtfertigung für seinen Rücktritt an. 
Nach dem Eindruck des Kabinetts 
keineswegs darauf bedacht, den Scha- 
den für Regierung und Partei so klein 
wie möglich zu halten, versuchte Epp- 
ler, sich als Opfer seiner guten Absich- 
ten darzustellen — als ein Sozialdemo- 
krat, der unter Kanzler Schmidt mit 
dem Bemühen gescheitert sei, „Kata- 
strophen größeren Ausmaßes“ in der 
Dritten Welt abzuwenden. 

Epplers Vorwürfe gegen Schmidt 
und Apel: Bonn halte die erst vor weni- 
gen Wochen gegenüber der Europä- 
ischen Gemeinschaft gegebene Zusage 
nicht ein, sobald wie möglich 0,7 Pro- 
zent des Bruttosozialprodukts für die 
Entwicklungshilfe aufzuwenden:; der 
700-Millionen-Kredit für Jugoslawien 
gehe, entgegen den Versprechungen 
Helmut Schmidts und entgegen Epplers 
eigenen Äußerungen vor dem Bundes- 
tag, nun doch zu Lasten der Hilfe für 
die anderen Entwicklungsländer. 

Mit einem Wort des ehemaligen Bun- 
despräsidenten Gustav Heinemann ver- 
abschiedete sich der ehemalige Mini- 
ster aus der Regierungsverantwortung: 
„Wer heute nur für sich selber sorgen 


Finanzminister Apel 
„Menschlich tief getroffen“ 


will, verspielt mit der Zukunft anderer 
auch seine eigene.“ 


Seine eigene Zukunft will Eppler, 
Mitglied des elfköpfigen SPD-Präsidi- 
ums, Vorsitzender des baden-württem- 
bergischen Landesverbandes und siche- 
rer Spitzenmann für den Landtags- 
wahlkampf 1976, durch verstärkte Ar- 
beit in der Partei sichern -— an der Sei- 
te Willy Brandts, gegen die Konservati- 
ven um Helmut Schmidt. 


Schon findet der Zurückgetretene 
Zuspruch in der SPD. Ortsvereine und 
Juso-Gruppen schickten ihm in der vo- 
rigen Woche Solidaritätsadressen. Sein 
baden-württembergischer Landesver- 
band stellte sich hinter ihn, Ex-Juso- 
Chef Karsten Voigt urteilte: „Ich finde 
es bedauerlich, aber ich finde es richtig, 
daß Eppler diese Konsequenzen gezo- 
gen hat. Ich glaube nicht, daß er in der 
Partei dadurch schwächer geworden 
ist." 

Schmidt weiß wohl, daß seine Gegen- 
spieler um den Parteivorsitzenden 
Brandt — die Schmidt-Opfer Horst 
Ehmke, Egon Bahr, Klaus von Dohna- 
nyi — durch Eppler beachtliche Ver- 
stärkung erhalten werden. Am Freitag 
letzter Woche überlegte sich der Kanz- 
ler einen Konterzug. Er erwog, Epplers 
Nachfolger für das Entwicklungs-Res- 
sort aus dem Kreis der Brandt-Vertrau- 


ten zu rekrutieren. Schmidts Idee: 
Egon Bahr. 
SPD 


Regieren und diskutieren 


Kanzler Schmidt fordert für die SPD 
Disziplin statt Diskussion. Die Linken 
aber wollen die Fortsetzung der 
Theoriedebatte erzwingen — durch 
Bildung eines Stimmblocks nach Vor- 
bild der rechten Kanalarbeiter. 


er Bremer SPD-Vorsitzende Hen- 

ning Scherf schimpft: „Ich bin 
nicht bereit, vor Helmut Schmidt Ko- 
tau zu machen. Wir müssen versuchen 
klarzumachen, daß mit ihm nicht alles 
ins Gegenteil verkehrt wird, wofür wir 
Wahlkämpfe gemacht haben.“ 

Was den am linken Parteiflügel mar- 
schierenden Hanseaten vor allem är- 
gert, das sind die permanenten Spar- 
samkeitsappelle des Kanzlers und stell- 
vertretenden SPD-Vorsitzenden, 
Schmidts Aversion gegen die Fortset- 
zung der sozialdemokratischen Theo- 
rie-Diskussion und seine monotonen 
Aufrufe zu Disziplin und Ordnung in 
der Partei. 


Daß Helmut Schmidt in arrogan- 
tem Ton Parteitagsbeschlüssen die Ver- 
bindlichkeit für die Regierungspolitik 
bestreitet, daß ihm nicht ausreicht, was 
in der Partei „an innerer geistiger Dis- 
ziplin wieder Platz gegriffen hat“ — 
dies alles mißfällt Scherf und seinen 
linken Freunden ebenso wie die Kanz- 


Links-Sozialdemokrat Ristock 
Von den Rechten gelernt 


ler-Attacke gegen jene Sozialdemokra- 
ten, die trotz der Wahlniederlagen die- 
ses Jahres an den Parteitagsbeschlüssen 
von 1973 festhalten und mit einem 
neuen Langzeitprogramm der SPD die 
Richtung weisen wollen. Schmidt: „Den 
Wählern in der Mitte das zu verkaufen, 
was erst 1990 geschieht, das muß man 
Robert Jungk überlassen und den Fu- 
turologen. Die SPD ist keine futurolo- 
gische Seminareinrichtung.“ 


Dabei, so merken seine Kritiker an, 
hatte sich Schmidt noch unlängst selbst 
in Futurologie geübt. Als Autor des er- 
sten, in Hannover freilich verworfenen 
SPD-Langzeitprogramms habe er die 
Ausweitung des Staatsanteils am So- 
zialprodukt von 28 auf 34 Prozent im 
Jahre 1985 gefordert. Als Kanzler aber 
boxe er nun einen rigorosen Sparhaus- 
halt durch und halte Länder und Ge- 
meinden zu finanzieller Abstinenz an. 
Verwirrt vergleicht Ernst Weltecke, 
Chef des SPD-Unterbezirks Obertaunus 
und Mitglied der Langzeitkommission: 
„Jetzt soll das alles nicht mehr wahr 
sein. Jetzt tut Schmidt so, als ob er das 
Gegenteil beabsichtigt.“ 


Allzu einfach macht es sich Schmidt 
nach Ansicht der Parteilinken auch, 
wenn er die Enttäuschung der Juso- 
Chefin Heidi Wieczorek-Zeul über 
preisgegebene Reformen im Regie- 
rungskonzept als „Meinung eines Kurz- 
streckenläufers“ abtue und die Diskus- 
sion über Investitionslenkung und -pla- 
nung als „so eine moderne Spielwiese 
für Jungsozialisten“ veralbere. 


Doch es sind nicht nur Linke, die 
derzeit sozialdemokratische Politik of- 
fensiver diskutieren wollen, als es dem 
Kanzler recht ist. Mitte Juni versam- 
melte der stellvertretende bayrische 
SPD-Landesvorsitzende und Staatsse- 
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Aber der Wagen, der rollt 


SPIEGEL-Reporter Hermann Schreiber über den Bonner Präsidenten-Wechsel 


lles und nichts“ hat er sich vorge- 

nommen für die Zukunft, sagt Gu- 
stav Heinemann und guckt vage in den 
Regen, der auf den Park der Villa 
Hammerschmidt niedergeht und auf 
die dennoch musizierende Bergmanns- 
kapelle aus Essen. 


Memoiren? Nun ja, die Verleger 
umschwirren ihn; aber er weiß’ noch 
nicht recht. Reisen? Das möchte seine 
Frau gern; aber er weiß noch nicht 
recht. Urlaub? Er hat es nie lang aus- 
gehalten im Urlaub; außerdem hat er 


Altpräsidenten-Paar Heinemann: Abschied bürgerlich 


bald 75. Geburtstag, und den will er 


lieber noch in Essen feiern, zu 
Hause. 


Erleichtert fühlt er sich gewiß — 
„wie wenn man einen schweren Ruck- 
sack abstellt“. Andererseits empfindet 
er über den „Verlust einer großen Mög- 
lichkeit“, die das Amt ihm denn doch 
geboten hat, auch so etwas wie Weh- 
mut — „na, Wehmut ist das falsche 
Wort“. Aber das richtige Wort will ihm 
nicht einfallen. 


In seiner Brieftasche verwahrt er 
eine Postkarte, die vier Deutsche (dar- 
unter „ein Preuße“ und „ein Sachse“) 
ihm aus Nepal geschickt haben; anstel- 
le der Anschrift haben sie einfach eine 
bundesdeutsche Briefmarke mit Heine- 
manns Kopf aufgeklebt. Anfangs hat 
Heinemann seinen Kopf ja nicht auf 
Briefmarken sehen wollen; jetzt freut 
er sich, daß die Karte angekommen ist. 
Gleich daneben hebt er eine One-Dol- 
lar-Note auf; die hat ihm in Luxem- 
burg, als er dort auf Staatsbesuch war, 
ein betagter Passant einfach so in die 
Hand gedrückt. Souvenir, Souvenir. 


Der Bürgerpräsident nimmt Ab- 
schied. Und wäre so gern noch geblie- 
ben? Man mag das denken. Noch zwei 
Jahre jedenfalls. Aber der Wagen, der 
rollt... 


Abschied bürgerlich: Den Großen 
Zapfenstreich hat Gustav Heinemann 
zu verhindern gewußt, letztlich aus 
Gründen seines Selbstverständnisses: 
„War ich jemals Oberster Kriegsherr?“ 
Das zivile Äquivalent ist eine gemein- 
same Dampferpartie für das alte und 
das neue Präsidentenpaar, mit rund 
tausend Top-Teilneh- 
mern, die der Bürger- 
meister von Linz am 
Rhein anläßlich eines 
Anlegemanövers ein 
bißchen pauschal, 
aber sehr begeistert 
„die gesamte Spitze 
des Staates“ nennt. 


Und so eine Rhein- 
fahrt, die ist lustig. 
Des Bürgerpräsiden- 
ten letzter Sieg über 
das Protokoll ent- 
spricht im Effekt etwa 
dem Tausch: Militär- 
Operette gegen Be- 
triebsausflug, „Ich 
bete an die Macht der 
Liebe“ gegen „I Si- 
lenzioe“ (jene ur- 
sprünglich amerikani- 
sche Zapfenstreich- 
Schnulze, die Nini 
Rosso zum Hit aufgeblasen hat). Nur 
das kalte Buffet und die Big Band stam- 
men noch von der Bundeswehr. 


Fernsehgeräte für Fußballfans, die 
gern das Spiel Bundesrepublik—Schwe- 
den sehen möchten, gibt es gar nicht — 
nur eine sporadische, in Glenn Miller 
und lauten Gesprächen zerfließende 
Lautsprecherdurchsage, die der 
Brandt-Sympathisant Sammy Drechsel 
(zeitweilig in Gesellschaft des CDU- 
Chefs Helmut Kohl) vor zwei 
flimmernden Monitoren hinter ver- 
schlossenen Türen besorgt. 


Auch das hat Heinemann so haben 
wollen. Wer ihn, nach dem glorreichen 
4:2, auf den deutschen Sieg anspricht, 
der riskiert, nicht gleich verstanden zu 
werden. Ach so, Fußball. „Da leb’ ich 
nicht drin.“ 


Aber nicht nur deshalb beschleicht 
prominente Passagiere des Rheinschiffs 
„Drachenfels“ an diesem Abend gele- 
gentlich das Gefühl, hoch auf dem fal- 
schen Dampfer zu sein. Auch das ge- 
mischte Doppel der beiden Präsiden- 
tenpaare entbehrt der Faszination. Bäl- 


le gehen ins Netz, Gruppen bilden sich, 
zwischen denen kaum Kommunika- 
tion aufkommt: hier Schmidt mit Wirt- 
schaftsbossen, da Brandt mit Getreuen, 
dort Heinemann mit Familie und über- 
all Scheel mit jedermann. 


Irgendwie eilig haben es alle, bis auf 
Brandt. Der jedenfalls bleibt sitzen und 
redet noch (und raucht wieder), als der 
Mann, der vor fünf Jahren „die sicht- 
bar gewordene sozial-liberale Gemein- 
samkeit“ (Brandt) dargestellt hat, von 
Bord geht. „Il Silenzio“ säuselt vom 
Freideck, aber sonst stimmt nichts. 


Es ist nicht Mitternacht, sondern erst 
zehn vor zwölf; Gustav und Hilda Hei- 
nemann entschreiten nicht allein, son- 
dern inmitten rennender Menschen; 
und ihr Fahrer zieht sich eine Anzeige 
zu, weil er bei der Abfahrt im Gedrän- 
ge ein anderes Auto beschädigt und 
(laut Angaben der Polizei, der er später 


Widerstand leistet) „mehr getrunken 
hat, als erlaubt ist“. 
Walter Scheel wiederum wird im 


Auto Präsident, um Mitternacht, ir- 
gendwo auf den Straßen Bonns. 

Überhaupt macht Scheel an diesem 
Tag Bekanntschaft mit einer Befind- 
lichkeit, die ihm ganz ungewohnt ist 
und die er auf eine für seine Verhältnis- 
se verblüffende Formel bringt: „Ich bin 
noch nie so einsam gewesen.“ 


Bundespräsident Scheel 
„Noch nie so einsam gewesen“ 


Dies kann er vordergründig damit 
belegen, daß „ich bisher eigentlich im- 
mer mit einem Kollegium gearbeitet 
habe“, wohingegen der Bundespräsi- 
dent „das einzige Verfassungsorgan ist, 
das nur aus einer Person besteht“. Er 
muß, bekennt der neue Hausherr vor 
den Bediensteten des Bundespräsidial- 
amts, „in der Tat mit sich im reinen 
sein“, 

Als ob Walter Scheel das nicht wäre. 
Aber er hat auch ganz gute Antennen. 
So entgeht ihm mitnichten, daß wäh- 
rend seiner Antrittsrede vor Bundestag 
und Bundesrat der Kanzler Schmidt 
ziemlich erfolglos die Müdigkeit ab- 
wehrt, daß sogar die wohlüberlegte 
Erwähnung Willy Brandts, „dessen 
Stellvertreter im Amt des Bundeskanz- 
lers ich in den letzten viereinhalb Jah- 
ren gewesen bin“, bei diesem und auch 
bei den Genossen ohne Echo bleibt. 

Dabei hat Walter Scheel dem Regie- 
rungspartner von gestern in einem lan- 
gen Handschreiben doch offenbart, wie 
viel ihm daran gelegen ist, den hohen 
moralischen Anspruch und die politi- 
schen „Gefühlswerte“ der Ära Brandt 
mitzunehmen ins neue Amt. Nun neigt 
er selber dazu, seine Antrittsrede für 
„abstrakt“ zu halten, jedenfalls für 
blasser als sein eigenes Erscheinungs- 
bild. 

Ein Stück Stilwandel immerhin ist 
erkennbar geworden. Abends vor dem 
Fernsehschirm findet der Bundespräsi- 
dent Scheel durchaus Gefallen an der 
„militärischen“ Manier, mit der er, im 
Cut und unterm Regenschirm, die 
Front der Wachsoldaten abgeschritten 
hat. Und der Beifall der versammelten 
Freunde für das Interview, das er der 
„Tagesschau“ völlig unvorbereitet und 
nicht im Studio, sondern in den eigenen 
Amtsräumen gegeben hat, bestärkt ihn 
in dem Vorsatz, stets so spontan vor 
sein Fernsehvolk zu treten. 


Auch Gustav Heinemanns Arbeits- 
zimmer im kargen Bürotrakt des Bun- 
despräsidialamtes wird er nicht lange 
nutzen, sondern sich ein neues Büro in 
der eigentlichen Villa Hammerschmidt 
herrichten lassen, mit Blick auf den 
Park und auf Vater Rhein. 

Und daß er eines Tages bloß „Alles 
und nichts“ vorhaben könnte, vermag 
Walter Scheel, 55, sich erst recht nicht 
vorzustellen. Er wird am Ende seiner 
Amtszeit, frühestens in fünf, spätestens 
in zehn Jahren, sozusagen einmalig 
sein: einer, der schon „alles gewesen“ 
und doch „immer noch sehr jung“ ist 
— jedenfalls jung und auch reich ge- 
nug, seine konkurrenzlose Erfahrung 
sozusagen kostenlos zur Verfügung 
stellen zu können. 

Walter Scheel, erst ein paar Stunden 
Bundespräsident, zieht so vergnügt an 
seiner Havanna, als freue er sich schon 
lange auf den unerhörten Luxus, ein- 
mal ein One-Dollar-Man zu sein. 


kretär im Bonner Bildungsministerium, 
Peter Glotz („Ich bin fest im rechten 
Flügel verwurzelt“), in der Brauerei zu 
Aying bei München eine gemischte Ge- 
sellschaft von 36 SPD-Politikern. Dort 
diskutierten der Bundestagsabgeordnete 
Herbert Ehrenberg und der Hamburger 
Innensenator Hans-Ulrich Klose, beide 
eher zur rechten Mitte zählend, mit 
Linken wie den ehemaligen Juso-Vor- 
sitzenden Karsten Voigt und Wolfgang 
Roth und der amtierenden Führung der 
Jungsozialisten über die Lage der Partei. 


Zwar konnten sich die Flügel-Män- 
ner etwa über die Gretchen-Frage, wie 
sie es mit dem direkten Einfluß des 
Staates auf die Investitionsentscheidun- 
gen der privaten Wirtschaft halten, 
nicht einigen. Doch alle waren dafür, 
daß diese Probleme zusammen mit dem 
neuen ÖOrientierungs-Programm der 
SPD das „zentrale Thema“ (Glotz) auf 
dem Mannheimer Parteitag im Jahre 
1975 sein müßten. „Da kann man nicht 
kommen und einfach Ende der Diskus- 
sion verordnen“, folgerte Schmidts 
Landsmann Klose, „die Debatte über 
Investitionsplanung ist nicht nur legi- 
tim, sondern sogar notwendig“ — ge- 
rade nach den Erfahrungen mit den 
multinationalen Konzernen während 
der Ölkrise. Der Senator: „Man kann 
regieren und gleichzeitig über Theorie 
diskutieren. Eine Partei von fast einer 
Million Mitglieder läßt sich nicht sa- 
gen: Derzeit findet keine Theorie-Dis- 
kussion statt“. 


Daß sie stattfindet, dafür sorgt die 
„Vereinigte Linke“ (SPD-Vorstands- 
mitglied Harry Ristock) mit ihren poli- 
tischen Zentren: dem sogenannten „Le- 
verkusener Kreis“ aus SPD-MdBs und 
dem „Frankfurter Kreis“ um Rudi 
Arndt und Jochen Steffen. 


Ende Juni verständigten sich die 
Wortführer der Konföderierten im 
Bonner Hotel „Esplanade“ — erstmals 
war auch der neuerdings wieder bei den 
Linken schutzsuchende damalige Ent- 
wicklungshilfeminister Erhard Eppler 
dabei — auf ein Strategiepapier von 
Karsten Voigt über „die SPD 
1974—1976“. Die Resolution, die später 
im Beueler Rathaus vom linken Plenum 
gutgeheißen wurde, sichert Kanzler 
Schmidt die Solidarität des Links- 
Blocks zu. Zugleich aber präsentiert sie 
ein Bündel von Gegenforderungen, die 
deutlich machen, daß diese Solidarität 
für die Genossen in der Regierung 
durchaus nicht um jeden Preis zu haben 
ist. 


Nach den Beueler Thesen 

> darf die SPD auf die „Formulie- 
rung und Diskussion auch langfri- 
stiger und sozialistischer Zielvor- 
stellungen“ nicht verzichten, 

> darf die Regierung „nicht eine Art 
Gegenaufklärung betreiben“, wenn 


Jungsozialisten „über die restriktiven 
Rahmenbedingungen von Reform- 
politik im Kapitalismus aufklären“, 

> darf die Diskussion über „die Lang- 
zeitperspektive der SPD nicht in das 
innerparteiliche Abseits gedrängt 
werden“, 

> sind „die Parteitagsbeschlüsse ver- 
pflichtender Orientierungspunkt 
für die sozialdemokratische Praxis 
in der Partei, in der Regierung und 
bei parteilichen Aktionen“. 


Nach der Einigung auf dieses Pro- 
gramm, das nach ihrer Ansicht herge- 
brachter Parteimeinung entspricht, und 
mit gleichzeitiger Distanzierung von 
Sektierern, die nur auf die reine Lehre, 
nicht aber auf den Wähler achten, hof- 
fen die Linken auf baldigen Machtzu- 
wachs. Ihr Ziel: eine geschlossene, bei 
Abstimmungen gut funktionierende 
Truppe nach dem Vorbild der rechten 


Rechts-Sozialdemokrat Glotz 
Theorie-Debatte in der Brauerei 


Kanalarbeiter-Riege des Deutschland- 
ministers und Schmidt-Getreuen Egon 
Franke. 

Auf Unterstützung der so vereinigten 
Linken darf künftig unter den Spitzen- 
genossen vor allen anderen Parteichef 
Willy Brandt rechnen. Denn sein Ap- 
pell, die Diskussion in der SPD offen- 
zuhalten, und sein erfolgreiches Enga- 
gement gegen den Versuch des fränki- 
schen SPD-Führers Bruno Friederich, 
den Parteibezirken die Hoheitsgewalt 
über die regionalen Juso-Organisatio- 
nen zu überantworten, haben ihm links 
viel Sympathie eingebracht. 

Links-Ristock: „Wir leben mit Weh- 
ner, weil er unabdingbar ist. Wir sehen 
in Schmidt den Macher, der das Staats- 
schiff steuert und mit dem wir uns in 
wechselseitiger Verpflichtung fühlen. 
Wir halten Willy Brandt für die Inkar- 
nation der Möglichkeit, daß sich die 
SPD nach vorn entwickeln kann.“ 
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BANKEN 


Einiges steckengeblieben 


Während Bonn wegen der Herstatt- 
Pleite von Abgesandten aus Wa- 
shington beschimpft wurde, versuch- 
ten sich die Verantwortlichen der 
Bank gegenseitig Schuld oder Mit- 
wisserschaft zuzuschieben. 


D as ist noch nicht ausgeschwitzt“, 
J prophezeit Walter Hesselbach, 
Chef der gewerkschaftseigenen Bank 
für Gemeinwirtschaft, „ich fürchte, der 
Fall kann noch Kreise ziehen.“ 


Der Fall — die Pleite der Kölner 
Herstatt-Bank in der vorletzten Woche 
— brachte das westdeutsche Bankge- 
werbe und seine Aufseher in Bonn, 


Berlin und Frankfurt in Mißkredit, die 


\ 


sen derzeitiger Besitzer Johann Philipp 
Freiherr von Bethmann immer noch als 
einer der reichsten in der Mainmetro- 
pole gilt, hob ein Mittelständler auf 
einen Schlag sein gesamtes Guthaben 
in Höhe von 60000 Mark ab. „Er hat 
sie aber“, so berichtet der adlige Geld- 
herr, „gleich, nachdem er die Scheine 
gezählt hatte, wieder bei uns depo- 
niert.“ 

Auch an den internationalen Bank- 
plätzen in Zürich, London, Brüssel und 
New York überprüften die Geldhänd- 
ler derzeit ihre westdeutschen Bank- 
partner. Mit etlichen wollen sie jetzt 
schon nichts mehr zu tun haben und: 
„Die werden weiter“, so der Chef der 
Allgemeinen Deutschen Credit-Anstalt 
(Adca) Ernst Krienke, „irrsinnig sortie- 


“ 


ren. 


Am meisten jedoch mißtrauen die 
deutschen Bankiers zur Zeit sich gegen- 


Devisenhändler Dattel vor seinem Eigenheim: „Die Bank lebt von uns“ 


nationalen und internationalen Geld- 
märkte in Unordnung. Bis nach New 
York, dem größten Umschlagplatz für 
Bares auf der Welt, wirkte der Schock: 
Am US-Bankenzentrum stockte der 
Geldverkehr wegen Herstatt noch am 
vergangenen Freitag. 


Die rheinische Pleite, sagt der Chef 
der Hessischen Landesbank (Helaba), 
Leopold Bröker, „bedroht Vertrauens- 
würdigkeit und Leistungsfähigkeit“ der 
ganzen Republik. 

In jenem Gewerbe, das sich selbst 
gern für das feinste hält, sind sogar die 
nobelsten Häuser in Verruf geraten. 
Überall, vor allem an den Schaltern 
der 145 Privatbankiers, prüften Kun- 
den nach, ob ihr Geld noch ihr Geld 
war, 

Beim Frankfurter Bankhaus Gebrü- 
der Bethmann etwa, das zu den ältesten 
Finanzfirmen Europas zählt und des- 
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seitig. Walter Hesselbach berichtet: 
„Ich habe mich an die Liste der Ban- 
ken gemacht, denen wir Geld geben, 
und mindestens dreißig rausgestri- 
chen.“ 


Die drei von der Herstatt-Bank sind 
derweil vollauf damit beschäftigt, sich 
selbst aus der Zugluft zu nehmen. Iwan 
Herstatt und sein Generalbevollmäch- 
tigter Bernhard Graf von der Goltz, 
versippt mit dem Quandt-Vertrauten 
Hans Graf von der Goltz, versuchen, 
den rundlichen Devisenhändler Daniel 
(„Dany“) Dattel in die Rolle des Al- 
leinschuldigen zu stoßen. Der aber be- 
hauptet, seine Vorgesetzten stets von 
seinen Devisenspekulationen unterrich- 
tet, ja, sie sogar gewarnt zu haben. 


„Wenn Sie 'n Kassierer haben, der 
mit der Kasse abhaut“, erklärt Her- 
statts Goltz die Qualität seiner Verant- 
wortung, „dann sind Sie auch letzten 


Endes verantwortlich.“ Aber natürlich, 
der Graf ist hintergangen worden, der 
Bankier auch, und selbst der Betriebs- 
ratsvorsitzende Werner Rustner „kann 
sich nicht vor Leute stellen, die uns sol- 
chen Schaden zugefügt haben“. 


So ganz koscher allerdings ist wohl 
auch Dany nicht. In dem Kölner An- 
waltsbüro Zerhusen, dessen Wände mit 
Faun-Erotik geschmückt sind, läßt sich 
Dattel, 34, seit 15 Jahren bei Herstatt 
und seit 1973 Vizedirektor der Bank 
mit einem Monatsgehalt von 5600 
Mark, seine Verteidigungslinie auf- 
bauen. „Die Bank lebte von uns, und 
keiner fragte viel danach, woher die 
Gewinne kamen“, tönte Dany, der am 
Montag letzter Woche „wegen der be- 
kannten Vorkommnisse“ (Dattel) frist- 
los entlassen wurde. 

Für das Devisengeschäft habe er völ- 
lig freie Hand gehabt, die Geschäftslei- 
tung sei über alles informiert gewesen 
und habe ihm zu keinem Zeitpunkt ir- 
gendwelche Limits gesetzt. Erst im De- 
zember letzten Jahres sei er wegen sei- 
ner Erfolge im Handel mit dem heißen 
Dollar zum stellvertretenden Direktor 
ernannt worden. 

Doch schon im Herbst, so behauptet 
der Risikofreudige, seien in ihm zarte 
Bedenken aufgekeimt. Ständig habe er 
der Geschäftsleitung geraten, die hohen 
Devisenpositionen abzubauen. Zu 
Schriftlichem allerdings habe er sich 
nicht hinreißen lassen: „Das entspricht 
nicht den Gepflogenheiten eines Devi- 
senhändlers.“ 

Freudig verbreiten Herstatt und 
Goltz denn auch, von gar nichts etwas 
gewußt zu haben. Selbst als die Devi- 
senabteilung der Westdeutschen Lan- 
desbank mit ihren 270 Millionen zuge- 
gebenen und mindestens weiteren 100 
Millionen Miesen, die sie durch Auflö- 
sung stiller Reserven verstecken konn- 
te, Geschichte gemacht hatte, fiel es 
den Bankiers nicht ein, ihren forschen 
Devisenhändler etwas genauer zu be- 
aufsichtigen. 

Auch daß Bundesbankier Klasen 
und Deutsch-Bankier Ulrich öffentlich 
zur Vorsicht im Termingeschäft rieten, 
empfanden die Kölner nicht als Alarm- 
zeichen. Wie vorgestanzt sagen der 
Graf und sein Dany: „Der Markt ist 
kaputtgeredet worden.“ 

Zudem merkte Devisenhändler Dat- 
tel plötzlich, daß die Geldmasse für 
den Aufbau von Gegenpositionen 
schmolz. Die Großbanken machten 
ihre Konten glatt, andere zögerten, sich 
bei Herstatt noch zu engagieren. Dany 
saß in der Schlinge, die sich immer en- 
ger zog. „Die Großbanken“, so Danys 
neue Beschwörungstheorie, „mochten 
uns nicht.“ 

Bis zum 10. Juni, so nimmt der Graf 
für sich in Anspruch, habe niemand 
von Danys Verlusten gewußt, eine The- 
se, die ihm freilich von kaum einem 
Kollegen abgekauft wird. Damals be- 
ziffert Dattel den Verlust mit 64 Mil- 


Herstatt-Bankier Herstatt 
„Der Blitz kam... 


lionen Mark. Dany, so der Graf, wört- 
lich: „Auf Ehre und Gewissen.“ 


Am 11. Juni abends will Generalbe- 
vollmächtigter von der Goltz Dany in 
seinem Köln-Buchheimer Privathaus 
angerufen haben, und dabei habe Dat- 
tel dann gedruckst, der Verlust liege 
wohl um die hundert Millionen höher. 
Irritiertt kamen die Bankherren kurz 
darauf noch einmal mit Dattel und 
Gerlings Abgesandten zusammen. Er- 
gebnis des Palavers: Dany erhöhte die 
Verlustquote freihändig auf 450 bis 520 
Millionen Mark. 


Dann, am schwarzen Mittwoch, so 
von der Goltz, „kam der Blitz aus hei- 
terem Himmel.“ 


Tags darauf begann die restliche 
Bankenwelt an Weisheit und Uneigen- 
nutz des Beschlusses von Großbanken, 
Bankenaufsicht und Bundesbank zu 
zweifeln, die in der Liquidation der 
Bank den einzigen Weg gesehen hatten. 
Ludwig Poullain etwa, Chef der West- 
deutschen Landesbank, war „sehr be- 
troffen, daß man diese Privatbank so 
abrupt ins Wasser stürzte“. Den ehrgei- 
zigen Aufsteiger unter Deutschlands 
Bankiers ärgerte insbesondere, „daß 
man nur mit einer Bankgruppe gespro- 
chen hat, denn das ist eine Sache, die 
das gesamte Kreditgewerbe angeht“. 


Letzte Woche wurden auch Herstatt- 
Kollegen unruhig, deren Institute bei 
der Pleite Gelder verloren, So fragte 
Hamburgs Privatbankier Enno von 
Marcard: „Warum eigentlich sind 
nicht die Landesbanken und die Privat- 
banken in die Stützung einbezogen 
worden?“ 

Genau diese Prozedur 
zwangsläufig aufwendiges und zeit- 
raubendes Konsultationskarussell, 
schied nach Meinung von Deutsch- 
Bankier Ulrich von vornherein aus: Als 


aber, ein 
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das Ausmaß der Verluste abzusehen 
gewesen sei, mußten Schalter rasch ge- 
schlossen werden, da sonst „ahnungslo- 
se Kunden einem praktisch zahlungs- 
unfähigen Institut noch Geld hätten an- 
vertrauen können“. 


Die Kollegen sind da anderer Mei- 
nung. Er hätte, so trug BfG-Chef Hes- 
selbach seinen Vorstandskollegen vor, 
falls er rechtzeitig informiert gewesen 
wäre, eine Spendenaktion der Kredit- 
wirtschaft für Herstatt empfohlen, 
„nicht um den Iwan zu retten, der ist 
mir egal, sondern um uns den Kladde- 
radatsch zu ersparen“. Nun, so fürchtet 
Wirtschaftsminister Hans Friderichs, 
der die Pleite erst aus den Nachrichten- 
diensten und nicht vom zuständigen 
Finanzministerium erfuhr, „ist der 
Schaden wohl sicher größer“. 


Zu Schaden kommen — neben den 
Sparern und privaten Geldanlegern — 
erste Adressen unter Deutschlands Fir- 
men. So verlor das Fürther Versand- 
haus Quelle einen zweistelligen Millio- 
nenbetrag, der bei der Luxemburger 
Herstatt-Tochter angelegt war. Der 
Autokonzern Ford muß vorerst etwa 
fünf Millionen Mark abschreiben, und 
auch die Ruhrkohlen-Buchhalter sind 
gezwungen, neu zu disponieren. 

Volksbanken verloren rund 200 Mil- 
lionen Mark, die Westdeutsche und die 
Norddeutsche Landesbank jeweils rund 
20 Millionen. Die Hessische Landes- 
bank, vollauf damit beschäftigt, einen 
800-Millionen-Mark-Verlust aus der 
Vergangenheit abzudecken, ist mit ih- 
rer chronisch kranken Tochter IHB 
wieder mit einem zweistelligen Millio- 
nenbetrag von der Partie. 

Durch den Fall des Kölner Bankhau- 
ses geriet das benachbarte Bankhaus 
Schroeder mit einem Herstatt-Gutha- 
ben von rund sechs Millionen so hart 
an den Rand des Konkurses, daß die 


Generalbevollmächtigter von der Goltz 
... aus heiterem Himmel“ 


Kollegen mit einer Liquiditätsspritze zu 
Hilfe eilen mußten. 


Ein Düsseldorfer Insider berichtet: 
„Es traut keiner mehr dem anderen 
über den Weg.“ Vor allem am Geld- 
markt, wo die westdeutschen Banken 
per Telephon untereinander Millionen 
auf Treu und Glauben für kurze Frist 
borgen, wurde in den vergangenen 
zehn Tagen nur wenig gehandelt. 


Dieser Markt sorgt in normalen Zei- 
ten dafür, daß Institute, die plötzlich 
Riesensummen etwa für Steuer- oder 
Lohnzahlungen ihrer Kunden bereit- 
stellen müssen, schnell genügend Bar- 
geld von anderen Banken bekommen — 
zu einem Zins, der sich fast ohne Anse- 
hen der Person nach den Gesetzen von 
Angebot und Nachfrage einpendelt. 


Nun gelten diese Gesetze nicht mehr. 
Kleine und mittlere Institute mußten 
am Freitag vergangener Woche 9,25 
Prozent für täglich fälliges Geld zah- 
len, die sicherer scheinenden Kreditko- 
lose dagegen nur ' 8,75 Prozent. 
Manchmal bekamen die Unterprivile- 
gierten auch gar nichts. 


Die Schulden und Guthaben, die 
Banken bei anderen Kreditinstituten 
haben, sind ein Geldkreislauf eigener 
Art, den vor allem Zentralbankiers alter 
Schule seit Jahren mit Argwohn beob- 
achten. Denn diese internen Transak- 
tionen, im Branchenjargon Nostro-Ge- 
schäfte genannt, führen zu einer wun- 
dersamen Geldvermehrung. 


Jeder Banker, der ein Nostro-Gutha- 
ben bei einem Kollegen hat, hält diese 
Forderung für so gut wie Bargeld, das 
er an Industrieunternehmen verborgen 
kann. Nur: Die Kollegen, denen er sein 
Geld gepumpt hat, betrachten diese 
Einlage auch als bare Mittel, die sie zu 
einem bestimmten Prozentsatz an die 
Wirtschaft ausleihen dürfen. Die Ban- 
kiers haben auf diese Weise um so 
mehr Geld, je höher sie sich unterein- 
ander verschulden. 


Um die Folgen der Herstatt-Pleite 
abzufangen, bat Wirtschaftsminister 
Friderichs den Bundesbankchef Karl 
Klasen schon in der vorletzten Woche, 
„über seinen Schatten zu springen und 
die Banken mit Liquidität zu versor- 
gen“. Am vergangenen Donnerstag 
lockerten die Zentralbankiers, die eine 
Woche zuvor auf der konzertierten Ak- 
tion noch stabilitätspolitische Durch- 
halteappelle verteilt hatten, die Kredit- 
bremsen. 2,5 Milliarden Mark mehr 
können die Banken seither von der 
Bundesbank gegen Verpfändung von 
Wechseln borgen. Zugleich legte Kla- 
sen Wert auf die Feststellung, daß seine 
Geldspitze mit dem Fall Herstatt nichts 
zu tun habe. 

Doch genau das nimmt den Bundes- 
bankiers, die sich zudem heftiger Kritik 
aus dem Ausland ausgesetzt schen, 
kaum jemand ab. Nach Meinung aus- 
ländischer Kollegen setzten Bundes- 
bank und Bankenaufsicht den Zeit- 
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punkt der Schließung des Kölner 
Bankhauses geradezu tölpelhaft fest. 
„Ich glaube“, kritisierte Sir Kenneth 
Keith, Chef der Londoner Handelsbank 
Hill Samuel, „daß die deutschen Be- 
hörden einen Fehler machten, als sie die 
Herstatt-Lizenz vor dem Schluß des 
Geschäfts in New York entzogen.“ 
Denn der Herstatt-Krach knallte in 
die New Yorker Börsenstunden und 
zerriß die feingesponnenen Fäden des 
Netzes internationaler Devisen-Trans- 
aktionen. Auslands-Banken, die noch 
kurz vor dem Kölner Kollaps Millionen 
Mark gegen Dollar an Herstatt verkauft 
und sofort überwiesen hatten, warteten 
vergeblich auf Herstatts am gleichen 
Tag fällige Gegenleistung (sogenanntes 


Devisenkassageschäft). Denn noch be- 
vor die Chase Manhattan Bank, Her- 
statts Korrespondenz-Institut in New 
York, die Dollar-Schulden im Auftrag 
des Kölner Bankhauses begleichen 
konnte, stellte Herstatt auf Befehl der 
Bankenaufseher jeglichen Handel ein. 

Nach Schätzungen von Keith, dessen 
Bank am 26. Juni für die Lieferung von 
55 Millionen Mark an Herstatt den 
Gegenwert von 21,5 Millionen Dollar 
nicht mehr erhalten hatte, gerieten ins- 
gesamt zehn oder elf ausländische Ban- 
ken beim Herstatt-Valutatausch in die 
von der Berliner Kreditbehörde aufge- 
baute Devisenfalle. 

Selbst der Präsident des Bundesauf- 
sichtsamts für das Kreditwesen, Günter 


planalL, Gespräch 
„Niemand weiß, wer wem was gibt‘ 


Der Vorstandsprecher der Deutschen Bank, Franz Heinrich Ulrich, über Herstatt-Pleite und Eurodollar-Markt 


SPIEGEL: Herr Ulrich, das seit 
Jahren am heftigsten kritisierte Gewer- 
be der deutschen Wirtschaft, die Ban- 
ken, sind durch die Herstatt-Pleite wie- 
der ins Gerede gekommen. Wie sicher 
sind die deutschen Banken? 


ULRICH: Sie sind — von mögli- 
chen, gewiß seltenen Ausnahmen abge- 
sehen — völlig sicher. 

SPIEGEL: Sie halten Herstatt für 
einen Einzelfall? 

ULRICH: Für einen 
ausgesprochenen Einzel- 
fall. Die Gründe für die 
enormen Verluste lagen 
auch nicht im Rahmen 
des allgemeinen Bankge- 
schäfts, sondern ergaben 
sich durch vollkommen 
aus dem Rahmen fallen- 
de, unverständliche, un- 
verantwortliche, skanda- 
löse Handlungen im De- 
visengeschäft. Was bei 
Herstatt passierte, ist 
wirklich unglaublich. 


SPIEGEL: Bei vielen 
Banken erreichten die 
Devisentermingeschäfte 
in den letzten Monaten 
ungewöhnliche Dimen- 
sionen. Schließen Sie 
aus, daß andere west- 
deutsche Privatbanken 
sich in ähnlich riskante 
Spekulationen verstrickt 
haben? 

ULRICH: Ja, nach al- 
lem, was man im Markt 
weiß — was also die De- 
visenhändler unter sich 
vermuten oder wissen 
—, gibt es niemanden, 
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der so spekulativ, so expansiv, so ag- 
gressiv vorging wie Herstatt. Ein öf- 
fentlich-rechtliches Institut in Düssel- 
dorf hatte vor einiger Zeit laut Presse- 
berichten im Devisentermingeschäft 
270 Millionen Mark Verluste. Auch 
dieses Institut war den Devisenhänd- 
lern bereits vorher aufgefallen wie an- 
derthalb Jahre zuvor schon ein Institut 
in Frankfurt. Jetzt ist eigentlich nie- 
mand mehr im Markt, der sich so risi- 


Deutsch-Bankier Ulrich: „Unverantwortlich, skandalös“ 


Dürre, sieht inzwischen ein: „Da ist 
wegen der Schließung mitten in der Ta- 
geszeit einiges steckengeblieben.“ 


Was steckenblieb: Das Abrech- 
nungsverfahren der amerikanischen 
Banken ist so durcheinandergekom- 
men, daß der normale Geldverkehr bis 
zu diesem Montag gestoppt wurde und 
auch noch die Zinsen stiegen. 


Verärgert reiste deshalb am letzten 
Donnerstag ein Abgesandter des fein- 
sten Klubs aus Übersee an: Der Vor- 
stand der Federal Reserve, des ameri- 
kanischen Zentralbanksystems, ver- 
wahrte sich in aller Form gegen die Be- 
handlung der Affäre Herstatt und ihre 
Folgen. 


koreich spekulativ in diesem Geschäft 
engagiert hat. Doch abgesehen davon, 
kann ich mir kaum vorstellen, daß es 
einen zweiten Fall von der Art von 
Herstatt gibt; was in Köln passierte, 
halte ich für kriminell. 

SPIEGEL: Vertrauen in die Ban- 
kiers ist gut, Kontrolle ist vermutlich 
besser. Glauben Sie nicht, daß per Ge- 
setz ausgeschlossen werden sollte, daß 
Bankiers mit den Einla- 
gen, die ihnen die Sparer 
anvertrauten, so umge- 
hen, als handle es sich 
um Risikokapital? 

ULRICH: Ich bin 
vollkommen Ihrer Mei- 
nung. Zweierlei ist not- 
wendig: Kontrollen und 
Begrenzung. Eine Kon- 
trolle des Devisenhan- 
dels war ja schon von 
der Bundesbank in Aus- 
sicht genommen... 

SPIEGEL: Nur eine 
Meldepflicht, 

ULRICH: Die Melde- 
pflicht ist die Vorausset- 
zung für Kontrollen. Ich 
begrüße die Absicht der 
Bundesregierung, in Zu- 
sammenarbeit mit der 
Bundesbank eine Ver- 
ordnung über eine Be- 
grenzung — also eine 
Kontrolle im engeren 
Sinne — zu erlassen. Ich 
halte Meldung und Be- 
grenzung für richtig. Ich 
hoffe, daß bald entspre- 
chende Vorschriften ein- 
geführt werden. 


SPIEGEL: Reichen die vom Finanz- 
ministerium angekündigten und von Ih- 
nen unterstützten Maßnahmen aus? 
Was halten Sie von einem Verbot der 
Termingeschäfte, bei denen mit etwas 
gehandelt wird, was der Verkäufer gar 
nicht besitzt? Dann würden auch jene 
sogenannten offenen Positionen nicht 
entstehen, die — siehe Herstatt — zu 
'Riesenverlusten werden können. 


ULRICH: Ein völliges Verbot von 
offenen Positionen würde den Handel 
nahezu unmöglich machen; denn wenn 
Sie handeln — ganz gleichgültig, ob 
mit Geld, Gold, Baumwolle, Getreide 
oder Wertpapieren oder anderem —, 
müssen Sie auch gewisse offene Positio- 
nen nehmen, um marktfähig zu sein. 
Der Handel muß ja sehr schnell gehen, 
und ich kann nicht sagen: So, jetzt war- 
ten Sie mal eine halbe Stunde, ich will 
mal sehen, daß ich die Gegenposition 
kriege. Aber: Die offene Position sollte 
nicht zu spekulativen Zwecken benutzt 
werden, sondern nur insoweit bestehen, 
als sie unvermeidlich ist. 


SPIEGEL: Herr Ulrich, als Bank- 
kunde hat man den Eindruck, daß die 
Banken im Umgang mit Kreditneh- 
mern — seien es Unternehmen, seien es 
Private — sehr viel strenger und rigo- 
roser verfahren als miteinander. Das 
scheint auch bei Herstatt der Fall ge- 
wesen zu sein. 

ULRICH: Grundsätzlich halten wir 
die uns gut bekannten Banken für si- 
cher, zumal sie ja unter staatlicher 
Aufsicht stehen. Aber eine verläßliche 
Bank setzt sich für jede andere Bank 
ein bestimmtes Limit. Als wir zum Bei- 
spiel aus der Marktbeobachtung An- 
deutungen über den Umfang der Devi- 
sengeschäfte bei Herstatt erfuhren, ha- 
ben wir unsere Geldhändler angewie- 
sen, dorthin nicht mehr als fünf Millio- 
nen zu geben. Davor betrug das Limit 
zehn Millionen. Wir wären niemals auf 
die Idee gekommen, Herstatt etwa hun- 
dert Millionen zu geben, das wäre un- 
denkbar gewesen. 

SPIEGEL: Ihnen könnte die Affäre 
nützen, weil die Sparer sich von kleinen 
Privatbanken absetzen und zu den 
Großbanken abwandern. Vermuten 
Sie, daß es im Bankgewerbe zu einem 
Konzentrationsprozeß kommt? 


ULRICH: Ich fürchte, ja. Aber ich 
hoffe, daß dieser Prozeß sich in Gren- 
zen hält; denn wir sind gegen die Kon- 
zentration. 

SPIEGEL: Weil die Deutsche Bank 
es schon geschafft hat? Weil sie längst 
zur größten Bank aufgestiegen ist? 


ULRICH: Entschuldigung, was 
heißt die größte? Verglichen mit den 
öffentlich-rechtlichen Instituten, wie 
den Sparkassen, ist der Marktanteil der 
Privatbanken klein, er liegt zwischen 
25 und 30 Prozent. Und wenn sich Pri- 
vatbankhäuser gerne anlehnen möch- 
ten — damit meine ich nicht, daß sie in 
Schwierigkeiten sind —, versuchen sie 
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das in erster Linie bei den Öffentlich- 
rechtlichen. Und warum? Weil wir so- 
zusagen aus Panik vor dem Vorwurf, 
wir versuchten die anderen zu schluk- 
ken, solche Banken normalerweise 
nicht übernehmen, und das selbst über 
30 Jahre. Aber ich räume Ihnen ein: 
Vermutlich wird sich eine gewisse Ten- 
denz zu den Großbanken und zu den 
öffentlich-rechtlichen Instituten erge- 
ben. Leider. 

SPIEGEL: Führt dieser Trend dazu, 
daß kleine Privatbanken mit einer Bi- 
lanzsumme von beispielsweise 50 oder 
100 Millionen Mark doch noch auf der 
Strecke bleiben? 


ULRICH: Ich möchte nicht sagen, 
auf der Strecke bleiben. Jemand, der 
ein gut geführtes Bankgeschäft hat und 


Das Bankgeheimnis 


es ohne spekulative Neigungen betreibt 
— was ja bisher als Opas Bank galt —, 
hat durchaus reelle Chancen. 

SPIEGEL: Die Opas sind wieder 
wer? 

ULRICH: Ja, die sogenannten Opa- 
Banken kommen wieder zu Ansehen, 
große wie kleine, die ihre Geschäfte so- 
lide betreiben. Ich kenne verschiedene 
kleinere Bankgeschäfte mit weniger als 
100 Millionen Bilanzsumme, die sehr 
gut arbeiten und recht ordentlich ver- 
dienen. Und diese Institute haben auch 
keine besonderen Schwierigkeiten. Wir 
haben in der letzten Woche von uns aus 
einer ganzen Reihe von befreundeten 
Privat-Banken angeboten: Wenn ihr 
Geld braucht, könnt ihr gerne soundso- 
viel haben. Sie haben kaum Gebrauch 
davon gemacht. 

SPIEGEL: Auf diese Weise gewin- 
nen Sie auch Einfluß auf diese Firmen, 
können sie vielleicht gar schlucken. 

ULRICH: Nein. Wir wollen ihnen 
helfen. Wir haben überhaupt nicht die 
Absicht, irgendeine große oder kleine 


Bank zu beeinflussen oder zu schluk- 
ken. 

SPIEGEL: Herstatt haben Sie und 
Ihre Kollegen aus den anderen Groß- 
banken aber nicht helfen können? 


ULRICH: Nein, obwohl wir es ver- 
sucht haben. In gemeinsamen Bespre- 
chungen haben das Bundesaufsichts- 
amt für das Kreditwesen, die Deutsche 
Bundesbank und die drei Großbanken 
mit dem Hauptaktionär der Herstatt- 
Bank verschiedene Hilfsmaßnahmen 
erörtert, das Bankgeschäft fortzufüh- 
ren. Da aber damals nicht einmal die 
Höhe der wirklichen Verluste feststand 
und dies auch heute noch ungewiß ist 
— eine halbe Milliarde sind nur eine 
Schätzung —, konnten auch die be- 
sprochenen Hilfsmaßnahmen nicht 


dan 


Kölner Stadt-Anzeiger 


verwirklicht werden, zumal auch noch 
andere Voraussetzungen fehlten. Darin 
waren sich alle Beteiligten einig. Wer 
deshalb behauptet, die Großbanken 
hätten Herstatt im Stich gelassen, sagt 
die Unwahrheit. Im übrigen haben sich 
die privaten Banken, also auch die 
Großbanken, kurzfristig zu einer unbü- 
rokratischen Hilfsaktion für alle priva- 
ten Einleger der Herstatt-Bank ent- 
schlossen und 130 Millionen Mark für 
die unverzügliche Auszahlung von Pri- 
vatguthaben bis zu 20 000 Mark bereit- 
gestellt. Die vom Bundesaufsichtsamt 
angeordnete Abwicklung des Bankhau- 
ses wird letztlich zeigen, daß es nicht zu 
verantworten gewesen wäre, die Bank 
weiterzuführen. Schon die Höhe der 
verschleierten Verluste wird beweisen, 
daß die Schließung der Bank der richti- 
ge Weg war. 

SPIEGEL: Muß nach dem Fall Her- 
statt und der wahrscheinlichen Konzen- 
tration im Bankensektor nicht zwangs- 
läufig das Bankensystem neu überdacht 
werden, insbesondere das westdeutsche 
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System der Universalbanken, die — an- 
ders als die ausländischen Institute — 
alle Sparten des Gewerbes bedienen, 
vom Devisentermingeschäft bis zur 
Spareinlage, vom Wertpapierbesitz bis 
zu Kleinkrediten? 

ULRICH: Der Fall Herstatt hat 
meines Erachtens mit der Frage Uni- 
versalbanken nichts zu tun, denn das 
Devisengeschäft ist eine Geschäftsspar- 
te, der sich wohl alle Banken ein- 
schließlich der amerikanischen Ge- 
schäftsbanken — die ja keine Univer- 
salbanken sind — widmen. Und das De- 
visengeschäft mit den dazugehörigen 
Terminabschlüssen läßt sich auch von 
dem allgemeinen Kreditgeschäft inso- 
fern nicht trennen, weil ja die Banken 
die Ein- und Ausfuhr ihrer Kunden fi- 
nanzieren, die den Ausgleich der Wäh- 
rungsrisiken für sich brauchen. Außer- 
dem, nur sehr große Banken können 
normalerweise auch große Devisenter- 
mingeschäfte machen, weil man dafür 
in der Welt ein entsprechendes Anse- 
hen braucht. In der Welt wird in den 
nächsten Wochen und Monaten natür- 
lich ein Trend dahingehen, daß der De- 
visenhandel sich zunehmend unter den 
A-1-Adressen abspielt. Die Midland 
Bank oder die First National City Bank 
oder die Deutsche Bank werden bei- 
spielsweise darunter nicht leiden. 


SPIEGEL: Hätten die A-1-Adressen 
nicht eigentlich vor Herstatt warnen 
müssen? Sie und Ihre Kollegen ahnten 
doch schon um die Jahreswende, daß 
die Bank zu riskante Geschifte macht. 


ULRICH: Das ist illusorisch. Wir 
konnten auch nicht verbreiten: Herstatt 
macht unmögliche Geschäfte, vor Her- 
statt muß gewarnt werden, das gibt 
eine Pleite. Das hätte uns Prozesse we- 
gen Geschäftsschädigung und Boykott 
gebracht und riesige Regreßkosten. 
Denken Sie an unsere Situation, in der 
wir früher einmal mit unseren Beden- 
ken bei Münemann und IOS waren. 
Was wir tun konnten, war zur Bundes- 
bank zu gehen — und das ist auch ge- 
schehen. Im Februar habe ich persön- 
lich in einer gemeinsamen Sitzung des 
Vorstandes des Bundesverbandes der 
deutschen Banken und des Bundes- 
bankdirektoriums auf die besorgniser- 
regenden Zustände im Devisenhandel 
hingewiesen. 

SPIEGEL: Die Bundesbank bezie- 
hungsweise das Bundesaufsichtsamt für 
das Kreditwesen ordnete daraufhin eine 
Untersuchung an, doch die Verluste 
waren offenbar so gut verschleiert, daß 
sie erst Ende vergangenen Monats auf- 
flogen. Sie haben auf einer Tagung des 
Internationalen Währungsfonds darauf 
hingewiesen, daß dem deutschen und 
internationalen Kreditgewerbe von 
dem Eurodollar-Markt ernste Gefah- 
ren drohen, weil dieser Markt „entar- 
tet“ sei und eine „Remedur“ fällig sei. 
Wieso ist der internationale Geldmarkt 
in Unordnung geraten? 

ULRICH: Hier liegen in der Tat 
gravierende Probleme. Der Eurodollar- 
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Markt, der entstand, weil man in den 
verschiedensten Ländern Kapitalver- 
kehrskontrollen eingeführt hatte, ist in- 
zwischen gefährlich groß geworden. 
Als mein Vorgänger bei der Deutschen 
Bank, Herr Abs, aus dem Vorstand 
ausschied, machte dieser Markt viel- 
leicht 20 Milliarden Dollar aus. Abs 
meinte damals: Mit dem Eurodollar- 
Markt gibt es noch einmal böses Erwa- 
chen. Ich sagte dann einige Jahre später 
zu ihm: „Wenn im Eurodollar-Markt 
nicht bald etwas passiert, werden Sie 
unglaubwürdig.“ Heute erweisen sich 
die Sorgen als aktuell. 


SPIEGEL: Welche Summe hat Ihrer 
Meinung nach dieses zwischen London, 


!6. Dezember 1973 


Herstatt auf Sektflasche 
„So expansiv, so aggressiv“ 


Paris, Luxemburg, Frankfurt und Zü- 
rich vagabundierende Kapital inzwi- 
schen erreicht? 


ULRICH: Man kann schätzen, daß 
dieser Markt zwischen 150 und 200 
Milliarden Dollar liegt. Das Gefährli- 
che daran: Es ist ein Markt ohne 
Kontrolle und ohne Transparenz. Nie- 
mand weiß, wer wem was gibt. Die 
zweite Gefahr liegt darin, daß dieser 
Markt inzwischen insofern entartet ist, 
als ursprünglich einmal das Geld mehr 
oder weniger fristengleich genommen 
und gegeben wurde. Das heißt, die 
Banken hatten zum Beispiel Ein- oder 
Zweijahresgelder aufgenommen und 
haben sie dann auf ein oder zwei Jahre 
oder etwas länger ausgeliehen. Mehr 
und mehr ist es ein Markt, wo in gro- 
Bem Umfang kurzfristig Geld mittel- 
und langfristig ausgeliehen wird mit 
der Maßgabe, daß viertel- oder halb- 
jährlich der Kredit erneuert wird und 
die Zinsen neu festgesetzt werden. Das 


ist für den Schuldner riskant wegen der 
ungewissen Zinsbelastung, und die Ge- 
fahr für den Gläubiger liegt darin, daß 
er möglicherweise trotz hoher Zinsen 
die Liquidität für die Krediterneuerung 
eines Tages nicht beschaffen kann. 
Diese Gefahr könnte sich — nicht zu- 
letzt durch Herstatt — in einzelnen 
Fällen als aktuell erweisen. 

SPIEGEL: Trifft das hauptsächlich 
deutsche Banken? 


ULRICH: Es gilt im allgemeinen. 
Das ist die eine Seite der Entartung. 
Die zweite Seite ist, daß man im Laufe 
der Jahre — weil die Konkurrenz in 
dem Markt sehr groß war und immer 
mehr Gelder einströmten — in der 
Auswahl der Schuldner und den Kon- 
ditionen immer laxer geworden ist. Bei 
der inzwischen errechneten Höhe und 
Bedeutung des Eurodollar-Marktes mag 
man sich nicht die Folgen ausmalen, die 
bei einer echten Friktion eintreten wür- 
den. Ich glaube allerdings nicht, daß 
Herstatt so weite Kreise ziehen wird, 
daß der Markt in Gefahr kommt. Das 
wird einzelne treffen. Aber wenn mal 
ein Schuldnerland — nehmen wir als 
theoretisches Italien — in echte 
Schwierigkeiten käme, dann könnte ein 
fast irreparabler Schaden eintreten, 
wenn nicht die Devisen stärkerer Län- 
der sofort einspringen würden. 


SPIEGEL: Über diesen Markt kön- 
nen die aus den Industriestaaten in die 
Ölländer fließenden Milliarden wieder 
als Kredite zurückkehren. Deshalb sind 
gerade die westeuropäischen Staaten 
auf diesen Markt angewiesen. Gefähr- 
det die Herstatt-Pleite diesen Geld- 
kreislauf? 

ULRICH: Nein, ich glaube, daß der 
Fall Herstatt nur zu größerer Vorsicht 
und zu stärkerer Auslese veranlassen 
wird. Es werden manche aktive Markt- 
teilnehmer, die Geld ausgeliehen ha- 
ben, Schwierigkeiten haben — wenn 
das kleine oder weniger bekannte Insti- 
tute sind —, ihren Nachschub an Li- 
quidität zu erhalten. Also: mehr Be- 
achtung des Risikos, keine ernsten 
Friktionen! 


SPIEGEL: Mit Ihren Sorgen um die 
Entwicklung der internationalen Fi- 
nanzmärkte und Ihrer Analyse der Ge- 
schäftssitten mancher Ihrer Kollegen 
geben Sie doch eigentlich jenen recht, 
die stärkere Staatskontrollen und die 
Verstaatlichung des ganzen Banksy- 
stems fordern. Zumindest die Herstatt- 
Sparer werden diese Empfehlung in 
einem neuen Licht sehen. 

ULRICH: Ich würde diese Gefahr 
für größer halten, wenn nicht im öf- 
fentlichen Sektor ebenfalls schlimme 
Dinge — Schieflagen und Ausnahme- 
fälle — vorgekommen wären; denn jene 
800 Millionen Verlust, wie sie ein staat- 
liches Institut in Hessen zustandebrach- 
te, hat selbst Herstatt noch nicht er- 
reicht. 

SPIEGEL: Herr Ulrich, wir danken 
Ihnen für dieses Gespräch. 


BUNDESWEHR 


Begleitendes Element 


In der Bundeswehr wird so viel ge- 
trunken, daß der Generalinspekteur 
drakonische Maßnahmen gegen den 
Alkoholmißbrauch befehlen mußte. 


dmiral Armin Zimmermann, höch- 

ster Militär der Bundesrepublik 
und Soldat seit 37 Jahren, weiß: „Alko- 
holmißbrauch in den Streitkräften ist 
nicht grundsätzlich neu.“ 


Trotzdem macht sich der Generalin- 
spekteur Sorgen, denn — die Bundes- 
wehr säuft wie nie zuvor. „Der Alko- 
holmißbrauch“, so Zimmermann in 
einem Fernschreiben an alle Komman- 
deure, „hat ein Ausmaß erreicht, das 
ein energisches Eingreifen aller zustän- 


Pina 


Nötigungen, Bedrohungen und tätliche 
Angriffe auf Vorgesetzte nach Alko- 
holkonsum. 


Was betrunkene Bürger in Uniform 
anrichten, steht, meist montags, in den 
Lokalblättern. Im  oberbayrischen 
Degerndorf zum Beispiel trommelten 
betrunkene Gebirgspioniere dem Offi- 
zier vom Dienst mit Eispickeln auf dem 
Helm herum, als der ihren wegen Voll- 
trunkenheit festgenommenen Kamera- 
den nicht freigeben wollte. 


Zehn Stunden lang preschten in Göt- 
tingen zwei Soldaten mit einem gestoh- 
lenen Kanonenjagdpanzer durch die 
Stadt, ein betrunkener Grenadier warf 
in Braunschweig seinen Spind durchs 
Kasernenfenster. Ein Major und 17 
Mann beschlossen im holsteinischen 
Heide, die „Hongkong-Bar“ aufzurol- 
len. Schaden: 20000 Mark. Verletzte: 


Verwüstete Bundeswehr-Kantine in Grafenwöhr: „Uns geht es gut“ 


digen erforderlich 


macht.“ 

Seinem Alarm-FS fügte der Admiral 
eine Liste der Verluste an, die Feind 
Alkohol der bundesdeutschen Streit- 
macht in den letzten drei Jahren zuge- 


fügt hat: 


> 25 Tote und Schwerverletzte bei 
Kraftfahrzeug-Unfällen unter Al- 
koholeinfluß im Dienst; 


> 161 Tote bei Unfällen mit Privat- 
autos nach Trinkgelagen; 


> 23 Selbstmorde und 402 Selbst- 
mordversuche im Promille-Rausch. 


Außerdem registrierte die Bundes- 
wehrführung während der vergangenen 
drei Jahre 46 Fälle von Mißhandlun- 
gen, „entwürdigender Behandlung Un- 
tergebener“ und von Mißbrauch der 
Befehlsbefugnis durch Betrunkene; fer- 
ner 764 Gehorsamsverweigerungen, 


Vorgesetzten 
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fünf. Barfrau Manuela schilderte den 
Angriff: „Ich sah nur noch grün.“ 


Auch Weltkrieg-II-Major und Wehr- 
beauftragter des Bundestages Fritz-Ru- 
dolf Schultz, im Zivilberuf Winzer, 
fand den Alkoholpegel in der Bundes- 
wehr zu hoch. In seinem Jahresbericht 
1973 erzählt Schultz wahre Geschich- 
ten aus dem Kasernenleben. Beispiel: 
Ein stark angetrunkener Offizier betrat 
die Stuben von Soldaten seines Zuges, 
weckte sie, räumte mutwillig Spinde 
aus, warf Ausrüstungsgegenstände auf 
den Boden und aus den Fenstern und 
befahl mehreren Soldaten, barfuß und 
im Schlafanzug hinterherzuspringen. 
Dabei schimpfte er: „Größter Scheiß- 
haufen“, „blödeste Pflaume“, „Tränen- 
tier“. Einige der Soldaten ließ er so lan- 
ge unter den Betten Deckung nehmen, 
bis sie auf seine Frage, wie es ihnen 
gehe, antworteten: „Uns geht es gut.“ 
Ein Soldat mußte mit einem über den 


Kopf gestülpten Putzeimer Kniebeu- 
gen machen. 


Der Offizier verhielt sich zwar un- 
korrekt, .aber traditionsbewußt. Alko- 
hol floß in deutschen Garnisonen schon 
immer reichlich. Zu Kaisers Zeiten 
lernten Fahnenjunker in den Regi- 
ments-Kasinos systematisch trinken — 
mit dem Ziel, auch bei Vollrausch Hal- 
tung zu bewahren. Freilich: Nahmen 
die Gelage überhand, wurden bisweilen 
ganze Regimenter in die Provinz straf- 
verlegt. Und um seinen Elite-Kavalleri- 
sten, den aus reichen Familien stam- 
menden Garde-Kürassieren, das Trin- 
ken zu verleiden, ließ sich Wilhelm 
ll. sogar Originelles einfallen. Er ver- 
setzte den mittellosen Oberleutnant von 
Brodowski zu den Edelreitern nach 
Berlin und befahl, daß fortan kein Of- 
fizier im Kasino mehr Geld ausgeben 
dürfte als der arme Kamerad. 


Dem Alkohol war auch Hitlers groß- 
deutsche Wehrmacht zugetan. Maßhal- 
te-Befehle verhallten ungehört — wie 
der jenes Kommandeurs einer Nach- 
richtenabteilung, der seinen Kriegern 
nach Dienstschluß nicht mehr als „drei 
normale Gläschen stark wirkenden Al- 
kohols“ genehmigen wollte. 


Was Kaiser und Führer nicht schaff- 
ten, versucht jetzt Bundes-Seelord Zim- 
mermann. Seit seinem jüngsten Erlaß 
ist „während des Dienstes und während 
Dienstunterbrechungen der Genuß 
alkoholischer Getränke grundsätzlich 
verboten“. 


Nur in der Freizeit, so der Chef-Sol- 
dat, darf Alkohol „immerhin ein be- 
gleitendes Element“ des Kommißlebens 
bleiben — allerdings nur dann, wenn 
dadurch nicht „die für den anschlie- 
Benden Dienst erforderliche Leistungs- 
fähigkeit beeinträchtigt werden kann“. 


UMWELT 


Gefahr in der Tüte 


Auf einer badischen Müllkippe, nahe 
einem Atomkraftwerk, tauchten letzte 
Woche Substanzen mit gefährlicher 
Strahlung auf. Bei Hanau lagert 
Atombomben-Baustoff — unter frag- 
würdigen Sicherheitsvorkehrungen. 


rgendwann während der letzten zwei 

Wochen ließ das Kernkraftwerk 
Obrigheim (KWO) in Nordbaden wie- 
der mal eine Fuhre Schlamm aus dem 
Kühlwasser-Filter zu der nahe gelege- 
nen öffentlichen Müllkippe karren. Es 
war, so glaubte noch am letzten Freitag 
nachmittag der KWO-Sicherheitsbe- 
auftragte Dagemeier, „bloß ein biß- 
chen Dreck und sonst nichts“. 

Es war wohl ein bißchen mehr. In je- 
nem Schlamm, den ein ahnungsloser 
Fahrer des Atomkraftwerks achtlos ab- 
gelassen hatte, fand sich das Gefähr- 
lichste, was je auf einer Müllkippe in 
der Bundesrepublik entdeckt wurde: 
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Kernkraftwerk Obrigheim: „Das ist ganz schön radioaktiv“ 


P_ 


Ammswer Em mc. Tamm. um 


BR 


Plutonium-Lagerstätte Wolfgang 
„Da rutscht schon mal einer durch“ 


hochgradig radioaktive Substanz, die 
— so ein Wissenschaftler aus Heidel- 
berg — „im Grundwasser ausreichen 
würde, um eine Großstadt Riesen- 
gefahren auszusetzen“, 

Den Fund machten SPIEGEL-Re- 
dakteure, die seit der Atommüll-Affäre 
von Karlsruhe-Leopoldshafen (SPIE- 
GEL 22/1974) nach weiteren radioakti- 
ven Ablagerungen recherchierten. Etwa 
einen halben Meter unter der Oberflä- 
che der Schlammschicht steckte ein 
faustgroßer verschweißter Plastikbeutel, 
darin eine bräunliche Flüssigkeit mit 
Kunstharzkügelchen, wie sie auch in 
Kernkraftwerken verwendet werden. 
Unmittelbar daneben fand sich ein Lauf- 
zettel von eindeutiger Herkunft: „KWO- 
Materialausgabe. Herr Grabosch. Ma- 
terialbezeichnung: Röhre PCL 86. 
Röhre PL 504.“ 

Die radioaktive Strahlungskraft, die 
von dem Plastikbehälter ausging, zeigte 
auf dem Geigerzähler den Extremwert 
von 500 000 Impulsen pro Sekunde an. 
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Und wie brisant dieser Müllfund war, 
bestätigten bald Wissenschaftler vom 
Heidelberger Max-Planck-Institut für 
Kernphysik, die an den atomaren Tat- 
ort eilten. Das Monstrum in der Tüte 
gab noch durch zweieinhalb Zentime- 
ter dicke Bleiwände Strahlen in einer 
Intensität von 100 Milli-Röntgen ab — 
das 150fache dessen, was nach den gel- 
tenden Strahlenschutzvorschriften an 
Arbeitsplätzen in der Kernforschung 
maximal zulässig ist. Außer Zweifel, 
daß diese Strahlenstärke auch lebens- 
bedrohend ist, wenn nicht die strengen 
Labor-Maßstäbe angelegt werden. 


Bei längerer Einwirkung reicht diese 
Dosis hin, um — so eine mögliche 
Frühfolge — die Zahl der roten Blut- 
körperchen gefährlich zu reduzieren 
oder — so mögliche Spätfolgen — um 
Leukämie, andere Krebsarten oder 
Erbschäden auszulösen. 

Selbst die Atomwissenschaftler aus 
Heidelberg mochten diese Strahlungs- 
quelle auch in ihrem Bleibehälter nicht 
befördern. Unterdessen hatten sich — 
neben Polizei und Katastrophenschutz 
— an der badischen Müllkippe Bürger- 


meister, Landratsvertreter sowie 
Sicherheitsexperten des nahe gelegenen 
Kernkraftwerks eingefunden — und 


schließlich auch ein Spezialist von der 
Landesanstalt für Strahlenschutz, der 
mit dem erforderlichen Transportgerät 
anrückte. Das Ding aus dem Dreck 
kam zur Untersuchung nach Karlsruhe, 


Die Verantwortlichen des Kernkraft- 
werkes Obrigheim nahmen den ge- 
meingefährlichen Fund zunächst harm- 
los („Na und, was ist das schon“). Spä- 
ter sahen sie es etwas anders: „Das ist 
schon ganz schön radioaktiv.“ 

Daß die lebensbedrohende Substanz 
aus ihrem Kraftwerk stammen könnte, 
erscheint den Fachleuten ganz unmög- 
lich. Nebst anderen Erklärungen ver- 
breiten sie den Verdacht: Der Plastik- 
behälter sei womöglich von einer ört- 
lichen Bürgerinitiative, die sich gegen 
ein zweites Kernkraftwerk bei Obrig- 


heim wehrt, in den Schlamm prakti- 
ziert worden — damit ein von ihr ange- 
regter Fahnder darauf stoße. 


Freilich: Der SPIEGEL war selber 
auf den Gedanken gekommen, in 
Obrigheim nach Atommüill zu suchen. 


Während im Badischen Schutz- wie 
Kriminalpolizei noch damit beschäftigt 
sind, den Gefahrenherd zu sichern und 
das volle Ausmaß des Atomskandals 
auszuloten, zeichnet sich in Hessen die 
Umwelt-Affäre ab. 


Versteckt im Laubwald, drei Kilo- 
meter von Hanau entfernt, hat sich im 
Vorort Wolfgang die Firma Alkem 
GmbH angesiedelt. Und auf deren 
Werksgelände lagern explosive Vorräte: 
mehrere hundert Kilogramm Plutoni- 
um. Fünf Kilo dieses Stoffs reichten 
einst hin, um „Fat Man“ zu zünden, die 
Nagasaki-Bombe. Freigesetzt beispiels- 
weise durch Brand, entfalten schon 500 
Gramm vernichtende Wirkung noch in 
fünf Kilometer Entfernung. 

Als Abfallprodukt der Kernkraft- 
werke soll Plutonium einst als Kern- 
brennstoff für „schnelle Brüter“ und 
mithin als Wundermittel gegen die 
Energiekrise dienen. Doch erst in 
zwanzig Jahren, so schätzen Fachleute, 
werden die Brüter rentabel sein. So la- 
gert das gefährliche Gut — vom Kern- 
forschungszentrum Karlsruhe und aus 
dem Ausland per Lastwagen herbei- 
transportiert — einstweilen im hessi- 
schen Wolfgang. Ältere Herren am 
Werkseingang sollen Passanten kon- 
trollieren und Berechtigten Passier- 
scheine ausstellen. 

Doch SPIEGEL-Redakteure konn- 
ten am vergangenen Freitag mit ihrem 
Pkw ungehindert die Einfahrt passieren 
und sich auf dem Gelände umsehen. 
Ein Kontrolleur später: „Da rutscht 
schon mal einer durch.“ 

Freilich, was in Obrigheim unmittel- 
bare Gefahr ausstrahlte, bleibt in Wolf- 
gang zunächst nur fatale Möglichkeit: 
Die Sicherheitsvorkehrungen könnten 
sich als unzureichend erweisen. „Die 
gegenwärtige Plutonium-Lagerung und 
die Sicherung des Plutoniums sind ein 
politischer Skandal ersten Ranges“, ur- 
teilt Werner Gries von der Arbeitsgrup- 
pe Forschung und Technologie der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 

Gries alarmierte den hessischen 
CDU-Vorsitzenden Alfred Dregger, 
der einen besorgten Brief an Landes- 
vater Osswald schrieb. Doch eine Re- 
aktion blieb vorerst aus. Dregger am 
Freitag letzter Woche: „Ich bin sehr 
überrascht, daß ich bisher keine Ant- 
wort bekommen habe.“ 

Eindringlicher warnte jüngst ein Ex- 
perte vor speziellen Risiken: „Wenn 
eine Organisation wie der Schwarze 
September“ —- so Charles Thornton, 
einst Chef für Materialsicherung bei 
der US-Atomenergiekommission — 
„ein paar hundert Gramm von dem 
Zeug bekäme, könnte sie ein Inferno 
entfachen.“ 


alanah Titel 


Schulentlassung: „Noch viele hängen rum‘ 


Zehntausende von Jungbürgern, die in diesen Wochen 
die Schule verlassen, sind noch immer ohne Lehrstelle. 
Viele andere müssen einen Berufsweg einschlagen, den 
sie nicht gehen wollten. Bonner Versäumnisse und Ver- 


Ra Wallisch, Rektor und Lehrer 
A\einer Abschlußklase an der 
Hauptschule von München-Ramers- 
dorf, versteht die Berufswelt nicht 
mehr. „So war es noch nie“, staunte er 
letzte Woche, „früher war schon zu 
Ostern alles unter Dach und Fach. Jetzt 
hängen immer noch viele rum.“ 

In Frankfurt sieht Schulleiter Erich 
Voigt eine Art Zeitenwende heraufzie- 
hen: „Früher liefen uns die Hand- 
werksmeister das Haus ein. Jetzt plötz- 
lich müssen die Schüler selber auf die 
Suche, und das oft erfolglos.“ 

„Noch vor einem Jahr“, so erinnert 
sich der Dortmunder Schulrektor Hans 
Joachim Ihnenfeld, „da waren Lehr- 
lingsanwärter kleine Könige. Heute 
können sie froh sein, wenn sie über- 
haupt noch etwas bekommen.“ 


Der Umsturz trifft mehr als 400 000 
junge Deutsche, die in diesen Wochen 
die Haupt- und Realschulen verlassen. 
Allenfalls 350 000 Lehrstellen haben 
Handel, Industrie und Handwerk die- 
sen Abgängern anzubieten: mindestens 
50000 zuwenig, und bis zum Herbst 
wird sich das Defizit, wie Bildungsfor- 
scher warnen, noch verdoppelt haben. 
Und wo nicht Fachschulen oder Bun- 
deswehr einen Ausweichplatz bieten, 
droht den Entthronten Schlangestehen, 
oft Schlimmeres: Jugendarbeitslosig- 
keit. Das mutet gespenstisch an, und ist 
doch mehr als ein Phantasma. 

Realität ist es in der Provinz. „Wir 
vermitteln — ach du lieber Gott — 
schon seit Weihnachten“, sagt der 
Amtsvorstand Krellner vom Arbeits- 
amt Hof, das vorwiegend Klein- und 
Mittelbetriebe zu bieten hat. Dort hat- 
ten vergangene Woche rund zehn Pro- 
zent der Schulentlassenen noch keinen 
Arbeitsplatz. 

Und Tatsache ist es in den Metropo- 
len. Die Daimler-Benz-Niederlassung 
Düsseldorf nimmt 20 Prozent Lehrlin- 
ge über den Bedarf hinaus, um, so Aus- 
bildungsleiter Theiss, wenigstens „die 
Jugendlichen von der Straße wegzube- 
kommen“. Bürostellen für Mädchen 
etwa sind in der Hauptstadt von Rhein 
und Ruhr kaum noch zu haben. 

Viele versuchen es immer noch ein- 
mal, beim Start ins Leben vom Fleck 
zu kommen: „Jetzt tauchen schon wie- 
der die auf, die schon ein paarmal ab- 
gewiesen wurden“, heißt es im Arbeits- 
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tungen 


amt in München. Zehntausende ande- 
rer nehmen einen neuen Kurs. Um 
überhaupt unterzukommen, muß ihnen 
— so Rolf Raddatz, Ausbildungsexper- 
te des Deutschen Industrie- und Han- 
delstages — „statt des gewünschten der 
weniger gewollte Platz“ genügen. 

Das Dilemma das nicht allein 
Abertausende junger Bürger berührt, 
sondern letztlich auch die Basis west- 


sagen der westdeutschen Bildungspolitiker, Protesthal- 
und Strukturwandlungen 
trugen bei zu einer Situation, in der längst Vergessenes 
plötzlich wieder möglich erscheint: Jugendarbeitslosigkeit. 


in der Wirtschaft 


ner Bildungsforscher Wolfgang Diet- 
rich Winterhager, waren eine „verges- 
sene Majorität“. 

Erstes energisches Zeichen der Auf- 
merksamkeit setzte Bonn im vergange- 
nen Herbst; die Koalition verabredete 
„Markierungspunkte“ zur Berufsbil- 
dungsreform, und der damals amtie- 
rende Bildungsminister Klaus von 
Dohnanyi kündigte gesetzliche Reme- 


Lehrstellengesuche 


Einzelhandelsbetrieb 


Hartwarenbranche, ges., der mir die 
Möglichkeit gibt, das 3. Lehrjahr zu 
absolvieren. Habe Realschulabschluß 
und Ende März die Verkäuferprüfung. 
Zuschr. erb. unt. AC 1239 

Suche für meine Tochter, 16 J., Hauptschul- 
abschluß, Lehrstelle als Anwaltsgehilfin 
zum 1. 4. 1974. GL 3530 

Lehrstelle als Drogistin f. meine Tochter 
(mittl. Reife) ges. & 80 15 25 

19jährige m. Fachhochschulreife, su. Lehr- 
stelle als Kartographin oder Zahntech- 
nikerin. GS 3477 

15jähr. m. Schreibmasch.-Kenntn. su. 
Lehrstelle als Arzt- o. Zahnarzthelferin. 
GS 3495 

Welche Schneidermeisterin su. zum 1. 4. 74 
Lehrling (2. Lehrj.)? GN 3572 

Lehrstelle als Werbekaufmann ges., z. 1. 10., 
Engl.-Kenntn. vorh. GW 3258 


Reaischüler m. Abschluß, su. z. 1. 8. 74 
Lehrstelle als Bankkaufmann. NK 6849 

Lehrstelle als Arzthelferin z. 1. 4. ges. 
(Volksschulabschluß). NM 6911 

Suche für meine Tochter Lehrstelle als 
Arzthelferin beim prakt. Arzt oder 
Allgemeinpraxis zum 1. 4. 1974 oder 1.8. 
1974. 2481331, ab 15 Uhr. 

Realschülerin (16 J.) sucht Lehrstelle bei 
Krankenkassen o. ä. NN 7012 

Lehrsteile als Köchin ges. NF 6965 

Volksschülerin, 1 J. Haushaltssch., 
Lehrstelle als 
& (051 33) 93 78 

Umschüler, 25 J., su. z. 1. 4. 74 noch 
Lehrstelle als Industriekaufm. GB 3802 

Lehrstelle als Versicherungskaufmann von 
Realschüler, 16 J., ges. NT 7016 

16jähr. m. Hauptschulabschl., su. Lehrstel- 


ie als Elektriker, z. 1. 4. od. später. 
NC 6059 


su. 
Zahnarzthelferin. 


Stellengesuch-Anzeigen von Lehrlingen: „Früher waren sie kleine Könige“ 


deutschen Wirtschaftslebens — ist die 
Folge staatlicher Lässigkeit und priva- 
ter Planlosigkeit. Es ist Resultat eines 
ehrgeizig überzogenen Bonner Reform- 
versuchs, mit dem das allzulange Ver- 
säumte mal eben so aufgeholt werden 
sollte. Und Ergebnis von Abwehrrefle- 
xen der Arbeitgeberseite, die ministe- 
riales Wortgetöse als Sturm auf ihr 
Weltbild verstand. 


Immerhin scheint nun Bewußtsein 
frei zu werden für einen Bildungsnot- 
stand, der zwar zwei Drittel aller Jung- 
deutschen angeht, aber jahrzehntelang 
von den Bildungsplanern verdrängt 
worden war. Stets hatte das Stichwort 
auf Schulen und Hochschulen gezielt, 
waren Mittel und Ideen den Hörsälen 
oder Klassenzimmern zugekommen. 
Deutschlands Lehrlinge, sagt der Bon- 


dur an: Der staatliche Einfluß auf die 
Betriebsausbildung sollte vergrößert, 
Lernqualität und Mobilität sollten an- 
gehoben werden. 


Der dann im Februar folgende 
Referentenentwurf des Hauses Dohna- 
nyi deutete jedoch nicht nur die par- 
tielle Entmachtung privatwirtschaftli- 
cher Ausbilder an, indem er etwa in 
Fragen der Lehr-Richtlinien und Prü- 
fungen die bislang tonangebenden 
Handels- und Handwerkskammern auf 
den Rang von Konsultationsstellen zu- 
rückstufte; er bot auch Mängel an 
Wirklichkeitsnähe und Präzision. 

Einerseits wären nach Dohnanyis In- 
tentionen beispielsweise ein weitgehen- 
der Umbau und Ausbau des gesamten 
Berufsschulsystems sowie ein geradezu 
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gigantischer Aufsichts-Apparat fällig 
gewesen, beides verbunden mit immen- 
sen Kosten; andererseits blieb weithin 
unklar, wie denn nun jene Kontrolle 
eigentlich ausgestaltet sein sollte. 


Die Einheitsfront großer wie kleiner 
Gewerbetreibender formierte sich 
rasch. Die Wirtschaft insgesamt wehrte 
sich gegen die zu erwartende Kosten- 
last, Kammern und Ausbilder bangten 
um ihre Kompetenzen. Unisono schall- 
te Kritik an „Verschulung“ und „Ver- 
staatlichung“ der betrieblichen Berufs- 
ausbildung. Westdeutschlands Lehrher- 
ren — die sich nun gern an Lehrlings- 
Lamento aus Apo-Zeiten erinnerten, an 
Spruchbänder gegen „Ausbeutung“ 
und „Privatsklaverei“ — lassen sich 
seither bitten. 


Doch nicht nur Verdruß über „Ver- 
teufelung“ oder „Staatsdiktat“ drossel- 
ten das Stellenangebot. Der Reform- 
plan traf zudem auf einen Verände- 
rungsprozeß in der Arbeitswelt: Struk- 
turwandel vieler Berufe und erhöhte 
Anforderungen an die Ausbildungs- 
qualität, die gleichermaßen die Lern- 
plätze siebten. Einen Rest besorgte die 
Konjunkturflaute — und dabei zeigte 
sich zugleich ein entscheidender Kon- 
struktionsfehler des gegenwärtigen Be- 
rufsbildungssystems. Es hat keine Ant- 
wort darauf, daß sich bei gedämpfter 
Nachfrage und unsicherer Zukunft vie- 
le Betriebe an die Gesetze der Markt- 
wirtschaft halten: Ausbildungsaufwen- 
dungen sind Investitionen ohne Er- 
tragsgarantie. 


Und während Dohnanyi noch sein 
„pragmatisches, aber konsequentes Re- 
formkonzept“ lobte, bildete sich gegen 
ihn eine zweite Front. Genossen wie 
Freie Demokraten rügten den „Perfek- 


Bildungsminister Rohde 
„Verknotete Situation“ 


tionismus“ des Entwurfs. Schließlich 
stapelte der Minister sein Papier zum 
„Vorentwurf“ herab, zog es dann ganz 
zurück, und Gustav Heinemann, noch 
Bundespräsident, schleuderte einen 
knappen Nachruf hinterher: „Irre“. 


Dohnanyi-Nachfolger Helmut Roh- 
de scheint nun damit beschäftigt, die 
Trümmer der Bonner Lehrlingspolitik 
zu ordnen, und äußert sich vorerst be- 
hutsam: „Ich will keine Erwartungen 
wecken, sondern Notwendigkeiten dar- 
legen.“ Dringend scheint auch diesem 
Minister, die „Bildungspolitik am In- 
teresse der Arbeitnehmer zu orientie- 
ren“ und sie, soweit nötig, von den Kul- 
tusbehörden auf „andere Politiken‘“ wie 


„Die Katastrophe ist da“ 


Berufsausbildung in der Bundesrepublik — Numerus clausus für Lehrlinge 


er Münchner Hauptschulabsolvent 

Ludwig Obermüller, 16, wollte bei 
einem heimischen Unternehmen Elek- 
tro-Installateur lernen. Die Firma wies 
ihn ab. Obermüllers Chancen, den ge- 
wünschten Berufsweg in München zu 
beginnen, sind verschwinpdend klein, 
denn auf 1000 Lehrstellen der Münch- 
ner Elektroindustrie kommen 7000 Be- 
werber, 

Bei einem Dortmunder Juwelier be- 
ginnt demnächst eine 14jährige die 
Goldschmiedelehre. Ursprünglich woll- 
te sie Stenotypistin werden, doch in den 
sieben Betrieben, denen sie Bewer- 
bungsschreiben geschickt hatte, waren 
die Lehrstellen bereits vergeben. 

Christoph Saalfeld, 22, Abiturient in 
Frankfurt, fand keinen Universitäts- 
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platz als Zahnmediziner und sattelte 
auf Zahntechnikerlehre um. Lehrlinge 
wie Saalfeld mit Reifeprüfung besetzen 
in Frankfurt zwei Drittel aller Zahn- 
technik-Stellen; für Hauptschüler ist in 
diesem Fach auch andernorts „der 
Markt praktisch zu“ — so das Arbeits- 
amt München, das alle 50 Bewerber 
nicht vermitteln konnte. 


An der Berufsschule des Kreises Of- 
fenbach ist der Unterricht wegen 
Raum- und Lehrermangels einge- 
schränkt. 120 Berufsschüler, die noch 
keine Lehrstelle haben, sind arbeitslos. 
Schulleiter Werner Hartwig: „Die Zahl 
wird sich vermutlich zum neuen Schul- 
jahr erhöhen.“ 


Bei Siemens in München, wo es einst 
zur guten Tradition gehörte, Grund- 


Sozial- und Wirtschaftsfach zu verla- 
gern. 


Zwar will Rohde noch in dieser Le- 
gislaturperiode das Bundesausbildungs- 
gesetz novellieren. Dohnanyis Vorent- 
wurf wird erst einmal „kritisch begut- 
achtet“. Durch geduldige Gespräche 
mit allen an der Lehrlingsausbildung 
Beteiligten möchte der Sozialdemokrat 
die bislang bösartige Diskussion „ver- 
sachlichen“ und so die „völlig verkno- 
tete Situation“ bereinigen. Zumindest 
in den eigenen Reihen hat der Minister 
eine bessere Startposition als sein Vor- 
gänger: Während seiner Zeit als Parla- 
mentarischer Staatssekretär beim Ar- 
beitsminister Walter Arendt verschaffte 
sich Rohde Respekt bei Partei, Parla- 
ment und Gewerkschaften. 


In jedem Fall will der Kabinetts-No- 
vize, anders als Dohnanyi, die Geset- 
zesnovelle mit einem Finanzierungs- 
vorschlag koppeln, der Kosten betrieb- 
licher Ausbildung auf alle Unterneh- 
men verteilt und damit Wettbewerbs- 
verzerrungen verhindert. „Im Gestrüpp 
verwirrender Zuständigkeiten“ von 
Schulbürokratie, Kammern und Mini- 
sterien soll gar Kahlschlag anstehen. 
Rohde: „Es muß zu abgestimmten Pla- 
nungsprozessen von Wirtschaft und 
Schulverwaltung kommen.“ Dieses Ziel 
freilich peilten bislang fast alle Rohde- 
Vorgänger an. Und ob der Neuling Re- 
gularien findet, die breite Zustimmung 
haben könnten, ist nicht abzusehen. 


So herrscht denn weiter Unsicherheit 
in Amtsstuben und bei Bildungspla- 
nern, unter Eltern und in den Ausbil- 
dungsbetrieben. Betroffen sind vorweg 
die Schulabgänger, die Wunsch und 
Wirklichkeit auf keinen Bonner Nen- 
ner bringen können. 


schul-Abgängern Startchancen zu ge- 
ben, werden jetzt im Elektrobereich nur 
noch Lehrlinge mit mittlerer Reife auf- 
genommen. Die Schweinfurter Kugel- 
lagerindustrie, die in der fränkischen 
Region nahezu ein Lehrstellen-Mono- 
pol hat, kann sich nun schon bei fünf 
Bewerbern je Ausbildungsplatz eine 
Lehrlingselite heraustesten. 


Daß über Hobelbänken und 
Schraubstöcken ein Numerus clausus 
für Lehrlinge heraufzieht, wird in die- 
sen Wochen klar. Doch noch im April 
hatte Bonn rosa-rote Zahlen präsen- 
tiert. Damals waren vom Bonner Bil- 
dungsministerium den diesjährigen 
Schlußkläßlern mehr als genügend 
Lehrstellen in Aussicht gestellt worden 


— ein Plus von 50 000 Plätzen. Doch 
die Nürnberger Bundesanstalt für Ar- 
beit mußte diese vermeintliche Ange- 
botsreserve mittlerweile korrigieren. 
„Wahrscheinlich“, so die vorsichtige 
Umschreibung der Nürnberger, werde 
doch „jeder einen Platz finden“. 


Für den Bildungsforscher Friedrich 
Edding, 65, aber ist selbst diese redu- 
zierte Prognose eine Illusion. Gestützt 
auf Daten, die von der Kommission 
„Kosten und Finanzierung der berufli- 
chen Bildung“ (Leiter: Edding) für die 
Bundesregierung erhoben wurden, sagt 
der Professor für den kommenden 
Herbst ein Defizit von 100000 Lehr- 
stellen voraus. Edding: „Die Katastro- 
phe ist da.“ 


Das Menetekel würde auch dann 
gelten, wenn die Bundesanstalt für Ar- 
beit mit ihrer Plus-minus-null-Rech- 
nung richtiger läge. Denn die Balance 
setzt voraus, daß etwa 10 000 Jugendli- 
che von der Schulbank weg ihre Be- 
rufsausbildung nicht am Wohnort oder 
in der näheren Umgebung, sondern in 
der Fremde suchen müßten. Und noch 
mehr müßten sich mit einem anderen 
als dem gewünschten Ausbildungsberuf 
begnügen. 


„Der Weg in die Arbeitswelt 
beginnt mit Arbeitslosigkeit.“ 


Schwerpunkte des quantitativen wie 
qualitativen Mangels: Rheinland-Pfalz, 
Saarland, Nord-Bayern. Der rhein- 
land-pfälzische DGB befürchtet, daß 
allein in seinem Bereich 19 000 Schul- 
abgänger nicht die Lehrstelle ihrer 
Wahl finden können. „Für einen Groß- 
teil dieser Jugendlichen“, kommentiert 
die Gewerkschaft, „wird der Weg in 
die Arbeitswelt mit Arbeitslosigkeit be- 
ginnen.“ 


Dieses beklemmende Phänomen, 
manchen Bundesbürgern noch erinner- 
lich aus den Mangeljahren der Nach- 
kriegszeit, wirkt sich nicht nur nachtei- 
lig für Jugendliche aus, die sich in ihren 
Berufserwartungen enttäuscht fühlen 
und ihrem Lebensziel entfremdet wäh- 
nen müssen. Es verdüstert auch die 
Perspektive einer Industrienation, die 
auf ungebrochene Facharbeiter-Tradi- 
tion, auf Nachwuchs mit Know-how, 
angewiesen ist. 


„Das Ansehen der deutschen Wirt- 
schaft in der Welt“, sagt Otto Wolff 
von Amerongen vom Deutschen Indu- 
strie- und Handelstag (DIHT), sei „ent- 
scheidend durch Millionen junger 
Menschen mitgestaltet worden“. Und 
stärker noch als bisher wird künftig die 
Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft 
abhängig sein von dem, was Lehrwerk- 
stätten, Berufsschulen und Betriebe an 
Ausbildung vermitteln. Denn darin 
sind sich die Experten einig: daß die 
Anpassung der Produktionsprozesse an 
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Lehrwerkstatt: Mehr als die Hälfte im falschen Beruf 


immer anspruchsvollere Zivilisations- 
bedürfnisse nur bei gesteigerter Anpas- 
sungsfähigkeit der Produzierenden ge- 
lingen kann. 


Seit Dampf nicht mehr vom Koks- 
feuer, sondern vom Kernzerfall erzeugt 
wird, seit nicht mehr Holleriths Loch- 
karten, sondern Computer von IBM die 
Wirtschaft regeln, hat die Schubkraft 
der technischen Entwicklung einen im- 
mer rascheren Wandel der Berufsbilder 
in Gang gesetzt. 


Wo die Technik neue Spezialisierun- 
gen eröffnet, entstanden neue Ausbil- 
dungsberufe, wie in der Energietechnik 
(etwa „Wärmestellengehilfe“, „Physik- 
laborant“), Meß- und Regelmechanik, 
Datenverarbeitung („Informationselek- 
troniker“) oder bei der Kunststoffver- 


arbeitung (,„Verpackungsmittelmecha- 
niker“). 


Umgekehrt: Allein seit 1969 wurden 
im Bundesgebiet 140 Ausbildungsberu- 
fe aufgehoben, teils weil sie veraltet 
waren wie Miedernäherin, Hornbrillen- 
macher oder Samt- und Plüschweber, 
teils weil neue Produktionsmethoden 
die Abkehr von zu engen Lehrpfaden 
erzwangen wie bei Transformatoren- 
wickler, Gesenkschmied oder Schleif- 
scheibendreher. 


Nicht immer liegt die Auszehrung so 
offen zutage wie etwa in der struktur- 
geschädigten Landwirtschaft, bei Mel- 
kern (1971 nur noch 72 Lehrlinge), 
Schäfern (27) und Imkern (6) — Be- 
rufe, die nicht mehr gefragt sind. Selbst 
in Berufen, die noch Lohn und Brot 
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Zukunfts-Lernbereich EDV: Elektronik statt Plüsch 


versprechen, ist kaum noch auszuma- 
chen, wie groß eigentlich der Nach- 
wuchsbedarf ist. 

Von der Öffentlichkeit kaum be- 
merkt, bildet etwa das Handwerk Jahr 
für Jahr doppelt soviel Nachwuchs- 
kräfte aus, wie später als Gesellen und 
Meister benötigt werden — die über- 
schüssige Hälfte wandert notgedrungen 
in Anlernstellen der Industrie ab. Al- 
lein in Berufen wie Bäcker, Schuster, 
Herrenschneider mußten sich an die 
zwei Drittel der Ausgelernten alsbald 
nach einem anderen Berufszweig umse- 
hen. 


„Retourkutsche auf die 
Verketzerung der Betriebe.“ 


Welche Ausmaße die Fehlausbil- 
dung bereits angenommen hat, wird in 
den von Schulabgängern bevorzugten 
Kfz-Werkstätten deutlich. Diese Bran- 
che zählte im vergangenen Jahr 
280 000 Handwerker, doch nur jeder 
dritte Lehrabsolvent blieb im Beruf. 
Bei gleichbleibender Lehrlingsquote 
derzeit rund 95000 — würden nach 
Schätzung der Bundesanstalt für Arbeit 
bis 1980 über 150 000 ausgelernte Kfz- 
Mechaniker und -Schlosser abwandern 
müssen. Konjunktur- und Strukturkri- 
sen würden die Misere noch beträcht- 
lich verschärfen. Der Bonner Bildungs- 
forscher Wolfgang Dietrich Winterha- 
ger befürchtet, „daß mehr als die Hälf- 
te der Jugendlichen in falschen Lehrbe- 
rufen ausgebildet wird“. 

Vor diesem Hintergrund erst gewinnt 
die Auseinandersetzung um die Berufs- 
bildung Konturen. Urn der prekären 
Entwicklung entgegenzuwirken, mühte 
sich Bonn schon lange vor Dohnanyis 
Reformentwurf um mehr Einfluß auf 
Qualität und Kontinuität der Lehr- 
lingsausbildung — jahrzehntelang die 
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Domäne von Kammern 
und Betrieben. 


> 1969 trat das Berufs- 
bildungsgesetz (BBiG) 
in Kraft. Es faßte erst- 
mals die bis dahin in 
diversen Einzelbestim- 
mungen geregelten 
Teilbereiche der Aus- 
bildung bundeseinheit- 
lich zusammen und 
setzte darüber hinaus 
Maßstäbe für die be- 
triebliche Ausbildung. 


> Die laut BBiG für 
alle Berufsbereiche 
geforderten Ausbil- 


dungsordnungen wur- 
den in den folgenden 
Jahren von Ministe- 
rien und Wirtschafts- 
vertretern zu „Stufen- 
plänen“ formuliert. 
Sie sollen den Lehrlingen als Vorstu- 
fe zu einer Spezialausbildung Orien- 
tierung innerhalb breiter „Berufsfel- 
der“ ermöglichen und ihnen dadurch 
für das Berufsleben mehr Flexibilität 
und Mobilität verschaffen. 


> Die  Ausbildereignungsverordnung 
von 1972 und die in einer weiteren 
Verordnung den Betrieben in eini- 
gen Bundesländern auferlegte 
Pflicht, ein Berufsgrundbildungs- 
jahr als volles Lehrjahr anzurech- 
nen, verschärften die fachlichen 
und finanziellen Anforderungen an 
die Ausbilderbetriebe. 


1973 einigte sich die Bonner Koali- 
tion in den „Markierungspunkten“ 
auf eine Neufassung des BBiG, die 
den staatlichen Einfluß ausweiten 
soll, um berufliche und allgemeine 
Bildung zu verzahnen. Wirkungs- 


voller als durch das Berufsbildungs- 
gesetz von 1969 sollen (betriebli- 
che) Ausbildungsordnungen und 
(schulische) Rahmenlehrpläne zwi- 
schen Bund, Ländern und Wirt- 


schaft koordiniert werden — etwa 
von einer Bundesanstalt für Berufs- 
bildung. 


Clou der Bonner Reformpläne war 
ein neues Finanzierungsverfahren, das 
die Kostenlast der betrieblichen Ausbil- 
dung, bisher von den Ausbildungsbe- 
trieben allein getragen, per Umlage auf 
alle Unternehmen verteilt. Von Bil- 
dungsökonomen vorgeschlagener Bei- 
tragssatz der Wirtschaft: jährlich ein 
Prozent der Brutto-Lohn- und Gehalts- 
summe. 


Für Lehrherren und Arbeitgeber 
nahm sich das aus wie eine von langer 
Hand gepiante Aktion gegen das über- 
kommene Ausbildungssystem. Allent- 
halben kam die Befürchtung auf. dieses 


Zukunfts-Lernbereich Umweltschutz: Chemie statt Mieder 


angeblich so bewährte System solle 
„auf dem Altar von Ideologen ge- 
schlachtet werden“, wie etwa Wolff 


von Amerongen vom DIHT argwöhnt 
— quasi die Verstaatlichung der Be- 
rufsausbildung. 


Bei bitteren Worten („ständiges Re- 
formgerede“) blieb es nicht. Von den 
250 000 Industrieausbildern, die gemäß 
Ausbildereignungsverordnung bis An- 
fang 1975 eine Qualifikationsprüfung 
abzulegen haben, meldete sich das 
Gros erst gar nicht zu einem von Bonn 
offerierten Fernkurs. Resultat der Mas- 
sen-Verweigerung: Bonn mußte die 
Prüfung auf 1977 verschieben und de- 
ren Modalitäten ändern. 


In Essen beschlossen die Lehrlings- 
warte der Kreishandwerkschaft einen 
Aufruf zum Ausbildungsboykott. Im 
„drogisten fachblatt“ löste ein Plädoyer 


für eine Art Einstellungsstreik Beifall 
in der ganzen Branche aus — prompt 
erkannte die IG Metall „Klassenkampf 
von oben“, und die Chemie-Gewerk- 
schafter sahen schon „chilenische Zu- 
stände“ heraufziehen. 


Für Helmut Becker, den Juniorchef 
der größten europäischen Gebraucht- 
wagenhandlung, ist tatsächlich der 
Lehrstellenrückgang „eine Retourkut- 
sche auf die Verketzerung der Ausbil- 
dungsbetriebe“. In Wirklichkeit aber 
hat die „Ausbildungsunlust auf breite- 
ster Front“, wie sie der Lehrlingsexperte 
Helmut Schubert vom Bonner Hand- 
werkskammertag vermerkt, vielfältige 
Motive: neben ständischen Empfind- 
lichkeiten auch verletzte Interessen, die 
mißverständlichen Bonner Absichtser- 
klärungen oder flaue Konjunktur. 


Jedenfalls erfaßte, wie der baden- 
württembergische Wirtschaftsminister 
Rudolf Eberle es sagt, eine „tiefgreifen- 
de Verunsicherung die Betriebe“, die 
nun um den Fortbestand des überkom- 
menen Ausbildungsmodells bangen: 
des sogenannten dualen Systems 
mit seiner klaren Trennung der Lehr- 
lingsausbildung in einen öffentlichen 
schulischen Teil und einen privatwirt- 
schaftlich-betriebspraktischen. 


Grundmuster dieses Systems: Mit 
Hilfe des Arbeitsamtes oder aus eigener 
Initiative sucht sich der Schulabgänger 
eine Lehrstelle in Handwerk, Industrie 
oder Handel und schließt mit dem 
Handwerksmeister oder Betriebsinha- 
ber je nach Berufssparte einen Ausbil- 
dungsvertrag ab; er ist auf höchstens 
dreieinhalb Jahre befristet und bedarf 
der Zustimmung der zuständigen Kam- 
mer. Obschon der Betriebsausbildung 
in den meisten Branchen bundesein- 
heitliche Richtlinien (Ausbildungsord- 
nungen) zugrunde liegen, hängt die 


Qualität des auf privatrechtlicher Basis 
vereinbarten Lehrverhältnisses von der 
Qualität des Lehrherrn und Lehrbetrie- 
bes ab, die staatlicher Aufsicht bislang 
praktisch entzogen waren. 


Ergänzt wird die betriebliche Lehre 
durch Teilzeitunterricht in einer Fach- 
klasse der Öffentlichen Berufsschule, 
der aber eher begleitenden Charakter 
hat. Denn die lehr-abschließende Fach- 
arbeiter-, Gesellen- oder Gehilfenprü- 
fung findet wiederum vor den Selbst- 
verwaltungsgremien — den Kammern 
— der Industrie, des Handels und des 
Handwerks statt. 


„Manchmal fünf Berufe 
in einer Klasse.“ 


Daß dieses duale System, jedenfalls 
in seiner jetzigen Verfassung, den An- 
forderungen des wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Wandels nicht ge- 
nügt, darüber sind sich zumindest die 
Bildungsforscher im klaren. Das Sy- 
stem eignet sich durchaus zum Lernen 
nach Altväterart (fürs Leben), zur Ein- 
übung in den technologischen Wandel 
(„life-long learning“) taugt es kaum. 


Nach jüngsten Erhebungen in Nord- 
rhein-Westfalen, Hessen, Rheinland- 
Pfalz und Hamburg, die unter Exper- 
ten als bundesrepräsentativ gelten, 


D brechen sieben Prozent aller Hand- 
werkslehrlinge ihre Lehre vorzeitig 
ab, fallen 15 Prozent aller kauf- 
männischen Lehrlinge bei der Ab- 
schlußprüfung durch; 


D würden 37 Prozent der Lehrlinge 
ihre Lehr-Laufbahn nicht noch ein- 
mal wählen, 47 Prozent die Lehr- 
stelle wechseln; 


Rückläufige Lehrberufe Bäcker, Melker: Ausbildung trotz Auszehrung 


> wechselt über ein Drittei ausgelern- 
ter Facharbeiter und Gehilfen den 
Beruf wegen „sichtbarer Fehlausbil- 
dung“. 


Die Misere ergibt sich aus den 
Schwächen beider Teile des Dual- 
systems. Nur ein Viertel der Hand- 
werkslehrlinge beispielsweise wird nach 
einem Ausbildungsplan systematisch 
geschult, fast die Hälfte aller Lehrlinge 
weiß nicht einmal, wer für ihre Ausbil- 
dung im Betrieb zuständig ist. Und an 
den westdeutschen Berufsschulen wird 
vorwiegend fragwürdiger Lehrstoff mit 
fragwürdigen Methoden vermittelt — 
unter erschwerten Unterrichtsbedin- 
gungen: Es fehlen 15 000 Berufsschul- 
lehrer. 

Nach den Erkenntnissen der Berufs- 
forscher Reinhard Crusius und Man- 
fred Wilke ist die deutsche Berufsschu- 
le „der finanziell und personell am 
schlechtesten versorgte“ Teil des deut- 
schen öffentlichen Bildungswesens: In 
keinem Bundesland wird das magere 
Lehrplan-Soll von acht bis zwölf Un- 
terrichtsstunden pro Woche erreicht. 


Wegen Lehrermangels haben Teil- 
zeit-Berufsschüler in Niedersachsen 25, 
in Nordrhein-Westfalen gar 32 Prozent 
weniger Unterrichtsstunden, als im 
Lehrplan vorgesehen. Und oft verdeckt 
der eine Mangel nur einen weiteren, 
zum Beispiel in München, wo der 
Stadtrat die Berufsschulsituation un- 
längst so beschrieb: „Der Mangel an’ 
Lehrsälen kommt nur deshalb nicht 
voll zur Auswirkung, weil der gegen- 
wärtige Lehrermangel zu Unterrichts- 
kürzungen zwingt.“ 


In den meisten deutschen Berufs- 
schulen ist das Sortiment der berufsspe- 


zifischen Fachklassen zu gering. So sıt- 
zen „manchmal fünf Berufe in einer 
Klasse“, wie der bayrische Berufsschul- 
lehrerfunktionär Hans Schwarz be- 
schreibt. „Maschinenschlosser und In- 
stallateure passen einfach nicht zusam- 
men. Die einen operieren mit tausend- 
stel Millimeter, für die anderen reichen 
Halbzoll-Einheiten aus.“ 

Aber in Deutschlands Berufsschulen 
gibt es neben Klassen ohne Lehrer 
auch „Lehrer ohne Klassen“ (Schwarz) 
— Folge einer Fehlentwicklung ver- 
gangener Jahrzehnte, als mehr Berufs- 
schullehrer etwa für die Fachrichtun- 
gen Bau und Holz, jedoch weniger für 
die Sparten Elektro und Metall ausge- 
bildet wurden, als heute gebraucht wer- 
den. 


Bleibt schon das Fachwissen, das auf 
diese Weise zu ergattern ist, kärglich, 


zu koppeln, wird heute überwiegend 
noch nach hausgemachten Rezepten an 
den Berufsschulen unterrichtet. Mitt- 
lerweile über 30 Ausbildungsordnun- 
gen, die immerhin schon ein Drittel der 
1,4 Millionen Lehrlinge erfassen, ste- 
hen bislang nicht einmal zehn Rahmen- 
lehrpläne gegenüber. 


Zudem hapert es am Timing im 
Dualsystem. Ein Braunschweiger Indu- 
striekaufmanns-Lehrling und Jugend- 
vertreter eines Bauunternehmens: „Im 
Betrieb kommt der Lehrling im ersten 
Jahr an die kaufmännische Buchfüh- 
rung kaum heran. In der Berufsschule 
werden dann aber schon komplett 
Steuern verbucht, und man macht Bi- 
lanzen.“ Eine Erhebung des Bonner 
Bildungsministeriums: „Für 75 Prozent 
der Lehrlinge ist kein Zusammenhang 


Ausbildung im Großunternehmen*: „Wir warten nicht auf Reformen“ 


so bekommen die Lehrlinge in der all- 
gemeinbildenden Disziplin Staatsbür- 
ger- oder Sozialkunde nachgerade Un- 
gereimtes oder Gestriges zu hören. Eine 
von der Deutschen Angestellten- 
gewerkschaft (DAG) in Auftrag gege- 
bene Analyse von Wirtschaftsfachbü- 
chern für kaufmännische Berufsschu- 
len etwa kommt zu dem Schluß, „daß 
die Lerninhalte der Schulbücher an der 
ökonomischen Wirklichkeit vorbeige- 
hen“, sich „nicht mit den Interessen der 
Arbeitnehmer decken“. 


Vor allem aber wursteln Deutsch- 
lands Berufsschulen oft beziehungslos 
neben den Lehrbetrieben her: Obwohl 
sich Bund und Länder schon 1969 dar- 
auf geeinigt hatten, die bundeseinheitli- 
chen betrieblichen Ausbildungsordnun- 
gen mit ebenfalls verbindlichen Rah- 
menlehrplänen für die Berufsschulen 


* „Lernstudio“ der Mannesmannröhren-Werke AG. 
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zwischen schulischer und betrieblicher 
Ausbildung ersichtlich.“ 


Während die Berufsschulmisere ge- 
nerell ist, schon wegen des Lehrerman- 
gels, weist die betriebliche Ausbildung 
erhebliche Qualitätsunterschiede auf. 
Neben Betrieben, in denen sich ausge- 
bildete Ausbilder ausschließlich um die 
Unterweisung kümmern, gibt es Klein- 
firmen, die den Stift gleich in der ersten 
Woche mit dem Gesellen „auf Kund- 
schaft“ schicken. 


Während sich manche Indu- 
strieunternehmen aufwendige Lehr- 
werkstätten leisten, gibt es Klitschen, 
wo es nur zu einer „Lehrecke“ hinten 
in der Werkstatt reicht. Und während 
manche Großbetriebe den Reformplä- 
nen schon voraus sind, müssen ander- 
wärts „Auszubildende“ noch Bier für 
den Gesellen holen und für die Frau 
Meisterin den Teppich klopfen. 


Audi/NSU in Ingolstadt (450 Lehr- 
linge) etwa praktiziert bereits seit fünf 
Jahren für Metallberufe einen Stufen- 
plan der Art, wie ihn das Bundesinstitut 
für Berufsforschung für dieses Berufs- 
feld erst konzipieren wird. Das 
Schweinfurter Wälzlager-Unternehmen 
Kugelfischer (400 Lehrlinge) erneuerte 
— weil die Bonner bislang eine entspre- 
chende Ausbildungsordnung schuldig 
blieben — in Eigeninitiative das Be- 
rufsbild für Maschinenschlosser, denn 
das, sagt Ausbildungsleiter Alfred 
Godzik, „ist so alt wie Methusalem, die 
Hühner würden gackern, wenn wir da 
auf die Reformen warten“: Weiterge- 
hend, als die noch ausstehende Ausbil- 
dungsordnung es verlangen dürfte, 
werden in Kugelfischers Lehrwerkstatt 
die künftigen Maschinenschlosser an 
Hydraulikmaschinen in Steuer- und 
Regelmechanik unterwiesen. 


In den Lehrwerkstätten der Industrie 
wird der Nachwuchs in der Regel unter 
produktionsähnlichen Bedingungen 
ausgebildet, aber nur zu einem gerin- 
gen Teil unmittelbar an der Produktion 
beteiligt — ganz anders als in Hand- 
werksbetrieben, wo immerhin vier von 
zehn Lehrlingen ausgebildet werden. 
Im Handwerk sind nicht nur betriebli- 
che Lehrwerkstätten, sondern auch 
überbetriebliche rar, die von Innungen, 
Kammern oder der öffentlichen Hand 
unterhalten werden. 


„Man will doch 
vom Lehrling was haben.“ 


In Baden-Württemberg etwa stehen 
51000 Handwerkslehrlingen lediglich 
1833 überbetriebliche Ausbildungsplät- 
ze zur Verfügung — und es wird die 
Innungen und Fachverbände minde- 
stens eine Milliarde Mark kosten, die- 
ses magere Angebot bis 1985 auf 
13 300 Plätze anzuheben. 


Im Bereich der Handwerkskammer 
Braunschweig hatten letztes Jahr im- 
merhin 4000 von rund 6000 Lehrlingen 
Gelegenheit, solche Einrichtungen zu 
besuchen — jeder aber nur 14 Tage. 
Für mehr „reicht die Kapazität einfach 
nicht aus“, sagt Kammergeschäftsfüh- 
rer Walter Hagebölling. 


Daß zumindest in den Hauptberufen 
die Qualität der Berufsausbildung nach 
Methode, Intensität, Technik und per- 
sonellen Voraussetzungen analog zur 
Betriebsgröße rapide sinkt, ist mittler- 
weile statistisch gesichert. Dreiviertel 
der Lehrlinge in Großbetrieben, aber 
nur jeder sechste in Betrieben unter 20 
Beschäftigten werden nach einem Plan 
ausgebildet. 


Ein Qualitätsgefälle zeigt sich nach 
den Untersuchungen der Edding-Kom- 
mission deutlich zwischen Ausbildungs- 
firmen im Bereich der Industrie- und 
Handelskammern auf der einen und 


BC 13/73 


Was Ihnen schmeckt, soll 
auch Ihrem Herzen schmecken. 


Was gut schmeckt, muß nicht un- 
gesund sein. Wenn Sie das essen, was 
Herz undGaumen gleichermaßen Freu- 
de macht. Und wenn Sie bereits wissen, 
wie gesund becel-Margarine für Herz 
und Kreislauf ist, wird es Sie interes- 
sieren, daß es jetzt noch mehr Gesund- 
heit für Sie gibt: Das neue wertvolle 
becel Diät-Speiseöl. 


Wissenschaftler 
fordern bewußte Ernährung. 


Wissenschaftler, die Ursachen 
von Herz- und Kreislaufschäden erfor- 
schen, fordern Nahrungsfette, die reich 
sein müssen an mehrfach ungesättig- 
ten Fettsäuren. Neben den mehrfach 
ungesättigten Fettsäuren (auch die 
aktiven genannt) gibt es noch die ein- 
fach ungesättigten (die neutralen) 
und die gesättigten (die passiven). 


becel erfüllt die Forderungen 
der Wissenschaftler: 
mit becel-Ol und becel-Margarine. 


Beide Nahrungsfette sind reich 
an mehrfach ungesättigten Fettsäuren. 
becel Diät-Margarine ist der erste Brot- 
aufstrich mit über 50% mehrfach un- 
gesättigten Fettsäuren. becel Diät- 
Speiseöl ist 100%, reines Pflanzenöl mit 


mindestens 70°/, mehrfach ungesättig- 
ten Fettsäuren. 


becel-Ol und becel-Margarine 
tragen wesentlich dazu bei, 
die Belastung von Herz 
und Kreislauf zu verringern. 


Im allgemeinen enthält unsere 
Wohlstandsnahrung zu wenig unge- 
sättigte Fettsäuren. Das bedeutet, daß 
unsere heutige Kost mit dazu beiträgt, 
den Blutfettspiegel hochzutreiben, was 
oft ein Warnzeichen für Herz und 
Kreislauf ist. 

Die becel-Nahrungsfette dage- 
gen helfen, den Blutfettspiegel normal 
zu halten. Denn die mehrfach ungesät- 
tigten Fettsäuren tragen dazu bei, den 
überhöhten Blutfettspiegel wieder auf 
normale Werte zu senken. Oft verhin- 
dern sie, daß er überhaupt ansteigt. 


becel-Ol und 
becel-Margarine 
gehören in den 
ernährungsbewußten 
Haushalt. 


becel Diät-Margarine 
ist ein wohlschmeckender 
Brotaufstrich, der weich und 
leicht zu streichen ist. becel Diät- 
Speiseöl ist neutral im Geschmack 
und daher ideal für Salate und Roh- 


kost sowie zum Kurzbraten, Grillen, 
Dünsten und Kochen. 


Zusammensetzung von becel 


Zusammensetzung: [0] Margorine | 
mehrfach ungesättigte Fettsäuren | mind. 70% | 50-55%* 
einfoch ungesättigte Fettsäuren 15 - 20% 20 -30%* 
gesättigte Fettsäuren 10- 72% 20 -25%* 
Vitamin E 700 mg/l 500 mg/k: 


* bezogen auf den Fettgehalt 


becel-Margarine enthält außerdem: 

15.000 I. E. Vitamin A pro kg 
3.500 I.E.Provitamin A pro kg 
1.000 I.E. Vitamin D pro kg 


becelin der 
Lichtschutz- 
packung 

gibtes 

in Lebensmittel- 
geschäften 


Bewußter essen 
Ihrem Herzen zuliebe: becel 


der Handwerkskammern auf der ande- 
ren Seite: IHK-Betriebe gehen zu 90 
Prozent nach schriftlichen Ausbil- 
dungsplänen vor, Handwerks-Betriebe 
nur zu 26 Prozent, und an zusätzlichen, 
den Eigenarten des jeweiligen Betriebes 
angepaßten Lehr-Fahrplänen orientiert 
sich immerhin jeder zweite Industrie- 
Ausbilder in Großbetrieben, aber nur 
jeder zwanzigste Handwerksmeister. 


Der „sachlich und zeitlich geglieder- 
te Ausbildungsplan“, der nach dem Be- 
rufsbildungsgesetz von 1969 Bestand- 
teil jedes Lehrverhältnisses sein soll, ist 
in Handwerks- und kleineren IHK-Be- 
trieben, so die Edding-Kommission, 
„bei weitem noch nicht verwirklicht“. 


Typisch für den Lehr-Alltag in deut- 
schen Kleinbetrieben sind daher immer 
noch Schmalspurausbildung, Routine- 
arbeit, Gleichgültigkeit des Lehrherrn 
oder Ausbilders — eine Tristesse, die 
sich aus den Aufsätzen Münchner Be- 
rufsschüler über „Meine betriebliche 
Ausbildung“, verfaßt im Frühjahr die- 
ses Jahres, ablesen läßt: 


Mein Betrieb ist auf Kartonagen, also 
Verpackung spezialisiert. Meine Ausbil- 
dung ist nicht besonders gut, weil ich ja 
nicht mit Papier umgehen kann. Ich druk- 
ke meistens auf Pappe und Karton. Bei 
der Gehilfenprüfung wird mir vieles dann 
natürlich fehlen. 


Zur Ausbildung hat der Meister keine 
Zeit, deshalb fällt diese Aufgabe den Ge- 
hilfen zu... Oft mache ich den ganzen 
Tag denselben Arbeitsgang. Die Gehil- 
fen machen es einmal vor, hat's der Lehr- 
ling verstanden, kann er acht Stunden 
drauflos arbeiten. 


Hat die Brotzeitfrau Urlaub, gehe ich zum 
Einkaufen. Muß etwas fertig werden, muß 
ich Überstunden machen und samstags 
arbeiten. 


Fachschule des Handwerks: Qualität für 14 Tage 


Bildungsforscher Edding: Klagen aus der Klitsche 


„Man will doch selbstverständlich 
vom Lehrling was haben“, sagt der 
Kemptener Friseurmeister Max Kess- 
ler. „Aber man hat ihn nur dreieinhalb 
Tage im Betrieb, einen Tag ist Schule, 
vier Wochen macht er Urlaub, und 14 
Tage ist er in der Regel krank.“ 


Das oft unverhohlen bekundete Be- 
streben von Handwerksmeistern und 
Inhabern vor allem kleinerer Betriebe, 
am Lehrling oder mit dem Lehrling 
verdienen zu wollen, sehen Bildungs- 
forscher wie der Berliner Edding als 
eine der „Zwangsfolgen einer 
einzelbetrieblichen Finanzie- 
rung“ der Ausbildung: „Die 
meisten lassen die jungen 
Leute mit einem Minimum an 
Kosten durchlaufen und ver- 
suchen schon im zweiten 
Lehrjahr, zu einer Rendite zu 
kommen.“ 


Grundsätzlich hat Edding 
„nicht mal was gegen Netto- 
erträge, denn dabei kann es ja 
gute Ausbildung geben“ — 
aber wohl nicht im Regelfall: 
Von den 42 Schülern einer 
Kieler Berufsschul-Fachklas- 
se für Elektroinstallateure, 
die vor dreieinhalb Jahren al- 
lesamt ihre Lehre in einem 
Industriebetrieb begonnen 
hatten, bestanden jetzt 35 
ihre Gesellenprüfung. Von 
den 56 Schülern der Parallel- 
klasse, allesamt E-Installa- 
teurslehrlinge aus dem Hand- 
werk, erreichten nur 18 dies 
Ziel; 24 waren schon vor der 
Meldung zur Gesellenprü- 
fung ausgeschieden, 14 dann 
bei der Prüfung durchgefallen. 


Bisweilen liegt gar auf der 
Hand, daß Handwerksmei- 
stern und Betriebsinhabern 
an billiger Lehrlingsarbeit 
überhaupt eher gelegen ist als 
an einer zu erfolgreichem 
Abschluß führenden Ausbil- 
dung. Das Kraftfahrzeug- 
handwerk etwa stellte teilwei- 
se weit mehr Lehrlinge ein, 
als es dem Bedarf an Gesel- 
len entsprach — bei notorisch 
hohen Prüfungs-Durchfall- 
quoten, die wiederum nicht 
verwundern können: 


Von 160 Kfz-Lehranfän- 
gern des vorigen Herbstes im 
Raum Kiel kamen 40 von 
Sonderschulen, und — so ein 
Branchenkenner — „es ist 
doch von Anfang an klar, 
daß der größte Teil dieser 
Jungs das Lehrziel nie errei- 
chen wird“. 

Freilich, das Kfz-Hand- 
werk war während der letzten 
Jahre überlaufen — einer der 
„Modeberufe“, wie sie von 
Experten vorwiegend auf 
dem Sektor der gehobenen Wartungs- 
und Montagearbeit wie im Dienstlei- 
stungsgewerbe und in der Verwaltung 
geortet werden. Da drängeln sich die 
deutschen Lehrlinge, männlich wie 
weiblich: 

Köche und Papierverarbeiter, Kfz- 
Landmaschinenmechaniker, Elektro- 
handwerker und Elektromechaniker 
wollen heute doppelt und dreimal so 
viele Jugendliche werden wie vor fünf- 
zehn oder zwanzig Jahren. Die Zahl di- 
verser „Laboranten“-Lehrstellen in 
Planungs- und Verwaltungsberufen 
schnellte von 7600 im Jahre 1955 auf 
17 488. 


Schulabgänger gehen 
zu spät zur Berufsberatung. 


Den Beruf eines technischen Zeich- 
ners ergriffen 1955 knapp 2000 weibli- 
che Lehrlinge, jetzt sind es über 12 000. 
„Schaufenstergestalterin“ lernten da- 
mals lediglich 800 Mädchen, jetzt über 
5000. Im hessischen Eschwege (23 000 
Einwohner) beispielsweise war der De- 
korateurlehrling Renate Dohrgerlow 
1957 noch der einzige seiner Art: „Die 
Leute haben mich angegafft!“ 1974 wol- 
len in Eschwege immerhin schon zwölf 
Mädchen Schaufenster ausstaffieren. 


1974, so sieht es aus, gibt es im deut- 
schen Lehrlingswesen mehr Photogra- 
phen als Gärtner, mehr Starkstrom- 
elektriker als Tischler und Modellbau- 
er, mehr Friseusen als Schneiderinnen, 
Hut- und Putzmacherinnen zusammen 
— vor zehn bis zwanzig Jahren war das 
noch umgekehrt. 


Wohin auch immer der Trend geht 
— die Neigung der Jugendlichen er- 


der Kompakt-V W. 
Auto, Motor und Spaß. 


Der Golf ist ein neues Auto von Format. 
Drei Meter siebzig kurz. Ein Meter sechzig 
breit. 

Mit diesen Maßen ist er eines der park- 
platzfreundlichsten Autos seiner Klasse. 

Trotzdem ist er kein Kleinwagen. Sondern 
eine geräumige Limousine. 


Golf, der Kompäkt-VW: 
Geräumiger Innenraum. 
Große Heckklappe zum Gepäckraum. 


Zigfach verstellbare Einzelsitze vorn. 
Sitzbank für drei Personen hinten. 


Vollgepolsterte Armaturentafel. Zwei Ablagefächer. 


Auto. 


Er hat vier große Türen und viel Platz für 
fünf Personen mit breiten Schultern und lan- 
gen Beinen, 

Vom Gaspedal bis zur Rückenlehne der 
Hintersitzbank sind es satte zwei Meter. Und 
selbst hinten ist der Beinraum noch gut einen 
ganzen Meter. 


Unter der großen und breiten Heckklappe 
hat er einen großen und variablen Gepäck- 
raum. (Von 350 auf 700 Liter in ein paar 
Handgriffen.) 

Dabei ist das noch keineswegs alles, was 
wir beim Golf auf nur drei Meter siebzig 
untergebracht haben. 


Vier-Zylinder-Reihenmotor. 
Quer eingebaut. Wassergekühlt. 
Sparsam. Spritzig. Mit 50 und 70 PS. 


Energieabsorbierendes Lenkrad 
mit Prallplatte. 
Sicherheitslenksäule. 


Frontantrieb. Langer Radstand. 
Breite Spur. Einzelradaufhängung. 

Federbeine vorn. Nevartige Verbund- 
lenkerachse hinten. 


Ein Grund, warum der Golf so kompakt 12,5 Sekunden. Mit 70 PS. (In 16,5 Sekunden Mit breiter Spur und langem Radstand. Mit 
ist, liegt unter der Haube vorn. mit SO PS.) 


Um Platz zu sparen, ist sein Motor quer Doch so spritzig sein Motor auch ist, immer langhubigen Federbeinen. Mit Dreiecksquer- 
eingebaut. ist er sparsam im Benzinverbrauch. 100 Kilo-  lenkern vorn. Und einer neuartigen Verbund- 
Er hat eine obenliegende Nockenwelle, meter für 8 Liter Normal {DIN}. Mit 50 PS. lenkerachse hinten. 
um schnell auf Touren zu kommen. Und er Für ein nahezu neutrales Fahrverhalten Seine PS kommen also sicher auf die 


beschleunigt den Golf von Null auf 100 in sorgt einharmonisch abgestimmtes Fahrwerk. Straße. 


Frontantrieb. Mit Einzelradaufhängung. Mit 


Es macht Spaß, ihn vollzupacken. 


Es macht Spaß, 
nur hin und wieder 
an eine Tankstelle zu fahren. 


Weil Sie beim Golf viel Auto und viel Mo- 
tor bekommen, werden Sie auch viel Spaß 
an und mit ihm haben. 

Dabei geht der Spaß schon los, bevor Sie 
losfahren. 

Durch eine hohe und breite Heckklappe 
kommen Sie schnell und leicht an den 350 


Es macht Spaß, 


ihn in 12,5 Sekunden auf 100 zu bringen. 


Es macht Spaß, 
ein Jahr oder 15.000 km 
bis zur Wartung zu warten, 


Liter großen Gepäckraum heran. 

Wenn Sie zu zweit und mit großem Gepäck 
reisen, können Sie den Gepäckraum auf das 
Doppelte vergrößern: 700 Liter. 

Ist schon sein Gepäckraum überraschend 
groß, so wird Sie sein Innenraum noch mehr 
überraschen. 


n 


Denn hinter seinen vier großen Türen kön- 
nen es sich fünf Personen bequem machen. So 
bequem, daß ihnen auch lange Strecken nichts 
ausmachen. Doch auf langen Strecken zeigt 
sich nicht nur, wie angenehm mit dem Golf zu 
reisen ist. Sondern auch, wie problemlos der 
Motor läuft. 


Golf,der Kompakt-VW. 


Es macht Spaß, 
lange Strecken mit ihm zu fahren. 


Es macht Spaß, 


mit ihm über Stock und Stein zu fahren. 


Spaß. 


Denn er ist nicht nur schnell zu fahren. Son- 
dern nach Art des Hauses auch robust und 
langlebig. 

Wenn Sie sich einmal den Spaß machen 
und Buch über den Golf führen, werden Sie 
bald merken, wie sparsam Sie mit ihm fahren. 

Von Ölwechsel zu Ölwechsel können Sie 


Auto, Motor und Spaß. 


Es macht Spaß, 
mit ihm durch enge Kurven zu fahren. 


zum Beispiel ein halbes Jahr oder 7.500 km 
fahren. Und ein ganzes Jahr oder 15.000 km 
liegen zwischen den Grundwartungen. 
Dazu steht Ihnen eines der modernsten 
und größten Service-Netze in Europa zur 
Verfügung: der VW Service mit Computer- 
Diagnose. (Die ersten drei Diagnosen kosten 


nichts. Alle weiteren kosten nur ein paar 
Mark.) 

Wenn Sie.also in den nächsten Tagen noch 
nichts Besonderes vorhaben, soll- 
ten Sie sich den Golf einmal vor- 
nehmen. Bei Ihrem VW Händler. 
Gönnen Sie sich den Spaß. 


... wie vor zwanzig Jahren: Modeberuf technische Zeichnerin 


weist sich allzu häufig als oberflächli- 
ches Interesse. Von der Möglichkeit 
der Berufsberatung machen Schulab- 
gänger häufig erst dann Gebrauch, 
„wenn die Anmeldefristen für weiter- 
führende Schulen schon vorbei und be- 
stimmte Betriebe schon ausgebucht 
sind“, so Käthe Doering vom Landesar- 
beitsamt Hamburg/Schleswig-Holstein. 


So bleibt häufig nur übrig, einen Er- 
satzberuf zu wählen — eine halbherzi- 
ge Entscheidung, die sich leicht als 
falsch erweist. Experten wie Käthe 
Doering halten es denn auch für dring- 
lich, daß an den Hauptschulen das 
Fach „Arbeitslehre“ aufgewertet und 
durch Betriebspraktika ergänzt wird. 


Darüber, ob ein solches Fach nur in- 
formativen Charakter haben oder auch 
zu kritischem Arbeitnehmerbewußtsein 
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erziehen soll, haben sich Arbeitgeber 
und Gewerkschaften, Parteien und 
Lehrer gründlich zerstritten — mit dem 
Resultat, daß der Arbeitslehre-Unter- 
richt über Ansätze nicht hinausgekom- 
men ist, nachgerade typisch für die 
Schwierigkeiten, die Berufsbildung zu 
erneuern. 


Schon 1971 beispielsweise kamen die 
Bundesländer überein, das Berufs- 
grundbildungsjahr (BGJ) einzuführen. 
Konzeption: In einem berufsbezogenen 
zehnten Schuljahr am Lernort Berufs- 
schule soll Lehrlingen ein möglichst 
breites, allerdings vorwiegend theoreti- 
sches Fachwissen eines „Berufsfeldes“ 
— zum Beispiel Elektrotechnik, Metall, 
Wirtschaft und Verwaltung — beige- 
bracht werden. Erst danach soll sich 
der Jugendliche für einen speziellen 
Beruf innerhalb eines Berufsfeldes — 


zum Beispiel im Berufsfeld Metall: 
Dreher, Fräser oder Feinmechaniker 
— entscheiden müssen und einen Lehr- 
vertrag abschließen. Der Lehrherr ver- 
pflichtet sich dabei, das BGJ als erstes 
von drei Lehrjahren anzuerkennen. 


Doch allenthalben in der Bundesre- 
publik wurden die ersten BGJ-Abgän- 
ger bei der Bewerbung um Ausbil- 
dungsstellen abgelehnt. Die Lehrherren 
wollten das Berufsgrundbildungsjahr 
nicht anerkennen, weil es ihrer Ansicht 
nach — so Helmut Wünsch, Ausbil- 
dungsreferent der IHK München- 
Oberbayern — „extrem praxisfeind- 
lich“ sei. Wünsch: „Das kommt mir so 
vor, als ob man da den Kindern das 
Abc in allen Sprachen beibringen will 
und dann erst, wie sie deutsch schrei- 
ben können.“ 

In Hamburg rieten Anfang dieses 
Jahres etliche Firmen BGJ-Schülern, 
das Grundjahr abzubrechen; nur dann 
werde man sie unter Lehrvertrag neh- 
men, allerdings ohne Anerkennung der 
BGJ-Zeit. Es war schiere Obstruk- 
tion, und diese wiederum nur eine von 
vielerlei Zuspitzungen, die das Geran- 
gel um Bonns Ausbildungsreform 
kennzeichnen. 


Elektriker 
auf dreierlei Weise. 


Denn eine Kollision scheint unver- 
meidlich — das in seinem Selbstver- 
ständnis bislang unangefochtene Aus- 
bildungskartell von Meistern und Zünf- 
ten muß sich im Konflikt mit der Bil- 
dungsverwaltung auf Terrainverluste 
einstellen. Dabei befürchten die Arbeit- 
geber, daß mehr Staat am Lehrplatz 
zwangsläufig einen Vormarsch der Bü- 
rokratie in Gang setzt, dem praktisches 
Ausbildungs-Know-how zum Opfer 
fällt. 

Als bedrohliches Indiz für solche Ar- 
beits-Weltfremdheit werten die Ver- 
bände die lückenlose Festschreibung 
aller betrieblichen Lerndetails durch 
Ausbildungsordnungen — „ohne die 
Möglichkeit, regionale und sektorale 
Besonderheiten zu berücksichtigen“ 
(Handwerks-Schubert). 

Die erst 1969 im Berufsbildungsge- 
setz verankerten Ausbildungsordnun- 
gen können schon heute ihrem ehrgei- 
zigen Anspruch („Anpassung an die 
technischen, wirtschaftlichen und ge- 
sellschaftlichen Erfordernisse“) kaum 
mehr genügen. Denn nicht minder 
schwerfällig als ihr Zustandekommen 
— auf zwei- bis fünfjährigem Instan- 
zenweg — erweisen sich Reparatur und 
Fortschreibung der Ordnungen. 


So kann man in der Bundesrepublik 
heute auf dreierlei Weise Elektriker 
werden: auf dem traditionellen Weg 
über eine dreieinhalbjährige Lehre im 
Handwerk, nach Abschluß eines BGJ 
und zweieinhalbjähriger betrieblicher 
Ausbildung sowie schließlich durch 


Die Kinder der Familie Wüsienrot 
klären ihren Veier auf. 


Wendy: ‚Also Papa, nun paß mal gut auf. Du und Mama, 
ihr kommt jetzt in das Älter, wo man auch mal an die 
Zukunft denken muß. Ihr habt das schöne Haus gebaut, 
und verdienen tust du ja auch nicht schlecht. Aber... 

Wolf: „...was ist, wenn du mal nicht mehr arbeitest? 
Oder wenn dir mal was passiert? Wenn du eine 
Lebensversicherung hättest, brauchtest du dir darüber 
keine Sorgen zu machen. 

I A 


Vater Wüstenrot: „Ihr habt's ja faustdick hinter den 
Ohren. Aber so unschuldig, wie ihr meint, bin ich gar 
nicht. Eine Lebensversicherung von Wüstenrot hab 
ich nämlich längst.“ 


Wenn Sie immer noch glauben, Wüstenrot sei nur 
eine Bausparkasse, rufen Sie den Mann von wüÜstenrot 


an. Der klärt Sie auf, 


Souvenirs, 
Souvenirs. 


/ 


> Eine Kamera aus Deutschland. Eine Uhr aus der Schweiz. Ein Teppich 


© austria a aus Persien. Eine Photo- oder Phonoausrüstung aus Japan. Alle Länder 

Prmsnari TUCH — win \ der Welt senden die Waren, die ihnen Rang und Namen verleihen, 
/ Te u \ nach Singapur. Und Singapur verkauft sie weiter. Billiger als die 
I | Herstellungsländer. Darum können Sie sich in Singapur jeden lang- 
| mo \ I. A) ) gehegten Wunsch zollfrei erfüllen. j \ 
INN ma, Fliegen Sie mit uns zum Einkaufsbummel nach Singapur. 

\ Damit Sie unterwegs den Service geniessen können, um den uns 

N PERTH 4 ’ . 

sro andere Fluggesellschaften beneiden. A great way ıofly 
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zweijährige Intensiv-Ausbildung nach 
dem Stufenplan. Die Ausbildungsinhal- 
te beider Reformmodelle sind im ersten 
Jahr — hier das BGJ, dort die 
Grundstufe — jedoch derart unter- 
schiedlich, daß jedenfalls im Elektro- 
bereich derzeit ein BGJ-Absolvent 
nicht ins zweite Stufenplan-Jahr über- 
steigen kann. Folge: Die Reformer ha- 
ben den BGJ-Absolventen den Weg 
in die Elektroindustrie praktisch ver- 
sperrt. 


So fehlt im Ausbildungsprogramm 
der Dachdecker bis heute Platz für 
nachgewachsene Techniken, wie Kies- 
schüttung und Aluminiumverarbeitung. 
Und ein Hamburger Fliesenleger mußte 
bei der Kachelung eines Nordseewel- 
lenbades die Lehrlinge zu Hause lassen, 
weil sein neues Kachelverfahren im 
Berufsbild fehlt. „Es ist doch absurd“, 


Machtübernahme 


sagt Berufsbildungsexperte Heinz Ferstl 
von der Hamburger Handwerkskam- 
mer, „daß der neueste Stand nicht ver- 
mittelt werden darf.“ 


Solchen plausiblen Einwänden ste- 
hen freilich anderweitige Verdienste 
der Ausbildungsordnungen entgegen: 
Mehr und mehr eingedämmt wurden 
Planlosigkeit, Schlamperei und Leer- 
zeiten in der Ausbildung, Folgen der 
vage gefaßten Berufsbilder alten Stils. 


„Dem Handwerk 
bleibt nur der Schrott.“ 


Überdies sind die Konstruktionsfeh- 
ler der bemängelten Lehrvorschriften 
keineswegs Resultat bürokratischer 
Unkenntnis; vielmehr werden die Re- 
gularien, was Reformkritiker inzwi- 
schen beharrlich verschweigen, von 
Wirtschaftsvertretern stets maßgeblich 
mitformuliert. So ist denn auch das Ge- 
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zeter über vorgeblich praxisfeindliche 
„Verschulungstendenzen“ der Ausbil- 
dungsreform ein getarntes Absetzma- 
növer von eigenen Zielen. 


Denn befürchtet wird nicht etwa eine 
Ausweitung der Berufsschulen — 
Schubert: „Wir sind nicht einmal gegen 
das Berufsgrundschuljahr.“ Das Ver- 
dikt gilt vielmehr gesetzlich systemati- 
sierten Lehrabläufen im Betrieb. Rad- 
datz: „Wenn man betriebliche Ausbil- 
dung so gängelt, dann ist das eine Ver- 
schulung.“ 


Propagiert mithin das Bildungsmini- 
sterium: „Ungeplante Ausbildung ist 
eigentlich ein Widerspruch in sich“, so 
hält das Handwerk dagegen: „Planmä- 
Bigkeit muß Ausbildung nicht verbes- 
sern“ (Ferstl). Hinter solchen Be- 
kenntnissen verbergen sich freilich 


handfeste Interessen, deren Bedrohung 


Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt j 


durch die Bonner Reformpläne die 
Wirtschaft zur „Totalbremsung“ (Ed- 
ding) herausgefordert hat. 


In der Tat: Die Unternehmer wären 
nicht länger Lehr-Herren im eigenen 
Haus, Handwerksmeister müßten um 
die althergebrachte Rendite aus Lehr- 
lingsarbeit fürchten; die Kammern se- 
hen ihre Richtlinien- und Prüfungs- 
kompetenz im Lernort Betrieb gefähr- 
det und demzufolge auch ihr Statuspri- 
vileg als öffentlich-rechtliche Körper- 
schaft. 

Dabei wäre es oberflächlich, die Mi- 
sere der Berufsausbildung ohne Ab- 
strich aufs Konto der kleinen Meister 
und großen Bosse zu schlagen. Daß sie 
vielmehr zu einem guten Teil herrührt 
aus der Leistungsschwäche des west- 
deutschen Bildungssystems insgesamt, 
ist für Wissenschaftler nachgerade eine 
Binsenerkenntnis. 

„Die Berufsausbildung kann nicht 
besser sein als unser Schulwesen über- 


haupt“, sagt Regine Pfeifer, Berufs- 
schullehrerin in München, und so gese- 
hen, ist nicht nur Vergröberung, was 
dem Kölner Sanitär-Kaufmann Hans 
Rolf Clasen einfällt: „Alles will studie- 
ren, dem Handwerk bleibt der 
Schrott.“ 


„Immer mehr Betriebe 
verlieren die Lust.“ 


„Sie sind nicht mehr bereit, sich ein- 
zusetzen“, weiß der rheinische Ge- 
brauchtwagenhändler Helmut Becker 
von den Lehrlingen zu berichten, und 
deshalb, sagt Becker, hat er 1974 auch 
nur fünf statt wie zuletzt 18 eingestellt. 
Nach DIHT-Beobachtungen verlieren 
„immer mehr Betriebe die Lust an der 
Lehrlingsausbildung, weil sie feststellen 
müssen, daß ein eigener Wille zum Ler- 
nen oder zur Leistung bei einer ganzen 
Generation von Lehrlingen nahezu 
vollständig fehlt“. 


Und für die Meinung, die bundes- 
deutsche Ausbilder von Deutschlands 
allgemeinbildenden Schulen und ihren 
Absolventen haben, scheint repräsenta- 
tiv, was Rudolf Meyer, Chef der Lehr- 
lingsausbildung bei der Kieler HDW, 
so beschreibt: „Die Hauptschule ist 
ausgeblutet, ihre Abgänger wissen zwar 
von vielem was, aber nichts richtig, und 
die Realschüler sind schon von der 
Schule her zum Nichtstun motiviert.“ 


Wie belangvoll oder hergeholt die 
Taugenichts-Theorie auch sein mag — 
zum Besseren kann sich die Lehrlings- 
ausbildung erst wenden, wenn auch die 
Schwäche des Schulsystems überwun- 
den wird und Bonn wie Länder ein ver- 
läßliches Leitmodell für die mittelfristi- 
ge Gesamtbildungsplanung präsentie- 
ren. 

Längst sind Experten zu der Einsicht 
gelangt, daß die bisherige Trennung 
von allgemeiner und beruflicher Bil- 
dung vorrangig durch Verzahnung auf- 
zuheben sei. Die Verwirklichung dieses 
Ziels, das zugleich auch durch Hinwen- 
dung der Oberstufenklassen zur Berufs- 
welt angestrebt werden soll, steht um so 
dringlicher an, als in den nächsten Jah- 
ren immer mehr Abiturienten durch 
den Numerus clausus von der her- 
kömmlichen Akademiker-Laufbahn 
abgeschnitten sein werden. 


Selbst wenn, wie vom Wissenschafts- 
rat empfohlen, binnen vier Jahren die 
Zahl der Hochschulplätze von derzeit 
660 000 auf 800 000 aufgestockt wür- 
de, müßten 1978 mindestens noch 
48 000 Studierwillige auf die herkömm- 
lichen nichtakademischen Berufsbil- 
dungswege abwandern. 


Bonns neuer Bildungsminister Hel- 
mut Rohde: „Wir müssen davon ab- 
kommen, daß die Hochschule als Kö- 
nigsweg, die Berufsbildung aber als 
Trampelpfad ins Arbeitsleben angese- 
hen wird.“ 


Jetzt.Der Ferien-Rekord zum Ferien-Preis. 


Der Ferien-Rekord ist ein attraktives Sondermodell in 
begrenzter Stückzahl. Er ist erheblich preiswerter in der An- 
schaffung und von Haus aus günstig im Unterhalt. 

Es gibt den Ferien-Rekord mit 1.7 Ltr.-Motor, 49 kW 
(66 PS), Normalbenzin, mit Sportschaltung. Oder mit dem 
1.7 Ltr.-S-Motor, 61 kW (83 PS), mit der bewährten Opel 
Dreigang-Vollautomatic. 

Der Ferien-Rekord ist mit vielen Extras ausgestattet: 
Spezial-Polsterbezüge in schickem Schwarz/Weiß- 

Muster, verstellbare Kopfstützen, Luxustürver- 
kleidung, Teppichboden, heizbare Heckscheibe, 
seitliche Schutzzierleisten, Stahlgürtelreifen 
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Alle Rekord-Modelle bieten viel Sicherheit. Z. B. stählern- 
starker Fahrgastraum, Sicherheitslenkung, vorprogrammierte 
Kanautschzonen vorn und hinten, Zweikreis-Bremssystem 
mit Bremskraftverstärker. Rückfahrscheinwerfer serienmäßig. 

Testen Sie den Ferien-Rekord bei Ihrem Opel-Händler. 
Aber kommen Sie bald, jetzt während der Opel Spar-Aktion: 

Schönere Ferien. 

Denn die Anzahl des Ferien-Rekord ist begrenzt. 
Ferien-Rekord mit Sportschaltung DM 11846.-aW.* 
Mit Gr Dreigang-Vollautomatic DM 12.798.-aW.* 
"unverbindliche Preisempfehlung 


Jetzt zum Opel-Händler, besser heute als morgen! 
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..wenn es auf Frische ankommt 


MIOROL 


4, Mäurer + Wirtz 


BERLIN 


Reifes Stadium 


Bei Unglücksfällen an der Berliner 
Mauer sollen die Retter nicht länger 
tatenlos zusehen müssen. In Ost- 
West-Gesprächen wird ein Erste- 
Hilfe-Reglement vorbereitet. 


W: wollten“, sagte ein Berliner Tür- 
kenjunge, „nur die Fische ankie- 
ken.“ Doch sein italienischer Spielka- 
merad Giuseppe Savoca, 6, stürzte über 
eine kaum gesicherte Kaimauer in die 
trüben Fluten der Spree. 


Minuten später — am 15. vergange- 
nen Monats um 10.32 Uhr — war 
West-Berlins Feuerwehr am Unglücks- 
ort, ein Alu-Rettungsboot im Schlepp. 


ob Feuerwehrmann, Streifenpolizist 
oder Augenzeuge — bei Notfällen in 
Grenzwassern ohnmächtig zuschen 
müssen, daß Hilfe noch immer am 
Staatsgrenz-Prestige der anderen Seite 
scheitert: Das gibt es, so West-Berlins 
Innensenator Kurt Neubauer, „sonst 
kaum noch in der Welt“. 

Um das Anormale zumindest halb- 
wegs zu normalisieren, verhandeln seit 
nun dreizehn Monaten Experten aus 
Ost und West. In bislang sechs Ge- 
sprächsrunden suchten die Wortführer 
des Senats von Berlin und der West- 
Berlin-Abteilung des DDR-Außenmini- 
steriums nach einer einvernehmlichen 
Regelung in „beiderseitigem Interesse“. 
Das vVerhandlungsziel laut Senatsrat 
Heinz Annußek: „Möglichkeiten mit 


der DDR zu entwickeln, daß bei Un- 
glücksfällen erste Rettungsmaßnahmen 


DDR-Rettungstrupp*: Heißer Draht für Erste Hilfe? 


Zu Wasser gelassen aber wurde es nicht 
— die Uferlinie ist Sektorengrenze. 


Drüben, fünfzehn Meter entfernt, 
gingen derweil DDR-Grenzwächter mit 
zwei Patrouillen-Booten in Bereitstel- 
lung. Ein Brand-Oberinspektor bot den 
Besatzungen per Megaphon Zusam- 
menarbeit an — vergebens. Alsdann 
beorderte der Einsatzleiter des Kom- 
mandos zwei Beamte zum nahen 
Grenzübergang Oberbaumbrücke. Am 
„weißen Grenzstrich“, so ihr Bericht, 
wies sie ein DDR-Posten mit „unmiß- 
verständlichen Handzeichen“ zurück. 

Knapp 30 Minuten danach bargen 
DDR-Taucher den Leichnam des Kin- 
des — um 11.07 Uhr, einen Meter vor 
der westlichen Uferbefestigung. 

Mag sein, daß auch ein sofortiger 
Zugriff das Geschehen nicht mehr hät- 
te wenden können. Doch daß Retter — 


* Bei der Bergung des ertrunkenen Siegfried Kro- 
both. 
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gefahr- und reibungslos zum Wohle 
der Betroffenen anlaufen können.“ 
Simpler: „Es geht im Grunde darum, 
daß da womöglich ein Kind von West- 
Berlin nach Ost-Berlin gefallen ist und 
jemand hinterherspringen kann.“ 

Etwa ein Sechstel der gesamten 
West-Berliner Stadtgebietsgrenze von 
160 Kilometern liegt im oder am Was- 
ser — Teile der Havel oder der Spree 
ebenso wie des Teltowkanals und des 
Humboldthafens zwischen Charite 
(Ost) und Tiergarten (West). Über gut 
zehn Kilometer werfen West-Angler 
vom Ufer aus bereits ihre Köder in Ost- 
Wasser. Ein Rettungssprung in solches 
Gewässer aber, kommentiert Polizei- 
hauptkommissar Walter Schulz, Chef 
des Kreuzberger Oberbaumbrücken- 
Reviers, „könnte Selbstmord bedeuten. 
Wer will das schon in Kauf nehmen“. 
Verantworten jedenfalls mochte es — 
ob begründet oder nicht — bisher kei- 
ner. Und so ertrank am 30. Oktober 


1972 der türkische Schüler Cengaver 
Katranci, 8, und am 14. Mai 1973 der 
fünfjährige Siegfried Kroboth in der 
Spree. 


Die baldige „unbürokratische Basis 
für gemeinsame Hilfsmaßnahmen“, die 
Berlins Regierender Bürgermeister 
Klaus Schütz anstrebt, scheint denn 
auch überfällig. Denkbar wären die 


D Installation stationärer Warnleitun- 
gen des seit dem Mauerbau unter- 
‚brochenen „heißen Drahts“ zwi- 
schen Polizei- und Feuerwehrzen- 
tralen in Ost- und West-Berlin; 


D> Absprache über sofortige Hilfsmaß- 
nahmen durch jedermann bei 
gleichzeitiger Alarmierung der 
DDR-Grenzschützer etwa über 
Alarmraketen oder Notrufsäulen, 
die auch im Osten Alarm auslösen; 


D Einigung über koordinierte Hand- 
in-Hand-Maßnahmen west-östli- 
cher Rettungsdienste in Notfällen 
bis hin zu Ölschwemmen. 


Der Verhandlungsspielraum der Se- 
natsdelegation jedoch ist begrenzt. Ein- 
nerseits engt ihn der Vorbehalt der alli- 
ierren Schutzmächte ein, deren in 
Grenzfragen festgeschriebene „Rechte 
und Verantwortlichkeiten“ auch durch 
das Berlin-Abkommen vom Juni 1972 
„nicht berührt“ werden (Vertragsprä- 
ambel). „Die Mauer“, so erläutert Wil- 
liam Bodde Jr., US-Verbindungsoffi- 
zier beim Senat, „ist ja keine Grenze 
für uns und Berlin-West.“ Andererseits 
sieht die DDR, wie üblich, ihre Staats- 
grenze als Statussymbol. 


Zur Verständigung wird es wohl den- 
noch kommen — durch Protokollver- 
merke außerhalb des eigentlichen Ver- 
tragswerks. In der speziellen Sache 
einig, Könnten die Partner nach be- 
währtem Muster in Vertrags-Anhäng- 
seln jeweils ihren völkerrechtlichen 
Standpunkt absichern. 

Szenen der Ohnmacht, da hüben wie 
drüben die Hilfsbereiten untätig zuse- 
hen müssen, scheint es nicht mehr lan- 
ge zu geben. Das gesamtdeutsche Ret- 
tungswerk ist, wie West-Verhandlungs- 
führer Annußek weiß, vor dem „ent- 
scheidungsreifen Stadium“. 


WAHLEN 


Niedersächsisches Lotto 


Theoretisch könnte es in Niedersach- 
sen demnächst Neuwahlen geben: 
Nach grotesken Pannen bei der 
Stimmenauszählung wird nun alles 
noch einmal nachgeprüft. 


D ie Chancen stehen fünfzig zu fünf- 
zig: Ob der Gewerkschafter Willi 
Arens aus dem Emsland als SPD-Ab- 
geordneter im hannoverschen Leine- 
schloß bleibt oder ob Carl Schelten-Pe- 
tersen, Unternehmer aus Ostfriesland, 
als CDU-Parlamentarier einrückt, war 
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Ende voriger Woche noch immer unge- 
wiß. 

Für Arens, der am Mittwoch dieser 
Woche den Ministerpräsidenten mit- 
wählen wird, und für Schelten-Peter- 
sen, der erst noch Abgeordneter wer- 
den will, ist die lange Wahlnacht noch 
immer nicht vorbei. 


„Das ist vielleicht ein Ding“, kom- 
mentierte die „Neue Hannoversche 
Presse“ und sah das Niedersachsen-Vo- 
tum vom 9. Juni schon „verdächtig in 
die Nähe der Ostfriesen-Witze“ ge- 
rückt: Am Montag voriger Woche 
legte Landeswahlleiter Claus-Henning 
Schapper ein verbindliches „endgülti- 
ges Ergebnis der Landtagswahlen“ vor, 
von dem er wohl wußte, daß es provi- 
sorischen Charakter hat. Denn schon 
tags darauf schickte er im Auftrage des 
Innenministers seinen Kreiswahlleitern 


Nachwahl in Niedersachsen 


einen Erlaß, die über vier Millionen 
Stimmen „unverzüglich“ nachzuzählen. 
Das niedersächsische Zahlen-Lotto soll 
am Dienstag dieser Woche beendet 
sein. 


Bisher gab es drei verschiedene Er- 
gebnisse. Am Morgen nach der Wahl 
hatten die SPD (67 Sitze) und FDP (11) 
zusammen ein Mandat mehr als die 
Christdemokraten. Zwei Wochen spä- 
ter gewann der bisherige Wirtschafts- 
und künftige Sozialminister Helmut 
Greulich die Nachwahl in Northeim 
und holte — 21 Stimmen waren aus- 
schlaggebend — sogar noch ein zusätz- 
liches Mandat. Als schließlich die CDU 
darauf bestand, die Northeimer Stim- 
men noch einmal zu zählen, wurde sie 
zwar vom Innenminister Richard Leh- 
ners (SPD) als „schlechter Verlierer“ 
gescholten, aber es lohnte sich — plötz- 
lich waren es nur noch 13 Stimmen, die 
SPD-Arens das Mandat bewahrten. Da 
ahnte Schapper, „daß jetzt irgendwie 
weitergebohrt wird“. 
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Freitag vorletzter Woche wurde die 
CDU abermals fündig. Bei einer Über- 
prüfung von zwanzig hannoverschen 
Briefwahlbezirken ergab sich ein Plus 
von 67 Stimmen für die Christdemo- 
kraten. Mehr noch: Als Brief-Wahl- 
scheine und Stimm-Zettel verglichen 
wurden, fehlten 26 Zettel. Schapper ist 
durchaus optimistisch: „Es könnte sein, 
daß die sich noch finden.“ 

Schließlich hatten sich ja auch — in 
der Woche nach der Wahl — die ver- 
gessenen Stimmen von über 3000 Brief- 
wählern aus Nienburg wieder angefun- 
den, und mehr als 16 000 Stimmen aus 
acht Wahlkreisen, die nach einer Com- 
puter-Panne nicht mitgerechnet wor- 
den waren, schlugen sich im ersten re- 
vidierten Ergebnis nieder. 


Lehners gab beiläufig zu bedenken, 
daß es auch vor vier Jahren schon 


Neue Osnabrücker Zeitung 


„Differenzen zwischen dem vorläufi- 
gen und dem endgültigen Landesergeb- 
nis“ gegeben habe, nur daß diesmal der 
Unterschied eben größer „als sonst bei 
Wahlen üblich“ ist — mit 21 850 vier- 
mal höher als 1970. Auch diese Angabe 
aus dem Hause Lehners erfolgte, wie 
immer seit dem 9. Juni, ohne Gewähr. 

Umstritten zwischen Koalition und 
Opposition ist unterdessen, ob Lehners 
überhaupt die erneute Überprüfung der 
Stimmen anordnen durfte. Die CDU, 
erst einmal zufrieden mit dem nach- 
träglichen 67-Stimmen-Zuschlag von 
Hannover, wollte die Entscheidung 
dem Wahlprüfungsausschuß des Land- 
tages überlassen. Denn die zusätzlichen 
Stimmen reichen aus, das CDU-Man- 
dat zu besetzen. Nach der Lehners-Lö- 
sung ist möglich, daß die Benachteili- 
gungen der CDU aufgewogen werden 
durch vergessene SPD-Stimmen. 

Die Christdemokraten stützen sich 
auf das niedersächsische Wahlgesetz, 
wonach in der Tat „die Entscheidun- 


Wahlvorstände“ 


gen der nur einer 
„Nachprüfung im Wahlprüfungsver- 
fahren“ unterliegen. Lehners und 


Schapper dagegen berufen sich auf die 
Landeswahlordnung, nach der Landes- 
und Kreiswahlleiter darüber wachen, 
„ob die Wahl nach den Vorschrif- 
ten... durchgeführt worden ist“. Da- 
nach entscheiden sie, „ob Einspruch 
gegen die Wahl einzulegen ist“. Um 
aber diesen Einspruch zu begründen, 
reichen die Pannen aus, die schon be- 
kannt sind. 

„Formaljuristisch“, urteilt selbst 
Wolfgang Pennigsdorf, Rechtsexperte 
der SPD-Fraktion, „ist der Einwand 
der CDU nicht von der Hand zu wei- 
sen.“ Freilich handele es sich um „eine 
nicht geregelte Rechtsmaterie“ — Re- 
gierungsparteien und Opposition 
schwimmen gleichermaßen. 

Schon werden hier und da Neuwah- 
len, zumindest theoretisch, nicht mehr 
ausgeschlossen — wenn etwa, so ein 
Schapper-Mitarbeiter, enthüllt würde, 
daß „einige hundert oder tausend Leute 
gewählt hätten, die nicht in Nieder- 
sachsen ansässig sind“. 

„Nigeria, Niedersachsen, Nicara- 
gua“, höhnte die „Welt“, „wie kommt 
es nur, daß in exotischen Ländern, die 
mit Ni beginnen, nicht alle Bürger rich- 
tig zählen können?“ 


RECHT 


Muß raus 


Starb ein Lufthansa-Angestellter 
durch die Schikanen seines Chefs? 
Ein Prozeß, den die Witwe in Frank- 
furt führt, soll diese Frage beantwor- 
ten. 


enn Gerhard Jeschke, Passage- 

Leiter der Deutschen Lufthansa 
für Osteuropa, ans Büro und den Chef 
dachte, spürte er ein „flaues Gefühl im 
Magen“, und manchmal „flatterten 
auch die Nerven“, 

Es kam noch schlimmer: Eines Mor- 
gens wurde dem Angestellten hinter 
seinem Schreibtisch auf der Frankfur- 
ter Lufthansa-Basis schwindlig und 
dann schwarz vor Augen. Ärztliche 
Diagnose: „Ausgedehnter Vorderwand- 
infarkt“ infolge „starker dienstlicher 
Konfliktsituationen“. Noch einmal 
raffte sich der 59jährige auf, doch 
sechs Monate später starb Jeschke an 
ciner „massiven Hirnblutung“. 


Der Tod des Lufthansa-Leiters be- 
schäftigt seit nunmehr vier Jahren ein 
gutes Dutzend Rechtsanwälte und 
Richter, Betriebsräte und Berufsgenos- 
senschaften — und er wird, so die 
Frankfurter Arbeitsrichterin Angelika 
Fürst, „möglicherweise höchste Ge- 
richtsinstanzen zu einer Grundsatzent- 
scheidung zwingen“, 

Grundsätzliches soll der ungewöhnli- 
che Prozeß klären, den Jeschkes Ehe- 
frau Ruth gegen das Verkehrsunter- 


nehmen führt. Denn die Witwe ver- 
klagte die Lufthansa auf Weiterzah- 
lung des halben Gehalts: Ihr Mann, so 
argumentierte sie, sei „ein Opfer der 
ständigen Schikanen seines Vorgesetz- 
ten‘ gewesen. 

Sieben Jahre lang mußte sich — laut 
Klageschriftt — Gerhard Jeschke von 
seinem Chef „grundlose Vorhaltungen“ 
machen lassen, oft mit „weit hörbarem 
Brüllen“ und „unflätigen Ausdrücken“. 
Einen Vorschlag Jeschkes zu Organisa- 
tionsproblemen habe der Vorgesetzte 
auf einer internationalen Tagung vor 
Teilnehmern entwürdigend abgetan: 
„Mist“. 


Auch vor seinen Kollegen sei, so die 
Witwe, Jeschke bloßgestellt worden, 
weil ihn der Vorgesetzte über „anste- 
hende Geschäftsvoreänge im unklaren 
ließ“ und bei seiner Abwesenheit „die 
wichtigen Akten zu verschließen pfleg- 
te“. So war er auf die Informationen 
seiner Mitarbeiter angewiesen, denen 
schon lange Unheil schwante: „Der 
Jeschke muß da raus, sonst geht er ka- 
putt.“ Doch der Wunsch des Gepeinig- 
ten nach einem anderen Posten wurde 
nicht erhört. „Alles zusammen reicht 
aus“, glaubt Jeschke-Anwalt Helmut 
Miittelacher, „der Beklagten eine grobe 
Verletzung ihrer Fürsorgepflicht anzu- 
lasten.“ 


Ob die Klage durchdringt, ist allemal 
ungewiß — ebenso wie der Ausgang 
eines vor dem Sozialgericht anhängigen 
Rechtsstreits, in dem die Witwe von der 
Berufsgenossenschaft der Lufthansa 
eine Rente einklagt. Begründung: Der 
Tod ihres Mannes sei ein „Arbeitsun- 
fall" und als solcher zu entschädigen. 
Denn hier wie da, urteilte Richterin 
Fürst in der Verhandlung am Montag 
vorletzter Woche, „handelt es sich um 
arbeitsrechtliches Neuland“. 


Bislang hatten sich Gerichte, wenn 
es um Arbeitsbedingungen und unter- 
nehmerische Fürsorge ging, in der Re- 
gel mit Klagen auseinandersetzen müs- 


Lufthansa-Angestellter Jeschke 
„Opfer ständiger Schikanen“ ? 


sen, die Arbeitnehmer wegen mangel- 
hafter Schutzvorkehrungen im Betrieb 
führten. So schlichtete etwa das 
Reichsarbeitsgericht vor 40 Jahren den 
Streit, ob den „Gesteinshauern zur Ar- 
beit in den Aufbrüchen Gummianzug, 
Schonanzug und Schachthut‘ zu stellen 
seien. Und Bundesarbeitsrichter wur- 
den von einem Hafenarbeiter bemüht, 
dem Ameisensäure aus einer zerbro- 
chenen Flasche die Kleidung verätzt 
hatte. Doch heutzutage, weist Anwalt 
Mittelacher auf die Bedeutung seines 
Prozesses hin, kommen Beschäftigte 
„mehr durch die Menschen als durch 
Maschinen im Betrieb zu Schaden“. 


Für diese Anwalts-Ansicht gibt es 
Indizien. Arbeitsmediziner und Be- 
triebspsychologen stoßen bei Untersu- 
chungen immer häufiger auf Qualen 
durch Querelen mit dem Chef. Der 
Gießener Soziologe Wolfgang Kellner 
etwa glaubt, daß Arbeitnehmer, die 
sich vom Vorgesetzten ungerecht be- 
handelt fühlen, oft unter einem „psy- 
cho-sozialen Streß“ stehen, „der einer 
der bekanntesten Risikofaktoren des 
Herzinfarkts ist“. 

Arbeitsrichterin Angelika Fürst — 
die den Musterprozeß gegen die Luft- 
hansa „erst einmal auf Eis legte, bis 
das Sozialgericht rechtskräftig ent- 
schieden hat“ — wünscht sich, daß die 
Rechtsprechung der veränderten Situa- 
tion am Arbeitsplatz folgt. Denn „Psy- 
cho-Terror“, formuliert die Juristin, 
„ist gefährlicher als Maschinentücke“. 


VERLAGE 


Jüngstes Gerücht 


Wieder einmal verhandelte Axel 
Springer über den Verkauf von Ver- 
lagsanteilen. Finanzstarke und gesin- 
nungstüchtige Partner aber waren bis- 
lang nicht aufzutreiben. 


n Düsseldorfs Gourmet-Hochburg 

„Müllers & Fest“ feilschten vier 
Herren beim Wein um einen Batzen öf- 
fentlicher Meinung. Verleger Axel 
Springer, 62, warb um potente Partner 
für seinen Alleinbesitz an auflagenstar- 
ken Tageblättern und Wochenschrif- 
ten, seriösen Buchverlagen und großen 
Druckereien. 

Springers Geschäftspartner bei dem 
diskreten Treffen waren Mitte letzten 
Monats drei Männer der westdeutschen 
Finanzaristokratie: Jürgen Ponto von 
der Dresdner Bank, Anton Ernstberger 
(Bayerische Hypotheken- und Wech- 
sel-Bank) sowie Karl Theodor Jacob 
(Bayerische Landesbank). Zur Debatte 
stand ein 25-Prozent-Anteil an der 
Axel Springer Verlag AG (Jahresum- 
satz: 1,1 Milliarden Mark). 

Und kontrovers verlief das Unter- 
nehmen schon beim Vorspiel. Fach- 
kundig taxierten die Bankiers das Kon- 
zern-Viertel auf 175 Millionen Mark. 
Der Großverleger hingegen schätzte 


Verleger Springer 
„Ich möchte nun meine Ruhe haben“ 


sich höher ein. 200 Millionen, so Sprin- 
ger, sollten es schon sein. Gesprächs- 
partner Ernstberger: „Der kleinste 
Mann weiß doch heute, daß nix mehr 
verdient wird im Verlagswesen.“ 


Daß sich die drei Rendite-Experten 
gleichwohl mit Springer an einen Tisch 
setzten, wird in der Umgebung der 
bayrischen Bankherren mit „politi- 
schen Impulsen“ durch den CSU-Vor- 
sitzenden Franz Josef Strauß erklärt. 
Den Ober-Bayern, so die Münchner 
Branchenkunde, hätten ausländische 
Kaufinteressenten beim CSU-Freund 
Springer aufgeschreckt. 


Aus allerlei fremdländischen Offer- 
ten macht der Verlag in der Tat keinen 
Hehl. Und daß Strauß sich um den 
rechten Weg im Pressewesen sorgt, be- 
wies er schon einmal: Als sich der kon- 
servative „Münchner Merkur“ mit der 
liberalen „Süddeutschen Zeitung“ zu- 
sammenschließen wollte, bot der CSU- 
Chef bei den „Merkur“-Maklern Ernst- 
berger und Jacob seine Vermittlerdien- 
ste an. Die Fusion kam nicht zustande. 
Ernstberger, Ritter vom Heiligen Gra- 
be, ist denn auch diesmal sicher, daß es 
seinem Jerusalemer Ordensbruder 
Strauß (Ritter von St. Marien zu Jeru- 
salem) „nicht Wurscht ist, ob es weiter- 
hin einen Springer gibt oder nicht“. 


Etwas weniger wichtig schien das 
bisweilen Springer selber zu sein. Von 
demonstrierenden Studenten („Haut 
dem Springer auf die Finger“) und dem 
Bonner Linkstrend entnervt, knüpfte 
der kränkelnde Gründer von „Bild“ 
und ,„BamS“, „Hamburger Abend- 
blatt“ und „Hör zu“ in den letzten Jah- 
ren immer neue Verkaufskontakte zu 
Banken, Verlagen, Industriellen im In- 
und Ausland. Springer-Sprecher Joa- 
chim Freyburg über die Motive der 
Entlastungsbemühungen: „Ein paar 
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vergnügte, jedenfalls unbeschwerte 
Tage.“ 

Hypo-Chef Ernstberger, mit Sprin- 
ger „seit sechs Jahren persönlich be- 
kannt“ und „oft als Privatbankier zu 
Rate gezogen“, erinnert sich an die vie- 
len Verhandlunssrunden: „Er steht 
einem Verkauf bald näher, bald ferner 
— so schwelt das immer dahin." 


1970, nach erfolgter Transaktion 
eines Drittelanteils an die Gütersloher 
Buch- und Musikfabrik Bertelsmann, 


hatte Springer noch entschlossen ge- 
wirkt: „Ich möchte nun meine Ruhe 
haben.“ Doch er fand sie nicht. Die 
nachträglich erkennbare Absicht von 
„Stern“-Teilhaber Bertelsmann, Sprin- 
gers rechtslastige „Welt“ zu liberalisie- 


ren, nahm ihm die Illusion eines von 
„der Überzeugung her ähnlichen“ 


(Springer) Kompagnons. Verkäufer 
Springer erwarb sein Drittelpaket zu- 
rück. steuerte 1972, eigenhändig und 
erfolglos, eine wütende Wahlkampagne 
gegen die Bonner Koalition und begab 
sich letztes Jahr erneut auf Partnersu- 
che — „nicht gerade linksaußen“, wie 
Freyburg weiß. 


Ein rechter Geldgeber tauchte nicht 
auf, die Springer-Aktien aber verloren 
über die Jahre an Wert. Zwar hatte 
Springer dem Unternehmen 1969, vor 
der Umwandlung in eine AG, noch 
einen hohen Betrag gegen Fremdver- 
schuldung entnommen und in ausländi- 
schen Werten angelegt. Doch konnte 
er, der günstigen Ertragslage halber, 
dem Kompagnon Bertelsmann immer- 
hin ein befristetes Gewinn-Minimum 
(vor Körperschaftssteuern) von 54 Mil- 
lionen Mark garantieren. Nun, in der 
letzte Woche veröffentlichten Bilanz 
1973. sind es nur noch 21 Millionen. 


ersadtretannn 
be zure un% 


Bankier Ponto 
Handel aufgegeben 
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Bankier Ernstberger 
Glauben verloren 


Ging mithin Bertelsmann vor vier 


Jahren (Kaufpreis für das Springer- 
Drittel: 313 Millionen) von fast einer 


Milliarde Mark Unternehmenswert aus. 
so lag das Düsseldorfer Angebot (175 
Millionen für 25 Prozent) nun um ein 
Viertel niedriger — Folge einer allge- 
meinen Kosteninflation im Pressege- 
werbe (Personal, Papier, Postgebüh- 
ren), aber auch kostspieliger Ambitio- 
nen Axel Springers. 


Bei „Welt“ und „Welt am Sonntag“, 
die allen voran die „enge, ‚rechte‘ poli- 
tische Auslegung des Verlegers“ („Süd- 
deutsche Zeitung“) verkünden, gab es 
mehrmals ungewöhnliche Auflagenein- 
brüche. Zudem verlor auch die Pro- 
grammillustrierte „Hör zu“ („Europas 
größte Zeitschrift”) binnen sechs Jah- 
ren 400 000 von 4,2 Millionen Exem- 
plaren, während etwa das Konkurrenz- 
blatt „TV Hören und Schen“ in der 
gleichen Zeit fast eine Million zulegte 
(Auflage: 2,3 Millionen). Letzte Woche 
wurde die „Hör zu“-Verlagsleitung neu 
besetzt und Chefredakteur Hans 
Bluhm, 52, durch den mit der „BamS“ 
erfolgreichen Peter Bacher, 47, abge- 
löst. 

Daß gleichwohl Springers Verlags 
AG zu den wetterfesten Unternehmen 
der Republik gehört, steht außer Zwei- 
fel: Springer-Vorstand Peter Tamm, 
46, präsentierte am Dienstag letzter 
Woche trotz geschmälertem Ertrag 
eine Konzernbilanz mit „spürbar ver- 
besserter Liquidität“ („FAZ®). Lästige 
Fragen nach dem jüngsten Gerücht 
wehrte er ab: „Wir haben es aufgege- 
ben, darauf einzugehen.“ 

Wenige Stunden später, nachdem der 
„Stern“ eine Vorausmeldung über 
Springers Verkaufsgespräche verbreitet 
hatte, gab Tamm die Geheimhaltung 
auf. Die Verhandlungen über die „Her- 
einnahme finanzstarker Partner“, so 
ein Springer-Telex an die Presse, seien 


freilich „noch keineswegs zu einem Ab- 
schluß gekommen“. 

Das ist nicht untertrieben. Jürgen 
Ponto von der Dresdner Bank, inzwi- 
schen in Urlaub gereist, ist aus dem 
Springer-Korso ausgeschert; die beiden 
Bayern-Banken legten eine Denkpause 
ein.  Vorstandssprecher Ernstberger 
macht geltend, „daß die Banken 
schwer unter Druck“ und „auch die 
Fonds stark angegriffen sind“. Dies je- 
doch hinderte die Banker nicht daran, 
über Auswege nachzusinnen, auf denen 
Springer doch noch zum Ziel kommen 
könnte: Bei der Landesbank wurde er- 
wogen, lediglich als Vermittler einer 
Schachtelbeteiligung für ein noch zu 
bildendes Konsortium aufzutreten. 


Seit der heimliche Handel aufkam, 
mag Anton Ernstberger aber gar nicht 
mehr an die Ernsthaftigkeit Springer- 
scher Absichten glauben. Den vagen 
Wendungen des  Gesprächspartners, 
meint der Hypo-Chef jetzt, sei jeden- 
falls kaum zu entnehmen gewesen, „ob 
er nun was abgibt oder nicht“. 

Ein Landesbank-Kollege formulierte 
schlanker: „Der Handel ist tot.“ 


BAUINDUSTRIE 


Abwarten, wer kippt 


Bis zum Jahresende werden nach 
Ansicht von Fachleuten rund 1000 
Baufirmen Pleite machen. 


N och gibt sich das Gewerbe tapfer. 
„Wir stehen nicht auf der Türmat- 
te und betteln“, betont etwa Geschäfts- 
führer Günter Buchenroth vom Haupt- 
verband der Deutschen Bauindustrie. 
„Aber wir wollen den Verantwortli- 
chen unsere Lage klarmachen.“ 

Und die ist ernst. Nicht einmal in der 
Flaute der Jahre 1966 und 1967 hatten 
die Männer vom Bau so düstere Zeiten 
durchzustehen. Die flaue Konjunktur 
in Westdeutschlands Wirtschaft und 
die Strukturschwächen des Baugewer- 
bes haben Deutschlands stärksten In- 
dustriezweig — er schafft ein Zehntel 
des Bruttoinlandsprodukts in eine 
Krise gestürzt, aus der er so leicht nicht 
herausfinden wird. 

Schon in diesem Frühjahr arbeiteten 
rund 170 000 Arbeiter weniger auf den 
Baustellen als noch vor einem Jahr. Im 
Schnitt haben die Bauunternehmen 
derzeit nur für gut zwei Monate Arbeit; 
bislang konnten sich die Unternehmen 
auf einem Auftragspolster von 3,8 Mo- 
naten sonnen. 

Nur etwa die Hälfte der Bagger, 
Baukräne und Betonmischer wird der- 
zeit voll genutzt. 

Besonders arg erwischte es die Woh- 


nungsbauer, den größten Sektor der 
Branche. Baulustige Kapitalanleger, 


die noch vor wenigen Jahren von neuen 
Mietshäusern sichere Renditen einstrei- 
chen konnten, haben inzwischen einge- 


sehen, daß ihr Geld weder beim Ver- 
kauf noch bei der Vermietung wieder 
hereinzuholen ist. 


Rund 150 000 Eigentumswohnungen 
stehen in der Bundesrepublik leer, dar- 
unter 2700 des Gewerkschafts-Unter- 
nehmens Neue Heimat. Bis zum Jah- 
resende könnten es nach Schätzungen 
der Experten insgesamt 250 000 wer- 
den — ein ungenutztes Vermögen, das 
allein an Zinsen jährlich nahezu 40 
Milliarden Mark kostet. Die „Vermark- 
tung“ (Maklerjargon) einer Wohnung 
kostet derzeit viel Mühe und im Schnitt 
ein dreiviertel Jahr. 


Auch neu errichtete Mietwohnungen 
sind bei den zeitweilig um zweistellige 
Prozentzahlen gekletterten Baupreisen 
nur selten gewinnbringend an den 
Mann zu bringen. Der frei finanzierte 
Wohnungsbau liegt brach, weil selbst 


Baubedarf und Baulust der Deutschen 
schier unbegrenzt seien, investierte die 
Branche unverdrossen in immer auf- 
wendigeres Gerät. das nun häufig nicht 
gebraucht wird und verrottet. 
Bonns Konjunkturpolitik beschleu- 
nigte die Talfahrt, denn das Stabilitäts- 
programm der Bundesregierung vom 
Mai 1973 beutelte die Baubranche här- 
ter als alle anderen Industriezweige: 
>> Neben steigenden Lohn- und Mate- 
rialkosten machen vor allem die 
teuren Kredite (12 bis 14 Prozent 
bei der laufenden Baufinanzierung) 
den Unternehmen zu schaffen; 

> Kreditwünsche, die nicht mit erst- 
klassigen Sicherheiten ausgestattet 
sind, lehnen die Banken heute rund- 
heraus ab — so hat etwa die Deut- 
sche Bau- und Bodenbank ihre Kre- 
ditzusagen in den ersten fünf Mo- 


Betonmischer auf einer Hamburger Baustelle: Jeder zweite verrottet 


bei einem Verzicht auf Gewinne eine 
100-Quadratmeterwohnung in guter 
Großstadtlage kaum unter 1000 Mark 
Monatsmiete anzubieten ist. Selbst im 
sozialen Wohnungsbau wird künftig 
wegen der hohen Kostenmieten (bis 
zwölf Mark je Quadratmeter) die Zahl 
der geforderten Einheiten von 100 000 
jährlich auf 50.000 bis 60 000 gedros- 
selt. 

Der Einbruch trifft die Branche un- 
vorbereitet. Denn in 20 Jahren Nach- 
kriegsgeschichte hatte das Gewerbe 
stets auf sichere und einträgliche 
Wachstumsraten bauen können. Jahr 
um Jahr wuchs die Zahl der Beschäf- 
tigten (bis 1,5 Millionen), der Firmen 
(60 000 Unternehmen) und der Aufträ- 
ge (Bauvolumen 1973: gut 150 Milliar- 
den Mark). 


In der Hoffnung, daß der Aufstieg 
aus den Trümmern unaufhaltsam und 


DER SPIEGEL, Nr. 28/1974 


naten 1974 um 30 Prozent zurück- 
genommen; 


N 


> die öffentliche Hand ist knickerig 
geworden, die Auftragszuwächse 
für den Bau von Straßen, Schulen, 
Krankenhäusern werden seit drei 
Jahren kleiner. 


Folgerichtig wurde aus der Baubran- 
che ein Schrumpfgewerbe. Unverant- 
wortlich handelt nach den Worten des 
Präsidenten des Hauptverbandes der 
Deutschen Bauindustrie, Hermann 
Brunner, jeder Unternehmer, der sich 
„nicht auf eine Schrumpfung seiner 
Kapazität um 20 bis 30 Prozent ein- 
stellt“. 


In vielen Firmen zehrt die erzwunge- 
ne Selbstbescheidung längst an der 
Substanz. Im vergangenen Jahr hatten 
bereits die Pleiten großspuriger Baulö- 
wen und vieler Bauträgergesellschaften 


die ersten Risse in der erfolgsgetünch- 
ten Fassade erkennen lassen. Jetzt kni- 
stert es auch bei seriöseren Unterneh- 
men. Die Zahl der Firmen, die aufge- 
ben und sich einem Konkursverwalter 
anvertrauen mußten, wächst von 
Woche zu Woche. 

Gut 300 Baupleiten notierte das Sta- 
tistische Bundesamt im ersten Quartal 
1974 — fast doppelt soviel wie im Vor- 
jahr. Bis Dezember — so deuten Fach- 
leute den Trend — könnten es 1000 
sein. Auch auf dem Bau wird dabei den 
Firmen das zum Verhängnis, was rund 
die Hälfte aller bundesdeutschen Plei- 
ten verursacht: die zu kurze Kapital- 
decke: Noch immer — so Geschäfts- 
führer Helmut Rödl vom Verband der 
Vereine Creditreform — liege der 
Eigenkapital-Anteil deutscher Firmen 
im Durchschnitt zehn bis zwanzig Pro- 
zent unter dem Niveau vergleichbarer 
Länder wie USA oder Niederlande. 

Doch nicht nur der harte Kern der 
Bauindustrie wird allmählich weich. 
Die Auszehrung infiziert mittlerweile 
auch andere: 


> Die Zementindustrie erwartet in den 
kommenden Monaten einen Ab- 
satzrückgang von 25 Prozent und 
mehr; 

> der Baumaschinenhandel, der be- 
reits im Vorjahr zehn Prozent weni- 
ger Geräte umsetzte, rechnet für 
dieses Jahr mit einem noch größe- 
ren Minus; 

> die Dachdecker, sonst mit Arbeit 
reichlich eingedeckt, fürchten ein 
Auftragsloch im Sommer, Sanitär- 
techniker haben nur noch für sechs 
Wochen Aufträge, Elektroinstalla- 
teure gar nur für drei. 


Handfeste Hilfe erwartet die brök- 
kelnde Branche jetzt vor allem von der 
öffentlichen Hand, die 60 Prozent aller 
Bauaufträge vergibt oder beeinflußt. 
Aber die staatlichen Konjunkturlenker 
zeigen bisher wenig Neigung, den 
Strukturwandel schon jetzt zu stoppen. 
Mehr als die bescheidenen 600 Millio- 
nen, mit denen vor allem kommunale 
Bauvorhaben angekurbelt werden sol- 


len, ist den Konjunkturlenkern die 
überbesetzte Branche derzeit nicht 
wert. 


Als Präsident Brunner am letzten 
Mittwoch bei Wirtschaftsminister Hans 
Friderichs vorsprach, um die Nöte sei- 
ner Kollegen vorzutragen, blieb der 
Bonner kühl. Einstweilen könne der 
Staat aus mancherlei Gründen nichts 
tun. Weder die Einführung eines gün- 
stigeren Zinssatzes speziell für die Bau- 
branche noch der Einsatz von Reserven 
aus den Konjunkturrücklagen wird in 
Bonn ernsthaft erwogen. 

Die Männer vom Bau haben sich 
derweil auf ein neues Spiel eingestellt: 
„Abwarten“, meint der Geschäftsfüh- 
rer eines mittleren Hamburger Unter- 
nehmens. „Abwarten, wer als nächster 


kippt.“ 
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FUSSBALL-WM 


‚Unsere Gedenkstätten werden Banken sein“ 


Ins Endspiel der WM 74 gelangten die beiden besten 
Spieler der Welt mit ihren Mannschaften, Holland mit 


Cruyff, Deutschland mit Beckenbauer. 


n diesem Turnier hatten Cruyff und 

Beckenbauer in ihren Mannschaften 
absolut das Sagen“, urteilte der Mön- 
ehengladbacher Trainer Hennes Weis- 
weiler, „solche Führungskräfte hat es 
im Weltfußball noch nie gegeben.“ 
Trainer-Kollege Max Merkel aus Mün- 
chen schnitt auf: „Der Franz und der 
Johan könnten in ihren Mannschaften 
auch die Todesstrafe einführen, jeder 
fänd’s recht so.“ 


Der erfolgreiche Pariser Spielever- 
mittler Julius Ukrainczyk hatte einst 
prophezeit: „Der Fußball stirbt, weil die 
großen Persönlichkeiten im modernen 
Spiel untergehen.“ Die zehnte Fußball- 
Weltmeisterschaft bewies das Gegenteil. 
Keine bedeutende Mannschaft hat auf 
Dauer ohne Autoritäten Erfolg. Be- 
triebspsychologie und zentrale Lenkung 
entschieden auch die WM 74. 

Holland mit Cruyff und Deutsch- 
land mit Beckenbauer hatten im WM- 
Turnier die beiden zur Zeit besten Fuß- 
baller der Welt aufzubieten und stießen 
mit ihnen ins Endspiel vor. 


Titelverteidiger Brasilien und der 
frühere Weltmeister Italien scheiterten, 
weil ihre Spielführer versagten. Brasi- 
liens ehemaliger Weltmeister Pel& ver- 
zagte über dem Spielvermögen seines 
Nachfolgers Rivelino: „Statt zu dirigie- 
ren, entpuppte er sich als streitsüchtiger 
und blindwütiger Kampfhahn.“ 

Im modernen Fußball „entscheidet 
immer mehr die von der Mannschafts- 
leistung losgelöste Eigeninitiative gro- 
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Die WM machte 


ßer Spieler“, meinte der frühere Her- 
berger-Assistent Dettmar Cramer. Als 
die favorisierten Bundesdeutschen nach 
mattem Turnierstart gegen die DDR 
0:1 unterlagen, ergriff im Bundesquar- 
tier der bis dahin eher zurückhaltende 
Spielführer Beckenbauer entschlossen 
Initiative und Führung: 


„Einige haben jämmerlich versagt“, 


kritisierte er im Fernsehen viel härter, 


als es der konziliante Bun- 
destrainer Helmut 
Schön jemals getan 


hatte. Der Frankfur- 
ter Jürgen Grabowski 
und sogar Jungstar 
Uli Hoeneß vom Bek- 
kenbauer-Klub 
Bayern München ge- 
rieten vorübergehend 
ins Abseits auf die 
Reservebank. 


Als die Holländer 
gegen Schweden nur 
0:0 spielten und Na- 
tionaltrainer Rinus 
Michels anderntags 
wie mehrmals zwi- 
schen den WM-Spie- 
len nach Barcelona 
fliegen mußte, wo 
sich sein Arbeitgeber, 
der FC Barcelona, 
auf das spanische Po- 
kalendspiel vorbereitete, sorgte Cruyff 
für Ordnung. Piet Keizer nannte er 
einen „vergammelten Jongleur“ und 
verbannte ihn aus der Mannschaft. 


Für seine Mitstreiter entwarf er eine 
freizügige Hausordnung. Auf Cruyffs 
Betreiben zogen die Holländer mit ih- 
ren Ehefrauen im Troß durch die WM- 
Quartiere. Kein Tabu verbot Bier und 
Zigaretten. Cruyff paffte täglich bis zu 
25 Zigaretten. „Eine Weltmeisterschaft 
dient nicht dazu festzustellen, was einer 
verträgt“, wies er Kritiker zurück, 
„sondern, wer am besten spielt.“ 

Jede Weltmeister-Mannschaft bisher 
hatte sich um einen überragenden Spie- 
ler gruppiert, der es fertigbrachte, in 
kritischen Situationen eine Wendung 
herbeizuführen. 1954 bei den Deut- 
schen übertrug der pfälzische Weltstar 
Fritz Walter Herbergers Pläne meister- 
haft auf Mannschaft und Spiel. Brasi- 
liens Torwirbel bereitete 1958 und 1962 
Mittelfeldstar Didi vor. 1970 entschied 
Pelö — Cruyff sehr ähnlich — die 
Weltmeisterschaft für Brasilien. 


7 
Hollands Kapitän Cruyff: Geburtsklausel im Vertrag 


sie zu den teuersten Fußball-Stars der Welt. Ihr Markt- 
wert reicht an zehn Millionen Mark — falls ihre Klubs sie 
verkauften. Doch einer von ihnen war zuviel im Finale. 


Das Spiel der Finalgegner von Mün- 
chen bestimmten Cruyff und Becken- 
bauer, obschon der Holländer als Mit- 
telstürmer, der Deutsche als Libero so 
„unterschiedlich wie ein Klavierspieler 
und Geiger sind“ (Bundesligatrainer 
Hennes Weisweiler). 

Beide haben alle Früchte des Fuß- 
ballruhms genossen — Meisterschaften 
und Pokalsiege, Erfolge im Europacup 
und den Auftritt in einer Weltelf. 
Cruyff erkämpfte mit Ajax Amsterdam 
einmal den Weltcup (eine Trophäe, um 
die Europas und Südamerikas beste 
Mannschaften kämpfen); Beckenbauer 
wurde dafür Europameister. Beiden 
fehlte nur noch die Weltmeisterschaft 
— einer von ihnen war zuviel im 
WM-Finale. 

Cruyff hatte sich bereits als Knaben- 
spieler Spielgagen von zehn bis 20 Gul- 
den pro Match verdient. Beckenbauer 
nahm schon 1966 als 20jähriger an sei- 
ner ersten Weltmeisterschaft teil. 


Deutschlands Kapitän Beckenbauer 
Härter als der Bundestrainer 


„Wenn Holländer merken, daß mit 
einer Sache Geld zu verdienen ist, dann 
ziehen sie das groß auf“, beschrieb der 
Münchner Max Merkel, ehemals Trai- 
ner der holländischen Nationalmann- 
schaft, die calvinistischen Tugenden 
der Niederländer. „Heute kommen da- 
bei eben ein Cruyff, ein Neeskens oder 
ein Arie Haan heraus.“ 

Ein erfolgreicher Geschäftsmann 
band „Superstar Johan Cruyff“ 
(„Time“) kommerziell und familiär auf 
Lebenszeit an sich: der Amsterdamer 
Juwelier Cornelius Coster. Mit Cruyffs 
Klub Ajax Amsterdam schloß er einen 
fast 20 Seiten langen Vertrag. Wichtig- 
ster Passus: Der Verein setzte Cruyff 
eine Rente aus, falls er chronisch er- 
kranke oder die mit sechs Millionen 
Mark versicherten Beine auf immer 
versagen sollten. 

Der Verein sicherte Cruyff elf Jahre 
als Spieler bei vollem Monatsgehalt 
(10.000 Mark). Dagegen durfte Cruyff 
jederzeit zu einem anderen Verein 
wechseln. Er unterschrieb bei Ajax auf 
sieben Jahre. 1973 zahlte der FC Bar- 
celona mehr als sieben Millionen Mark 
für ihn. 

Coster, der inzwischen seine Tochter 
Danny mit dem total verplanten Fuß- 
balistar vermählt hatte, ließ abermals 
einen Vertrag ausarbeiten. Er enthielt 
sogar eine Geburtsklausel: Falls ein 
Cruyff an einem Spieltag geboren wer- 
den sollte, müßte der FC Barcelona auf 
seinen Ballkünstler verzichten. 


Im letzten Februar war die Situation 
da. Just zum vorausberechneten Ge- 
burtstermin stand ein wichtiges Mei- 
sterschaftsspiel gegen Real Madrid mit 
dem deutschen Nationalspieler Günter 
Netzer an. Einer der besten Geburts- 
helfer Amsterdams entband dann Frau 
Danny am spielfreien Wochenende zu- 
vor durch einen Kaiserschnitt. 

Cruyff spielte, Barcelona erkämpfte 
. gegen Madrid den Meistertitel erst- 
mals seit 14 Jahren. Seinen Sohn nann- 
te Johan Cruyff eingedenk seiner kata- 
lanischen Zuschauer Jordi. 

„Spieler wie Cruyff sind nicht mit 
Geld aufzuwiegen“, schwärmte Barce- 
lonas Generalsekretär Caraben. Tat- 
sächlich unterlag vorletzte Woche Mei- 
ster Barcelona im spanischen Pokal- 
endspiel ohne ihn gegen Real Madrid. 

Die WM-Wochen nutzten Cruyff 
und der gleichzeitig für Hollands Na- 
tionalelf sowie Barcelona zuständige 
Trainer Michels weidlich zum Nutzen 
des Vereins und verpflichteten den 
nach Cruyff besten holländischen WM- 
Spieler Johan Neeskens für Barcelona. 
Was im deutschen WM-Lager als Ab- 
werbung und Verrat empfunden wor- 
den wäre, nahmen die Verbandsoberen 
im königlich-holländischen Fußball- 
Verband, so Michels, als „ganz natürli- 
che Marktentwicklung“ hin. 

Seinem Star Cruyff sah Michels 
auch eine nächtliche Fete im Anschluß 
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an den 2:0-Sieg über die DDR nach. 
Bei harten Drinks mit netten Mädchen 
hatten sich Cruyff und Mitspieler nackt 
im Swimmingpool des Hotels erfrischt. 
Trainer Michels ging Streit aus dem 
Weg: „So weiß ich wenigstens, daß Jo- 
han und die anderen gesund sind.“ Ab- 
geschoben nach Holland wurde indes- 
sen Michels Trainerassistent — wegen 
übermäßigen Alkoholgenusses. 
Holland-Kenner Merkel hält Tole- 
ranz im Lebenswandel wie bei Michels 
und Cruyff für die beste Methode, über 
die stupiden WM-Wochen zu kommen: 
„Dauernd siegen und nie feiern dürfen, 
das ist doch ein unhaltbarer Zustand.“ 


Sogar positiven Ertrag bescherte das 
Lagerleben der Niederländer. Die zer- 
rüttete Ehe des rechten Verteidigers 
Suurbier wurde im Mannschaftskreis 
wieder geordnet. Auch auf den Spiel- 
wiesen schien Hollands Weizen zu blü- 
hen. Als die bei Buchmachern in Lon- 


Trainer Michels ulkte vor dem End- 
spiel: „Wenn die Deutschen siegen, 
bauen sie für Müller ein Denkmal und 
benennen Straßen nach Beckenbauer. 
Unsere Gedenkstätten werden die Ban- 
ken sein.“ 


Trost von Eligio 


Einige Weltstars büßten bei der WM 
Ruf und Marktwert ein. Klanglos 
tauchten Italiens Rivera und der 
Deutsche Netzer unter. 


ıanni Rivera, 31, so hatte Fußball- 

Italien gehofft, sollte den eigenen 
Stürmern den Weg zur Weltmeister- 
schaft öffnen. Nach gut einer Stunde 
im zweiten Vorrundenspiel winkte ihn 
der Trainer vom Platz. Die Pfiffe ita- 
lienischer Gastarbeiter begleiteten den 
Abgang des italienischen Netzer von 
der internationalen Bühne. 


Rivera (r.), Betreuer auf der Ersatzbank: Trost für Selbstmordkandidaten 


don hochgewetteten Deutschen Start- 
schwierigkeiten gegen Fußballzwerge 
wie Chile und Australien verrieten, 
frohlockte Hollands Libero und Bek- 
kenbauer-Gegenstück Arie Haan: 
„Diese Deutschen können uns nie 
schlagen.“ 

Erst die letzten Spiele der Deutschen 
verunsicherten Cruyff: „Der Müller 
trifft wieder.“ Stundenlang kalkulierte 
er, die deutschen Spiele und die eigenen 
unablässig vor dem Videorecorder 
nachvollziehend, Position für Position 
die Endspielchancen durch. 


„Eigentlich nur Beckenbauer, Tor- 
wart Maier, Verteidiger Breitner und 
allenfalls der Hoeneß würden bei uns 
aufgestellt werden“, urteilte er. Den 
deutschen Mittelstürmer Gerd Müller 
an seiner Statt mochte er nicht erwä- 
gen: „Der muß noch lernen, im Mittel- 
feld unterzutauchen und an die Flügel 
auszuweichen.“ 


„Die Zeit in der Nationalmannschaft 
ist für mich abgelaufen“, resignierte et- 
was später auch der einstige Weltstar 
Günter Netzer, 29. Er hatte nur 20 Mi- 
nuten auftreten dürfen, in einer Phase, 
in der die Bundeself bereits 0:1 gegen 
die DDR zurücklag. „Eine deutsche 
Tragödie“, fand der britische Fuß- 
ball-Experte Brian Glanville. 

Auch andere Stars versagten im 
WM-Turnier. Brasiliens Stars Rivelino 
und Jairzinho enttäuschten die Erwar- 
tungen ebenfalls — ihr Trainer konnte 
dennoch nicht auf sie verzichten. Net- 
zer und Rivera hingegen wurden von 
ihren ärgsten Rivalen aus der Mann- 
schaft verdrängt. 

Knapp 16 Jahre alt, war Rivera bei 
seinem Heimatklub Alessandria aufge- 
fallen. Der AC Mailand kaufte ihn für 
780 000 Mark. Die Investition zahlte 
sich aus. Gelenkt von Rivera, erspielte 
der Klub zwei Meisterschaften, drei- 
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Verdrängter Mittelfeldspieler Netzer: „Eine deutsche Tragödie“ 


u.- m 


r 


Erfolgloser Stürmer Jairzinho: „Anteil an der Schmutzarbeit“ 


mal den Europacup und einmal den 
Weltpokal. Experten wählten Rivera zu 
Europas Fußballer des Jahres. 


Er trug Phantasie in das Spiel seines 
Klubs und besaß die Fertigkeit, seine 
Ideen auch in den meisten seiner 58 
Länderspiele in die Praxis umzusetzen. 
Für Muttersöhnchen Rivera gab es kei- 
nen anderen Platz, sich zu entfalten. 
Der Junggeselle holte seine Eltern nach 
Mailand und wohnte bei ihnen. Sein 
Vater, ein chemaliger Eisenbahner, 
schirmte ihn eifersüchtig ab. 

Bei einem Flug mit dem AC Mailand 
lernte er die griechische Alitalia-Ste- 
wardess Irene Zarpanely kennen, die 
schon eine gescheiterte Ehe hinter sich 
hatte. „Diese Frau kommt niemals in 
unser Haus“, entschied deshalb Riveras 
Mutter und beendete die Romanze. 


Der Star schloß sich enger an den 
Beichtvater seiner Mannschaft an, den 
Franziskaner-Pater Eligio Gelmini, 
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der ihm auch den Präsidenten-Posten 
bei einer Flugtransport- und Wartungs- 
firma vermittelte; überdies führt Ri- 
vera eine Versicherungs-Generalagen- 
tur. Sein Vermögen beträgt mehr als 
drei Millionen Mark. Mit Pater Eligio 
gründete er eine Organisation „Mondo 
X“, die Suchtkranken und Lebensmü- 
den hilft. Unter anderem Namen trö- 
stete” Rivera Selbstmord-Kandidaten 
am Telephon. 

Immer häufiger bedurfte er selber 
des Trostes. Seit einem halben Jahr lei- 
det er unter schweren Erschöpfungszu- 
ständen — auch im Spiel. Ärzte dia- 
gnostizierten eine angegriffene Leber 
und ein gestörtes Blutbild, ohne eine 
bestimmte Krankheit feststellen zu 
können. Rivera, der ohnehin Wasser- 
träger benötigte, die für ihn rannten, 
spielte im Schongang und verstolperte 
im WM-Spiel gegen Argentinien Ball 
um Ball. 


„Heute muß jeder seinen vollen An- 
teil auch an der ‚schmutzigen Arbeit‘ 
übernehmen“, beschrieb der Zürcher 
„Sport“ die wachsenden Aufgaben mo- 
derner Spielmacher. Bei den Italienern 
schlüpfte der zweikampftüchtigere Ri- 
vera-Rivale Sandro Mazzola in die 
neue Rolle. In der deutschen Mann- 
schaft verdrängte der fleißigere Wolf- 
gang Overath den nur noch halbstar- 
ken Netzer, den Spielleiter der Europa- 
meister-Mannschaft von 1972. 


„lch will nur den Erfolg“, gestand 
Netzer dem „Playboy“, und, daß er da- 
für „Dinge riskiere, die kein anderer 
macht“. Außerordentlichen Trainings- 
fleiß hatte ihm freilich noch niemand 
nachgesagt. Mit seinem neuen Klub 
Real Madrid trainierte Netzer weniger 
als vorher in der Bundesliga; außerdem 
zog er sich eine langwierige Muskelver- 
letzung zu. Das „Gastspiel in Spanien 
hat Netzer aus dem Rhythmus ge- 
bracht“, urteilte DDR-Trainer Georg 
Buschner. 

Im zweiten Spiel wollte ihn Bundes- 
trainer Schön nach der Halbzeit gegen 
Australien einsetzen. Da glückte Ove- 
rath ein wichtiges Tor. Der Kölner 
durfte weiterspielen. Später mochte 
auch Spielführer Beckenbauer die sieg- 
reiche Mannschaft nicht mehr ändern. 

Netzers neuer Trainer Miljan Milja- 
nic, der bei der WM Jugoslawien be- 
treute und künftig Real Madrid trainie- 
ren wird, will Netzer noch nicht ab- 
schreiben. „Ich werde ihn anders an- 
packen“, versprach der Jugoslawe, 
„und aus Netzer wieder einen großen 
Spieler machen.“ 

Finanzieller Trost ist Netzer sicher. 
Auch Ersatzspielern stehen alle WM- 
Prämien zu. In Spanien mindert die 
Steuer seine Fußball-Einkünfte nur um 
etwa 20 Prozent. Und da Netzers 
Kameraden in Deutschland mehr als 
die Hälfte ans Finanzamt zahlen müs- 
sen, kehrt er besonders getröstet zurück. 


Zwei Verträge 


Gegendarstellung: In der Ausgabe des 
SPIEGEL Nr. 26 vom 24. Juni 1974 
werden im Rahmen der Veröffentli- 
chung „Diese Deutschen können uns 
nie schlagen“ auf Seite 56 in bezug auf 
BILD nachfolgende unrichtige Be- 
hauptungen aufgestellt. 

Es wird behauptet, der Fußballspie- 
ler Netzer sei bis Oktober 1973 bei 
BILD als Fußballkommentator be- 
schäftigt gewesen und habe dann „ab- 
geheuert“, weiterhin der Ex-National- 
spieler Willi Schulz habe Netzers Kom- 
mientatorenjob übernommen. 

Das ist unwahr. Der von der Axel 
Springer Verlag AG für BILD ge- 
schlossene Vertrag mit Herrn Netzer 
besteht noch. Der Vertrag mit Willi 
Schulz besteht daneben. 

Axel Springer Verlag AG 
Peter Tamm 
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Briefwahl-Bumerang 


Die Ursachen der „bitte- 
ren Resultate“ (DGB-Vor- 
stand Gerd Muhr) bei den 
Wahlen zu den Selbstver- 
waltungsorganen der Ren- 
ten- und Krankenversiche- 
rungen will der DGB 
durch ein unabhängiges 
Meinungsforschungsinsti- 
tut analysieren lassen. Die 
wesentlichen Gründe für 
ihr schlechtes Abschnei- 
den glauben die Gewerk- 
schaftsfunktionäre aber 
bereits geortet zu haben: 
das Recht der „freien Li- 
sten“, auf dem Stimmzet- 
tel den Namen der Versi- 
cherung zu führen, bei der 
sie kandidierten, und die 
hohe Wahlbeteiligung, die 
auf die Einführung der 
Briefwahl zurückzuführen 
ist. Dadurch wurden Wäh- 
lerschichten erreicht, die 
sonst das Feld der erfah- 
rungsgemäß aktiveren An- 
hängerschaft von DGB und 
DAG überlassen. Freimütig 
gestand Gerda Hesse 
(DAG-Vorstand) letzte Wo- 
che ein: „Die auf Betrei- 
ben der Gewerkschaften 
eingeführte Briefwahl hat 
sich für uns als Bumerang 
erwiesen.“ 


EG erwägt 
„Sozialfleisch“ 


Die Europäische Gemein- 
schaft (EG) ächzt unte: 
einem Rindfleischberg. 
Mindestens 120000 Ton- 
nen unverkäufliche Rin- 
derhälften (das entspricht 
einem EG-Verbrauch von 
sechs Tagen) stapeln sich 
derzeit in den Kühlhäu- 
sern vor allem in Frank- 
reich, Irland und der Bun- 


Rinderschlachtung 


desrepublik. Aufgekauft 
wurde das Fleisch mit 
Geldern aus der EG-Kas- 
se, um Einkommensverlu- 
ste der Bauern zu verhin- 
dern. Da die Lagerhaltung 
kostspielig ist und die 
Fleischqualität nach eini- 
gen Monaten rapide sinkt, 
erwägt nun die Kommis- 
sion eine Aktion „Sozial- 
fleisch“. Danach könnten 
etwa Krankenhäuser, Al- 
tersheime und Rentner 
ihre Steaks zu Billigprei- 
sen kaufen. Schon mehr- 
mals hatte die EG-Kom- 
mission „Sozialbutter“ zu 
subventionierten Preisen 
losgeschlagen und so den 
europäischen Butterberg 
verkleinert. Sonderrabatte 
indes, wie sie 1973 für 
Butterexporte in die So- 
wjet-Union gewährt . wur- 
den — die dann das EG- 
Produkt zu einem weit hö- 
heren Preis wieder nach 
Chile lieferten —, lehnen 
die Eurokraten beim 
Rindfleisch strikt ab. 


Atomstrom-Stoß 
in Japan 


Die Japaner verstärken 
ihre Bemühungen um 
mehr Unabhängigkeit von 
den USA. Japanische 
Elektrizitätswerke wollen 
angereichertes Uran, bis- 
her ausschließlich ein US- 
Import, künftig auch aus 
Europa beziehen — von 
Eurodif, einem Unterneh- 
men Frankreichs, Italiens, 
Belgiens und Spaniens. 
Ab 1980 werden die Japa- 
ner jährlich 1000 Tonnen 
des wertvollen Minerals 
für insgesamt 530 Millio- 
nen Dollar kaufen. Etwa 35 
Millionen Dollar sollen da- 
von für den Bau einer 
Uran-Anreicherungsanla- 
ge in Südfrankreich ver- 
wendet werden. Das euro- 
päische Uran soll ein 
Fünftel des Bedarfs dek- 
ken und damit entschei- 
dend bei der Verwirkli- 
chung ehrgeiziger Pläne 
mitwirken: In sechs Jah- 
ren soll die Atomstrom-Er- 
zeugung in Japan von 2,2 
Millionen auf 32 Millionen 
Kilowatt wachsen. 


Londoner Metall-Preise 
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Nach der heftigsten 
Rohstoff-Hausse seit dem 
Zweiten Weltkrieg fallen 

die Kurse der an 
der Londoner Börse ge- 
handelten Metalle nun steil 
nach unten. Grund der lang 
erwarteten Trendwende 
auf den Rohstoffmärkten: 
Zunahme der Förderung 

bei konjunkturbedingt 

schwachem Metall-Ver- 
brauch. Experten setzen 
denn auch aufnochstärker 

sinkende Preise, 
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Energiepakt mit 
Sowjets im Oktober? 


Die Ost-Unterhändler in 
Bonns Wirtschaftsministe- 
rium sind zuversichtlich, 
daß Wirtschaftsminister 
Hans Friderichs sich 
schon bei seinem Moskau- 
Besuch im Oktober mit 
den Sowjets über einen 
Energiepakt einigt: den 
Bau deutscher Atomkraft- 
werke in der Sowjet-Union 
mit der Verpflichtung der 
Sowjets, Strom über 
West-Berlin in die Bun- 
desrepublik zu liefern. 
Im Wirtschaftsministerium 
wird allerdings damit ge- 
rechnet, daß Moskau die 
politischen Querelen um 
die Einrichtung des Bun- 
desumweltamts in Berlin 
geschäftlich ausschlach- 
tet. Ein Kabinettsmitglied: 
„Die wollen sich das Bun- 
desumweltamt abkaufen 
lassen.“ 


Limit für Expansion 
der US-Banken 


Aufgeschreckt durch 
Bankzusammenbrüche 
und durch die Expansions- 
pläne der Bank of Ameri- 
ca, der größten Bank der 
Welt, hat das Federal Re- 
serve Board — die zustän- 
dige staatliche Banken- 
aufsicht in den USA — der 
rapide zunehmenden Ex- 
pansion amerikanischer 
Großbanken engere Gren- 
zen gesetzt. So wurde der 
First National Bank of Chi- 
cago eine 50-Prozent-Be- 
teiligung an der Nieder- 
lassung der Banco Popu- 
lar Espagnoi in London 
untersagt, da nach An- 
sicht der Aufsichtsbehör- 
de die Banker aus Chica- 
go schon stark genug am 
Eurodollar-Geschäft betei- 
ligt sind. Die weitere 
Übernahme einer hohen 
Beteiligung an der United 
Chinese Bank of Hong- 
kong scheiterte ebenfalls 
am Einspruch der Behör- 
de. Den Beamten in Wa- 
shington ist das Risiko im 
Verhältnis zur Kapitalba- 

sis zu hoch. 


Carrier- die Sicherheit, 


sich wohl zu fühlen 


Carrier-Klimaanlagen sorgen für Sie brauchen ihn nur zu rufen. 
ein gesundes Klima, in dem man sich Er bedient Sie prompt. 
zu Hause fühlt. Wo immer man ist. 
Ihr Carrier-Spezialist hat die beste 
Auswahl an Klimaanlagen für jeden 
Zweck. Er hat die Erfahrung, 
um das System zusammenzustellen, 
das Sie brauchen. Und den erst- Nr. 
klassigen Kundendienst, auf den Sie SE el 
sich immer verlassen können. rin 


Carrier 
International 


Corporation an 


Klimatisierung 
N 


AUSLAND 


Argentinien: „Ein Augenblick der Illusion‘ 


„Perön, Perön, wie groß bist du“, riefen die Massen, die 
vorige Woche den Trauerzug des argentinischen Präsi- 
denten in Buenos Aires begleiteten. Doch der „Lider“ 
war gestorben, ehe sein Scheitern dem Volk klarwurde. 
Er hinterließ ein wirtschaftlich gefährdetes, politisch 


m vorletzten Mittwoch noch billigte 

Argentiniens Kongreß ein Projekt 
zum höheren Ruhm des Peronismus: 
den Bau eines über 50 Meter hohen 
Mausoleums in Buenos Aires. Die Hel- 
den der Nation sollen in diesem „Altar 
des Vaterlandes“ ihre letzte Ruhestätte 
finden. 


Fünf Tage später schon schien ge- 
wiß, wer als erster in dieses Pantheon 
einziehen würde: der Initiator selbst — 
Argentiniens am vergangenen Montag 
verstorbener Führer Juan Domingo 
Perön, 78, 


Denn dieser Mann —- zweifellos 
einer der bemerkenswertesten Politiker 
Lateinamerikas — war für die meisten 
Argentinier schon zu Lebzeiten zum 
Mythos geworden. 


Als „wahren Apostel des Friedens“ 
feierte ihn seine Witwe, Maria Estela 


Argentiniens neue Präsidentin Isabelita Perön, Überführung des Perön-Sargs: Vom Nachtklub an die Spitze der Nation 
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wächter 


Martinez de Perön, die seine Nachfolge 
in der Präsidentschaft antrat. Arbeiter- 
familien richteten in ihren Wohnungen 
Altäre für den Toten her. „Perön, Pe- 
rön, wie groß bist du“, riefen die Mas- 
sen, die seinen Trauerzug begleiteten, 
Und Argentiniens Druckergewerkschaft 
weigerte sich, auch nur eine Zeile zu 
drucken, die nichts mit dem Todesfall 
zu tun hatte. 


Bis zu drei Kilometer stauten sich die 
Schlangen der aus dem ganzen Land 
angereisten Getreuen, die an dem 
im Kongreß-Gebäude aufgebahrten 
Leichnam vorbeidefilieren wollten. Al- 
lein 17824 der Wartenden mußten in 
den ersten 48 Stunden per Erste Hilfe 
versorgt werden. In Regen und Kälte 
harrten sie aus, weil Perön — so ein 
Arbeiter — „unser Vater war“. 


Vergessen schien, daß „El Lider“, der 
Führer, bei seinem Sturz 1955 das Land 
nach zehnjähriger Herrschaft im politi- 
schen und wirtschaftlichen Chaos zu- 
rückgelassen hatte. Vergessen schien, 
daß Perön auch in seiner dritten Amts- 
zeit — die er vor 9 Monaten mit dem 
Versprechen, die Nation auszusöhnen, 
begonnen hatte — gescheitert war. 


Hatten ; ” 


zerrüttetes, im Bruderkampf zerrissenes Land — seiner 
Witwe Isabelita. Die ehemalige Nachtklub-Tänzerin und 
dritte Frau Peröns wurde als neue Präsidentin ver- 
eidigt. Ihre stärkste Stütze: Privatsekretär und Leib- 
Löpez Rega, 


der zum Minister aufstieg. 
Eines freilich hatte der Caudillo ver- 
standen: Er hatte als erster den Arbei- 


tern. Argentiniens das Bewußtsein gege- 


ben, daß sie — wie der peronistische 
Gewerkschaftler Raimundo Ongaro 
einmal sagte, „überhaupt Menschen 


sind“, 

Als Militärattach&@ in Rom hatte Juan 
Domingo Perön gesehen, wie Mussolini, 
den er für den „größten Mann des 
Jahrhunderts“ hielt, die Massen für sich 


mobilisierte. Mit einer Militärjunta 
1943 in Buenos Aires an die Regierung 
gekommen, gründete Perön seine 
Macht auf ein in Argentinien bis 


dahin ungenutztes Reservoir: das Pro- 
letariat. 


Gemeinsam mit seiner charismati- 
schen Geliebten und späteren zweiten 
Ehefrau Evita gewann er die „descami- 
sados“ („Hemdlosen“), die besitzlosen 
Massen der Land- und Industriearbei- 
ter, durch revolutionär anmutende So- 
ziaireformen: durch höhere Löhne und 
mehr Urlaub, Altersversorgung und 
Kündigungsschutz, den Bau von Kran- 
kenhäusern und Arbeitersiedlungen. 


Freilich, die bestehende Herrschafts- 
struktur, den Großgrundbesitz, tastete 
an; die „descamisados“ 


Perön nicht 


Wü & 
ad 


Isabelita-Favorit Löpez Rega 
Vom Tangosänger zum Minister 


durften nur das Symbol der Oligarchie, 
den Jockey-Club, in Brand stecken. Pe- 
röns laut propagierter Kampf gegen 
den Wirtschafts-Imperialismus der 
Großmächte beschränkte sich vor al- 
lem auf den Kauf der von den Englän- 
dern betriebenen schrottreifen Eisen- 
bahnen. 

Am Ende seiner ersten Amtszeit, 
1951, waren die reichen Reserven aus 
den Fleisch- und Weizengeschäften des 
Zweiten Weltkriegs aufgezehrt. Und 
immer mehr, vor allem nach dem 
Krebstod Evitas 1952, sicherte Perön 
seine Herrschaft durch Unterdrückung 
und Korruption. Der Caudillo selbst 
hatte, so wird geschätzt, 200 bis 300 
Millionen Dollar ins Ausland ge- 
schafft, als er sich 1955 vor putschen- 
den Militärs auf ein paraguayisches Ka- 
nonenboot flüchtete, 

Dennoch gelang es Perön von seinem 
Madrider Exil aus, über zwölf Jahre 
und 10000 Kilometer hinweg, seinen 
Einfluß auf den 3,5 Millionen Mitglie- 
der starken Gewerkschaftsbund CGT 
und seine „Nationale Gerechtigkeitsbe- 
wegung“ zu erhalten. Im Gegenteil: 
Sein Mythos wuchs um so mehr, als 
„jene, die nach uns kamen, so mies wa- 
ren, daß sie uns besser erscheinen lie- 
Ben, als wir waren“ (Perön). 

Ein geschickter Taktiker, interpre- 
tierte er sein vages politisches Credo — 
soziale Gerechtigkeit, wirtschaftliche 
Unabhängigkeit und nationale Souve- 
ränität — gelegentlich so revolutionär, 
daß er, der alternde Caudillo, sogar Ar- 
gentiniens linke Jugend für sich ge- 


wann. „Wenn ich fünfzig Jahre jünger. 


wäre‘, so schwadronierte Perön noch im 
Exil, „dann wäre ich in Argentinien, 
würde Bomben werfen und mit meinen 
eigenen Händen für Recht sorgen.“ 
Nicht zuletzt der Guerillakampf linker 
Untergrundgruppen trieb schließlich 
die in Buenos Aires herrschenden Mili- 
tärs zum Rückzug: Gegen Perön schien 
eine Sanierung des politisch und wirt- 


DER SPIEGEL, Nr. 28/1974 


schaftlich zerrütteten Landes nicht 
mehr möglich. 
Doch als der bereits todkranke 


Volkstribun — mit 62 Prozent der 
Wählerstimmen — im Oktober vergan- 
genen Jahres triumphai ins Präsiden- 
tenpalais Casa Rosada zurückgekehrt 
war, brachte er „für Argentinien“, so 
die Londoner „Times“, „kaum mehr 
als einen kurzen, berauschenden 
Augenblick der Nostalgie und Illu- 
sion“: 

Peröns „Sozialpakt“, ein Lohn- und 
Preisstopp, mit dem die kranke Wirt- 
schaft des Landes saniert werden sollte, 
drohte einzustürzen. Trotz der Verein- 
barung streikten Gewerkschaften für 
höhere Löhne, horteten Unternehmer 
Waren, um sie zu Schwarzmarktpreisen 
zu verkaufen. 

Statt das Land auszusöhnen, hatte 
die Rückkehr Peröns blutigen Zwist um 
sein Erbe entfacht: Mindestens 200 
Tote kostete bereits der nach der Ma- 


nier rivalisierender Mafiabanden ge- 
führte Krieg zwischen faschistischen 


Schlägertrupps sowie konservativer 
Gewerkschaftsbürokratie einerseits und 
allen linken Gruppierungen anderer- 
seits, die von ihrem einstigen Idol Pe- 
ron ein „sozialistisches Vaterland“ er- 
hofft hatten. 

Der Caudillo hatte in den letzten 
Monaten eindeutig bekundet, auf wel- 
cher Seite er stand: Die linke Peronisti- 
sche Jugend schimpfte er „Verräter“ 
und verstieß sie kurz vor seinem Tod 
aus der „Bewegung“. Aufsässige Jung- 
peronisten wurden verhaftet und gefol- 
tert — wie zu Zeiten der Militärregime. 

Linke wie Rechte freilich fühlten 
sich verprellt durch die Erbfolgerege- 
lung, die „El Viejo“, der Alte, getrof- 
fen hatte: Kaum jemand schien ihnen 
weniger geeignet als die von Perön zur 
Vizepräsidentin gekürte Ehefrau 
Maria Estela. „Mein einziger Titel‘, 
bekannte sie einst selbst, „ist, Schülerin 
Peröns gewesen zu sein.“ 


Sechs Jahre hatte die Tochter eines 
Bankbeamten die Volksschule besucht, 
bevor sie sich der Cervantes-Theater- 
Tanzgruppe anschloß. Bei einem Gast- 
spiel im „Happyland“-Nachtklub von 
Panama traf Maria Estela, die sich den 
Künstlernamen Isabelita zugelegt hat- 
te, 1956 den verjagten Juan Perön. Der 
Ex-Diktator kaufte die Tänzerin frei 
und engagierte sie als Sekretärin. 1961, 
im Madrider Exil, heiratete er die 25 
Jahre jüngere Frau. 

„Wie eine Maus in Bedrängnis“ war 
die zierliche Frau Beobachtern erschie- 
nen, als sie im Auftrag ihres Mannes 
zweimal in politischer Mission nach 
Argentinien reiste. Ihr fehlte, so „Le 
Monde“, „das Auftreten, der Charme, 
der Wille, die Überzeugungskraft, die 
absolute Hingabe und die Genieblitze“ 
der Vorgängerin Evita. 

Wohl versuchte sie mit blondgefärb- 
ten Haaren der vergötterten Peroni- 


Individualisten 


Was braucht man schon 
eo zum Glücklichsein? 


Antwort: 
YOnı9 ueyagıq ulg 


Wenn sie treffend und originell ist, 
erhalten Sie eine Aufmerksam- 
keit für Individualisten. Schreiben 
Sie bitte an GAULOISES, 

2000 Hamburg 36,Postfach 226. 


Bis zur nächsten »Befragung« 
empfiehlt sich als Geschmacks- 
anreger, Denkzündkerze 
und echte Cigarettenfreude Ihre 


GAULDISES 


Die Echten aus Frankreich 
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OMF 


Sparsystem 
für 
Schwimm- 
hallen 


DerOMF- 
Abdeckwagen 
spart 
bis90% der 
Raumheiz- 

kosten! 
rt 


Bisher mußten Sie Ihr Hallenbad 
rund um die Uhr heizen, damit 
durch das temperierte Badewasser 
kein Nebel entstand und Wände 
und Decke der Halle nicht „ins 
Schwitzen“ gerieten. 

Der OMF-Abdeckwagen befreit Sie 
davon. Er rollt auf Knopfdruck eine 
Schwimmhaut über das Becken, die 
es nahezu hermetisch abdeckt. 

Die Verdunstung hört auf, die 
Wassertemperatur bleibt länger 
konstant, Klimaanlagen werden 
überflüssig. Sie heizen die Halle jetzt 
nur - soweit nötig - vor dem Baden. 
Dann, ein Druck auf den Knopf: der 
OMF-Abdeckwagen rollt die 
Schwimmhaut auf und gibt die 
Wasserfläche frei. 

So sparen Sie bis zu 90% der 
Raumheizkosten! 

Der OMF-Abdeckwagen 

macht Hallenbadenzumpreiswerten 
Vergnügen. 

Information und Liefernachweis 
durch den Alleinhersteller: 
DREXLER + CO 

8872 Burgau (Schwaben) 

Postfach 1223 

Tel.:08222/375 
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sten-Madonna zu gleichen. Aber: „Es 
gibt nur eine einzige Evita“, protestier- 
ten Parolen, mit denen bei der Rück- 
kehr Isabelita-Plakate überschmiert 
wurden. 


Denn bald schon galt die Perön-Gat- 
tin den linken Gefolgsleuten als Mit- 
glied jenes „Ringes“ reaktionärer Bera- 
ter, den sie für die Rechtswendung des 
Caudillo verantwortlich machten. All- 
zu offensichtlich war ihre Vertrautheit 
mit einem Mann, der vielen Argenti- 
niern als „Rasputin“ am Hofe der Pe- 
röns erscheint: Jose Löpez Rega, 54. 


Vom Tango-Sänger zum Leibwäch- 
ter, Privatsekretär, Astrologen, ständi- 
gen Begleiter und Hausgenossen des 
Präsidenten-Paares aufgestiegen, ge- 
wann „der Hexer“, wie ihn die Links- 
Peronisten tauften, immer mehr Ein- 


ee 


DIPLOMATIE 
Zehn Schritte hinterher 


Nixons Gespräche mit Breschnew in 
der UdSSR waren weithin Nonologe. 
Das Raketenwettrüsten geht weiter. 


merikas Präsident Richard Nixon 

deutete auf seinen Außenminister 
Henry Kissinger: „Der ist viel flexibler 
als Ihr Verteidigungsminister Gretsch- 
ko“, erklärte er seinem Gastgeber. Leo- 
nid Breschnew wehrte ab: „Lassen Sie 
uns abwarten. Die Ergebnisse werden 
es zeigen.“ 

Eine knappe Woche nach diesem 
Auftaktgespräch zum dritten amerika- 
nisch-sowjetischen Gipfel im Wladimir- 
Saal des Moskauer Kreml hatten beide 


Partner Breschnew, Nixon: „Beharren auf Überlegenheit“ 


fluß. Servil stand er stets hinter dem 
Meister und formte dessen Worte mit 
den Lippen nach. 


Per Dekret Nummer 1350 wurde Lö- 
pez Rega denn auch direkt vom Poli- 
zeigefreiten zum Generalkommissar, 
dem höchsten Rang, befördert — we- 
gen seiner kaufmännischen Ausbil- 
dung, seiner Sprachkenntnisse und sei- 
ner Begabung als Maler und Bildhauer. 
Obendrein verwaltet er das Wohl- 
fahrtsministerium — jenes Ressort, in 
das die Spuren etlicher Morde an 
Linksperonisten führen. 


Als einziges Regierungsmitglied rief 
er nach Peröns Tod im gleichgeschalte- 
ten Fernsehen das Volk zur Ruhe auf. 
Besitzergreifend legte er die Hände auf 
die Sessellehne der neuen Präsidentin, 
als diese sprach und „Erleuchtung und 
Kraft für den von Gott und Perön er- 
teilten Auftrag“ erflehte. 


erkannt, daß Richard Nixons Einschät- 
zung richtig war. 


Der sowjetische Verteidigungsmini- 
ster hatte sich — mit starker Schützen- 
hilfe seines militärischen Gegenparts im 
Pentagon — gegen den kompromißbe- 
reiten Außenminister Kissinger durch- 
gesetzt: In einem gemeinsamen Kom- 
muniqu& erklärten Sowjets und Ameri- 
kaner ihre bisherigen Verhandlungen 
über ein permanentes Abkommen zur 
Begrenzung strategischer Kernwaffen 
für einstweilen gescheitert. 

Ärgerlich machte Kissinger die Mili- 
tärs beider Länder für die nun auf Jah- 
re hinaus unvermeidliche Fortsetzung 
des Raketenwettrüstens verantwortlich. 
„Nach meinem Eindruck müssen beide 
Seiten ihr militärisches Establishment 
von den Vorteilen der Beschränkung 
überzeugen“, sagte der Außenminister. 
„Das ist kein Gedanke, der sich bei Mi- 


litärs — auf beiden Seiten — von Na- 
tur aus einstellt.“ 


Für die Militärs beider Seiten gilt 
laut Kissinger vor allem das Beharren 
auf Überlegenheit. Aber: „Was in Got- 
tes Namen ist strategische Überlegen- 
heit?“ Düster beschwor der Minister 
die Gefahr, das nukleare Wettrüsten 
könne schon in 18 bis 24 Monaten 
außer Kontrolle sein. 


Gleichwohl aber sah Kissinger den 
Entspannungskurs der beiden Länder 
nicht torpediert: Immerhin konnten 
sich die USA und die UdSSR in Mos- 
kau auf sechs kleinere Abrüstungsüber- 
einkommen einigen, und die Gipfeldi- 
plomatie erschien atmosphärisch nütz- 
lich. Breschnew jedenfalls betrachtet 
das Gipfeltreffen als einen neuen Be- 
weis für die Entschlossenheit beider 
Seiten, die Beziehungen zu verbessern. 


Die Kontinuität der Begegnungen, so 
hatte Kissinger mitreisenden Journali- 
sten noch auf dem Flug nach Moskau 
erklärt, sei unter den gegenwärtigen 
Umständen der Hauptanlaß für den 
Gipfel. Der Außenminister des Water- 
gate-Präsidenten: „Das Treffen war 
vor einem Jahr festgesetzt. Wir hatten 
keinen Grund zur Absage. Wären wir 
nicht zum Gipfel gegangen, hätten wir 
damit eingestanden, daß wir als Regie- 
rung nicht mehr funktionieren.“ 


So lobten beide Seiten dann später 
immer wieder die „Freimütigkeit“ ihrer 
Gespräche und den sachlichen Um- 
gangston. Aber Nixons Pressesprecher 
Ronald Ziegler wich häufig einer klaren 
Antwort auf die klare Frage aus, ob 
denn die Gespräche konstruktiv gewe- 
sen seien. 


Die Gipfel-Gespräche auf dem 
Sommersitz Breschnews in Oreanda 
und bei einem Jachtausflug entlang der 
Krimküste vor Jalta waren weithin aber 
Monologe Nixons. Kissinger: „Ich laufe 
immer zehn Schritt hinterher.“ Was ge- 
sagt wurde, wurde so frei und detailliert 
gesagt, daß es laut Kissinger „zu frühe- 
ren Zeiten einen Bruch der Geheimhal- 
tungsvorschriften dargestellt hätte“. 


Für Richard Nixon mag das dünne 
Ergebnis seiner Ansprachen an Bresch- 
new so unerfreulich gar nicht gewe- 
sen sein, reimten sich sowjetische Ame- 
rika-Fachleute zusammen: Er bringe 
nichts mit, was von den Konservativen 
im Kongreß als Zugeständnis an den 
Kreml gewertet werden könne. Die Ge- 
spräche hätten andererseits aber nicht 
die Freunde der Entspannung durch 
eine schroffe Verhandlungsführung 
verärgert. 


„Wir werden in Ruhe abwarten, was 
mit Nixo.ı geschieht“, umriß ein sowje- 
tischer Beamter die gegenwärtige so- 
wjetische Gipfelhaltung. Zum erstenmal 
hörte man in Moskau: „Wir machen 
uns nichts daraus, wenn ein Präsident 
Ford die weiteren Vereinbarungen un- 
terzeichnet.“ 
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Zauber der Frische 


Gewiß hat der Fortschritt auch seine Schattenseiten und gerade die Natur - aus der ja 
letztlich alle Nahrungsmittel kommen - ist im hohen Maße gefährdet. Aber Wissenschaft 
und Ernährungstechnik haben uns etwas beschert, wovon man in der »Guten alten Zeit« 
noch nicht einmal träumte: 

Zauberhafte Frische bei allen Nahrungsmitteln - und das praktisch 12 Monate im Jahr. 


Bitte lesen Sie, was man als Verbraucher zum Thema »Frische« wissen sollte. 


Frischwaren sind wirklich frisch. Früchte, die heute in Afrika, Frankreich, Israel oder beim 
deutschen Bauern noch am Baum hängen, können in wenigen Tagen auf Ihrem Tisch 
stehen. Obst und Gemüse, das gestern geerntet wurde, wird heute im Geschäft taufrisch 
angeboten. Beides ist keine Zauberei. Vielmehr hat die gesamte Ernährungswirtschaft 

in den letzten Jahrzehnten gelernt, den technischen Fortschritt konsequent auszunutzen. 


Ein Beispiel: Die REWE kauft in großen Mengen - daher günstig - Pfirsiche ein. Von der 
Übernahme, direkt nach der Ernte, verbleiben sie bis zur Darbietung im Geschäft in idealer 
Temperatur. Dasselbe gilt für alle anderen Frischwaren, von Milchprodukten bis hin zum 
Fleisch: - direkter Transport - pflegliche Behandlung - konstante Kühlung. Entfernungen 
spielen dabei keine Rolle mehr. 


Frische auch bei Tiefkühlkost und Konserven. Hersteller, die behaupten, ihre Konserven- 
nahrung sei gesünder als eine in der eigenen Küche hergestellte Mahlzeit, übertreiben 
meist nicht. Die Nahrungsmittelindustrie hat heute sehr viel bessere Möglichkeiten als 
eine Hausfrau, ihre Produkte ohne Frischeverlust zuzubereiten. 


Ähnlich ist es bei der Tiefkühlkost: In den meisten Fällen vergehen zwischen Ernte oder 
Schlachtung nur wenige Stunden bis zur Schockgefrierung. Und diese Frische bleibt - 
richtige Behandlung vorausgesetzt - voll bis zur endgültigen Zubereitung erhalten. 


Der Preis der Frische. Um Lebensmittel in appetitlicher Frische vom Produzenten 
zum Verbraucher zu bringen, müssen Hersteller und Handel einiges tun und investieren. 
Dazu gehören: 


@ Produktionsmethoden, die Frische erhalten. 
® Schneller Transport auf kürzesten Wegen. 
@ Eine lückenlose »Kühlkette«, 
wobei die Waren in idealer Kühlung versandt oder gelagert werden. 
@ Recht aufwendige Kühleinrichtungen im Geschäft. 


Alle diese Faktoren und das höhere Verlustrisiko bei schnell verderblichen Waren können 
nicht ohne Einfluß auf den Preis bleiben. Frische ist also leider keine kostenlose Zugabe. 
Aber der Verbraucher verlangt mit Recht ein vielfältiges Angebot frischer Nahrungsmittel 
für eine genußreiche und gesunde Ernährung. Und REWE tut.alles ihr Mögliche, 

um diesen wichtigen Anspruch zu erfüllen. 


Verbraucherinformation Nr.7 


„Das Volk weiß nicht, was es braucht‘ 


Äthiopiens Armee entmachtet den greisen Kaiser Haile Selassie 


Für Athiopiens 26 Millionen Einwohner praktizieren ins- 
gesamt 319 Ärzte, jedes zweite Kind stirbt, bevor es fünf 
Jahre alt wird. Das durchschnittliche Monatseinkommen 
liegt bei 15 Mark, von zehn Bürgern kann kaum einer 


in feuerspeiender Drache verheerte 

das Land, dessen Bewohner flohen. 
Da überlistete ein Bauer das Unge- 
heuer: Er warf ihm eine mit vergifte- 
tem Heu gefütterte Ziege zum Fraß 
vor. Der Drache verendete, der Retter 
wurde König. 


Seine schöne Tochter Makeda folgte 
ihm auf dem Thron. Eines Tages hörte 
sie Wundersames über eine ferne Stadt 
namens Jerusalem, in der ein weiser 
König Salomon herrschte. Mit einer 
prächtigen Karawane zog sie gen Jeru- 
salem. Sechs Monate weilte sie am 
Hofe Salomons. Die letzte Nacht, so 
bat der König, solle sie in seinem Palast 
verbringen. Er versprach, sich ihr nicht 
zu nähern — solange sie nichts nähme 
ohne seine Aufforderung — was Make- 
da zusagte. 


Nachts verspürte die Königin hefti- 
gen Durst. Sie griff nach einer kristalle- 
nen Wasserkaraffe. Da trat der König, 
der hinter einem Vorhang darauf ge- 
lauert hatte, an ihr Lager und erinnerte 
sie an ihr Versprechen. 


Neun Monate später gebar die Köni- 
gin einen Sohn. Sie nannte ihn Menelik 
und schickte den heranwachsenden 
Knaben zu seinem Vater. Der lehrte 
ihn die Gesetze Israels. 


Seine Nachkommen regieren das 
Land bis heute. Bis vor kurzem 
herrschte der 255. Nachfolger der Dy- 
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nastie, die aus der Liebesnacht der Kö- 
nigin von Saba mit dem weisen Salo- 
mon entstanden war — noch immer 
wie in einer Legende aus grauer Vor- 
zeit. 


Seine Untertanen näherten sich ihm 
nur unter zahllosen tiefen Bücklingen 
oder im Straßenstaub kriechend. Sie 
küßten ihm die Füße. Sein Porträt war 
Heiligenbild in den Hütten auch der 
Ärmsten. Gesetzesbrecher ließ er mit 
Stock und Schwert richten, Gesetz war 
sein Wort: „Uns steht es an zu herr- 
schen, denn Wir sind Königlichen Ge- 
blüts.“ 


Seit der vergangenen Woche sitzt er 
zwar, vorerst, noch auf dem Thron, 
doch zu sagen hat er nichts mehr: Hai- 
le Selassie, König der Könige, Auser- 
wählter Gottes und Siegreicher Löwe 
von Juda — so einige seiner Titel —, 
neben Hirohito von Japan und dem 
Schah von Persien drittletzter Kaiser 
dieser Welt, steht in seinem 
„Jubiläums“-Palast de facto 
unter Hausarrest, beschützt 
und bewacht von seiner 
Leibgarde. Auf ihn hören, 
so ein Witzwort in der 
Hauptstadt, nur noch seine 
zahmen Löwen. 

Durch seine Hauptstadt 
Addis Abeba, die „Neue 
Blume“, patrouillieren Sol- 
daten der 45 000-Mann-Ar- 
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lesen und schreiben. Gegen die mittelalterlichen Zu- 
stände der ältesten Monarchie der Welt marschiert die 
Armee in einem Putsch auf Raten: Seit vergangener 
Woche hat Kaiser Haile Selassie nichts mehr zu sagen. 


mee im Kampfanzug auf MG-bewehr- 
ten Jeeps und Landrovern. Sie machen 
Jagd auf Höflinge und Günstlinge des 
Kaisers, haben einen Enkel des Gottge- 
wählten und seine engsten Ratgeber be- 
reits verhaftet. Die Festgesetzten war- 
ten — mit Dutzenden anderer Würden- 
träger, die bis vor kurzem zu jenen im 
Kaiserreich gehörten, auf deren Wort 
es ankam — hinter Stacheldraht auf 
ihr Schicksal: im Kaiserlichen Golf- 
klub, in Baracken nahe dem Schlacht- 
hof und in Militärlagern vor der 
Hauptstadt. 

Die Militärs verhängten eine nächtli- 
che Ausgangssperre, besetzten Rund- 
funk, Flugplatz und Banken, um die 
Flucht von gesuchten Bossen mit ihrem 
Geld zu verhindern. In Haft genom- 
men wurden aber auch hohe Würden- 
träger der Koptischen Kirche, der 


Kommandeur der Zweiten Division in 
Asmara, der Chef der Sicherheitspoli- 
zei und Ras (Fürst) Asrate Kassa, Vor- 


sitzender des Kronrats, einflußreicher 
Ratgeber des Kaisers und wandelndes 
Symbol der äthiopischen Latifundien- 
Barone. 

Bisher vergeblich jagten die militäri- 
schen Verhaftungskommandos Fürst 
Mesfin Sileshi, den nach dem Kaiser 
reichsten Aristokraten des Landes, aus 
der Provinz Kaffa, der mit 150 000 be- 
waffneten Mitgliedern der „Patrioti- 
schen Gesellschaft“ im Rücken als 
mächtigster Vertreter des Ancien re- 
gime gilt. 

Die Armee aber ist zerstritten. Ihre 
Entscheidungen sollen angeblich in 
einem „Revolutionären Rat“ fallen, 
doch auf dessen Empfehlungen hören 
keineswegs alle Truppenoffiziere — 
auf keinen Fall, so scheint es, die 
Kaiserliche Leibgarde oder die Luft- 
waffe, die schon früher meuterte und 
deren radikale Offiziere längst des Kai- 
sers Kopf fordern. 


Begonnen hatte der Umsturz, der das 
26-Millionen-Volk am Hörn Afrikas in 
ein Machtvakuum führte, bereits um 
die Jahreswende. 


An der Somalia-Grenze hatte Ende 
Dezember eine Einheit, die dort schon 
jahrelang gegen den feindlichen Nach- 
barn Wache schob, einen General fest- 
gesetzt und ihn gezwungen, 24 Stunden 
lang von der elenden Truppenverpfle- 
gung“zu leben. Ab sofort erhielt die 
Truppe bessere Menage. 


Das Beispiel animierte Soldaten der 
Zweiten Division in Asmara, die seit 
über einem Jahrzehnt in hoffnungslo- 
sem Einsatz gegen Guerillas der Be- 
freiungsfront von Eritrea bluten: Sie 
forderten ultimativ Solderhöhungen. 
Den Landkriegern schloß sich die Luft- 
waffe im hauptstadtnahen Stützpunkt 
Debre Zeit an. 


‚Die Soldaten verlangten nun mehr: 
Sie forderten den Rücktritt der korrup- 


Militär in Addis Abeba: Jagd auf Höflinge 
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ten Regierung, Kampf gegen Hunger 
und Elend sowie Reformen, die Äthio- 
piens mittelalterliche Gesellschaft ins 
20. Jahrhundert führen sollten. 


Denn das Land an der Ostspitze 
Afrikas, mit gerühmtem Klima und gu- 
tem Boden, das reichlich Hilfe von al- 
ler Welt empfing und dessen Kaiser 
eine Art Führer- und Schiedsrichterrol- 
le für ganz Afrika beanspruchte, steht 
selbst unter den miserabelsten Ländern 
der Dritten Welt noch hintendran. Und 
es hat nicht einmal die übliche Ausrede 
vergangener kolonialer Ausbeutung, 
denn nur sechs Jahre lang hielten sich 
italienische Eindringlinge im Land — 
und fast alles, was es an Infrastruktur 
hat, verdankt Äthiopien den kurzlebi- 
gen Kolonialisten. 

Für alle Welt sichtbar wurde Äthio- 
piens Elend, als im vorigen Herbst die 
ersten Berichte über eine Dürre- und 
Hungerkatastrophe aus Haile Selassies 
Reich nach außen drangen: In Provin- 
zen, die größer als Bayern sind, ver- 
wandelte Dürre die Äcker in Steppe, 
die Brunnen trockneten aus. 


Die Menschen versuchten zu fliehen, 
doch niemand nahm sich ihrer an. Die 
Alten, Schwachen und Kranken star- 
ben in ihren Hütten, Jüngere, Kräftige- 
re auf der Suche nach Hilfe. Babys ver- 
hungerten im Arm ihrer Mütter. Die 
Provinzen Wollo und Tigre verödeten. 
Zwischen einer Viertel- und einer hal- 
ben Million Menschen, so vorsichtige 
Schätzungen, verhungerten in einem 
Land, das bei rationeller Nutzung sei- 
nes Agrarpotentials ganz Afrika ernäh- 
ren könnte. 


Die Hilfe der Behörden erschöpfte 
sich lange darin, die Katastrophe zu 
vertuschen. Studenten aus Addis Abe- 
ba, die helfen wollten, wurden behin- 
dert, bedroht, verjagt, verhaftet. Lästi- 
ge Überlebende aus den Hungergebie- 
ten wurden — so unglaublich dies klin- 
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gen mag — von Amts wegen liquidiert. 
Unwidersprochen — und ohne sonder- 
liches Entsetzen der anderen Abgeord- 
neten — berichtete vor drei Monaten 
der Abgeordnete Fiseha Engeda im 
äthiopischen Parlament: „In Wollo 
hauste der Gouverneur schlimmer als 
die italienischen Faschisten. Minde- 
stens 50 Bauern wurden erschossen, 
weil sie ihre verdorrte Scholle verlassen 
wollten, um dem Hungertod zu entge- 
hen.“ 

Erst als das Ausland Alarm schlug, 
ließ sich Äthiopien, widerwillig zu- 
nächst, so schien es, helfen und half die 
Regierung halbherzig selbst. Doch 
mehr noch behinderte sie die uner- 
wünschte Einmischung der Welt zu- 
gunsten ihrer an Hunger sterbenden 
Bauern: Getreide, das unter anderem 


Siege — gegen mit Schilden aus Nil- 
pferdhaut bewehrte Bauern — erfoch- 
ten und die Ostspitze Afrikas kurzfri- 
stig in die italienische Kolonie „Abessi- 
nien“ verwandelten. 

Nach Haile Selassies Rückkehr er- 
starrte Äthiopien als Relikt des Mittel- 
alters, finsterste Provinz selbst im Ver- 
gleich mit seinen zurückgebliebenen 
afrikanischen Nachbarn. 

Zwar ragt die „City Hall“ von Addis 
als eines der pompösesten Rathäuser 
der Welt hoch über die Wellblech- 
Slums am Rande der Metropole empor. 
Zwar ist das „Ras Harrar-Gedächtnis- 
Hospital“ ein Schmuckstück an Kran- 
kenhaus. Zwar versammelten sich in 
der aufwendigen Afrika-Halle unter 
Millionen-Aufwand alljährlich die 


Mächtigen des Kontinents. 


Hunger-Opfer in Äthiopien: Überlebende erschossen 


aus deutschen Spenden stammte, ver- 
rottete im Hafen von Dschibuti, zum 
Teil wurde es mit hohem Profit in den 
Jemen weiterverschachert. Britische 
Militärflugzeuge, die dringend benötig- 
te Lastwagen zur Verteilung der Hilfs- 
güter einflogen, mußten Landegebüh- 
ren von 5000 Mark zahlen, für die Lkw 
war Zoll fällig. 

Für Haile Selassies Reich ist all dies 
nichts Außergewöhnliches. Zwar war 
der Kaiser vor fast 60 Jahren als Re- 
gent mit dem Ruf eines Reformers an- 
getreten. Er holte das erste Flugzeug — 
eine deutsche „Junkers“ — ins Land, er 
verbot die Sklaverei, formierte die Pri- 
vatarmeen von ein paar Dutzend Feu- 
dalfürsten zu nationalen Streitkräften 
und gab dem Land eine Verfassung 
(die vor allem des Kaisers Rechte fe- 
stigte). 

Er leistete Widerstand gegen die Di- 
visionen des Duce, die 1935 mit Bom- 
ben und Giftgas einen ihrer seltenen 
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Doch wenn sie kommen, verdecken 
zwei Meter hohe Bretterzäune, stets 
frisch bemalt, das Slum-Elend am Stra- 
ßenrand. Im „Hilton“ tanzen nur Di- 
plomaten und Touristen, im Hospital, 
mit Auslandshilfe für die Armen ge- 
baut, finden nur Patienten Aufnahme, 
die pro Tag den halben Monatslohn 
eines Arbeiters hinlegen können. 

Abseits der von ungezählten Haile- 
Selassie-Denkmälern garnierten Prunk- 
bauten (20 steinerne oder bronzene 
Kaiser stehen allein in Addis) erschöpft 
sich der Alltag des Äthiopiers im ewi- 
gen Kreislauf von Hunger, Krankheit, 
Sklaverei, Unterdrückung. 

Äthiopien hat kaum Schulen und 
kaum Industrie — insgesamt rund 400 
Betriebe mit einem Gesamtumsatz von 
rund 750 Millionen Mark. Das 26-Mil- 
lionen-Volk zählt gut 80000 organi- 
sierte Arbeiter, in Addis allein aber 
kämpfen 30000 Prostituierte um die 
Groschen der Kunden. 


Die Statistik, soweit es sie über 
Äthiopien gibt, liefert schier unglaubli- 
che Zahlen: Das Pro-Kopf-Einkom- 
men liegt bei 180 Mark im Jahr, die 
Lebenserwartung bei 38 Jahren. Jedes 
zweite Kind stirbt, bevor es fünf Jahre 
alt wird. Die Analphabeten-Rate be- 
trägt über 90 Prozent. Neun Zehntel 
des bebaubaren Bodens gehören Kai- 
ser, Kirche und Feudalherren. Die 
Pächter, die den Boden bearbeiten, 
zahlen mit Abgaben bis zu 75 Prozent 
des Ertrags. 85 Prozent der Landwirt- 
schaft decken nur den Eigenbedarf der 
Bauern. 

in ganz Äthiopien, mit 1,2 Millionen 
Quadratkilometern fünfmal so groß wie 
die Bundesrepublik, praktizieren 319 
Ärzte — einer auf 81 500 Einwohner 
(Deutschland: ein Arzt auf 575 Men- 
schen). Weil davon 132 in Addis ansäs- 
sig sind, kommt in der Provinz Wollo 
ein Arzt auf 392 600 Einwohner, in Si- 
damo einer auf 394 900. Insgesamt gibt 
es etwa 15 Zahnärzte. 


Für die Armee hingegen wendet der 
Staat über die Hälfte des Budgets auf. 
Die USA päppeln des Kaisers Soldaten 
mit ebenso vielen Dollars wie sie an Mi- 
litärhilfe für den ganzen Rest von Afri- 
ka übrighaben. So schuf sich Haile Se- 
lassie die bestausgebildete und bestge- 
rüstete Streitmacht Schwarzafrikas. 

Ihr Offizierskorps besteht — wie 
auch die Beamten-Hierarchie — zum 
Großteil aus Amharen, dem Herren- 
volk des äthiopischen Hochlandes, das 
dem Reich sein Idiom als Amtssprache 
und Schrift aufzwang, obwohl die Am- 
haren nur ein Viertel des Volkes aus- 
machen. 


Die Amharen stellen auch die mei- 
sten Würdenträger der dritten Säule des 
Kaiserreichs — die Bischöfe, Priester 
und Diakone der koptischen Staatskir- 
che (schätzungsweise 60 Prozent der 
Äthiopier aber beten — als Bürger 
zweiter Klasse — zu Allah). 


In 12000 Kirchen, oft mit staatli- 
cher Unterstützung prächtigst ausge- 
schmückt, dienen 75000 Priester, 
65 000 Diakone und 50000 Laien. Sie 
leben von Kirchenland, das sie oft ver- 
pachten; Zugeld verdienen sie durch 
Almosen, als Schreiber, Amulett-Händ- 
ler, Lehrer oder Wunderheiler. 


Sie sorgen für ungebrochene Zucht 
in den Gemeinden. Nirgendwo wird so 
streng gefastet wie bei den Orthodoxen 
Äthiopiens: mittwochs und freitags im- 
mer, acht Wochen vor Ostern, 14 Tage 
im August sowie zu zahlreichen ande- 
ren Festen. Ein Gläubiger darf mehr 
als die Hälfte des Jahres kein tierisches 
Produkt zu sich nehmen — auch keine 
Milch, keinen Käse, keine Eier: Kirch- 
liche Kaschierung des Elends von 
Pächtern und Landarbeitern, die auf 
einer strengen Diät von „Enjera“ — 
wäßrigen Brotfladen —- gehalten wer- 
den. 

Der amharische Kaiser herrscht mit 
seinen amharischen Soldaten, Beamten 
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und Priestern über viele Völker, die im 
Lauf des letzten Jahrhunderts dazuer- 
obert wurden — seit Ende des 19. Jahr- 
hunderts verfünffachte das imperialisti- 
sche Äthiopien seinen Umfang —, aber 
auch über erst vor 12 Jahren annektier- 
tes Territorium: Eritrea, das ein halbes 
Jahrhundert lang italienische Kolonie 
am Roten Meer gewesen war. 


Eine „Befreiungsfront von Eritrea“ 
(ELF), von Sowjets und Chinesen aus- 
gerüstet, von Syrern trainiert, sprengt 
Straßen, Geleise und Brücken, killt Be- 
amte und kidnappt Ausländer — 
Äthiopien hat sein selbstgemachtes 
Vietnam, das es nicht gewinnen kann. 


Pomp und Macht des Kaisers über- 
tünchten lange die Risse — die doch 
zuweilen auch der Außenwelt sichtbar 
wurden: 1960, als während einer Aus- 
landsreise des Monarchen seine Leib- 
garde putschte; 1971, als Sicherheitsbe- 
amte in einer Ethiopian-Airlines-Boeing 
auf dem Weg nach Athen fünf Hijacker 
überwältigten, fesselten und dann er- 
stachen. 


Über ein Dutzend Studenten der 
Haile-Selassie-Universität in Addis 
starben in den letzten Jahren als Opfer 
der Geheimpolizei des Kaisers — er- 
schossen, erschlagen, zu Tode gefoltert, 
von Autos überrollt. 


Der Kaiser fand die Methoden na- 
türlich. In einem Interview mit der ita- 
lienischen Journalistin Oriana Fallaci 
dozierte der Monarch, bevor er die Re- 
porterin wegen ungebührlicher Fragen 
hinauswies: „Wir haben Uns nie davor 
gefürchtet, hart zu sein. Der König 
weiß, was das Volk braucht, das Volk 
weiß es nicht. Wir leiden nie, wenn Wir 
eine Strafe aussprechen, denn Wir 
glauben an diese Strafe.“ 
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Slums, Kaiserlicher Palast in Addis 
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Abeba: 


Über die Armut, die der Kaiser zu- 
weilen persönlich bekämpft, indem er 
(äthiopische) Ein-Dollar-Scheine aus 
einem gepanzerten Mercedes unter das 
von seiner Leibwache aus dem Weg ge- 
peitschte Volk wirft, philosophierte der 
Herr über 26 Millionen Äthiopier, dem 
selbst ein großer Teil des Landes ge- 
hört: „Arme und Reiche hat es immer 
gegeben und wird es immer geben. War- 
um — weil es Menschen gibt, die ar- 


Premier Makonnen 
Dem Kaiser verwandt 


beiten, und solche, die nicht arbeiten. 
Wer arbeitet, ist nicht arm.“ 


Der Greis über die Zukunft: „Äthio- 
pien besteht seit 3000 Jahren. Unsere 
Dynastie wird noch Jahrhunderte 
dauern.“ 


Da irrte die Majestät. Der alte Löwe 
von Juda, dem bereits Krallen und 
Zähne gezogen wurden, dürfte der letz- 
te Kaiser salomonischen Geblüts sein. 
Denn als im Februar die Soldaten ge- 
gen ihn zu meutern begannen, war das 
nicht einer jener Söldner-Aufstände, 


die Äthiopiens Monarchen schon oft 
mit Geld oder Kugeln wieder bereinigen 
konnten. 


Der Kaiser entließ seine Regierung 
und setzte eine neue ein — unter dem 
Oxford-Zögling Endalkachew Ma- 
konnen, ein dem Kaiserhaus verwand- 
ter Aristokrat, Minister unter früheren 
Regierungen. 


Die Schwäche des Kaisers, der sogar 
mit Sergeanten-Abordnungen diskutie- 
ren mußte, wirkte als Initialzündung 
auf das unzufriedene Volk — zumin- 
dest in den Städten. Taxifahrer rebel- 
lierten gegen die Verdoppelung der 
Benzinpreise — sie wurden ein wenig 
gesenkt. Studenten bestreikten die Uni, 
Gymnasiasten ihre Schulen. Die Ju- 
gend sammelte in Zigarrenschachteln 
für ihre verhungernden Landsleute und 
blockierte mit aufsässigen Spruchbän- 
dern Regierungssitz und Parlament. 


Es streikten Polizisten und Busfah- 
rer, schließlich wurde sogar der Gene- 
ralstreik ausgerufen — der erste in 
der Geschichte des Landes. Postboten 
demonstrierten, Moslems und, uner- 
hört, sogar die Frauen für ihre Rechte, 
schließlich fluchten sogar koptische 
Priester gegen ihre Bischöfe, die „zu 
Geschäftsleuten und Playboys gewor- 
den sind“. Kinder warfen Steine auf die 
Kaiserkarosse. 


Die Regierung Makonnen versprach 
Reformen bis hin zu einer Landreform, 
die, tatsächlich durchgeführt, Enteig- 
nung des Kaisers, der Kirche und jener 
Feudalfürsten bedeutet hätte, die bis zu 
900000 Hektar Land besitzen, aber 
auch maßgebend im Parlament vertre- 
ten sind. Dort klagte immerhin der Ab- 
geordnete Ato Assefa Belango aus Si- 
damo: „Der größte Teil Äthiopiens 
ächzt unter kolonialem Joch, bloß geht 
es hier nicht um Weiß gegen Schwarz, 


„Wir plündern unsere eigenen Brüder aus“ 
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denn wir plündern unsere eigenen Brü- 
der aus.“ 


Der Abgeordnete Fisseha Engeda 
aus Wollo: „Acht Studenten wurden 
erschossen, weil sie wissen wollten, was 
aus dem Geld geworden war, das der 
Gouverneur für eine Ausstellung ge- 
sammelt, dann aber für einen Mercedes 
und einen Landrover für seinen eige- 
nen Fuhrpark verwendet hatte.“ Doch 
der Generaladministrator der kopti- 
schen Kirche, Ato Makonnen Zewde, 
stellte klar, die Kirche werde jede 
Landreform auf ihre Kosten als 
rechtswidrig betrachten. 


Doch bis zu den Pachtbauern auf 
abgelegenen Äckern ist der Aufruhr in 
der Hauptstadt noch nicht durchge- 
drungen — für sie ist der Kaiser etwas 
wie eine Inkarnation Gottes, sein Wort 
oder das seiner Beamten ist Befehl. 


Draußen auf dem Land — über die 
Hälfte aller Äthiopier lebt mehr als 30 
Kilometer weit von jeder Straßenver- 
bindung entfernt — sammeln Feudal- 
fürsten Privatarmeen zur Verteidigung 
ihrer Privilegien und bereiteten sich 
notfalls auch auf Bürgerkrieg vor. 


Vorletzte Woche erschienen sechs 
Abgeordnete in der Kaserne der Vier- 
ten Division nahe der Hauptstadt und 
forderten die Freilassung von 25 Politi- 
kern und Funktionären der vorigen Re- 
gierung, die von den Soldaten als Kor- 
ruptionisten festgesetzt worden waren. 


Da griff das Militär durch. Das 
„Koordinationskomitee der Streitkräf- 
te“ beschuldigte die Politiker, sie woll- 
ten die Armee spalten. Stoßtrupps be- 
setzten Rundfunk und öffentliche Ge- 
bäude und begannen eine neue Verhaf- 
tungswelle. Sie versicherten dem auf 
seinem Thron zur lebenden Mumie er- 
starrten Kaiser, der kaum noch begreift, 
was vorgeht, ihre Loyalität, setzten ihn 
aber in seinem Wohnpalast fest. 


Premier Makonnen, ohne Gewehre 
machtlos, bot den Vertretern der be- 
waffneten Macht die Hälfte der Kabi- 
nettsitze an. Daran zeigten sich die Sol- 
daten zunächst wenig interessiert. Sie 
verlangten — und erhielten — Kontrol- 
le über die Regierung in Form eines 
Veto-Rechts gegen jeden Kabinettsbe- 
schluß. Ferner erwirkten sie die Frei- 
lassung von 22 nach der Meuterei vom 
Februar verhafteten Offizieren sowie 
eine Amnestie für politische Gegner des 
alten Regimes. 


Noch ist ungewiß, wie Äthiopiens 
Putsch auf Raten enden wird — ob im 
Bürgerkrieg, im Zerfall des Landes oder 
in einer Militärdiktatur wie so viele an- 
dere Staaten Afrikas. „Äthiopien“, be- 
fand die Zeitung „Addis Zemen“, „hat 
den ersten Schritt auf einer Reise von 
tausend Meilen getan.“ 


Für den Kaiser aus dem Geblüt Sa- 
lomons und der Königin von Saba 
dürfte die Reise zu Ende. sein. Der 


81jährige ist schon heute nur noch Le- 
gende. 
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CHILE 


So dreist lügen 


In Santiago kommen die gefangenen 
Führer der gestürzten Volksfront-Re- 
gierung vor ein Kriegsgericht. 


Gen Orlando Gutierrez, Haupt- 
ankläger in einem Kriegsgerichts- 
prozeß der Luftwaffe in Santiago de 
Chile, forderte zweimal Freispruch: 
einen „definitiven“ für den Unteroffi- 
zier Jose Espinoza — denn der war 
während der Haft versehentlich er- 
schossen worden; und einen „provisori- 
schen“ für den Unteroffizier Pedro Zu- 
nini — denn der hatte bei den Verhören 
den Verstand verloren. 

Makaber wie die Milde des Generals 
war der ganze Prozeß, der erste gegen 
Militärkollegen. Nach über einmonati- 
ger Beratung sollen die Urteile in die- 
sen Tagen verkündet werden. 


Junta-Chef Pinochet 
Folterungen zugegeben 


Die übrigen Angeklagten, 54 Luft- 
waffenangehörige und zehn Zivilisten, 
die sich geweigert hatten, sich am Mili- 
tärputsch vom 11. September gegen die 
verfassungsmäßige Regierung des So- 
zialisten Salvador Allende zu beteili- 
gen, mußten die Fahrten vom Untersu- 
chungsgefängnis zum Gerichtssaal zu- 
meist auf dem Boden eines Militärfahr- 
zeuges kniend verbringen, die Hände 
im Nacken gefaltet. Die Verteidiger 
durften die Anklageschrift nur eilig in 
einem Büro einsehen, in dem mit Ma- 
schinenpistolen bewaffnete Soldaten 
Wache standen. Zeugen wurden nicht 
vernommen. Der Verteidigung war zu- 
dem jede politische Argumentation un- 
tersagt. Und gegen das Urteil wird es 
keine Berufung geben. 


Wegen „Hochverrats“ und „Zusam- 
menarbeit mit dem Feind“ beantragte 
der oberste Ankläger sechsmal die To- 
desstrafe und Haftstrafen zwischen 541 
Tagen und lebenslänglich. Der Feind, 
mit dem die 64 zusammengearbeitet ha- 
ben sollen, ist die gestürzte Regierung 
Allende — denn die sei, so der Anklä- 
ger, von Anfang an illegal gewesen; wer 
mit ihr zusammengearbeitet habe, sei 
also der Kollaboration mit den Feinden 
Chiles schuldig. 


„Man muß kein Experte in chileni- 
schem Recht sein“, erkannte der frühe- 
re US-Justizminister Ramsey Clark, der 
als Beobachter an dem Luftwaffenpro- 
zeß teilnehmen konnte, „man braucht 
auch nicht, wie ich, Gerichtssitzungen 
im faschistischen Spanien und in ähnli- 
chen Ländern beigewohnt zu haben, um 
zu sehen, daß die Prozesse in Chile 
nicht nach rechtsstaatlichen Grundsät- 
zen geführt werden.“ 


„Der Rechtsschutz und das Rechts- 
verfahren“ in den politischen Prozes- 
sen, mit denen jetzt die Militärjunta die 


Junta-Straflager Dawson: Zugang fürs Rote Kreuz verboten 
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Autofahrer! 
Die Entscheidung 
liegt beiuns. 


Wir wollen weniger Unfälle. 2. Rechts fahren 
Wir wollen weniger Verletzte. Fahren Sie auf der Autobahn rechts. 
Wir wollen, daß weniger Menschen Das macht den Verkehr flüssiger. 
ihr Leben lassen auf unseren 3 Abstand halten 
Autobahnen. Die meisten Autobahnunfälle entstehen 
Wir haben keine Zeit. durch zu geringen Abstand. Deshalb 
irgendwann. Jetzt. INIRISD: 
Wir bitten Sie nicht um einen A. Richtig überholen 
Gefallen. Wir fordern Sie auf: Viele überholen falsch. Richtig ist: 
Halten Sie sich an die Richt- In den Rückspiegel sehen. Blinker raus. 
geschwindigkeit. Nicht ab und zu. Nochmals zurückschauen. Voll beschleu- 
Sondern konsequent Immer nigen. So sind Sie am sichersten vorbei. 
Lesen Sie diese vier Regeln. Handeln Sie danach! Besser 


Wort für Wort. Lernen Sie diese können Sie nicht Autobahn fahren. 
Regeln, als wären es Antworten 
auf Lebensfragen. 


® ® 
Die vier Grundregeln Richtgeschwindigkeit 
1. Richtige Geschwindigkeit 
Passen Sie Ihr Tempo der jeweiligen 
Verkehrssituation, den Straßenverhält- 
nissen und dem Wetter an. Besondere 
Vorsicht an Ein- und Ausfahrten, Park- 
plätzen und auf Gefällstrecken. 


Richtgeschwindigkeit - Tempo der Vernunft 


Der Deutsche Verkehrssicherheitsrat 
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Von den beiden berühmten franzö- unterliegen. Deshalb Albagnan - 
sischenWeinbränden istArmagnac Napol&on-Armagnac! 

unter Kennern ein Geheimtip - er 

gilt als der munterste. Seinefeurige 

Milde begeistert, seine Blume und 

seine Reife verwöhnen den Ge- 

nießer. 

Albagnan ist ein fünfjähriger- Ar- 

magnac, - deshalb darf er, wie fünf- 

jähriger Cognac, das Prädikat 

«Napoleon» tragen, „Appellation A 

magnac Contrölee” bedeutet, da * 
Qualität, Alter (ind Herkunft einer Eggers & Franke 
ständigen Uberwachung \durch 

ein sachverständiges Gfemium importiert die großen Getränke der Welt 


* Eggers & Franke, Bremen, 
gegründet 1804, einer der 
großen deutschen Importeure - 
die Visitenkarte für prominente 
Weine und Spirituosen 
aus aller Welt 


Volksfront-Vergangenheit Chiles zu 
bewältigen sucht, so stellt ein Bericht 
der Internationalen Juristenkommis- 
sion in Genf fest, „genügen nicht ein- 
mal den Minimalforderungen der Gen- 
fer Konvention von 1949, die Chile sich 
verpflichtet hat anzuerkennen“. 


Die Männer, die Verhaftungen vor- 
nehmen, so rügten die Internationalen 
Juristen, tragen häufig keine Erken- 
nungszeichen und transportieren die 
Festgenommenen in Fahrzeugen ohne 
Nummernschilder ab. Die Ermittlun- 
gen — deren Ergebnisse vor Gericht 
als einzig zugelassene Beweise dienen 
— werden geheim durchgeführt, oft 
„unter Anwendung verschiedener Ar- 
ten von Mißhandlungen und manchmal 
schwerer Folter“. 


Foltervorwürfe erhoben auch chileni- 
sche Geistliche: Das „Komitee für 
friedliche Zusammenarbeit in Chile“ 
stellte eine Dokumentation mit Aussa- 
gen gefolterter Häftlinge zusammen, 28 
katholische Bischöfe des Landes prote- 
stiertten gegen die Behandlung der 
schätzungsweise 10000 Polit-Häftlin- 
ge, die gegenwärtig in Gefängnissen 
und Lagern sitzen. 


„Ich bin Katholik, aber ich muß sa- 
gen, einige Priester entstellen alles, was 
wir tun“, wies Oberst Jorge Espinoza 
Ulloa, Chef des Nationalen Häftlings- 
sekretariats, gegenüber einem Journali- 
sten alle Vorwürfe zurück. „Ich weiß 
nicht, wie Katholiken so dreist lügen 
können.“ Und der inzwischen zum 
„Obersten Chef der Nation“ ernannte 
Juntaführer General Augusto Pinochet 
gab zu, allenfalls sei gleich nach dem 
Putsch gefoltert worden, aber das habe 
er inzwischen verboten. 


Gleichwohl haben seit Ende April 
Vertreter des Internationalen Roten 
Kreuzes keinen Zugang mehr zu den 
chilenischen Haftanstalten. Denn Rot- 
kreuzler sollen, so berichtete die Junta- 
Presse, „scharfe Gegenstände“ in eines 
der Lager nach Dawson im Süden Chi- 
les geschmuggelt haben. 


Dort wurden die wichtigsten Volks- 
frontführer festgehalten, deren die Jun- 
ta habhaft werden konnte — Minister, 
Senatoren und engste Allende-Mitar- 
beiter. Vor wenigen Wochen schafften 
die neuen Machthaber die Häftlinge 
nach Santiago, wo ihnen vor einem 
Kriegsgericht der Prozeß gemacht 
wird. 

Einer der Angeklagten wird die Ver- 
handlung nicht mehr erleben: Allendes 
Verteidigungsminister Jose Tohä hat 
sich im März, um über 50 Pfund abge- 
magert, angeblich in seiner Zelle er- 
hängt. 

Zwei weitere prominente Gefangene 
mußten jetzt in ein Militärkrankenhaus 
eingeliefert werden — Ex-Innenmini- 
ster Daniel Vergara mit einer Gesichts- 
paralyse und der frühere Sozialisten- 
führer Julio Palestro mit einer halbseiti- 
gen Lähmung. 


Vom Sowjetstaat geplant 


ilder vom Ärger im Plan-Alltag 

bestellte die Moskauer „Litera- 
turzeitung“ bei ihren Lesern — aber 
die eingesandten Beispiele konnten 
nicht einmal auf der Witz-Seite ver- 
öffentlicht werden. Redakteur Wa- 
gritsch Bachtschanjan, 36, brachte 
sie bei seiner Auswanderung aus der 
UdSSR mit. Genau besehen, zeigen 
die Photos nicht einmal direkte 
Fehlplanungen, sondern eher man- 
gelhafte zeitliche Abstimmung der 
Ministerien. Die Treppe (l. 0.) zu 
einem Moskauer Warenhaus (er- 


stellt vom Ministerium für Kommu- 
nalwirtschaft) beginnt 1,20 Meter 
über dem Boden — so lange, bis 
eines der neun Bauministerien den 
Bürgersteig liefert. Die Stromleitung 
(l. u.) des Ministeriums für Elektri- 
fizierung kreuzt ein vom Verkehrs- 
ministerium noch nicht abgeräumtes 
Gleis. Vorgefertigte Balkons (r. 0.) 
wurden unter Planerfüllungsdruck 
an ein Bauteil ohne Tür geklebt, 
weil das passende fehlte, ein Foyer 
als Wohnraum zweckentfremdet 
(r. u.) und die Pforte zugemauert. 


AFFÄREN 


Trippets Tricks 


Durch ein simples Finanz-Manöver 
prellten die Manager einer dubiosen 
Olgesellschaft prominente Wall- 
street-Bankiers, Konzern-Chefs und 
Hollywood-Stars um rund 100 Millio- 
nen Dollar. 


Ile Verkäufer standen im Rang 

eines Vizepräsidenten und trugen 
das „Schwarze Buch“ der Firma: eine 
Lose-Blatt-Sammlung mit schwarzem 
Vinyl-Einband und goldenen Lettern 
darauf, in der das Ölexplorations-Un- 
ternehmen Home-Stake Production Co. 
in Tulsa (US-Bundesstaat Oklahoma) 
Geldgebern hohe Steuerersparnisse und 
große Gewinne in Aussicht stellte. 


Beim Anlage-Gespräch in so fa- 
shionablen New Yorker Restaurants wie 
„Twenty One“ und „The Brussels“ 
überzeugten die Verkaufskanonen der 
Ölgesellschaft Interessenten zudem mit 
einer langen Liste illustrer Home- 
Stake-Finanziers von der Seriosität der 
Firma. 

Denn eine Gesellschaft, der einige 
der prominentesten Wallstreet-Ban- 
kiers bis zu einer halben Million Dollar 


Liza Minnelli 


Home-Stake-Geschädigte 
Größter Schwindel der Geschichte 


ihres Privatvermögens anvertraut hat- 
ten, konnte kein Schwindel-Unterneh- 
men sein. So jedenfalls lautete bislang 
das Investment-Credo minder betuch- 
ter US-Anleger. 


In der vorletzten Woche wurde die- 
ser Glaube an die unfehlbare Profit- 
Spürnase der amerikanischen Finanz- 
elite allerdings jäh zerstört: Die Mana- 
ger der im vorigen September in Kon- 
kurs gegangenen Home-Stake Produc- 
tion Co. hatten, wie erst jetzt bekannt 
wurde, 2000 reiche und superreiche 
Amerikaner — darunter weit über hun- 
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dert Topmanager amerikanischer 
Großbanken und Konzerne — um 
rund 100 Millionen Dollar geprellt. 


Geschädigt wurden zum Beispiel 
Walter B. Wriston, Chef der zweitgröß- 
ten Bank der Welt, der New Yorker 
First National City Bank, der für 
211000 Dollar Home-Stake-Papiere 
erworben hatte, und Thomas S. Gates, 
Ex-Verteidigungsminister und früherer 
Chef der New Yorker Großbank Mor- 
gan Guaranty Trust Co., der 133 000 
Dollar bei Home-Stake angelegt hatte. 


Aber auch Hollywood- und Broad- 
way-Stars wie Liza Minnelli (die 
231 000 Dollar investierte), Barbra 
Streisand (28500 Dollar), Walter Mat- 
thau (200 000 Dollar) und Tony Curtis 
zahlten in die Home-Stake-Kasse. Zu 
den Investoren gehörten Sänger wie 
Andy Williams (538000 Dollar) und 
David Cassidy (300 000 Dollar), Sena- 
toren wie der Republikaner Jacob K. 
Javits (28500 Dollar) und der Demo- 
krat Ernest F. Hollings (19000 Dol- 
lar). Bekannte Autoren, Anwälte, Ärzte 


EEE 


Wriston, Barbra Streisand 


Kapitalanlage 


und Sportler komplettieren die Liste 
der Home-Stake-Opfer. 


Amerikas Show- und Business-Grö- 
ßen waren, wie die US-Banken- und 
Börsenaufsichtsbehörde recherchierte, 
auf einen simplen und uralten Finanz- 
trick hereingefallen — den in den USA 
als „Ponzi-Schema“* bekannten Dreh, 
immer mehr Kapitalgeber dadurch an- 
zulocken, daß den ersten Anlegern Be- 
träge aus den von späteren Investoren 
eingezahlten Mitteln als angeblich 
durch das Unternehmen erwirtschafte- 
te Gewinne zurückerstattet werden. 


Den „wohl größten Schwindel dieser 
Art in der Geschichte“ (so das New 
Yorker Finanzblatt „The Wall Street 
Journal“) hatte Home-Stake-Chef 
Robert S. Trippet, ein renommierter 
Anwalt aus Oklahoma, eingefädelt. 
Trippet hatte Home-Stake 1955 ge- 
gründet, um Geldgebern Aktien und 
sogenannte Beteiligungsscheine der 
Bohrgesellschaft als hochrentierliche 
und Steuerschlupfloch 
anzubieten. 


Denn nach amerikanischem Steuer- 
recht können Investoren ihr steuer- 
pflichtiges Einkommen sofort um 85 
Prozent des in die Suche nach Erdöl 
gesteckten Geldes mindern. Wird kein 
Öl gefunden, kann auch der Restbetrag 
der Investition abgeschrieben werden. 


Wird eine Explorationsgesellschaft 
hingegen fündig, sind 22 Prozent der 
Einnahmen steuerfrei. Der Anleger 
kann darüber hinaus durch Verkauf 
seines Kapitalanteils einen Gewinn ein- 
streichen, der weit niedriger als sein re- 
guläres Einkommen besteuert wird. 


Doch nur einen sehr geringen Teil 
der insgesamt 130 Millionen Dollar, 
mit denen steuerflüchtige Großverdie- 
ner die Home-Stake-Kasse innerhalb 
von zehn Jahren füllten, investierte 
Trippet tatsächlich ins Bohrgeschäft. 
So gab Home-Stake nach den Ermitt- 
lungen der US-Steuerbehörde von den 
23 Millionen Dollar Einlagen im Jahre 
1970 weniger als drei Millionen für die 
Suche nach Erdöl aus. 


Und auch mit diesen beschränkten 
Mitteln stocherten die Home-Stake- 
Manager nur zum Schein nach Öl: In 
Zentralkalifornien, dem angeblichen 
Operationsgebiet der Gesellschaft, lie- 
Ben sie auf dem Gelände einer Gemü- 
sefarm 150 Meter tiefe Löcher bohren 
— in einem Areal, in dem die Pseudo- 
Petroleure allenfalls erst ab über 1000 
Meter Tiefe auf Öl hätten stoßen kön- 
nen. Um Öl-Pipelines vorzutäuschen, 
pinselten die Home-Stake-Leute mit 
Erlaubnis des Gemüsebauern graue Be- 
wässerungsrohre orangefarben an. 


Mit billigen Darlehen und Prämien 
bestachen Trippet und seine Helfer 


* Charles Ponzi aus Boston versprach in den Jah- 
ren 1919 und 1920 jedem, der bei ihm einen Dol- 
lar für 90 Tage anlegte, 1,40 Dollar zurückzuzah- 
len. Da er sein Versprechen zunächst hielt. zahlten 
über 40 000 Leute 15 Millionen Dollar bei ihm ein, 
ehe der Schwindel platzte. Ponzi wurde wegen Be- 
truges zu zehn Jahren Gefängnis verurteilt. 


Per Postsparbuch. 
Beiuns 
undin5 Ländern. 


Mit einem Postsparbuch 
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Wirtschaftsprüfer und Steueranwälte, 
die ihren Klienten empfahlen, Home- 
Stake-Anteile zu zeichnen. Nach klassi- 
scher Ponzi-Masche, zunächst hohe Di- 
videnden auszuschütten (insgesamt 
rund 30 Millionen Dollar), köderte vor 
allem Trippet selbst prominente Kun- 
den. 

So gelang es dem eloquenten An- 
walt, zwei Dutzend General-Electric- 
Direktoren — fast die gesamte Füh- 
rungsspitze des größten Elektrokon- 
zerns der Welt — zu einer Kapitalanla- 
ge bei Home-Stake zu überreden. Die 
Top-Manager steckten im Laufe eines 
Jahrzehnts über 3,7 Millionen Dollar in 
die vermeintliche Öl-Bonanza. 


Als auch noch die Spitzen der First 
National City Bank of New York und 
etliche Hollywood-Größen ins getürkte 
Bohrgeschäft einstiegen, hatte Trippet 
bei weiteren Investoren leichtes Spiel. 
Mit der Wallstreet- und Hollywood- 
Prominenz auf der 
Home-Stake-Liste, so 
ein hoher Bankenauf- 
sichts-Beamter, „ver- 
kaufte das Ding sich 
praktisch von selbst‘. 


Dennoch stieg schon 
bald die Zahl unzu- 
friedener, durch hohe 
Anfangsprofite ver- 
wöhnter Finanziers. 
Aber auch hier wuß- 
ten die Ponzi-Eleven 
Rat: Sie empfahlen 
enttäuschten Anle- 
gern, ihre Bohranteile 
an gemeinnützige Stif- 
tungen zu verschen- 
ken und dann erneut 
steuersparend vom 
Einkommen abzuzie- 
hen. 


Home-Stake testier- 
tedenmildtätigenKun- 
den, die ihre Anteile 
beispielsweise an die 
Amerikanische Krebs- 
gesellschaft, das Rote Kreuz, die Heils- 
armee, die Metropolitan-Oper und die 
Harvard-Universität übertrugen, zur 
Vorlage beim Finanzamt einen hohen 
Wert der Scheine. Hauptgeschädigter 
des Home-Stake-Schwindels ist denn 
auch Amerikas Fiskus, dem durch Trip- 
pets Tricks Millionen Dollar Einkom- 
mensteuer entzogen wurden. 


Bankenaufsicht und Justizministeri- 
um bereiten nun Strafverfahren gegen 
Trippet und seine Komplizen vor. 25 
Zivilklagen erboster Anleger laufen be- 
reits gegen den ehemaligen Home- 
Stake-Chef. 


„In meiner Zeit bei Home-Stake“, 
beharrt Trippet allerdings noch heute, 
„handelte ich nur in Übereinstimmung 
mit den Verpflichtungen gegenüber 
den Geldgebern der Gesellschaft.“ 
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BOLSCHOI-BALLETT 


Brummen bei Schwanensee 


Störaktionen jüdischer Organisatio- 
nen entnerven in London Tänzer und 
Veranstalter des Bolschoi-Gastspiels. 


W ie wenn man Werke Tolstois ins 
Feuer wirft oder aus Ferngeschüt- 
zen die Eremitage beschießt“, so war 
der sowjetischen Jugendzeitung „Kom- 
somolskaja prawda“ zumute. 

Was dem Blatt als so unerhörte 
Schändung nationalen Heiligtums er- 
schien, nahm sich in den Spalten briti- 
scher Zeitungen weit trockener aus: 
„Weiße Mäuse wurden im Zuschauer- 
raum losgelassen und Nägel auf die 
Bühne geworfen“ („Daily Telegraph‘“). 


Ort der Handlung war das Londoner 
Coliseum Theatre, wo seit dem 12. Juni 


UL 
MHRSTUSSA 
ERSEL! 
“ CIRUTES SEwS 


Anti-Bolschoi-Protest in London: „Frecher Auftritt“ 


135 Tänzer und Tänzerinnen des russi- 
schen Bolschoi-Balletts allabendlich ihr 
Publikum berauschen. 


In dieser Saison sorgen Sowjet-Bal- 
lette — seit Jahrzehnten die Superhits 
russischen Kulturexports — weniger 
wegen ihrer tänzerischen Qualitäten für 
Aufsehen: In Kanada, wo derzeit die 
zweite Bolschoi-Garnitur tanzt, setzte 
sich Michail Baryschnikow, 26, Leih- 
Star vom Leningrader Kirow-Ballett, 
für „eine Karriere im Westen“ von der 
Truppe ab. In New York gerieten Mit- 
glieder der Moissejew-Tanztruppe un- 
ter Eier- und Stinkbombenbeschuß der 
„Jüdischen Verteidigungsliga“. 

Jüdische Emigranten- und anglo-jü- 
dische Freundschaftsorganisationen 
sind es auch, die in London das Tanz- 
spektakel zum Politikum umfunktio- 
niert haben. Abend für Abend nehmen 


etwa 100 Demonstranten beim Einzug 
der Gäste ins Coliseum in der St Mar- 
tin’s Lane Aufstellung und entfalten 
Transparente wie „Die UdSSR unter- 
stützt Bolschoi und Judenverfolgung“. 


Die britischen Gruppen hatten sich 
speziell um das Schicksal des regime- 
kritischen Tänzer-Ehepaars Walerij 
und Galina Panow vom Leningrader 
Kirow-Ballett gekümmert. Doch ob- 
gleich die Panows — rechtzeitig zur 
Londoner Bolschoi-Premiere — am 12. 
Juni vor der Leningrader Ausreisebe- 
hörde einen Pas de joie aufführen 
konnten, setzte die Londoner Kam- 
pagne erst richtig ein. Die Panows, so 
der Labour-Abgeordnete Janner, „sind 
schließlich nur zwei von 100 000“. 


Appelle der Elektriker-Gewerk- 
schaft, den Ballett-Stars die Bühnenbe- 
leuchtung abzudrehen, Anträge der 
Bühnengewerkschaft „Equity“, den 
Tänzern die Einreisegenehmigung zu 
verweigern, hatten ebensowenig ge- 
fruchtet wie eine umfangreiche Unter- 
schriftensammlung der Karate-Emma 
Diana Rigg, die sich just von ihrem 
Ehemann, dem jüdischen Maler Mena- 
chem Gueffen, getrennt hat. 

Von sowjetischer Seite rührte sich 
nichts, als vor dem Eröffnungsabend 
15 Frauen in gestreifter Gefängniskluft 
und einer täglichen „Arbeitslagerra- 
tion“ (etwas Schwarzbrot, Hering, Kar- 
toffeln) vor dem Coliseum paradierten. 


Nichts geschah, als ein Zuschauer 
die erwartungsfrohe Menge am Pre- 
mierenabend um Verständnis für die 
„Verzögerung der Vorstellung“ bat — 
das liege „an der Inhaftierung sowjeti- 
scher Juden“ —, als ein anderer wäh- 
rend der Ouvertüre „Freiheit für Sina 
Salmanson“ forderte oder als ein nicht 
identifizierbares Objekt zu rauschen- 
den „Schwanensee“-Klängen anhal- 
tend brummte. 


Erst als am Donnerstag vorletzter 
Woche Platzanweiser während der 
Vorstellung Mäuse jagen mußten und 
Kulissenschieber in der Pause mit Ma- 
gneten Nägel und Schrauben von Blu- 
men und Tomaten absonderten, wurde 
es den Sowjet-Gästen zuviel. 

In Moskau, wo die „Komsomolskaja 
prawda“ gegen diesen „frechen Auf- 
tritt der zionistischen Kerle“ wütete, 
wurde dem britischen Geschäftsträger 
Doobs letzte Woche vom Außenmini- 
sterium bedeutet, die Bolschoi-Gast- 
spiel-Atmosphäre sei „untragbar“. In 
London erbat sich Diplomat Rogow 
von höchster Stelle energischeres 
Durchgreifen gegen „Rüpel“ und droh- 
te mit Abreise der gefeierten Truppe. 


„Wir sind begeistert“, kommentierte 
Doreen Gainsford vom Organisations- 
komitee der „Anglo-Soviet Jewry 35“ 
die Drohung, „das bedeutet: Wir errei- 
chen etwas.“ Mitglieder der militanten 
Zionistenbewegung „Herut Hazhobar 
of Great Britain“ ließen verlauten, sie 
planten noch „etwas Großes“. 
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Kriegsherr Nixon bei der Erläuterung der Kambodscha-Aktion 1970: „Die Kommunisten dürfen nicht mit Mord davonkommen“ 


Henry Kissinger Superstar 


Der Streit um Amerikas Invasion in Kambodscha / Von Marvin und Bernard Kalb 


3. Fortsetzung 


F: fing ganz harmlos an — mit ein 
“paar Demonstrationen in Pnom 
Penh, der Hauptstadt Kambodschas. 
Daraus wurde eine weltpolitische Affä- 
re, die Richard Nixon später als einen 
seiner größten Triumphe und Henry 
Kissinger verlegen als „incursion“ 
(Eindringen) rechtfertigen sollten. 

Für das bereits durch den Vietnam- 
Krieg empörte und gespaltene Amerika 
aber wurde die Invasion in Kambo- 


dscha ein Trauma: Der Kongreß schrie 
auf, an der Kent State University star- 
ben Menschen, und in Hörweite von 
Nixons Ovalem Amtszimmer sammelte 
sich eine heftige Massendemonstration 
gegen Washingtons Kriegspolitik. 

Im März 1970 war es zu einem poli- 
tischen Umsturz in Kambodscha ge- 
kommen. Prinz Norodom Sihanouk, 
der Herrscher des Landes, hatte gerade 


eine Weltreise angetreten und Paris er- 
reicht, als ihn die Nachricht ereilte, 


In dieser Folge 


Die amerikanischen Militärs drängen 
Washington, die Schlupfwinkel 

des Vietcong auf dem Gebiet Kam- 
bodschas durch eine Invasion aus- 
zuräuchern @ Nächtlicher Anruf vom 
Präsidenten: Kissinger soll Pläne 
für die Unternehmen „Papageien- 
schnabel“ und „Angelhaken“ aus- 
arbeiten lassen @ Rebellion in 
Kissingers Mitarbeiterstab: „Wenn 
Sie in Kambodscha einmarschieren, 
wird Blut in Amerikas Straßen 
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fließen“ @ Kissinger warnt Nixon 
vor den Risiken der Kambodscha- 
Aktion, der Präsident aber bleibt 
hart: Er will auch keine Kritik 
hören, wenn die Sache schief- 
geht ® Ehemalige Harvard-Kol- 
legen fordern Kissinger zum Rück- 
tritt auf ®@ Kissinger wird zum 
Durchhalte-Apostel der Mannschaft 
im Weißen Haus: „Wir müssen alle 
hinter dem Präsidenten stehen, wir 
müssen zusammenhalten“ 


Kambodschaner hätten — von Militär- 
polizisten in Zivil angeführt — vor der 
Gesandtschaft Nordvietnams in Pnom 
Penh demonstriert und den Abzug der 
nordvietnamesischen Truppen aus 
Kambodscha verlangt. 


Noch von Paris aus verurteilte der 
Prinz die Demonstrationen als eine In- 
trige der CIA und der kambodschani- 
schen Rechten, „die uns gerne im ame- 
rikanischen Lager sehen würde“. Doch 
Sihanouk galt als so raffiniert, daß 
man ihn verdächtigte, die Demonstra- 
tionen selber arrangiert zu haben — er 
wolle damit Moskau und Peking ansta- 


cheln, Hanoi zur Respektierung der 
kambodschanischen „Neutralität“ zu 
veranlassen. 


Jedenfalls flog Sihanouk nicht zu- 
rück, sondern weiter nach Moskau. 
Und dieser Umweg erwies sich als ver- 
hängnisvoll — so weit reichte das le- 
gendäre Charisma des Prinzen nicht. 


Am 18. März wurde Sihanouk von 
seinem langjährigen Adjutanten, 
Marschall Lon Nol, gestürzt. Unter- 
stützt von einer kleinen, aus Aristokra- 


© 1974 by Marvin und Bernard Kalb. Deutsche 
Ausgabe ab September im Ullstein Verlag, Berlin. 


ten, Armeeoffizieren und Kaufleuten 
zusammengesetzten Minderheit, über- 
nahm Lon Nol in Kambodscha die 
Macht. „Es war keine Revolution, son- 
dern ein Staatsstreich der Oberschicht‘, 
berichtete damals ein Journalist. „Der 
Coup machte mit einem Schlag Siha- 
nouks geschickter Neutralitätspolitik 
ein Ende.“ 


Sihanouk hatte ein außerordentlich 
riskantes Spiel gespielt: Er hielt zwei 
mächtige Feinde im Gleichgewicht. Es 
war ihm klar, daß seine schlecht ausge- 
rüstete Armee den starken Truppen der 
Nordvietnamesen und des Vietcong an 
den Grenzen Kambodschas nicht ge- 
wachsen sei. 


Daher ignorierte er offiziell, daß der 
Vietcong und die Nordvietnamesen 
einen Streifen an der kambodschani- 
schen Grenze benutzten, um von dort 
aus fast nach Gutdünken Vorstöße in 
das benachbarte Südvietnam zu unter- 
nehmen. Ein Jahr lang hatte er freilich 
ebenso ignoriert, daß amerikanische 
Kampfflugzeuge vom Typ B-52 das 
Grenzgebiet bombardierten. Durch die- 
sen Balance-Akt zwischen dem Kom- 
munismus und dem Westen verhinderte 
er, daß sich der Vietnam-Krieg auch 
auf Kambodscha ausweitete. 


Jetzt aber war Sihanouk gestürzt, 
Lon Nol dagegen an der Macht — und 
in der Klemme. Um sich halten zu kön- 
nen, tat er genau, was Sihanouk für 
den Fall eines Militärputsches voraus- 
gesagt hatte: Er wandelte das neutrale 
Kambodscha in einen antikommunisti- 
schen Staat um. 


Das hatte bestürzende Folgen: Kam- 
bodscha sah sich plötzlich in einen 


Nationalgarde, erschossener Demonstrant in der Kent-Universität 1970: „Sie müssen sehen, wie Sie mit der Schande fertig werden“ 


Krieg verwickelt, der kein Ende neh- 
men wollte. Die Freiwilligen Lon Nols 
unterlagen den kambodschanischen 
Kommunisten und nichtkommunisti- 
schen Partisanen, die vom WVietcong 
und der nordvietnamesischen Armee 
unterstützt wurden. Und wieder han- 
delte Lon Nol erwartungsgemäß: Er 
rief die USA zu Hilfe. 


Die amerikanischen Militärs witter- 
ten zugleich eine Gefahr und eine gute 
Gelegenheit. Die Gefahr: Eine kom- 
munistische Machtübernahme im ge- 
samten Kambodscha konnte das Land 
in eine feindliche Festung verwandeln 
und der nordvietnamesischen Armee 
und dem Vietcong an der Grenze 
Kambodschas völlige Handlungsfrei- 
heit geben, das wiederum mußte die 
Strategie der Vietnamisierung gefähr- 
den, den Versuch der Amerikaner, die 
Kriegführung der südvietnamesischen 
Armee zu überlassen. 


Nixon hat Angst, 
als machtlose Taube zu gelten. 


Eine gute Gelegenheit: Der US-Ge- 
neralstab konnte endlich versuchen, 
seinen lange gehegten Traum zu ver- 
wirklichen — die kommunistischen 
Verstecke „zu säubern“ und „auszuräu- 
chern“, die seit mehr als einem Jahr die 
Bombenangriffe der B-52 überstanden 
hatten. 


General Creighton Abrams, der US- 
Oberbefehlshaber in Vietnam, legte am 
1. April Kissingers Nationalem Sicher- 
heitsrat drei Möglichkeiten zur Lösung 


der Kambodscha-Krise vor: 
könne 


> den Südvietnamesen erlauben, die 
Grenze Kambodschas zu über- 
schreiten und wiederholte Vorstöße 
in die Schlupfwinkel des Feindes zu 
unternehmen, 

D die Südvietnamesen durch Einsatz 
amerikanischer Artillerie und Luft- 
unterstützung zu größeren und 
wirksameren Operationen anspor- 
nen, 

> den Südvietnamesen helfen, einen 
Großangriff auf die feindlichen 
Versorgungslager im Grenzgebiet 
zu unternehmen, und amerikani- 
sche Berater für den Bodenkampf 
schicken. 


Kissinger legte die Vorschläge dem 
Präsidenten vor, Nixon verschob die 
Entscheidung. Der Präsident wußte 
nicht recht, wie er reagieren sollte. 


Spätestens Mitte April war die Lage 
in Kambodscha fast aussichtslos ge- 
worden. Tausende von Kommunisten 
streiften durch das Land, blockierten 
Straßen und umzingelten Pnom Penh; 
die ohnehin besorgten amerikanischen 
Beamten in Saigon wurden unruhig. 


Der Präsident teilte ihre Unruhe — 
nicht nur wegen der Lage in Kambo- 
dscha, sondern auch, weil er seine 
Glaubwürdigkeit in der kommunisti- 
schen Welt aufs Spiel gesetzt sah. Es 
gehörte zu seiner Strategie, als recht zu- 
rückhaltender Staatsmann zu gelten, 
doch jetzt befürchtete er, diese Reserve 
könne von der Gegenseite mißverstan- 
den werden. 

Als die Kommunisten kurz nach sei- 
ner Amtsübernahme Saigon beschossen 
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Prinz Sihanouk: Nach dem Putsch der Oberschicht... 


und damit ihr „Übereinkommen“ mit 
Präsident Johnson verletzt hatten, war 
Nixon untätig geblieben. Die Nordko- 
reaner hatten ein amerikanisches Auf- 
klärungsflugzeug abgeschossen — Ni- 
xon war wieder passiv geblieben. All- 
mählich überkam ihn das Gefühl, er 
solle zermürbt werden, und er fürchte- 
te, die Kommunisten könnten in ihm 
eine machtlose Taube sehen. Gewiß 
wollte er in Südostasien keine neuen 
militärischen Verpflichtungen einge- 
hen, dennoch glaubte Nixon, er dürfe 
die Kommunisten „nicht mit Mord da- 
vonkommen“ lassen, wie er einem 
Freund im Weißen Haus bekannte. Er 
neigte zu entschiedener Aktion. 


Am Dienstag, dem 21. April, began- 
nen im Weißen Haus intensive Erörte- 
rungen über die Lage. Nixon erkundig- 
te sich nach den neuesten Informatio- 
nen über die Truppenbewegungen der 
Kommunisten in Kambodscha. CIA- 
Chef Helms berichtete, die nordvietna- 
mesische Armee treffe letzte Vorberei- 
tungen, Pnom Penh einzuschließen. 
Kissinger vertrat die Ansicht, der Be- 
richt von Helms verleihe der dringen- 
den Bitte Lon Nols um amerikanische 
Hilfe „noch mehr Gewicht“. Nixon 
ordnete für den nächsten Tag eine 
Konferenz des Nationalen Sicherheits- 
rates an. 


Südvietnam soll den 
Landkrieg allein führen. 


Um 14.30 Uhr eröffnete Nixon im 
Kabinettsraum die Konferenz. Kissin- 
ger gab einen detaillierten Bericht über 
die militärische und politische Situation 
in Kambodscha. Der Bericht gipfelte in 
der Feststellung, daß sich die Regie- 
rung Lon Nol in schwierigem Fahrwas- 
ser befinde; es sei allerdings noch nicht 
klar, ob die Kommunisten ganz Kam- 
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bodscha besetzen oder sich 
nur so viele Vorteile ver- 


schaffen wollten, daß sie 
eine provisorische Koali- 
tions-Regierung bilden 


könnten. 


In beiden Fällen, so argu- 
mentierte Kissinger, könn- 
ten die immer zahlreicheren 
„Schlupfwinkel“ die nord- 
vietnamesische Armee in- 
stand setzen, den US-Streit- 
kräften in Südvietnam grö- 
Bere Verluste beizubringen. 
Dadurch werde mit ziemli- 
cher Sicherheit das Vietna- 
misierungs-Programm der 
USA gefährdet, was wieder- 
um eine Verlangsamung des 
amerikanischen Truppenab- 
zugs nach sich ziehen müs- 
se. 


Kissingers Darlegungen 
waren minuziös und präzi- 
se; niemand im Konferenz- 
raum bezweifelte die von 
ihm angeführten Tatsachen oder Ver- 
mutungen. Ein Konsensus schien sich 
unter den Mitgliedern des Rates her- 
auszubilden: Um das Leben der Ameri- 
kaner in Südvietnam zu schützen, soll- 
ten die USA eine militärische Aktion 
unternehmen, damit ein Sieg der Kom- 
munisten in Kambodscha verhindert 
werde. 


Der Einsatz amerikanischer Truppen 
in Kambodscha wurde zwar in Erwä- 
gung gezogen, doch überwog die Auf- 
fassung, die südvietnamesische Armee 
müsse den Landkrieg allein führen — 
die USA hätten sich auf Luftunterstüt- 
zung zu beschränken. 


Am Abend dieses Tages erteilte der 
Präsident Kissinger die Anweisung, er 
solle die Planung eines südvietnamesi- 
schen Angriffs gegen den kommunisti- 
schen Schlupfwinkel im „Papageien- 
schnabel“, einem _ vorspringenden 
Landstrich Kambodschas 55 Kilometer 
westlich Saigons, leiten. Ein Befehl zur 
Aktion lag noch nicht vor, doch Kissin- 
ger begriff, was dem Präsidenten vor- 
schwebte, und erhob keine Einwände. 


Am Donnerstag, dem 23. April, tagte 
die „Washington Special Actions 
Group“ (WSAG), ein Krisenstab, der 
sich ein Jahr zuvor konstituiert hatte. 
Kissinger führte den Vorsitz. Man be- 
sprach die militärischen und politischen 
Auswirkungen eines von den USA un- 
terstützten Angriffs auf Kambodscha. 


Am späten Nachmittag fuhr Kissin- 
ger in die Wohnung des Senators Ful- 
bright, des Vorsitzenden des Außenpo- 
litischen Senatsausschusses, und unter- 
richtete ihn und sieben andere Senato- 
ren über die Verschlechterung der Lage 
in Kambodscha. Sein Vortrag wurde 
vier- bis fünfmal von Anrufen des Prä- 
sidenten unterbrochen. Kissinger ver- 
riet freilich nicht, daß der Präsident an 
einen Kambodscha-Angriff durch Bo- 
dentruppen dachte. 


Kissinger und die anderen Mitglieder 
der WSAG konferierten an diesem 
Abend noch einmal — im Abendan- 
zug, denn sie waren zu einem Dinner in 
der Botschaft Formosa-Chinas unter- 
wegs. Die Männer diskutierten noch 
einmal über den geplanten Angriff auf 
den Papageienschnabel. 


Verteidigungsminister Laird 
erhebt Bedenken. 


Nach der Besprechung zog sich der 
Präsident in das „Lincoln-Wohnzim- 
mer“ zurück, Kissinger in sein Büro im 
Westflügel des Weißen Hauses. Mehr- 
mals telephonierten sie miteinander. Ni- 
xon stellte Fragen: Wenn es sinnvoll 
sei, den Papageienschnabel anzugrei- 
fen, war es dann nicht ebenso richtig, 
auch gegen die anderen Schlupfwinkel 
vorzugehen? Konnte die kleine US-Ge- 
sandtschaft in Pnom Penh die zusätz- 
liche Last der Koordinierung eines 
massiven Angriffs übernehmen? 

Kissinger entnahm diesen Fragen, 
daß der Präsident einen größeren An- 
griff auf Kambodscha plante, mehr 
noch: einen Angriff unter Einsatz ame- 
rikanischer Truppen. 

In seinem letzten, weit nach Mitter- 
nacht geführten Telephongespräch for- 
derte Nixon von seinem Sicherheitsbe- 
rater Pläne für einen Angriff auf alle 
kommunistischen Schlupfwinkel in 
Kambodscha an und bat für 7.15 Uhr 
Kissinger, Helms, den Vorsitzenden der 
Vereinigten Stabschefs Moorer und 
Generalleutnant Robert Cushing, den 
stellvertretenden CIA-Chef, zu sich. 


Die fünf Männer erörterten am Frei- 
tagmorgen einen Angriff amerikani- 
scher Truppen gegen den „Angelha- 
ken“, ein anderes vorstoßendes Grenz- 
gebiet Kambodschas nördlich des Pa- 


Sihanouk-Nachfolger Lon Nol 
... Amerika zu Hilfe gerufen 


pageienschnabels. Später sprach Kis- 
singer getrennt mit jedem einzelnen der 
Konferenzteilnehmer und dann mit 
dem Präsidenten. 


Nixon sagte Kissinger, er möge Ver- 
teidigungsminister Laird anrufen und 
ihm sagen, amerikanische Truppen 
würden vielleicht gegen die kommuni- 
stischen Schlupfwinkel in Kambodscha 
eingesetzt. Nixon wußte, daß Laird Be- 
denken gegen eine solche Aktion hatte; 
ähnlich dachte Außenminister Rogers. 
Beide Minister befürchteten, ein US- 
Angriff auf Kambodscha werde die 
Anti-Kriegs-Bewegung an den Univer- 
sitäten und im Kongreß noch weiter 
anheizen. Beide zogen eine weniger 
weitgehende Beteiligung amerikani- 
scher Truppen vor. 


Kissinger, der dem südvietnamesi- 
schen Heer nie viel zugetraut hatte, 
stimmte dem Präsidenten zu. Wenn es 
wichtig war, einen kommunistischen 
Sieg in Kambodscha zu verhindern, 
und wenn sich dadurch das amerikani- 
sche Rückzugs-Programm in Südviet- 
nam abschirmen und zugleich gegen- 
über Moskau und Peking die Stärke der 
USA demonstrieren ließ, dann war es 
mindestens ebenso wichtig, das Unter- 
nehmen erfolgreich abzuschließen. 


18 Einwände gegen die 
Kambodscha-Invasion. 


Kissinger schwebte ein massiver, 
plötzlicher und zeitlich begrenzter Ein- 
fall in Kambodscha vor, der ein einzi- 
ges Ziel haben sollte: für die Dauer des 
amerikanischen Rückzugs aus Südviet- 
nam die Kommunisten an der Macht- 
übernahme in Kambodscha zu hindern. 


Laird regte an, Kissinger solle im 
Kongreß sondieren; Nixon empfahl 
ihm, sich an John Stennis aus Missis- 
sippi zu halten, den Vorsitzenden des 
Senats-Verteidigungsausschusses. Sten- 
nis war einer der wenigen Politiker, die 
ein Jahr zuvor darüber informiert wor- 
den waren, daß B-52-Angriffe gegen 
Kambodscha geflogen wurden. Kissin- 
ger und Stennis diskutierten eine Stun- 
de lang; danach stimmte Stennis dem 
Einsatzplan „Papageienschnabel“ und 
„Angelhaken“ zu — zögernd. 

Abends bat Kissinger fünf Mitglie- 
der seines Stabes in sein Büro; sie soll- 
ten bei der Besprechung der verschie- 
denen Kambodscha-Alternativen vor- 
bringen, was gegen die Aktion sprach. 
„Ich glaube, wir waren die innenpoliti- 
schen Tauben“, erinnerte sich einer von 
ihnen später. Die Diskussion war „stür- 
misch und erregt‘‘ — so Kissinger. 


Sein Mitarbeiter Anthony Lake 
sprach sich gegen eine Invasion aus. 
„Das wäre eine Ausweitung des Krie- 
ges“, sagte er, „und der Präsident wür- 
de, sobald er einmal im Krieg ist, von 
diesem Kurs nicht mehr abgehen kön- 
nen, was immer man auch sagen mag.“ 
Außerdem werde die Aktion schwere 
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Probleme nach sich ziehen, es werde zu 
scharfen Reaktionen in der Innen- und 
Außenpolitik kommen — der Preis sol- 
cher Aufregung lohne sich nicht. 


Kollege Roger Morris äußerte sich 
genauso. „Wir führten das außenpoliti- 
sche Argument an, diese Aktion seinur 
ein neues nutzloses Unternehmen, das 
große Verluste an Meenschenleben und 
eigentlich zwecklose Verwüstungen 
verursachen würde“, erinnert er sich. 
„Jedenfalls machten wir geltend, daß 
kaum Beweise darüber vorhanden 
seien, ob der Fall von Pnom Penh 
oder die Niederlage Kambodschas tat- 
sächlich so unmittelbar bevorstünden, 
wie behauptet wurde. Außerdem ver- 
suchten wir in Worte zu fassen, was 
hier zu Hause passieren würde. Wir 
sagten etwa: Wenn Sie in Kambodscha 


Inzwischen wollte der Präsident 
Lairds Pläne für die „Operation Angel- 
haken“ sehen. Kissinger besorgte sie 
sich und flog per Hubschrauber nach 
Camp David. Dort befaßten sich Nixon 
und Kissinger zwei Stunden lang mit 
den Karten, Skizzen und Plänen für 
einen Angriff. Sie erörterten die wahr- 
scheinlichen Reaktionen Moskaus und 
Pekings. Sie waren beide der Überzeu- 
gung, daß der Aufschrei laut sein, aber 
wieder verhallen werde. 


Abends flogen Nixon und Kissinger 
mit dem Hubschrauber zum Washing- 
toner Navy Yard, wo Justizminister 


Mitchell zu ihnen stieß. Sie gingen an 
Bord der Präsidentenjacht „Sequoia“, 
um eine vierstündige Kreuzfahrt auf 
dem Potomac zu unternehmen. Dabei 
sahen sie sich wieder einmal den Film 
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Amerikanischer Bomber B-52: Schlag gegen Schlupfwinkel 


einmarschieren, wird Blut in den Stra- 
Ben fließen.‘ 

Am Sonnabend sprach Kissinger mit 
einem der fünf, Laurence Lynn, noch 
einmal unter vier Augen. „Seine Ein- 
wände waren am wenigsten emotio- 
nal“, berichtet Kissinger, „aber er 
führte die besten Gründe an, weshalb 
man es nicht tun sollte.“ Lynn argu- 
mentierte, der Präsident könne mit 
einem gleich hohen Kräfte-Einsatz in 
Südvietnam mehr erreichen als durch 
eine Invasion in Kambodscha. Kissin- 
ger bat Lynn „auf sehr, sehr vertrauli- 
cher Basis“, den Kambodscha-Plan zu 
prüfen. 


Am Abend saß Lynn im Lageraum 
des Weißen Hauses und notierte eine 
Frage nach der anderen auf einem gel- 
ben Notizblock. Nach ein paar Stunden 
waren es 18 Fragen. „Je mehr Fragen 
sich ergaben“, so Lynn, „desto größer 
wurden meine Bedenken.“ Er gab den 
Fragebogen Kissinger, der ihn dem 
Pentagon „zur Prüfung‘ weiterreichte. 


„Patton“ an, den Nixon, ein Patton- 
Fan, immer wieder anschauen wollte. 
„Wenn ich den Film noch einmal anse- 
hen muß“, stöhnte Kissinger später, 
„dann erschieße ich mich.“ 


Am Montag, dem 27. April, trat 
morgens der innere Kreis wieder zu- 
sammen. Es lag eine spürbar gesteiger- 
te Spannung in der Luft. Einer der Be- 
rater zu Nixon: „Herr Präsident, ich 
verstehe von innenpolitischen Dingen 
nicht viel, aber wenn Sie das machen, 
dann gehen die Universitäten in Flam- 
men auf.“ 

Nixon hörte zu und erwiderte: „Ich 
möchte das jetzt wissen, aber wenn ich 
mich entschließe, die Sache zu machen, 
dann will ich nichts mehr davon hören. 
Wenn ich mich dafür entscheide, dann 
tue ich es, weil ich entschlossen bin, 
den Preis zu zahlen.“ 

Laird, die Taube im Federkleid eines 
Falken, unterstützte widerstrebend Ab- 
rams’ Vorschlag, amerikanische Trup- 
pen einzusetzen. Rogers aber überlegte 
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laut, ob Abrams und die anderen Mili- 
tärs dem Präsidenten immer alles sag- 
ten. Das beunruhigte Nixon. In einer 
Depesche forderte er Abrams auf, die 
„ungeschminkte Wahrheit“ zu sagen. 


Am Abend saß Nixon, einen linier- 
ten gelben Notizblock auf den Knien, 
allein in seinem Büro. Er notierte Vor- 
und Nachteile der militärischen Ak- 
tion, für die er sich entschieden hatte. 
„Die Zeit wird knapp“, notierte er. Er 
wollte „eine zwielichtige Situation“ 
vermeiden, die entstehe, „wenn wir uns 
nicht rühren und die anderen auch 
nicht“. Er war sich darüber im klaren, 
daß die „tiefgehende Spaltung“ der 
USA von einer amerikanischen Kam- 
bodscha-Aktion noch verschärft wer- 
den würde. 


Spät in der Nacht erhielt Nixon eine 
Antwort von Abrams. Es sei „die unge- 


seine Pflicht, ihn vor den Risiken zu 
warnen, die ihre Kambodscha-Aktion 
nach sich ziehen könne. 

Der Präsident antwortete, sein Ent- 
schluß stehe fest. Er sei sich über die 
Risiken im klaren, wolle aber jetzt 
nicht mehr den Blick zurückwenden 
und später auch keine Klagen hören, 
sollte die Sache schiefgegangen sein. 


Der Angriff der Südvietnamesen auf 
den Papageienschnabel sollte Dienstag- 
nacht beginnen, die amerikanische In- 
vasion im Raum Angelhaken Donners- 
tagnacht folgen. Der Präsident wollte 
sich am Donnerstagabend um 21 Uhr 
mit einer Rede an die Nation wenden. 

Kissinger wies seinen Mitarbeiter 
William Watts an, die Bekanntgabe der 
Angriffsoperationen zu koordinieren. 
Doch Watts weigerte sich. Er erklärte 
Kissinger, er sei gegen die Kambo- 
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schminkte Wahrheit“ und seine Mei- 
nung, daß der Einsatz amerikanischer 
Truppen notwendig wäre. 


Am Dienstag, dem 28. April, rief Ni- 
xon früh morgens Kissinger zu sich und 
erklärte ihm, daß gegen das Gebiet um 
den „Angelhaken‘“ US-Truppen einge- 
setzt werden würden. Kissinger holte 
sofort seinen eigenen gelben Notiz- 
block hervor, denn auch er hatte Vor- 
und Nachteile abgehakt. 


Nixon warf einen Blick auf Kissin- 
gers Liste, Kissinger besah sich Nixons 
Liste — beide waren fast identisch. 
Kissinger sagte dem Präsidenten, es sei 


* Mit Nixon-Freund Charles Rebozo. 


* 
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dscha-Operation, ging in sein Büro und 
setzte ein Rücktrittsschreiben auf. 


Als General Haig, Kissingers Stell- 
vertreter, von der Rebellion erfuhr, 
stellte er Watts im Lageraum zur Rede. 
„Sie haben einen Befehl von Ihrem 
Oberbefehlshaber erhalten“, sagte Haig 
und deutete an, daß Watts nicht zu- 
rücktreten könne. Watts konterte: „O 
doch, ich kann zurücktreten — und ich 
bin schon zurückgetreten.“ 

Haig bat daraufhin Morris und 
Lake, für die Nixon-Rede einen Roh- 
entwurf aufzusetzen. Da zog Morris 
den General Haig auf die Seite und 
sagte: „Hören Sie, ich kann das einfach 
nicht machen. Ich kann es nicht. Ich 


werde diesen Entwurf nicht schreiben. 
Ich habe solche Sachen in den letzten 
drei, vier Jahren wiederholt gemacht. 
Aus rein persönlichen Gründen habe 
ich einfach genug davon.“ 


Kissinger: „Ich bin ein 
Gefallener dieses Krieges.“ 


Morris und Lake gingen wieder in 
ihre Büros; statt eine Präsidentenrede 
zur Rechtfertigung der amerikanischen 
Invasion aufzusetzen, formulierten sie 
ein gemeinsames Rücktrittsschreiben. 


Am Mittwoch, dem 29. April, aß 
Kissinger mit Ex-Gouverneur Thomas 
Dewey zu Mittag, der die Angriffsplä- 
ne billigte. Da klingelte das Telephon; 
der Anrufer war Senator Robert Grif- 
fin, der republikanische 
Fraktionschef im Senat. Es 
lägen, sagte er, Nachrichten 
über einen südvietnamesi- 
schen Angriff auf den Papa- 
geienschnabel vor. Ob das 
stimme? Ja, antwortete Kis- 
singer und betonte, Amerika 
sei nur begrenzt an diesem 
Angriff beteiligt. Über die ge- 
plante US-Operation gegen 
den Angelhaken sagte er 
nichts. 

Wenige Stunden vor der 
Rede des Präsidenten bat Kis- 
singer seinen Stab zu einer 


ungewöhnlichen Konferenz 
in das Executive Office Buil- 
ding. 


Kissinger vertraute seinem 
Stab an, der Präsident habe 
beschlossen, amerikanische 
Truppen in Kambodscha ein- 
marschieren zu lassen. „Das 
ist ein Augenblick, in dem wir 
zusammenhalten müssen“, 
sagte er. „Wir müssen uns 
hinter den Präsidenten stel- 
len. Wir haben die verschie- 
denen Ansichten ausge- 
tauscht; dies ist die am sorg- 
fältigsten erwogene Entschei- 
dung, die wir je gefällt haben 
— eine sehr quälende Sache.“ 


Kissinger fuhr fort: „Nie- 
mand hat ein Monopol auf 
Besorgnis. Aber ich möchte Sie war- 
nend darauf aufmerksam machen, daß 
wir hier über die Integrität der Präsi- 
dentschaft sprechen. Wir reden nicht 
über einen Mann. Wer von Ihnen 
glaubt, sich nicht hinter den Präsiden- 
ten stellen zu können, sollte — und das 
ist außerordentlich wichtig — wissen, 
daß es keinen öffentlichen Aufschrei 
geben darf. Wenn Sie glauben, das tun 
zu müssen, dann sollten Sie gehen.“ (Er 
wußte noch nicht, daß Morris und 
Lake bereits ihr Rücktrittsschreiben ab- 
gegeben hatten). 


Schließlich erschien der Präsident 
am 30. April 1970 um 21 Uhr vor den 
Fernsehkameras. Der Stil seiner Rede 


war kriegerisch. Er sagte den kommu- 
nistischen Kräften in der ganzen Welt 
den Kampf an. „Wenn sich die mäch- 
tieste Nation der Welt wie ein be- 
dauernswerter, hilfloser Riese verhielte, 
dann würden die Kräfte des Totalita- 
rismus und der Anarchie die freien Na- 
tionen überall auf der Welt bedrohen“, 
erklärte er. „Falls wir dieser Kampfan- 
sage nicht entgegenträten, wären alle 
anderen Nationen darauf aufmerksam 
gemacht, daß die USA trotz ihrer über- 
wältigenden Macht in einer wirklichen 
Krise versagen.“ 


Die Rede traf die Nation wie eine 
Bombe. An zahlreichen Hochschulen 
organisierten die Studenten Protestmär- 
sche, die „National Student Associa- 
tion“ forderte, Nixon seines Amtes zu 
entheben. Der Präsident bezeichnete 
daraufhin die Studenten, „die an den 
Unis Stunk machen“, als „bums‘“ (ver- 
kommene Stromer) — was neue De- 
monstrationen auslöste. 


Spätestens am Montag, dem 4. Mai, 
herrschte an Hunderten von Universi- 
täten Empörung und Aufruhr. An der 
Kent State University von Ohio, kaum 
ein Treibhaus für Radikale, ging die 
Nationalgarde gegen studentische 
Steinwerfer vor und eröffnete das 
Feuer. Vier Studenten wurden getötet, 
elf verwundet. 


Das traf Kissinger schwer — nicht 
nur wegen der Todesfälle. Ihn beküm- 
merte es auch, daß hier auf blutige Art 
bewiesen wurde, wie tief die Nation 
wegen eines Krieges, dessen Sinn 
eigentlich niemand verstand, gespalten 
war. An diesem Abend klagte Kissinger 
einem Freund: „Ich bin tot. Ich bin ein 
Gefallener dieses Krieges.“ 


Sein Bekenntnis bedeutete jedoch 
nicht, daß ihm Zweifel gekommen wa- 


ren. Hätte er Nixons 
Politik mißbilligt, 
dann wäre es ihm 
möglich gewesen, Ar- 
gumente gegen den 
Angriff auf Kambo- 
dscha vorzubringen. 
Aber es gibt keine In- 
dizien dafür, daß er 
auch nur versucht 
hätte, Nixon davon 
abzuraten, das Feuer 
zu eröffnen. 


Professor Tom 
Lehrer, ein alter Har- 
vard-Kollege, schick- 
te ihm empört ein Te- 
legramm: „Falls Ihr 
Einfluß auf den Prä- 
sidenten so groß ist, 
wie behauptet wird, 
dann könnte Ihr so- 
fortiger Rücktritt und 
eine Erklärung, daß 
Sie sich von der Indo- 
china-Politik  distan- 
zieren, den Lauf der Geschichte viel- 
leicht zum Besseren wenden. Sollten 
Sie aber diese Politik billigen, dann 
müssen Sie sehen, wie Sie mit der 
Schande fertig werden, die Ihnen für 
den Rest Ihres Lebens anhaftet.“ 

Kissinger erläuterte seinen früheren 
Kollegen, warum solche Forderungen 
zwar gut gemeint, aber kurzsichtig 
seien. „Angenommen, ich gehe zum 
Präsidenten und sage ihm, ich trete zu- 
rück“, sagte er. „Wenn er dann wo- 
möglich einen Herzanfall bekommt, 
dann haben Sie Spiro Agnew als Präsi- 
denten. Wollen Sie das? Nein? Dann 
hören Sie auf, von mir den Rücktritt zu 
verlangen.“ 

Falls sich Kissinger jedoch noch im- 
mer Illusionen über sein Ansehen unter 
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den früheren Kollegen hingab, so er- 
lebte er am 8. Mai eine Enttäuschung. 
An diesem Tag standen 13 prominente 
Harvard-Professoren vor seinem Büro, 
um die Kambodscha-Operation zu ver- 
urteilen und Kissinger aufzufordern, er 
möge „diesen Wahnsinnigen bremsen“. 


„Wir haben Henry von Anfang an 
klargemacht“, so erinnerte sich später 
Professor Thomas Schelling, der die 
Protest-Gruppe organisiert hatte und 
sie anführte, „daß wir nicht gekommen 
waren, um mit einem alten Freund zu 
Mittag zu essen, sondern daß wir mit 
ihm einzig und allein deshalb sprechen 
wollten, weil er dem Präsidenten be- 


* Dargestellt von George C. Scott in dem amerika- 
nischen Film „Patton“. 
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Im Westen n 
DieWAZ ıs 
wievord 

reichweit wi 


Die Zeitung Westdeutschlands 
heißt Westdeutsche Allgemeine. 


Schließlich ist sie hierzulande die 
größte Abonnements-Zeitung. Und über- 
haupt die meistgelesene regionale Tages- 
zeitung in der Bundesrepublik. 

Die WAZ hat täglich rund 1 Mil- 


lion 700 Tausend Leser. Das heißt: in der 
5-Millionen-Stadt Ruhrgebiet informiert 
sich nahezu jeder 2. Zeitungsleser durch die 
Westdeutsche Allgemeine. Hier werden von 
Montag bis Freitag über 600.000 WAZ- 
Exemplare verbreitet. Und samstags sind es 
sogar regelmäßig 700.000. 

Die WAZ erscheint jeden Tag mit 
16 Haupt-und11 Nebenausgaben.Mittwochs 
und samstags bringt sie den größten und 


ichts Neues; 


hier nach 


e Größte 


e streubreit 


wichtigsten Stellen, Immobilien, Woh- 
nungs; Auto-und Hobbymarkt im industri- 
ellen Zentrum des Westens (zu stark er- 
mäßigten Anzeigenpreisen). Ansonsten 
kostet es bei der WAZ ganze 23 Mark, um 
mit einer Anzeigenseite 1000 Leser in 
Deutschlands bedeutendstem Markt zu 
erreichen. 

Wer ım Westen möglichst viele 
Leute besonders wirtschaftlich ansprechen 


will, braucht keine umfangreichen Media- 
analysen: die WAZ ist hier nach wie vor die 


Größte. 
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Ich möchte es ganz genau wissen. 
Schicken Sie mir bitte weitere Informationen über die WAZ. 


Die WAZ. 
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greiflich machen konnte, daß wir die 
Invasion als eine katastrophale außen- 
politische Entscheidung ansahen. 


„Ernest (May) sagte zu Henry: ‚In- 
nenpolitisch spalten Sie das Land in 
zwei Teile.‘ Diese Entscheidung werde 
auf lange Zeit außenpolitische Konse- 
quenzen haben, da die Außenpolitik 
von morgen auf der innenpolitischen 
Situation von heute beruhe. 


„Dann hieben Bator und Westheimer 
in dieselbe Kerbe. Bator sagte, wir 
wollten ihn durch einen Schock zu der 
Erkenntnis bringen, daß diese neueste 
Entscheidung schon auf kurze Sicht be- 
stürzend schlechte Außenpolitik sei.“ 


Ein Anruf vom Präsidenten unter- 
brach die Tirade. Kissinger ver- 
schwand 15 Minuten lang. Als er zu- 
rückkam, fragte er Schelling, welche 
Fehler „auf kurze Sicht‘ gemacht wor- 
den seien. 


„Es ist wie das Problem, wenn Sie 
aus dem Fenster sehen und ein Unge- 
heuer erblicken“, erklärte Schelling. 
„Sie wenden sich an Ihren Nebenmann 
am Fenster und sagen: ‚Sehen Sie mal, 
da ist ein Ungeheuer.‘ Der andere 
blickt auch aus dem Fenster — und 
sieht nichts. Wie können Sie ihm erklä- 
ren, daß wirklich ein Ungeheuer da 
ist?“ 


Schelling fuhr fort: „Es gibt zwei 


Möglichkeiten. Entweder hat der Präsi- 
dent nicht begriffen, daß er in ein frem- 
des Land einmarschiert ist. Oder er hat 
es begriffen. Wir wissen wirklich nicht, 


was schlimmer ist. Wir sind tief beun- 
ruhigt.“ 


Jeder Professor kam mindestens ein- 
mal zu Wort. Erst als es schien, als 
habe sich ihr kollektiver Unmut Luft 
gemacht, antwortete Kissinger. „Kann 
ich vertraulich zu Ihnen, nur unter uns 
sprechen?“ fragte er leise. „Nein“, ant- 
wortete Schelling. In diesem Fall, sagte 
Kissinger, könne er ihnen keine detail- 
lierte Erklärung geben, aber er bot sei- 
nen alten Kollegen einigen Trost an, 
wie Schelling weiß: 

„Zuerst sagte Kissinger, er verstehe 
unseren Standpunkt und das Ausmaß 
unserer Sorge. Dann sagte er: Wenn er 
vertraulich zu uns sprechen dürfte, 
dann könnte er uns die Handlungswei- 
se des Präsidenten zu unserer Zufrie- 
denheit erklären. Und drittens meinte 
er, da wir ihm vertrauliche Äußerun- 
gen nicht erlaubten, könne er uns nur 
versichern, daß der Präsident sein ur- 
sprüngliches Ziel nicht aus den Augen 
verloren und auch den Zeitplan für den 
Truppenabzug nicht aufgehoben 
habe.“ 

Bator machte eine skeptische Zwi- 
schenbemerkung, Schelling bat ihn, 
Kissinger nicht zu unterbrechen. Aber 
der Sicherheitsberater des Präsidenten 
hatte nicht mehr viel zu sagen. Alle er- 
hoben sich; niedergeschlagen und mit 
einem Gefühl der Ratlosigkeit verab- 
schiedeten sie sich. 


Die Proteste gegen die Indochina- 
Politik der Administration verstärkten 
sich weiter. Es schien Kissin- 
ger, als solle jede Regierungs- 
institution mürbe gemacht 
werden. Am 9. Mai versam- 
melten sich in Washington 
über 75000 Demonstranten, 
um gegen die Invasion in 
Kambodscha zu protestieren. 
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Selbst Nixon-Anhänger äußerten 
Zweifel und erteilten nachträglich Rat- 
schläge — es waren genau die „Kla- 
gen“, die sich Nixon vorher verbeten 
hatte. „Er wußte, daß er gegen den 
Strom der Bürokratie schwamm“, 
kommentierte Haig später, „aber trotz 
der Proteste eines großen Teils der Be- 
völkerung und sogar seines Kabinetts 
war er überzeugt, daß} seine Entschei- 
dung richtig gewesen war.“ 


„Ich war im Lageraum, 
um den Krieg auszuhecken.“ 


Doch nicht die Haldeman oder Ehr- 
lichman, auch nicht Nixon selber müh- 
ten sich, anderen Vertrauen in die Füh- 
rung des Präsidenten einzuflößen — es 
war Kissinger. In der Stunde der Ver- 
zweiflung stand Kissinger in jeder Vor- 
mittagskonferenz der führenden Mitar- 
beiter des Weißen Hauses auf, um alt- 
modische, anfeuernde Worte zu sagen: 
Verlieren Sie den Glauben nicht. Stel- 
len Sie sich hinter den Präsidenten. Be- 
halten Sie Ihr Vertrauen. Halten Sie 
durch. 


Ehrlichman erinnert sich, daß Henry 
„damals ein Kämpfer, ein wirklich in- 
spirierender Führer“ war. Als andere 
schwankten, demonstrierte Kissinger 
unverdrossen seine Loyalität zum Prä- 
sidenten. Damit festigte sich endgültig 
die Beziehung zwischen ihm und dem 
Mann im Ovalen Amtszimmer. 


In diesen Augenblicken offenbarte 
sich auch Kissingers angeborener Kon- 
servatismus. Seine alte Furcht, Ameri- 
ka könne den Weg der Weimarer Re- 
publik einschlagen und aus Frustration 
auf einen modernen Faschismus zutrei- 
ben, verfolgte ihn wieder. 
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Südvietnamesische Truppen beim Einmarsch in Kambodscha: Zynische Strategie i 


Er war überzeugt, daß die Harvard- 
Kollegen in ihrer Erregung wegen der 
Kambodscha-Invasion die richtige Per- 
spektive verloren hatten. Vietnam 
mochte eine Tragödie sein, in die sich 
die USA nie hätten hineinziehen lassen 
dürfen; doch eine Großmacht dürfe 
sich nicht in einem Augenblick blinder 
Erschöpfung zurückziehen, sondern 
müsse abwarten, bis sie einen ehrenhaf- 
ten Rückzug antreten könne. Hier sei 
es der von allen Seiten angegriffene 
Präsident, der das Rechte zu tun versu- 
che — und das Establishment lasse ihn 
im Stich, wie die Oberschicht in 
Deutschland die Demokratie allein ge- 
lassen hatte. 


Die Professoren, Schriftsteller und 
sonstigen Intellektuellen gingen mit den 
jungen Leuten auf die Straße. Sie hät- 
ten ihre Objektivität und, noch schlim- 
mer: ihren Mumm eingebüßt. Die Ge- 
sellschaft müsse zusammengehalten 
werden, bis eine neue Phase der Ver- 
söhnung beginnen könne. Dann sei 
Amerika imstande, seinen wahren 
Geist wiederzufinden. Aber bis dahin, 
verflucht noch mal, hieße es: „durch- 
halten!“ 


Kissinger jedenfalls hielt durch. Er 
sprach mit einer Studenten- und Leh- 
rerdelegation nach der anderen, und 
immer blieb er ein vorbildlicher, char- 
manter und kämpferischer Professor, 
der unter schwierigsten Bedingungen 
sein Bestes tut, um Leib, Seele und 
Land zusammenzuhalten. Und er emp- 
fing mindestens siebenmal große Jour- 
nalistengruppen — zwischen dem 30. 
April, dem Beginn der US-Invasion, 
und dem 30. Juni, als die US-Soldaten 
aus Kambodscha abrückten. 


In kritischen Situationen kam ihm 
sein Humor zu Hilfe. Seine „Hinter- 
grund-Pressekonferenz“ am 9. Mai 


apageienschnabel 


Der Prophet Jona 


eröffnete er mit den Worten: „Ich war 
im Lageraum, um den Krieg auszuhek- 
ken.“ Gelächter. Kissinger setzte rasch 
hinzu: „Auf Deutsch klingt das noch 
besser.‘ Gelächter. 


Als er am 16. Mai in Key Biscayne 
zu Journalisten sprach, fragte er zu- 
nächst: „Hat jemand eine Frage auf 
meine Antworten?“ Ein Journalist: 
„Ich möchte Sie fragen: Wer hat uns 
und das amerikanische Volk belogen?“ 
Kissinger schwieg nur eine Sekunde. 
Dann erwiderte er: „Mir gefällt der 
konstruktive Geist, in dem diese Frage 
gestellt wird.“ Wieder Gelächter. 


Dabei trug er vier Überlegungen vor, 
um das Kambodscha-Unternehmen zu 
rechtfertigen: 


Erstens versuchte er die Vermutung 
zu widerlegen, Amerika habe sich eine 
neue Verpflichtung gegenüber Kam- 
bodscha aufgeladen, ähnlich der in 
Südvietnam. 


Zweitens stellte er die Kambodscha- 
Operation so dar, als habe man durch 
sie mindestens ein halbes Jahr mehr 
Zeit für den Rückzug der Truppen aus 
Indochina gewonnen und außerdem die 
Streitkräfte der Südvietnamesen ge- 
stärkt. 

Drittens identifizierte er sich mit den 
Studentenunruhen. „Es sind meine Stu- 
denten‘“, sagte er. „Ich habe sie unter- 
richtet. Es sind meine Kollegen. Wir er- 
kennen die Sorge und die Unruhe die- 
ser protestierenden Leute an und hof- 
fen, sie werden ebenso anerkennen, daß 
keine Gruppe in diesem Land ein Mo- 
nopol auf schwere Besorgnis hat.“ 


Und viertens erklärte Kissinger, die 
Beendigung der amerikanischen Land- 
operationen in Kambodscha werde 
eine neue Möglichkeit bieten, über eine 
ehrenhafte Beendigung des Vietnam- 
Krieges zu verhandeln. Er vermutete 
bereits, Hanoi mache „eine Periode 
umfangreicher Überprüfungen‘ durch, 
die zu einer Politbüro-Entscheidung zu- 
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gunsten „ernsthafter Verhandlungen“ 
führen könne. 


In Wahrheit war für Kambodscha 
die Invasion ein lang anhaltendes Un- 
glück, Resultat einer zynischen Strate- 
gie, die die Souveränität eines kleinen, 
wehrlosen Landes zum Gespött mach- 
te. Sie ließ den Krieg nicht abflauen, 
sondern weitete ihn aus. Die Invasion 
war vom Weißen Haus als eine höch- 
stens 60 Tage dauernde Operation von 
Bodentruppen angekündigt worden, 
doch als die US-Soldaten das Land 
wieder verließen, befand sich die Hälf- 
te Kambodschas in der Hand „der an- 
deren Seite‘ — drei Jahre später bom- 
bardierten die B-52 noch immer die 
Schlupfwinkel des Vietcong. 


Kissinger aber sah im Einsatz der 
amerikanischen Macht kein Problem 
der Moral. Er führte nur seine Doktrin 
logisch fort, nach der Gewalt gelegent- 
lich notwendig ist, um dem außenpoliti- 
schen Ziel näher zu kommen — in die- 
sem Falle: den Verhandlungen über 
einen ehrenhaften US-Abzug aus Viet- 
nam. 


Fast das ganze Jahr 1969 hindurch 
hatte Kissinger versucht, Hanoi gegen- 
über Logik walten zu lassen — aber 
mit der Logik Amerikas kam man 
nicht weit. Jetzt hatte er in Kambo- 
dscha demonstriert, daß die USA ihre 
militärische Macht einsetzen würden, 
um Nordvietnam zu zwingen, auf die 
gewaltsame Eroberung des Südens zu 
verzichten. 


Der Diplomat Kissinger schöpfte 
neue Hoffnung. Es war Zeit für einen 
neuen Versuch, ernsthafte Verhandlun- 
gen zu beginnen. 


Im nächsten Heft 


Kurswechsel in der China-Politik: Nixon 
bereitet die Annäherung an Peking vor 
— Mit einem Verschleierungstrick tarnt 
Kissinger seine erste Chinareise — 
Nixon in Peking 
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SZEIE 


Ausstellungen: Böcklin 
auf Distanz 


„Du nur verwehrtest dass 
uns (dank dir, wächter!) in 
kalter zeit das heilige feuer 
losch“, so dichtete einst Ste- 
fan George zum Ruhm des 
„Toteninsel“-Malers Arnold 
Böcklin, und so wird es 
heute, im Zuge emsi- 
ger 19.-Jahrhundert-Inven- 
tur und kritisch-didaktischer 
Ausstellungen, wieder gern 
zitiert: Eine Böcklin-Schau 
des Düsseldorfer Kunstmu- 
seums hängt die seinerzeit 


| 
i 
| 
il 
4 


„Bekränztes Mädchen“ 


gefeierten, später streng ver- 
pönten Italien-Landschaften, 
Ruinen und Najaden nicht 
zu unbedachter Augenwei- 
de aus, sondern mit distan- 
zierenden Denk-Anstößen. 
Auf Schrifttafeln sind hym- 
nische Verse, Daten zur 
Werk- und Geistesgeschich- 
te sowie Motivkreis-Analy- 
sen verzeichnet; ein Bilder- 
Appendix verfolgt direkte 
Böcklin-Wirkungen bis in 
Karikatur und Reklame 
einerseits und bis zum 
Surrealismus andererseits. 
Noch bei Salvador Dali 
(„Das wahre Bild der Toten- 
insel Arnold Böcklins zur 
Stunde des Angelus‘) zün- 
delt das „heilige feuer“ des 
Gründerzeit-Meisters  wei- 
ter. 


Schallplatten: Rowohlt 
produziert Rotfuchs-LP 


„Aufklärung mit Spannung 
und hohem Unterhaltungs- 
wert‘ — das (häufig auch 
realisierte) Programm der 
Rowohlt-Kinderbücher will 
der Reinbeker Verlag jetzt 
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auch hören lassen. In Zu- 
sammenarbeit mit der Deut- 
schen Grammophon bringt 
Rowohlt ab September ro- 
roro-Rotfuchs-Schallplatten 
heraus, die den Erfolg der 
gebremst antiautoritären, 
mildlinken Rotfuchs-Bücher 
(bislang 60 Titel, fast zwei 
Millionen verkaufte Exem- 
plare) im anderen Medium 
fortsetzen sollen. Die Start- 
auflage der Zehn-Mark-LPs 
— „wir machen uns damit 
eine Arbeit, wie bislang 
wohl keiner mit Kinderbü- 
chern“ (Rotfuchs-Chef Uwe 


Wandrey) — liegt bei 
10 000: Das ist ziemlich 


genau die Zahl der im Rot- 
fuchs-Club vereinten Kin- 
der, die als emsige Leser 
wohl auch gute Konsumen- 
ten sind. 


Popmusik: Höhepunkte 
zum Saisonende 


Mit „einem Paukenschlag“ 
(Veranstalter Fritz Rau) en- 
det diese Woche die Rock- 
Konzertsaison 1973/74. An 
zwei aufeinanderfolgenden 
Tagen, Montag und Diens- 
tag, treten in der Frankfur- 
ter Kongreßhalle der irische 
US-Sänger Van Morrison 
und das Mahavishnu Or- 
chestra des laut Umfragen 
derzeit weltbesten Gitarri- 
sten John McLaughlin auf. 
Morrison, der Kritikern als 
„kommender Superstar“ gilt 
(SPIEGEL 17/1974), holt 
mit dem Frankfurt-Konzert 
sein Deutschland-Debüt 
nach, das im April krank- 
heitshalber ausgefallen war. 
McLaughlin, dessen spekta- 


McLaughlin 


Film: Neuer Horror aus Hollywood 


Spielberg 


Hollywood setzt weiter auf Horror und Gewalt. Nach- 
dem das Schauerstück „The Exorcist“, das Ende Sep- 
tember in deutsche Kinos kommen soll, in den USA be- 
reits 68 Millionen Dollar eingespielt hat, plant US-Re- 
gisseur Steven Spielberg ein womöglich noch brutaleres 
Schock-Spektakel. Für drei Millionen Dollar verfilmt er 


den Bestseller „Jaws“ 


(deutscher Titel: „Der weiße 


Hai“) — ein Greuelmärchen um einen Monster-Hai, 
der Badegäste eines amerikanischen Ferienortes zerfetzt 
und schließlich von Unterwasser-Killern erledigt wird. 
„Der Exorzist‘“, droht Spielberg, „hat die Leute zum 
Kotzen gebracht, bei diesem Film werden sie sich vor 
Entsetzen in die Sessel verkrallen.“ 


kuläres Jazz-Rock-Quintett 
Ende letzten Jahres ausein- 
andergegangen ist, präsen- 
tiert erstmals in der Bundes- 
republik sein neues elfköp- 
figes Ensemble, in dem ne- 
ben dem Geigen-Virtuosen 
Jean-Luc Ponty auch zwei 
Violinistinnen zu hören 
sind. 


Zeitschriften: Kampf 
dem „Sexismus“ 


„Frauen-Film“ heißt die er- 
ste deutsche Film-Korre- 
spondenz, die ausschließlich 
und militant den „Stand- 
punkt der Frauen“ (Vor- 
wort) vertreten will und 
letzte Woche zum Ende der 
Berliner Filmfestspiele, in 
einer Auflage von 500 
Stück, erschienen ist. Im er- 
sten Heft beschäftigt sich 
die Herausgeberin Helke 
Sander, Filmemacherin in 
Berlin, auf 30 Seiten mit 
den Gründen für die Ar- 
beitslosigkeit fast aller fil- 
menden Frauen und kündigt 
in weiteren Nummern 
(Plan: sechsmal jährlich) 


„Beweise“ für den „Sexis- 
mus in den Massenmedien“ 
an, der sich „nicht nur“ in 
Themenbehandlung, Bild- 
aufbau, Einstellung und 
Bild-Klischees zeige, son- 
dern „sogar im Aufbau der 
Tagesschau“. 


Zitat 


Die Frauen haben sich zum 
Stärkerwerden in einem 
Moment entschlossen, wo 
sich die Männer schwächer 
fühlen. Aber die heutige Ge- 
sellschaft und ihre Probleme 
belasten die Männer ebenso 
stark wie die Frauen, und 
die Männer leiden stärker 
darunter. Sie sind Gefangene 
ihrer Arbeit, Gefangene ih- 
rer politischen Ohnmacht 
und ihrer Unfähigkeit, et- 
was zu ändern. Die Frauen 
könnten ihnen helfen, aber 
nein — sie spielen sich als 
Richter auf. 


Francoise Sagan über Wo- 
men’s Lib in der französi- 
schen Frauenzeitschrift 
„Marie-Claire“ 


Fahren oder Fliegen? 
Warum das „teuerste” 


Verkehrsmittel 


Die Zeitschrift „Industrie Magazin“ veröffentlichte 
in der Mai-Ausgabe 1974 folgendes Beispiel*: 
Geschäftsreise Frankfurt-Hamburg-—-Frankfurt. 
Eisenbahn (Intercity) 

dauert 9 Stunden 58 Minuten und kostet 220,— DM. 
Auto (Mittelklasse) 


dauert 10 Stunden 30 Minuten und kostet 356,40 DM. 


Flugzeug 


kostet 354,— DM, geht aber mindestens fünfeinhalb 


Stunden schneller. 

Frage an Selbständige: 

Was leisten Sie in fünfeinhalb Stunden? 
Frage an Chefs: 


Was kostet ein guter Mann in fünfeinhalb Stunden? 


Was kostet die — möglicherweise notwendige — 
Übernachtung? Frage an alle: Was sind Ihnen 
fünfeinhalb Stunden Freizeit wert? 

Für viele ist Zeit heute teurer noch als Geld. 
Einer der Gründe, warum gerade sparsame 
Geschäftsleute nach gründlicher Analyse aller 
Kosten das „teuerste“ Verkehrsmittel benutzen. 
Die anderen Gründe? Auswahl: Dichtes, 
innerdeutsches Netz. 

Verstärktes Europa-Direktangebot. 

Flexibilität: Buchen und Umbuchen per Computer, 
Alternativflüge sind da. 

Service: Hotel- und Mietwagenreservierung, 
Besprechungszimmer und genügend Parkplätze 
am Flughafen. 

Viele sehen Lufthansa immer nur als 
weltumspannendes Unternehmen 

mit weitgesteckten Zielen. 

Es würde uns freuen, wenn wir in Zukunft auch 
noch anders gesehen würden: 

Als preiswertes Nahverkehrsmittel. 


& Lufthansa 
Ihr Nahverkehrsmiittel 


oft billiger kommt. 


* Die Kosten- und Zeitangaben wurden unter Berücksichtigung einer Ergänzung 
(Reisezeit hin und zurück) auszugsweise aus der Vergleichsübersicht des 


„Industrie Magazin" übernommen. Weitere Informationen senden wir Ihnen gern. 


 BETDARNTLENDREHRRITTTERTE 

l Kosten- u. Zeitaufwand-Vergieich LH, DB, PKW ! 
Lufthansa! H/R? Reisezeit? 

| Strecke (von City zu City u. zurück) in Mark {hin u. zurück) | 

| Frankturt-Köln-Frankfurt 214,— 340Stunden | 

I Frankfurt—Hamburg—Frankfurt 354,— 4'20 Stunden l 
Hamburg—-München—Hamburg 490,— 4'40 Stunden 

I ! Inlandflug Touristenklasse; ? einschl. 4 Taxifahrten (City-Airport/Airport- | 

l City) zu je 15 Mark; ? einschl. 2'20 Std. Systemzeit (2 mal 20 Minuten Taxi- l 
Anfahrten, 2 mal 25 Minuten Einstieg und Sicherheitskontrollen, 2 mal 5 Minu- 

l ten Ausstieg, 2 mal 20 Minuten Taxiabfahrten). l 
Bundesbahn! H/R? Reisezeit? 

I Strecke (von City zu City u. zurück) in Mark {hin u. zurück) |} 

l Frankfurt—Köln—Frankfurt 108,— 4'44 Stunden l 

| Frankfurt-Hamburg—Frankfurt 220,— 9'58 Stunden 1 
Hamburg—-München—Hamburg 338,— 14'50 Stunden 

| ! IC/TEE 1. Klasse; ? einschl. 2 mal 10 Mark IC/TEE-Zuschlag; ? einschl. 2 mal I 

l 10 Minuten Systemzeit (je 5 Minuten Einstieg und Ausstieg). l 
Dienst-Fahrzeug' BAB H/R? Reisezeit? 

l Strecke (von City zu City u. zurück) km in Mark (hin u. zurück) | 

I Frankfurt-Köln—Frankfurt 378 136,08 3’40 Stunden I} 
Frankfurt—-Hamburg—Frankfurt 990 356,40 10’30 Stunden* l 

l Hamburg—München—-Hamburg 1564 563,04 16’30 Stunden? 

1} ' Reiselimousine Mittelklasse; ? 36 Pfennig pro Kilometer bei einer Jahres- I 
fahrleistung von 50.000 km (gem. ADAC-Tabelle von April 73); ? berechnet auf 

| Basis des BAB-Richtmaximums von 130 km/h, abzügl. 20% (= 104 km/h Durch- |} 
schnittsgeschwindigkeit) für City-Fahrten, Stauungen, Baustellen, Parkplatz- 

l suche usw.; * einschl. Tank- und Kaffeepausen von 2 x 30 Minuten; ° einschl. I 
2 Tank- und Essenspausen von jeweils 45 Minuten. 
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KULTUR 


DDR: Mit Jeans und Hemingway nach Polen 


Noch ist die Kontroverse um Ulrich Plenzdorfs „Neue Lei- 
den des jungen W.“ nicht zu Ende, da erscheint ein 
neuer DDR-Ausflipper-Roman: Verstört von der tristen 


Si packt ihre blaßrosa Levi-Jeans 
ein, ihre Clark-Stiefel und ein zerle- 
senes Exemplar von Hemingways 
„Wem die Stunde schlägt“. Dann 
schmettert Brigitte Marczinkowski, 18 
und „spillerig“, die Tür des Elternhau- 
ses hinter sich ins Schloß. 

Am Bahnhof Friedrichstraße, um 
Mitternacht, trifft Gittie einen „Typ“ in 
„erstklassigen Blue jeans“. Der bietet 
ihr als Bleibe seine „Laube in Lichten- 
berg“ mit einem „prima wurmstichigen 
Plüschsofa“. Er heiße Ed, sagt er. 

Doch Gittie will nicht, und das fin- 
det Ed „tiffig“. Als Gittie ihm darauf 
nahelegt, er solle erst mal lernen, „wie 
man richtig cool ist“, läuft er weg. 

So begegnen sich, auf einer Buchsei- 
te, der erste Ausgeflippte der DDR- 


Literatur und seine erste Nachfolgerin: 


Edgar Wibeau, Held von Ulrich Plenz- 
dorfs Buch (und Stück) „Die neuen 
Leiden des jungen W.“, und Gittie, 
Heldin von Rolf Schneiders neuem Ro- 
man „Die Reise nach Jaroslaw‘“, 


Schneiders Roman, in sechs Wochen 
geschrieben, erscheint dieser Tage im 
Rostocker Hinstorff-Verlag — nach 
sechs Monaten Prüfungen und Korrek- 
turen und mit der Aussicht, noch hefti- 
geren „Meinungsstreit" auszulösen als 
Plenzdorfs „Neue Leiden“ (SPIEGEL 
13/1973). 

Als „einseitige Darstellung der 
DDR“ hatte der Stellvertretende Mini- 
ster für Kultur, Klaus Höpcke, schon 
im Frühling dieses Jahres das Schnei- 
der-Buch taxiert; tatsächlich bringt der 
Roman eine, in der heimischen Belletri- 
stik bislang unbeschriebene Seite der 
DDR und Ost-Berlins zur Ansicht. 


Argwöhnische Vopo-Doppelstreifen 
sind allgegenwärtig; im tristen Warte- 
saal des Ostbahnhofs winselt ein Besof- 
fener seiner entlaufenen Frau nach; 
Häuser „riechen ganz unbeschreiblich 
alt und verbraucht und nach Bier“, und 
die „neuen Klötze‘ mit den „hellgelben 
Pinkelbudenkacheln“ und den „engen, 
verwinkelten Treppen“ erinnern „ir- 
gendwie an Knast“. 

Unfrohe Spießer bevölkern die Szene, 
mit dem Drang nach Auto, Datscha 
und Neuer Bequemlichkeit; am Strand 
halten sie den Säugling hoch, „damit er 
in die See pinkeln“ kann; Würste 
schmecken „nach Sägespänen“; eine 
neue Armbanduhr ist nach einem Drei- 
vierteljahr schon „im Eimer“; und die 
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„übliche Auskunft“ im Laden sei, die 
Ware wäre vergriffen und man solle 
„in vier Jahren wieder nachfragen“. 


So grau in grau sieht der DDR-Autor 
Schneider die DDR — freilich durch die 
Augen seiner Heldin Gittie: Schneider, 
42, in Ost wie West gedruckt („Brücken 
und Gitter“), gespielt („Prozeß in 
Nürnberg“) und geschätzt, will das 
„ganze Spektrum der jugendlichen psy- 
chischen Rebellion zeigen“. 

Zu solchem Tun hatte, letzten Endes, 
SED-Chef Honecker aufgerufen. Seit 
dem VIII. Parteitag, im Juni 1971, war 
die SED vom rigorosen Reglement des 


N 
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„Bitterfelder Weges“ zu leichterer Zü- 
gelung übergegangen. Honecker: 
„Wenn man von der festen Position des 
Sozialismus ausgeht, kann es auf dem 
Gebiet von Kunst und Literatur keine 
Tabus geben.“ 


Junge Autoren, die Marx beim Wort 
nahmen und die DDR-Realität an der 
sozialistischen Utopie maßen, traten 
nun aus dem Winkel. Volker Brauns 
Stück „Die Kipper“ kam 1972 ans 
Rampenlicht, und sein Held, der 
Braunkohlenwerker Bauch, postulierte: 
„Die Freiheit nützt nur, wenn sie aus- 
genützt wird.“ 


Bald darauf nahm Plenzdorf sich die 
Freiheit. Sein Held Ed, angeödet von 
allen „Tiffigen“, verkriecht sich in eine 
Schrebergarten-Laube. Dort liest er 
Goethes „Werther“, liebt die Frau 


Realität in der DDR und erbittert, weil sie nicht studie- 
ren darf, macht sich das Mädchen Gittie auf „Die Reise 
nach Jaroslaw“. Autor: der Ost-Berliner Rolf Schneider. 


eines Volksarmisten und geht, bei einer 
Bastelei, „über den Jordan“. 


Sein Gittie-Roman, sagt Schneider, 
sei ein „Pro-DDR-Buch“ und könne 
„äußerlich als ein Seitenstück zu Plenz- 
dorf verstanden werden“. Anders als 
Ed geht Gittie (Schneider: „Eine über- 
zeugte Sozialistin“) nicht in innere 
Emigration, sondern sie macht sich auf 
die Reise, nach Jaroslaw in Polen. 


Gitties Gründe zum Ausflippen sind 
konkreter als die von Ed. Die Eltern, 
die sie „Greise“ nennt (sie sind 40), ha- 
ben den Kopf voll Karriere; ihr „Lieb- 
lingstyp im Fernsehen‘, räsoniert Git- 


DDR-Autor Schneider 
„Spektrum jugendlicher Rebellion“ 


tie, „heißt Lembke, ein bebrillter Pen- 
ner“. 

Die „Greise“ kümmert es auch wenig, 
als Gittie ein Opfer der DDR-Schulpo- 
litik wird. Denn um einem drohenden 
Überhang an Akademikern vorzubeu- 
gen, hat die SED einen rigorosen Nu- 
merus clausus verfügt: Von 30 Grund- 
schülern werden nur zwei zur „Erwei- 
terten Oberschule“ zugelassen und ha- 
ben damit Aussicht auf einen Studien- 
platz — ein Konkurrenzdruck, der 
Neurosen schafft. 

Obgleich sie Klassenbeste ist, gehört 
Gittie, weil ihre Eltern Intelligenzler 
sind, nicht zu den Auserwählten. Ein 
Junge, „schlechter als ich“, macht das 
Rennen — und die Tochter eines Par- 
teisekretärs, der sich als „Parteiarbei- 
ter“ verkaufen läßt. Gittie, die „weiter 
will“, fordert ihr DDR-,Recht auf Bil- 
dung“ — vergebens. 

Da packt sie ihre Jeans und ihren 
Hemingway; läßt sich, wie die Heldin 
des Buchs, die Haare kurz schneiden; 


nachfragen“ 


kauft sich — Hemingways Liebessze- 
ne im Schlafsack hat ihr gefallen — 
einen Schlafsack und bricht auf ins EI- 
dorado der DDR-Jugend, Polen. 

Denn von da her, aus Jaroslaw, 
stammte ihre Oma, die ihr „Bigos“ ge- 
kocht hat, lateinische Kirchenlieder 
sang und Mäuse mit der Hand fing. 
Und da in Polen findet Gittie alles, was 
ihr zu Hause fehlt. 

Im schnoddrigen Jugendstil a la 
Plenzdorf läßt Schneider, selbst ein Po- 
len-Enthusiast, seine Gittie das ge- 
lobte Land beschreiben. Da „dürfen 
Kiefern großzügiger wachsen“, die 
Sterne sind „prachtvoll“, der Kaffee ist 
„der beste“, der Wodka ein „heiliger 
Saft“, und die Männer haben „eine un- 
geheuer beruhigende Art, ein Mädchen 
anzuschauen“. Polen „ist schön“. 


Sie findet Romantik, Melancholie 
und moderne Kunst und auch einen 
Partner für ihren Schlafsack. Der küßt 
ihr die Hand, trägt ihr Gepäck, und 
Gittie notiert: „Polen sind nicht bloß 
stolz, sondern außerdem rücksichts- 
voll.“ Freilich, die Romanze vergeht. 


So kehrt Gitte heim in die „Haupt- 
stadt der DDR“, wo „ihre Leute“ ihr 
„eine Stelle besorgt haben“: Sie soll, 
„im stinkfeinen Interhotel Unter den 
Linden“, Hotelkaufmann lernen — 
„ganz bestimmt nicht das, was ich mir 
immer gewünscht habe“. Sie wird es 
aber „trotzdem versuchen“. Und „auf 
jeden Fall“ will sie Polnisch lernen. 


Der Roman kann für den Autor 
Schneider leicht Wirklichkeit werden. 
Die ältere seiner beiden Töchter, Kat- 
harina, 13, gehört zu den zehn besten 
ihrer Klasse und möchte einmal unter 
den zwei sein, die studieren dürfen. 


ARCHÄOLOGIE 


Museum unter Wasser 


Wracks von Schiffen aller Epochen 
liegen vor den Küsten. Aber erst seit 
Menschen sich mit Tauchgeräten wie 
Fische in der Tiefe bewegen, können 
die stummen Zeugen der Geschichte 
systematisch erforscht werden, 


ie „holkas“, wie die Griechen ein 

solches einmastiges Handelsschiff 
nannten, war schon acht Jahrzehnte 
durchs Mittelmeer gekreuzt. Ein See- 
lenverkäufer aber war sie nicht. 


Die Planken aus Pinienholz waren 
kunstgerecht mit Nut und Zapfen ver- 
bunden und mit Dübeln gesichert. Zum 
Schutz gegen Bohrwürmer und Mu- 
scheln war der Rumpf mit Blei beschla- 
gen. Etliche Rollen Bleiblech, die der 
Zimmermann mit Kupferstiften hätte 
über Risse heften können, lagen noch 
an Bord. 

Und der Kapitän war ein vorsichti- 
ger Mann. Es fanden sich weder Koh- 
lenpfannen noch anderes Kombüsenge- 
rät und nur eine Lampe; offenbar lief 


die vierköpfige Besatzung jeden Abend 
einen Hafen an. 

An der Nordküste Zyperns jedoch, 
nur einen Kilometer vor dem alten An- 
kerplatz Kyreneia, ging das Schiff ohne 
zu kentern in 30 Meter tiefem Wasser 
auf Grund. Es schlug wohl — vermut- 
lich im Spätsommer, wenn überra- 
schend Stürme vom Taurusgebirge fal- 
len — im hohen Seegang voll. 

Immerhin konnte die Crew sich noch 
retten. Das Gaffelsegel war eingeholt; 
die Reisekasse, Skelettreste und alle 


Bergung einer Schiffskanone 
Scharf nach 250 Jahren 


persönliche Habe außer einer ledernen 
Sandale fehlen. 

Dieses Unglück geschah wahrschein 
lich im Jahr 306 vor Christus. Rekon- 
struieren ließ sich die Havarie des 
Frachters aus Relikten, die in Sand und 
Schlick überdauerten: Das Wrack von 
Kyreneia, eines der ältesten je gehobe- 
nen Schiffe, wurde mit den modernsten 
Methoden des Forschungszweigs Un- 
terwasser-Archäologie untersucht. 


Sieben Jahre dauerte die Bergungs- 
und Konservierungsarbeit und erfor- 
derte einen Aufwand von nahezu einer 
Million Mark. Dieser Tage nun wird 
das eigens für den wissenschaftlich 
sensationellen Fund eingerichtete Mu- 
seum im Kreuzritter-Kastell von Kyre- 
neia eröffnet. 

Amphoren, Mahlsteine und eine La- 
dung Mandeln — die gesamte Fracht, 
dazu Töpferware, einen Kupferkessel, 
vier Holzlöffel und Bleigewichte von 
Fischnetzen brachten US-Forscher von 
der University of Pennsylvania nach 
fast zweieinhalb Jahrtausenden unbe- 
schädigt an Land: eine „Zeitkapsel“, so 
Expeditionsleiter Michael L. Katzev, 
die Aufschluß über die Seefahrt der 
Ära Alexanders des Großen gibt. 

Es war ein Pionierunternehmen. 
„Die Unterwasser-Archäologie ist noch 
immer im Stadium des Experiments“, 
notierten Katzev und sein Kollege 
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George F. Bass 1968, als die Rettungs- 
aktion begann. 

Mehr als 3500mal mußten Taucher 
noch zum Meeresboden, als das Team 
aus Philadelphia Anfang der sechziger‘ 
Jahre bei Yassi Ada an der türkischen 
Küste ein byzantinisches Wrack hob. 
Um mehr Arbeitsstunden in jeder Sai- 
son und mehr Arbeit in jeder Stunde 
unter Wasser leisten zu können, entwik- 
kelten und erprobten die Amerikaner 
jenes Gerätearsenal, mit dessen Hilfe 
seither Schiffe und Schätze aus fast al- 
len Weltmeeren geborgen wurden (sie- 
he Graphik): 


D Unbemannte Sonden, bestückt mit 
Fernsehkamera, Magnetometer 
oder Sonar, inspizieren zunächst 
den Meeresboden. Mutmaßliche 


Fundplätze überprüfen dann die 
Forscher mit einem Mini-U-Boot 
oder einer vom Schiff geschleppten 
Beobachtungskapsel. 


> Ist ein Wrack geortet, wird es mit 
einem Meßnetz aus Plastikrohren 
überdeckt, in allen Einzelheiten von 
einem Turm mit feinmaschigem 


Vermessungsraster photographiert 
und mit Metalldetektoren abge- 
sucht. 


D Bei der Ausgrabung müssen archäo- 
logisch geschulte Taucher oder im 
Tauchen geübte Archäologen wie 
ihre Kollegen an Land mit bloßen 
Händen, feinen Spachteln, Bürsten 
und Pinseln arbeiten, um die meist 
zerbrechlichen Relikte nicht zu zer- 
stören; den Abraum aber schaffen 
Wasserdüsen und „air lifts“ beisei- 
te, Röhren, in die Luft eingeblasen 
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wird, deren Sog Schlamm und Sand 
mitnimmt. Luft hilft schließlich 
auch schwere Fundstücke heben — 
in Ballons. 


So spektakulär sind die Erfolge der 
Vorzeit-Fischer, daß die Unesco die 
Unterwasser-Archäologie bereits als 
neue Forschungsdisziplin vorstellte. 
Und George F. Bass gab mittlerweile 
sogar eine Geschichte der Seefahrt 
nach Taucher-Befunden heraus*. 

Noch ist etwa das nördlich von 
Haiti auf eine Sandbank aufgelaufene 
Flaggschiff des Christoph Columbus 
verschollen; aber die Forscher hoffen 
jetzt, dort wenigstens Kiel, Planken 
und Eisenteile der „Santa Maria“ fin- 
den zu können. Die Wracks von seiner 
vierten und letzten Reise jedenfalls, als 
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Gold und Juwelen allerdings reizen 
die Wissenschaftler oft weniger als 
schwammig gewordene alte Spanten 
und Spieren. Mit weit mehr Akribie, als 
die tauchenden Glücksritter auf 
Wracks der Piraten und regulären At- 
lantik-Segler verwenden, untersuchen 
sie phönizische Ankerstöcke und römi- 
sche Hafenanlagen, Wikinger-Kriegs- 
boote wie im dänischen Roskilde-Fjord 
und Hanse-Koggen wie in der Weser 
bei Bremen. 


Das reichhaltigste nasse Museum 
aber, bisher kaum erschlossen, ist das 
Mittelmeer. Wie viele Informationen 
bei einem einzigen Bergungsunterneh- 
men zu gewinnen sind, erwies beispiel- 
haft das Wrack von Kyreneia. 


Hlfsm ttel der r Unter wass Archäologie 
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er zwei Schiffe vor Jamaika auf Grund 
setzte, sind entdeckt. 

Einen brisanten Fund machten Tau- 
cher im Champlain-See im US-Bundes- 
staat New York. Sie bargen ein Ge- 
schütz von etwa 1700, das — mit einem 
Korkpfropf in der Mündung verschlos- 
sen — noch scharf geladen war. 

Vor Texas kam ein Teil der Reichtü- 
mer zutage, mit denen die spanische 
Silberflotte von 1553 unterging. Den 
bislang größten Schatz, scheffelweise 
Silbermünzen, Silberklumpen, Gold- 
barren und mehr als 4000 Goldmün- 
zen, hob der US-Unternehmer Kip 
Wagner an der Küste Floridas, dort war 
1715 wiederum eine spanische Flotte in 
einem Hurrikan gesunken. 


* Unesco: „Unterwasserarchäologie“. Hans Putty 
Verlag, Wuppertal; 312 Seiten; 39,50 Mark. — 
George F. Bass: „Taucher in die Vergangenheit“. 
Verlag C. J. Bucher, Frankfurt/Main; 320 Seiten; 
72 Mark. 


Da mehr als die Hälfte vom Rumpf 
des ehemals 20 Meter langen Schiffes 
erhalten blieb, konnten die Forscher 
alle Details der Bauweise studieren. 
Die griechischen Werft-Zimmerleute 
hatten zunächst den Kiel gelegt und — 
anders als bei späteren Schiffskon- 
struktionen — mit einem Hilfsgerüst 
die äußeren Planken zusammengefügt; 
dann erst bauten sie als Verstärkung 
die Spanten ein. 

Sogar der letzte Reiseweg des anti- 
ken Frachters ließ sich erschließen: Er 
war in südöstlicher Richtung die heute 
türkische Küste entlanggesegelt, hatte 
auf Samos und später auf Rhodos na- 
hezu 400 Amphoren Wein geladen, auf 
Kos die Mühlsteine an Bord genommen 
und in einem Hafen Zyperns etliche 
Säcke Mandeln übergenommen — die 
Unterwasser-Ausgräber fanden noch 
9323 der harten Schalen. 


Studenten: Jeder dritte resigniert 


Alarmierende Trends an den deutschen Hochschulen 


Die Reform der Hochschulen hat sich nach Ansicht vieler 
Studenten entweder negativ auf ihr Studium ausgewirkt 
oder als überflüssig erwiesen: Das ist eines der alarmie- 
renden Ergebnisse einer bislang unveröffentlichten Un- 
tersuchung. Jeder dritte Student ist unzufrieden, jeder 


G inge es nach den deutschen Stu- 
denten, so säße die Moskau-treue 
DKP im Bundestag. Jedem Radikalen 
stände es wie anderen Bürgern frei, Be- 
amter zu werden. Ein Thema von Be- 
lang wäre die Frage, wie „eine revolu- 
tionäre Veränderung der bestehenden 
Machtverhältnisse in der Bundesrepu- 
blik erreicht werden kann“. 

Mithin: Studenten als roter Bürger- 
schreck? 

Andererseits sind die meisten Studen- 
ten dagegen, daß Stinkbomben, Farb- 
beutel und Eier durch Hörsäle fliegen. 
Populär ist unter ihnen die Ansicht: 
„Der reibungslose Ablauf des Lehrbe- 
triebes an den Hochschulen muß ge- 
währleistet sein.“ Knapp die Hälfte der 
Studenten will so schnell studieren, wie 
es amtlich in Studienordnungen festge- 
setzt ist. 

Also doch: Studenten als brave Bür- 
gersöhne? 

Widersprüchlich wie diese Ergebnisse 
wirken auf den ersten Blick auch andere 
Details einer neuen, bislang nicht ver- 
öffentlichten Untersuchung über die 
deutschen Studenten. Es ist die umfas- 
sendste und präziseste, seit der SPIE- 
GEL vor sieben Jahren eine Umfrage 
durchführen ließ (Titelgeschichte: „Was 
denken die Studenten?“, Nr. 26/1967). 


Im Wintersemester 1973/74 ermittelte 
das Münchner Infratest-Institut in 4000 
Interviews mit je 102 Fragen, wie 
Deutschlands künftige Akademiker ler- 
nen und wovon sie leben, 
wofür und wogegen sie sind. 
Die Antworten sind reprä- 
sentativ für die 660 000 
deutschen Studenten, die es 
an den wissenschaftlichen 
und Fachhochschulen der 
Bundesrepublik gibt. 

Auch in kleine Hoch- 
schulorte wie Vechta, 
Schwäbisch-Gmünd und 
Bingen hatte das Institut 
seine Interviewer  aus- 
schwärmen lassen. Insge- 
samt waren 600 unterwegs 
und notierten durchschnitt- 
lich 52 Minuten lang, was 
die meisten Befragten be- 
reitwillig zu Protokoll ga- 
ben. 

Die Studenten verweiger- 
ten auch über ihr Liebesle- 
ben die Auskunft nicht, die 
Frage war allerdings dis- 
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kret: Etwa die Hälfte der noch ledigen 
Studentinnen und Studenten lebt mit 
„festem Freund/fester Freundin“ zu- 
mindest tagsüber zusammen. 

Den Auftrag für die Untersuchung 
hatte das Bundesministerium für Bil- 
dung und: Wissenschaft noch zu den 
Zeiten erteilt, als Klaus von Dohnanyi 
dort Chef war. Veröffentlicht wird sie 
erst im Spätsommer von dessen Nach- 
folger Helmut Rohde. 

Bislang gab der neue Bildungsmini- 
ster nur einige Zahlen über die Ein- 
künfte der Hochschüler frei, und 


zweite erwägt ein Zweitstudium. Die Enttäuschung über 
die Situation an den Hochschulen führt zu einer Mentali- 
tät ähnlich der von Arbeitnehmern in Großbetrieben, aber 
nicht zu einer neuen Radikalisierung der Studenten. Im 
Gegenteil: Sie werden ihren Vätern immer ähnlicher. 


durchgesickert sind nur wenige Ant- 
worten auf politische Fragen. Sie 
machten in etlichen Zeitungen Furore. 
Typische Schockzeile: „Jeder zehnte 
Student für revolutionäre Veränderun- 
gen.“ 


Bei der Infratest-Untersuchung war 
die Zahl der Befragten achtmal höher, 
als es in den letzten Jahren bei ähnli- 
chen Umfragen üblich geworden ist. 
Repräsentative Zahlen liegen deshalb 
auch für Teilgruppen, beispielsweise die 
Medizinstudenten, die Hochschüler in 
West-Berlin oder diejenigen vor, die für 


ihr Studium mehr Semester brauchen 
als vorgesehen. Und per Computer 
konnte ermittelt werden, ob und inwie- 
fern sich die Ansichten je nach Stu- 
dienfach, Geschlecht, sozialer Herkunft 
und eigenen Einkünften unterscheiden. 


Es zeigte sich, daß auch Studenten 
eine Arbeitszeit von 40 Stunden pro 
Woche haben (siehe Graphik Seite 97). 


Die empirischen Befunde korrigieren 
Vermutungen, die sich in den letzten 
Jahren verbreitet haben. Vor allem die 
Ansicht, die Hochschulen seien „heut- 
zutage ein Experimentierfeld für extrem 
linke Gruppen“, entspricht nicht der 
Wirklichkeit. Weitaus die meisten Stu- 
denten lehnen sie ab. Eine Fülle weite- 
rer Feststellungen belegt, daß die Uni- 
versitäten keineswegs im roten Chaos 
verkommen. 


Und auch insgesamt fügen sich die 
Daten der Untersuchung des Bildungs- 
ministeriums zu einem Mosaik, das ein 
anderes Bild vom deutschen Studenten 
ergibt, als es der heutigen öffentlichen 
Meinung entspricht. 

Verflogen ist nicht nur der revolutio- 
näre Rausch, sondern auch der Elan, 
der noch vor kurzem der Reform der 
Hochschulen galt. Statt dessen breitet 
sich Resignation aus. 


Zweitstudium oft nur aus 
Ratlosigkeit und Enttäuschung. 


Reform-Erfahrungen haben mittler- 
weile die meisten gemacht. Trotzdem — 
oder, besser gesagt, eben deshalb — 
herrscht die Ansicht vor, daß die 
Hochschulreform eher schadet als 
nützt, zumindest aber überflüssig ist. 
Die Zahlen*: Auf die Frage, wie „sich 
die Reformen in ihrem Studienfach 
während der letzten Jahre für ihr Studi- 
um ausgewirkt haben“, antworteten 


HERE Prozent 
eher positiv 


| 


eher negativ 


weder positiv noch negativ 


es gab in meinem Fach noch keine Reformen 


Doch wenn keine Reform, was dann? 
Für viele Studenten ist dies zu einer 
existentiellen Frage geworden, auf die 
sie keine Antwort wissen. 


Jeder dritte Student erklärte resignie- 
rend, seine Erwartungen bei Studienbe- 
ginn seien „eher enttäuscht“ worden. In 
keiner anderen Gruppe in der Bundes- 
republik dürfte es (abgesehen von 
Gastarbeitern und von Lehrlingen) 
einen so hohen Anteil von Menschen 
mit negativen Erfahrungen geben. 


”" In den Graphiken sind die Befragten, die keine 
oder eine „sonstige“ Antwort gaben, nicht geson- 
dert ausgewiesen. Die Antworten summieren sich 
deshalb oft auf weniger als 100 Prozent. 
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Seit langem wird die Zahl 
der Dropouts, die ohne Ex- 
amen die Hochschule verlas- 
sen, auf über 20 Prozent der 
Studienanfänger geschätzt. 
Unbestritten ist auch, daß 
Studenten häufig nur deshalb 
so lange bis zum Abschlußex- 
amen brauchen, weil sie viel 
Zeit in Sackgassen und im 
Leerlauf verlieren. 


Eindeutiger als bisher läßt 
sich nunmehr aufgrund der 
neuen Untersuchung belegen, 
daß Studenten keineswegs 
von vornherein entschlossen 
sind, länger auf der Hoch- 
schule zu bleiben als in den 
Studienordnungen vorgese- 
hen. Der Anteil derjenigen, 
die mehr Zeit für ihr Studium 
zu brauchen glauben, steigt 
von 34 Prozent in den ersten 
beiden Semestern kontinuier- 
lich auf 63 Prozent im siebten 
und achten Semester. Mit den 
Jahren verfliegen die Illusionen. 


Aber Unsicherheit und Ratlosigkeit 
der Studenten haben, wie sich jetzt 
nachweisen läßt, auch noch eine sozu- 
sagen interne Folge. Sie lösen eine Mo- 
bilität innerhalb der Hochschulen aus, 
die weder geplant ist noch in diesem 
Maße erwünscht sein kann. 


Auf 15 Prozent ist die Zahl der Stu- 
denten gestiegen, die ihr Studienfach 
gewechselt haben. Meistgenannte 
Gründe: „Erwartungen an das Fach 
nicht erfüllt“, „größere Attraktivität 
des jetzigen Fachs“, „Desinteresse am 
Studienfach“, „unbefriedigende Berufs- 
aussichten“., 


Demgegenüber ist sogar die Zahl 
derjenigen relativ gering, die ein Nu- 
merus-clausus-Fach — zum Beispiel 
Medizin — studieren wollten und in der 
Zeit, in der sie auf die Zulassung war- 
ten, in ein anderes Fach — zum Beispiel 
Biologie — ausgewichen sind. 


Der Fach-Wechsel zumeist aus Ent- 
täuschung, der an ein und derselben 
Hochschule vorgenommen wird, scheint 
quantitativ eine größere Bedeutung zu 
gewinnen als der Wechsel von einer 
Hochschule zur anderen, an der dann 
dasselbe Fach weiter studiert wird. Er 
überwog früher eindeutig, schon jetzt 
sind aber die Zahlen etwa gleich groß. 


Der Wechsel von einer Universität 
zur anderen ist offenbar geblieben, was 
er schon immer war: eine nicht not- 
wendige, aber angenehme Chance, „mal 
was Neues zu sehen“. Das ist auch heute 
noch der am häufigsten genannte 
Grund für einen Ortswechsel. Die 
allermeisten Hochschüler beenden ihr 
Studium allerdings dort, wo sie es be- 
gonnen haben. Das Wandern von Ort 
zu Ort kostet Zeit und Geld, an beidem 
mangelt es ihnen. 

Aber selbst von den Studenten, die 
weder enttäuscht in ein anderes Fach 


y 1 ; demokratische ; 


Spartakus-Kongreß: Wechselnde Minderheiten 


abwandern noch notgedrungen über 
Gebühr lange studieren, sind sich viele 
nicht sicher, ob das Studium sie hinrei- 
chend für den Start ins Berufsleben 
qualifiziert. Zu den alarmierendsten 
Zahlen der Untersuchung, die einen 
folgenschweren Trend signalisieren, ge- 
hören die Antworten auf die Frage nach 
einem Zweitstudium. 

Knapp die Hälfte der deutschen Stu- 
denten will nach dem Examen mit 
einem weiteren Studium beginnen — 15 
Prozent „sicher“, 29 Prozent „viel- 
leicht“. Die meisten würden hierfür 
weitere drei bis fünf Jahre opfern und 
damit ihre Zeit an der Hochschule fast 
verdoppeln und bis zu einem Jahrzehnt 
ausdehnen. 


Das erste Studienfach durch ein 
zweites zu ersetzen oder zu ergänzen 
mag in nicht wenigen Fällen nützlich 
oder sogar notwendig sein. Wenn daraus 
aber — wie es sich abzeichnet — eine 
Massen-Bewegung innerhalb der Hoch- 
schulen wird, so entspricht dies nicht 
den Wünschen der Studenten. 

Denn der Wille, die Hochschule le- 
diglich als Ausbildungsstätte zu nutzen 
und so schnell wie möglich wieder zu 
verlassen, ist weiter verbreitet, als Stu- 
dentenfunktionäre roter oder anderer 
Couleur es wahrhaben wollen. 

Nicht nur wollen 44 Prozent der Stu- 
denten die Studienzeiten einhalten, die 
in oft gänzlich veralteten Studienord- 
nungen genannt werden. Auch die mei- 
sten anderen, die mehr Zeit bis zum 
Examen zu brauchen glauben, wollen 
möglichst mit ein bis zwei zusätzlichen 
Semestern auskommen. 

Sosehr die meisten Studenten von 
sich aus darauf bedacht sind, ihren 
Hochschulaufenthalt kurz zu halten, so 
entschieden sind sie aber dagegen, daß 
Studienzeiten auf dem WVerwaltungs- 
oder Verordnungswege reduziert wer- 
den. Sie mißbilligten die (von Infratest 


etwas einfältig formulierten) Ansichten, 
die meisten Studiengänge könnten 
„ohne weiteres um ein Jahr verkürzt 
werden“ und für eine kürzere Studien- 
zeit spreche, daß „man sich in seinem 
Beruf sowieso ständig weiterbilden 
muß“, 


Im Protest gegen jedweden Zwang 
sind sich die meisten Studenten mit den 
Funktionären des „Marxistischen Stu- 
dentenbundes Spartakus‘“ und anderen 
Linksradikalen einig. Gleichwohl führt 
die derzeitige Enttäuschung über 
Hochschule und Studium nicht zu einer 
Radikalisierung der Studenten. Im Ge- 
genteil: Ermüchterung kennzeichnet 
auch das Verhältnis der Studenten ins- 
besondere zu den kommunistischen 
Kadern an den Hochschulen. 


Mentalität wie Arbeitnehmer 
bei der Mehrheit der Studenten 


Fast unbemerkt hat sich bei der 
Mehrheit der deutschen Studenten eine 
neue Mentalität entwickelt. Sie ist we- 
der revolutionär noch bürgerlich-indi- 
vidualistisch und läßt sich am besten 
als eine Art Arbeitnehmer-Mentalität 
kennzeichnen, wie sie so ausgeprägt 
sonst nur bei Beschäftigten in Großbe- 
trieben anzutreffen ist. 


Diese Haltung ist die Konsequenz aus 
den Veränderungen, die sich an den 
Hochschulen vollzogen haben. Das 


Von allen Vätern 


Von allen Beschäftigten 
in der Bundesrepublik 
sind (in Prozent): 


39 Arbeiter 


Leitende Angestellte 
und leitende Beamte 


Angestellte 


Selbständige, 
freie Berufe 


LANGER STUDIEREN? 


Von je 100 deutschen Studenten 
wollen die Regelstudienzeit 
einhalten 


wollen länger studieren: 
ein bis zwei Semester, 


drei bis vier Semester, 
2 fünf und mehr Semester 


WENIG ARBEITERKINDER 


der Studierenden 
sind (in Prozent): 


Studium dauert länger, birgt mehr Kon- 
flikte und hat für den künftigen Be- 
rufsweg. auch wenn es nicht sonderlich 
praxisnah ist, eine größere Bedeutung 
als früher. In etlichen Disziplinen 
eröffnet nur das gute Examen eine so 
sichere Perspektive, wie sie sich einst 
nahezu jedem Akademiker bot. 


Der Studienplatz hat deshalb für die 
Studenten eine ähnliche Bedeutung ge- 
wonnen wie der Arbeitsplatz für ihre 
berufstätigen Altersgenossen. Ihre Ein- 
stellung zu Universität und Staat wie 
auch zu den Professoren hat viel gemein 
mit der Haltung unzufriedener Arbeiter 
zu ihren Arbeitgebern, denen sie bessere 
Arbeitsbedingungen abtrotzen wollen. 


Die Höhe der monatlichen Einkünfte 
beschäftigt die meisten Studenten mehr 
noch als Arbeiter der Inhalt der Lohn- 
tüte. Ein Hauptwort ist „Bafög“, die 
Kurzformel für das „Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz“, in dem die 
Sätze für die Studentenförderung fest- 
gelegt sind: derzeit bei entsprechenden 
Voraussetzungen maximal 340 Mark 
monatlich für Studenten, die bei ihren 
Eltern leben, und 420 Mark für die an- 
deren. Ab 1. Oktober werden die Sätze 
auf 410 und 500 Mark erhöht. 


Unabhängig davon, ob und in wel- 
chem Umfang sie ihren Unterhalt aus 
Bafög-Mitteln bestreiten, müssen zwei 
Drittel der Hochschüler mit weniger als 
500 Mark im Monat auskommen (wäh- 
rend Berufstätigen zwischen 20 und 25 


VIEL ZU HAUSE 


Die deutschen Studenten 
arbeiten durchschnittlich 
40 Stunden pro Woche. 
Sie verteilen sich auf: 


u Seminare 
Ai Übungen 


Bibliotheken |abors 


DER SPIEGEL 


er Anteil der Söhne und Töch- 

ter von Arbeitern unter den 
Studenten differiert erheblich je 
nach Studienfach. Er ist am gering- 
sten unter den Studenten der 
Rechtswissenschaft (6 Prozent) und 
der Medizin (7 Prozent). Relativ 
viele Arbeiterkinder gibt es nur un- 
ter den Naturwissenschaftlern (14 
Prozent) und den Pädagogen (17 
Prozent). Aber auch das ist nur 
knapp halb so viel wie dem Arbei- 
ter-Anteil an der berufstätigen Be- 
völkerung entsprechen würde. 
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Jahren zumeist ein mehr als doppelt so 
hoher Betrag zur Verfügung steht). Es 
beziehen monatlich 


über 800 Mark 800 1, 


zwischen 00) 
und 800 Mark H 
zwischen 500 
und 600 Mark 


Pill. 300 Mark 


zwischen 300 


Rn ind 400 Mark 


zent 


zwischen 400 und 500 Mark 


Nur wenige Studenten schöpfen aus 
einer einzigen Quelle. So werden zwar 
fast zwei Drittel von ihren Eltern un- 
terstützt, aber für kaum mehr als ein 
Drittel ist dies die Hauptquelle. Und 
auch die Bafög-Zuschüsse genügen 
vielen der Bezieher nicht. Von den Stu- 
denten erhalten (in Prozent) 


insgesamt davon als Hauptquelle 


Geld von den Eltern 
48 / 
Bezahlung für Arbeit in den Ferien 


Bafög-Mittel 
29 ı 7 
Bezahlung für Arbeit während des Semesters 


BE öffentliche Mittel als Bafög 
Einkünfte des Ehepartners 


Werkstudenten, die überwiegend vom 
selbstverdienten Geld leben müssen, 
sind eine kleine Minderheit. Zwar jobt 
jeder zweite Student in den Ferien, aber 
für etliche von ihnen ist dies nützlich, 
nicht notwendig. Sie treibt nicht die 
Not, sondern der Spaß am Job und die 
Freude am Zusatzverdienst. 

Nahezu unabhängig von der Höhe 
und der Herkunft ihrer eigenen Mittel 
meinen die meisten Studenten, daß öf- 
fentliche Gelder noch zu spärlich auf 
ihre Konten fließen. Die Bafög-Quelle 
würde sogar erst dann ihren Vorstel- 
lungen entsprechend sprudeln, wenn je- 
der Kommilitone unabhängig vom 
Einkommen der Eltern allmonatlich 


Kurzformel: 
hielte. 

Diese Forderung (die weder heute 
noch in absehbarer Zeit eine politische 
Chance hat) ist auch deshalb unter Stu- 
denten populär, weil vielen von ihnen 
ein Problem zu schaffen macht, das in 
der Öffentlichkeit bislang kaum beach- 
tet wurde: Die Emanzipation vom 
Elternhaus ist bei weitem noch nicht al- 
len gelungen. 

Es wird so viel Distanz gehalten wie 
möglich. Ein Stipendium auch für Kin- 
der gutsituierter Eltern wird von der 
Mehrheit unter anderem deshalb bejaht, 
weil „Studenten, die aufgrund der Ein- 
kommens- und Vermögensverhältnisse 
durch das Elternhaus finanziell abgesi- 


„Studentengehalt“ — er- 


97 


chert sind, in einer ständigen Abhän- 
gigkeit von den Eltern leben“. 


Mehr noch leiden hierunter jene Stu- 
denten, die gegen ihren Willen aus 
Mangel an Geld noch im Elternhaus 
wohnen müssen. Dort scheint fast nur 
zu bleiben, wer zu arm ist auszuziehen. 


Auf wenigen anderen Gebieten ist die 
Diskrepanz zwischen Wunsch und 
Wirklichkeit so groß wie hinsichtlich 
der Wohnverhältnisse der Studenten. 
Bei den Eltern wohnen muß jeder vier- 
te, möchte aber nur jeder 20. Student. 
Und umgekehrt kann nur jeder Achte, 
möchte aber jeder Vierte in einer Kom- 
mune leben. 


Es wohnen es wollen wohnen 


| 
r 


bei den Eltern 


als Untermieter 


24 
in eigener Wohnung 


| 
1 


im Studentenwohnheim 


—_ 
i 


in Wohngemeinschaft/Kommune 


Die Studenten-Bude wird nur noch 
als Notlösung akzeptiert. Die Diskre- 
panz zwischen dem Lebensstandard, 
den sich berufstätige Altersgenossen 
leisten können, und dem eigenen drückt 
sich für viele Studenten offenbar be- 
sonders deprimierend darin aus, dal3 sie 
schlechter wohnen müssen. 


Da so viel vom Geld abhängt, ma- 
chen weitaus die meisten Studenten- 
funktionäre die Erhöhung der Bafög- 
Sätze zu einem zentralen Thema. Und 
es zahlt sich bei den Wahlen zu den 
Allgemeinen Studenten-Ausschüssen, 
im Studentenjargon „Ästen“ genannt, 
aus, daß Spartakisten und andere 
superlinke Laut-Sprecher den Kultus- 
verwaltern jahrelang in den Ohren ge- 
legen haben. Die Kommunisten an den 
Hochschulen haben eine ähnliche 
Funktion wie ihre Genossen in Großbe- 
trieben. Spartakisten werden von vielen 
Studenten aus demselben Grund in die 
Studenten-Ausschüsse und andere Gre- 
mien gewählt wie DKP-Genossen von 
vielen Arbeitern in die Betriebsräte: 
nicht weil sie dort die Revolution 
näherbringen, sondern weil sie die ak- 
tuellen Interessen der Kollegen oder 
Kommilitonen besonders 


massiv ver- 
fechten. 
Zu den Kommunisten eine 
differenzierte Einstellung. 
Daß die meisten Studenten eine 


differenzierte Einstellung beispielsweise 
zum kommunistischen Spartakus ha- 
ben, förderte die neue Untersuchung 
zutage: 

57 Prozent billigen ihm zu, er trete 
„am entschiedensten für eine grund- 
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Kommune: Für jeden vierten das heimliche Ziel 


sätzliche Veränderung der bestehenden 
Verhältnisse an den Hochschulen ein“. 
Aber auf die Frage, mit welcher Gruppe 
sie „persönlich in Fragen der Hoch- 
schulreform am meisten übereinstim- 
men“, nannten nur sieben Prozent den 
Spartakus. Andere radikale Linke 
schnitten nicht besser ab. 

Es gaben an (anhand einer Liste mit 
23 Organisationen) 


als entschiedenste als 

Reformer (Mehrfach- sympathischste 

nennungen möglich) Organisation 
57 

Spartakus 

)) 23 | 


Sozialistischer Hochschulbund 

DKP 

Verband deutscher Studentenschaften 

3] 


Kommunistischer Hochschulbund (KHB) 


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 


u 


SPD 
Die Organisationen links von der 
SPD «(Spartakus, SHB, VDS, KHB) 


können nur mit wechselnden Minder- 
heiten rechnen. Gut ein Drittel der Stu- 
denten haben sie auf ihrer Seite, wenn 
es um aktuelle Hochschul-Politik, also 
um die Interessen der Studenten geht. 

Die Minderheit schmilzt auf einen 
Bruchteil der Studenten zusammen, 
wenn es um die allgemeine politische 
Einstellung geht. Oder anders: Wer 
einen Spartakus-Kommunisten in einen 
Asta wählt, ist oft weit davon entfernt, 
einen DKP-Kommunisten als Abgeord- 
neten im Bundestag zu wünschen. 

Auf die Frage, „welche Partei poli- 
tisch Ihren Vorstellungen am nächsten 
steht“, entschieden sich (in Prozent) für 


SPD FDP CDU/CSU DKP 


keine dieser Parteien 


Die Klientel der Kommunisten ist al- 
lerdings größer als es die fünf Prozent 
DKP-Sympathisanten vermuten lassen. 
Ungewöhnlich hoch ist die Zahl der 
Studenten, die sich für „keine dieser 
Parteien“ entscheiden mochten. Infra- 
test-Kommentar: „Mit den Anhängern 
der DKP ist es danach rund ein Fünftel 
aller Studierenden, die explizit erklären, 
sie fühlten ihre politischen Ansichten 
nicht durch die im Bundestag vertrete- 
nen Parteien repräsentiert‘. 

Diese Gruppe ist zwar zu heterogen, 
als daß sie kurzerhand als Reservoir der 
Linksradikalen gelten dürfte. Es zählen 
zu ihr aber (wie sich aus den Infratest- 
Tabellen ablesen läßt) viele, denen 
selbst die DKP schon zu etabliert, zu 
wenig revolutionär ist. Deshalb ist der 
Schluß berechtigt, daß die Kommuni- 
sten maoistischer Spielart, Anarchisten 
und andere Radikale zusammen auf 
etwa fünf Prozent; also auf ebenso viele 
Anhänger unter den Studenten rechnen 
können wie die DKP allein. 

Eine der bleibenden Folgen der Stu- 
dentenrevolte ist es demnach, daß an 
den Hochschulen eine linksradikale 
Minderheit von etwa zehn Prozent exi- 
stiert. Der Anteil ist je nach Studienfach 
verschieden, bei den Sozialwissenschaft- 
lern weitaus am höchsten, bei den Me- 
dizinern am niedrigsten. 


Es sympathisieren mit der DKP 


weder mit der DKP noch 
mit einer Bundestagspartei 


RENT 

von den Sozialwissenschaftlern 
0 
Theologen 
5] 
Pädagogen 

| re] 
Juristen 
a B z 
edizinern 


Und auch an einigen Hochschulen 
lassen sich (wegen der relativ kleinen 
Zahlen nur vorsichtig) politische Be- 
sonderheiten ausmachen. In Bremen 


sind anscheinend die DKP-Sympathi- 
santen, in Berlin die Radikalen links 
von der DKP zahlreicher als anderswo. 


Es sympathisieren mit 


SPD FDP CDU/CSU DKP 


in Bremen 


in West-Berlin 


Paradoxerweise ist die Zahl der An- 
hänger der SPD und FDP ausgerechnet 
in den SPD-Hochburgen Bremen und 
West-Berlin niedriger als anderswo: 
unter oder knapp über 50 Prozent. 


Sonst liegt die Mehrheit für Sozial- 
und Freidemokraten fast überall etwa 
bei zwei Dritteln der Befragten. Dieses 
Faktum ist nicht neu. Schon bei der 
SPIEGEL-Umfrage 1966/67 brachten 
es die SPD auf 47, die FDP auf 16, die 
CDU/CSU allerdings immerhin auf 32 
Prozent. Die Anteile der Sozial- und 
der Freidemokraten sind etwa gleich 
geblieben, die CDU/CSU hat im Laufe 
der Jahre die Hälfte ihrer Anhänger 
verloren. 

Die Zahl der SPD-Sympathisanten 
war vor und nach den Bundestagswah- 
len 1972 sogar noch höher als im 
Wintersemester 1973/74. Sie ist vermut- 
lich seither noch weiter zurückgegan- 
gen, allerdings bei weitem nicht so stark 
wie bei den anderen Bundesbürgern. 
Und die Abtrünnigen wandern auch in 
eine andere Richtung ab: nicht, wie 
sonst, zur CDU, sondern zur FDP. 
Weit mehr als die absolute Mehrheit 
der Studenten ist den beiden Regie- 
rungsparteien auch heute so gut wie si- 
cher. 

Über radikale Aktionen wie die Stö- 
rung von L.ehrveranstaltungen und die 


LILS: 


Studenten-Ehepaar, Kind 
Aus vielen Quellen zu wenig Geld 


Besetzung von Hochschulen denken die 
meisten Studenten anders als vielfach 
behauptet wird. Sie werden von der ab- 
soluten Mehrheit der Studenten eindeu- 
tig abgelehnt. Auch der Boykott von 
Lehrveranstaltungen stößt auf Unver- 
ständnis. 

Als die Studenten aufzählen sollten, 
welche Mittel am besten geeignet sind, 
um an den Hochschulen Forderungen 
durchzusetzen, ergab sich ein geradezu 
friedliches Bild. Es wurden genannt 
(Reihenfolge nach Häufigkeit): Arbeit 
in der studentischen Verwaltung, Dis- 
kussion in der Vorlesung, persönliche 
Gespräche mit Professoren und Streiks. 
Von  WVorlesungsstörungen war gar 
nicht die Rede, auf Boykott und Beset- 
zung verwiesen nur je zwei Prozent der 
Befragten. 


Bereitschaft zur Solidarität 
stark ausgeprägt. 


Auf ihre entschiedenen Anhänger re- 
duzieren deshalb die Linksradikalen ih- 
ren Einfluß, wenn sie zur Gewalt grei- 
fen. Sie ziehen aber mehr Kommiilito- 
nen auf ihre Seite, wenn sie das Wort 
gegen administrative Eingriffe führen, 
die das Studium regulieren sollen oder 
die Berufschancen vermindern. 


Zur Arbeitnehmer-Mentalität heuti- 
ger Studenten gehört ein ausgeprägtes 
Gefühl für Solidarität auch mit denen, 
die anders denken als sie selbst. Am 
deutlichsten wird dies an der Einstel- 
lung zum sogenannten Radikalen-Er- 
laß}, mit dem Bund und Länder Verfas- 
sungsfeinde aus dem öffentlichen 
Dienst fernhalten wollen (zum Ver- 
gleich die Ergebnisse einer anderen 
Umfrage, repräsentativ für die gesamte 
Bevölkerung). 


> Nur 5 Prozent der Studenten, aber 
20 Prozent der Bundesbürger insge- 
samt vertreten eine Ansicht, die 
selbst der CDU/CSU zu weit geht: 


Leute, die politisch extreme Ansichten 
vertreten, sind für die meisten Berufe 
ungeeignet, nicht nur für den öffentlichen 
Dienst. 


> 33 Prozent der Studenten und 47 
Prozent der Bundesbürger sind einer 
Meinung, wie sie auch in den Bun- 
destagsparteien vorherrscht: 


Grundsätzlich sollten politische Ansichten 
bei Einstellungen keine Rolle spielen. 
Bei der Einstellung in den öffentlichen 
Dienst ist das jedoch etwas anderes. Ex- 
trem rechts oder extrem links Orientierte, 
die aufgrund ihrer politischen Ansichten 
das Grundgesetz nicht voll unterstützen 
können, sind für den öffentlichen Dienst 
ungeeignet. 


Die Mehrheit der Studenten (61 
Prozent) und 29 Prozent der Bun- 
desbürger verlangen uneingeschränk- 
te Freiheit auch für Verfassungs- 
feinde: 


7 


Die politische Ansicht eines Menschen ist 
nur ein Teil seiner Einstellung. Nie- 
mand sollte von einem Berufszweig, auch 
nicht vom öffentlichen Dienst, ausge- 
schlossen werden dürfen. 


Auf der einen Seite eine kleine radi- 
kale Minderheit, auf der anderen Seite 
klare Mehrheiten, wenn es um Solidari- 
sierung geht — dieses wechselvolle Bild 
mag manchem Skeptiker wie. eine Be- 
stätigung seiner Ansicht erscheinen, auf 
die Studenten sei politisch eben kein 
Verlaß. 


Doch sicher ist, daß dieses Vor-Urteil 
von den neuen empirischen Befunden 


Studentinnen beim Ferienjob 
Nicht notwendig, aber nützlich 


nicht bestätigt, sondern widerlegt wird. 
An der demokratischen Einstellung der 
Studenten-Mehrheit kann kein Zweifel 
bestehen. 


Vergleicht man das politische Inter- 
esse der Bundesbürger und der Studen- 
ten, so scheint die Diskrepanz groß. Für 
„stark“ oder „sehr stark“ politisch in- 
teressiert erklärten sich 70 Prozent der 
Hochschüler, aber (bei einer anderen 
Umfrage) nur 27 Prozent der anderen 
Erwachsenen. Folgt einer fast unpoliti- 
schen eine politische Generation? 


Bei näherer Betrachtung zeigt sich je- 
doch, daß unter den Deutschen das po- 
litische Interesse und die Schulbildung 
korrelieren. „Sehr stark“ oder „stark“ 
nehmen an der Politik Anteil 


> 20 Prozent der ehemaligen Volks- 
und Hauptschüler, 


-» 40 Prozent der Bundesbürger mit 
„mittlerer Reife“ 


> 62 Prozent der Erwachsenen mit 

Abitur oder Studium. 

Selbst wenn sich das politische Inter- 
esse der heutigen Studenten später im 
Berufsleben nicht vermindert, gibt es 
mithin zwischen heutigen und künftigen 


99 


ET LTETEEREN = nur rreunsa onen een er 


Akademikern in dieser Hinsicht kaum 
einen Unterschied. 


Freilich besagt der annähernd gleiche 
Grad des politischen Interesses dann 
wenig, wenn die politische Richtung 
zwischen Vätern und Söhnen nicht 
übereinstimmt. 


Doch auch hierüber liegt mit der In- 
fratest-Untersuchung neues Material 
vor. Aufschlußreich ist, daß Studenten 
und Bundesbürger im kritischen Urteil 
über die Bundesregierung fast überein- 
stimmen. Auf einer Skala von minus 5 
bis plus 5 liegen die Durchschnittswerte 
der einen wie der anderen bei plus 1. 
Auch dies zeigt, daß sich für viele Stu- 
denten (unter denen es weit mehr An- 
hänger der sozialliberalen Koalition 
und weit weniger CDU-Sympathisan- 
ten als unter anderen Bundesbürgern 
gibt) die Sympathie für die SPD oder 


henden Machtverhältnisse in der 
Bundesrepublik erreicht werden.“ 


Umgekehrt gibt es eine Minderheit, 
die die derzeitigen Verhältnisse kritiklos 
bejaht, zwar in der Gesamtbevölke- 
rung, aber kaum unter den Studenten: 


> 21 Prozent der Bundesbürger, aber 
nur 3 Prozent der Studenten sind der 
Ansicht: „Ich bin zufrieden, wenn 
die wirtschaftlichen und politischen 
Verhältnisse in der Bundesrepublik 
so bleiben wie sie sind.“ 


Große Mehrheiten der Studenten (87 
Prozent) wie der Gesamtbevölkerung 
(74 Prozent) aber bejahen das politi- 
sche System der Bundesrepublik und 
halten es nur in unterschiedlichem 
Maße für reformbedürftig: 


> 41 Prozent der Studenten und 53 
Prozent der Bundesbürger urteilen: 


„Du Lümmel! Deinem armen Vater einen solchen Schreck einzujagen!“ 


die FDP durchaus verträgt mit einer 
kritischen Einstellung, die bei anderen 
Bundesbürgern schon zum Abwandern 
nach rechts oder links führen würde. 


Noch weitergehende Schlüsse sind 
aus den Antworten auf eine Frage er- 
laubt, mit der die Einstellung zur Bun- 
desrepublik ermittelt werden sollte. 


Die Befragten konnten jeweils zwi- 
schen vier Ansichten wählen. Es zeigte 
sich, dal es eine linksradikale Minder- 
heit zwar an den Hochschulen, aber 
kaum in der Gesamtbevölkerung gibt: 


> 10 Prozent der Studenten, aber nur 
3 Prozent der Bundesbürger insge- 
samt meinen: „Eine grundlegende 
Umgestaltung der politischen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Bundesrepublik ist dringend not- 
wendig; sie kann nur durch eine re- 
volutionäre Veränderung der beste- 
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„Ich halte die wirtschaftlichen und 
politischen Verhältnisse in der Bun- 
desrepublik im wesentlichen für be- 
friedigend. Einige Mißstände müß- 
ten jedoch schrittweise beseitigt 
werden." 


V 


46 Prozent der Studenten und 21 
Prozent der Bevölkerung meinen: 
„Eine Veränderung der politischen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse in 
der Bundesrepublik ist dringend 
notwendig. Diese Veränderungen 
können nur durch konsequente Re- 
formen erreicht werden.“ 


Zwischen den Studenten und den an- 
deren Bundesbürgern gibt es in den po- 
litischen Überzeugungen offenbar ge- 
wichtige graduelle, aber keine grund- 
sätzlichen Unterschiede. 

Oder anders: Die heutigen Studenten 
sind ihren Vätern weit näher als dem 
Spartakus. 


FERNSEHEN 


Schutzzonen frei 


Durch ein neues Koordinierungsab- 
kommen zwischen ARD und ZDF sol- 
len politische Reservate der Unter- 
haltung geopfert werden. Mainzer 
Fernsehräte legten ein — vorerst auf- 
schiebendes — Veto ein. 


E in ehrenwertes TV-Prinzip bröckelt 
ab: der Grundsatz, politische ARD- 
Sendungen gleichzeitig auch durch Po- 
litik im Zweiten Programm abzustüt- 
zen — und umgekehrt. Danach sollte 
dem Zuschauer, so NDR-Vize-Inten- 
dant Dietrich Schwarzkopf, „kein Ent- 
kommen aus der Politik“ gestattet sein. 


Das gilt auf einmal nicht mehr. 
Schwarzkopf beispielsweise vertritt 
jetzt die Meinung, mit dem „branchen- 
internen“ Gerede von einem „Unter- 
haltungsslalom“ durch beide Kanäle — 
gemeint: Zuschauer-Pendeln von Kri- 
mi zu Klamotte — dürfe der „souverä- 
ne“ und „entscheidungsfreudige“ Bun- 
desbürger „vernünftigerweise nicht 
mehr belastet“ werden. 

Dieser Sinneswandel hat sich nun 
auch in einem neuen Koordinierungs- 
abkommen zwischen ARD und ZDF 
niedergeschlagen, auf das sich beide 
Systeme Ende Juni einigten und das — 
gültig ab 1. April 1975 — letzte Woche 
bekanntgegeben werden sollte. 


Doch einen Tag vor der für Dienstag 
angesetzten Verkündigung durch das 
ZDF teilten die Mainzer mit, die ver- 
sprochene Nachricht sei doch noch 
nicht druckreif. Auch die ARD-Inten- 
danten hielten bei ihrem Hamburger 
Treffen am Donnerstag die für die 
Presse vorbereiteten Erläuterungen lie- 
ber bei sich, 

Zu der plötzlichen Geheimnistuerei 
sahen sich die Anstalten durch den Ein- 
spruch mehrerer ZDF-Fernsehräte ge- 
zwungen: Die Programmänderungen, 
so hatten Gremienmitglieder den Inten- 
danten Karl Holzamer verwarnt, könn- 
ten nicht einfach zwischen den Sendern 
ausgehandelt, sondern müßten auch 
vom Fernsehrat diskutiert und geneh- 
migt werden. 

Dieses gesetzlich verankerte Recht 
der Gremien hatten die ZDF-Manager 
unterlaufen wollen. Sie fürchteten, pin- 
gelige Nachfragen ihrer Aufseher 
könnten den mühsam mit der ARD 
aufgestellten Stundenplan wieder um- 
werfen. „Um keine schlafenden Hunde 
zu wecken“ (ein Verhandlungsteilneh- 
mer), tagten die Planer stets in Klausur. 

Mit gezielten Indiskretionen spielten 
Kommissionsmitglieder überdies das 
Verhandlungsergebnis herunter: Ver- 
glichen mit der großen Programmre- 
form vom vergangenen Oktober, seien 
die neuen Eingriffe bloß unbedeutende 
Retuschen; das Programmschema solle 
lediglich „entzerrt“ werden. 


„ZDF Magazin“: Plotten.... 


In Wahrheit würde der nun blockier- 
te Entwurf politische Sendungen vom 
kommenden April an rigoros dem Sog 
populärer Unterhaltung im Konkur- 
renzkanal aussetzen. Zum Beispiel: 


> ARD-,„Brennpunkte“ und Polit-Do- 
kumentationen sollen von Mitt- 
woch auf Donnerstag rutschen und 
damit gegen Mainzer Öperetten, 
Shows und Quiz ä la „Dalli-Dalli“ 
antreten; 


> „ZDF Magazin“ und, abwechselnd, 
„Bilanz“ sind als Alternative zu 
leichten Fernsehspielen der ARD 
vorgesehen; 


> „Kompaß“, „Kontraste“, „Die 
Fernseh-Diskussion“ und „Pro und 
Contra“ (alle ARD) sollen zugkräf- 
tigen Spielfilmen und Serien des 
ZDF gegenüberstehen; 

> der ARD-,,Bericht aus Bonn“ muß 
freitags mit Mainzer Lustbarkeiten 
konkurrieren. 


Dieses drastisch auf die 
Wünsche eines unterhaltungs- 
versessenen Publikums und 
seiner Lobby bei den Pro- 
grammzeitschriften zuge- 
schnittene Kontrastprogramm 
wird ein Phänomen noch ver- 
stärken, das spätestens seit der 
ZDF-Programmreform vom 
vorigen Herbst als „Fieber- 
kurve der deutschen Seele“ 

(WDR-Programmadirektor 
Werner Höfer) in den Tabel- 
len und Skalen der Fernseh- 
forscher aktenkundig ist. 

Seit das ZDF dienstags und 


donnerstags seine bunten 
Abende schon um 19.30 Uhr 
startet, büßte die „Tages- 


schau“ über die Hälfte ihrer 

Kundschaft ein. Im Kontrast 

zum Krimi im Ersten Pro- 
gramm verlor die ZDF-Runde „Journa- 
listen fragen — Politiker antworten“ ein 
Drittel ihres Publikums. Während des 
Freitagsspielfilms in der ARD geht die 
zweite „Heute“-Ausgabe des ZDF, die 
seit Oktober ihre Zuschauerzahl fast 
verdreifachen konnte, beinahe leer aus. 


Trotz solcher Beweise, „daß ein at- 
traktives Unterhaltungsangebot dem 
Nachrichten-Konsum schadet“ (ARD- 
Vorsitzender Hans Bausch), fanden ge- 
rade die ARD-Direktoren nichts dabei, 
die „politischen Schutzzonen“ (ZDF- 
Chefredakteur Rudolf Woller) für Flit- 
ter und Plotten zu räumen. 


Durch den Einspruch der Mainzer 
Fernsehräte ist die Entscheidung aller- 
dings erst einmal aufgeschoben. Späte- 
stens am 13. September will das Gremi- 
um befinden, ob es den drohenden 
Schwund an Zuschauern für politische 
Informationen gutheißen könne. Vor 
allem von Unionschristen im Rat er- 


... gegen Politik?: ARD-Unterhaltungssendung „Studio B* 


warten Eingeweihte energischen 
Widerspruch: Das ohnehin bescheidene 
Löwenthal-Publikum (knapp 20 Pro- 
zent) könnte ab April zur ARD über- 
laufen, wo es dann wirklich was zu la- 
chen hat. 


Ein mögliches Veto der Mainzer 
Kontrolleure steht den Beteiligten „als 
Alptraum“ (so ein leitender ARD- 
Angestellter) bevor. Denn bei den dann 
notwendigen neuen Verhandlungen 
würden wohl beide Seiten wieder ihre 
eben erst begrabenen Projekte ausbud- 
deln. 


So diskutierte die ARD ausführlich 
eine Vorverlegung des Hauptabendpro- 
gramms auf 19 Uhr nach ZDF-Vor- 
bild. Auch der Ausbau der „Tages- 
schau“-Spätausgabe zu einer größeren 
News-Show käme wohl wieder zur 
Sprache. „Das kann“, so hatte Befür- 
worter Höfer im Frühjahr seinen Kol- 
legen vorgeschwärmt, „die Leute noch 
einmal richtig hochbringen, bevor sie 
ins Bett gehen.“ NDR-Schwarzkopf 
freilich veralberte den Plan: „Das wäre 
ja wie bei Beate Uhse.“ 


Andererseits: Seit die ARD über 
eine bundesweite Vereinheitlichung der 
Regional- und der Dritten Programme 
diskutiert, fordern die Mainzer hart- 
näckig die Einbeziehung auch dieser 
Sparten in die stets diffizilen Koordina- 
tionsgespräche. „Die erste Welle dieser 
Versuche“, so teilte Höfer vorletzte 
Woche seinen ARD-Kollegen vertrau- 
lich mit, sei gerade eben noch „durch 
elastische Taktik und elegante Kom- 
munique-Prosa abgewehrt“ worden. 


Ob sich nun allerdings auch die hell- 
hörig gewordenen Politiker im ZDF- 
Fernsehrat bluffen lassen und die poli- 
tischen Schutzzonen freigeben, bleibt 
abzuwarten. Wenn schon nicht aus 
Einsicht, so doch aus Eigennutz müßten 
sie sich ihre TV-Reservate eigentlich 
erhalten. 


BÜCHER i 


Brauchbare Lehren 


Lilli Palmer: „Dicke Lilli — gutes Kind". 
Droemer; 448 Seiten; 29,50 Mark. 


illi Palmer rechnet nicht zu jenen 
Memoirenschreiberinnen, die nur 
aufzählen, wer sie aus welchen Grün- 
den fabelhaft gefunden hat. Auch wenn 
sie in ihrem so rasch zum Bestseller auf- 
gestiegenen Erinnerungsbuch ab und an 
besonders kostbare Erfolgsbescheini- 
gungen zückt — sie hat die Eigenarten 
und die Gesetze ihrer Wirkungsstätten 
wahrgenommen, zum Beispiel das Ka- 
stenwesen jener scheinbar so über- 
schäumenden Hollywood-Partys: 
„Tagsüber, in den Studios, war es 
nicht zu merken, und Stars wie Statisten 
agierten nebeneinander und zusammen 
auf das freundschaftlichste. Aber 
abends bewegte sich das gesellschaftli- 
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Autorin Lilli Palmer 
Abends Kastenwesen 


che Leben rigoros in den Bahnen der 
gleichen Wochengehälter.“ 

Sie unterscheidet zwei Arten von Ki- 
nostars: 

„Die gelernten Schauspieler arbeiten 
ihre Filmrollen wie ihre Bühnenrollen 
bis ins kleinste aus, Satz für Satz, Wort 
für Wort. Der Persönlichkeitsschauspie- 
ler arbeitet überhaupt nicht, er kennt 
seinen Text, und damit hat sich’s. Alles 
andere ist dem Magnetismus und der 
Eingebung überlassen.“ 

Frau Palmers Anekdoten, die mal ein 
Milieu angeh’n und mal mehr eine zeit- 
genössische Berühmtheit (Shaw, die 


Bestseller 
BELLETRISTIK 


1 Palmer: Dicke Lilli — gutes Kind (1) 
Droemer; 29,50 Mark 


2 West: Der Salamander (2) 

Droemer; 28 Mark 
Crichton: Die Camerons (3) 
Rowohlt; 29,80 Mark 


4 Coppel: 34 Grad Ost (4) 
Molden; 28 Mark 


Noack: Der Bastian (6) 
Langen-Müller; 19,80 Mark 


Fruttero/Lucentini: (5) 
Die Sonntagsfrau 
Piper; 29,80 Mark 


7 Howatch: Die Herren auf (9) 
Cashemara 
Molden; 29,80 Mark 


Simmel: Die Antwort... (8) 
Droemer; 29,50 Mark 


g Rey: Der Grieche 
Molden; 19,80 Mark 


Bonnecarrere/Hemingway: (7) 
Unternehmen Rosebud 
S. Fischer; 29,50 Mark 
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Windsors, Greta Garbo), haben beina- 
he allesamt gutsitzende Pointen. Und 
nicht selten sind diese Pointen artiger- 
weise gegen die Erzählerin gerichtet. 

Einigen Lebensrohstoff hat die Pal- 
mer auch zu Lebenslehren verarbeitet, 
die durchaus zu brauchen sind, obwohl 
sie wenig hermachen. Nach einer Ent- 
täuschung durch den maulfaulen und 
nicht sehr kampflustigen Kollegen 
Gary Cooper notiert sie: „Man soll von 
anderen Menschen nicht erwarten, daß 
sie über ihre eigenen Schatten sprin- 
gen.“ 


Sittsame Dienerin 


Jane Lidderdale/Mary Nicholson: „Liebe 
Miss Weaver“. Deutsch von Angela 
Praesent und Anneliese Strauss. Insel; 
560 Seiten; 38 Mark. 


tudieren durfte und heiraten wollte 

sie nicht. Harriet Weaver (1876 bis 
1961), das Kind strenger, frommer El- 
tern, denen schon ein Theaterbesuch als 
Sünde galt, hat zwar nicht gerade „Ein 
Leben für Joyce“ geführt, wie der Un- 
tertitel dieser Biographie behauptet, 
aber einen wichtigen Teil ihres Arbeits- 
eifers und ihres Familienerbes hat sie in 
der Tat dem Autor des „Ulysses“ auf- 
geopfert. 

Als seine Verlegerin schlug sie sich 
mit Druckern herum, die, sehr zu 
Recht, vor dem Gefängnis Angst hat- 
ten. Solche Sprache zu verbreiten, war 
im England jener Zeit noch überaus ris- 


SACHBÜCHER 

Solschenizyn: Archipel GULAG (1) 
Scherz; 19,80 Mark 

Heyerdahl: Fatu Hiva (2) 
C. Bertelsmann; 28,50 Mark 

Zebroff: Yoga für jeden (3) 
Econ/Falken; 16 Mark 

Richter: Lernziel Solidarität (4) 
Rowohlt; 18,50 Mark 

Davies: Die Azteken (5) 
Econ; 28 Mark 

Köhnlechner: Die machbaren (7) 
Wunder 

Kindler; 29,80 Mark 

Engelmann: Wir Untertanen (6) 


C. Bertelsmann; 32 Mark 


Fest: Hitler (10) 
Propyläen; 38 Mark 

Brown: Pulverdampf war ihr (9) 
Parfüm 

Hoffmann und Campe; 28 Mark 
Blüchel: Die weißen Magier (8) 


C. Bertelsmann; 32 Mark 


Im Auftrag des SPIEGEL wöchentlich ermittelt vom Informationsdienst „Buchreport“. 
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kant. Auch nachdem Joyce den Verlag 
gewechselt hatte, half ihm Harriet mit 
so ziemlich allem Geld aus, das sie nur 
entbehren konnte. Nach seinem Tod 
hatte sie sich mit äußerst sperrigen 
Nachlaß-Problemen abzuschleppen. 


Was gerade die nüchterne und jüng- 
ferliche, die sittsame, bescheidene 
Harriet Weaver zur Dienerin und Gön- 
nerin eines herausfordernden Genies 
gemacht hat, läßt sich, auch wenn man 
die vielen, vielen Einzelheiten aus dem 
Lebensbild zur Kenntnis nimmt, schwer 
fassen. Gut, es bedrückte sie, daß sie 
für ihren Unterhalt nichts tun mußte. 
Einkommen ohne Arbeit war in ihren 
Augen Wucher. Daß sie so viel wie 
möglich weiterleitete, nicht nur an 
Joyce, doch hauptsächlich an ihn, ver- 
ringerte das Schuldgefühl. 

Und sie war für Freiheit und Gerech- 
tigkeit. Daß ein bedeutendes Talent wie 
Joyce wegen irgendwelcher rückständi- 
ger Paragraphen fortwährend am Pu- 
blizieren gehindert wurde, fand sie un- 
gerecht, sie ging dagegen an. Hilfsbereit 
war sie anscheinend von Natur aus. 

Alles zugegeben, alles mitbedacht — 
das spezielle Rätsel der Miss Weaver 
löst es nicht. Nach einem Teebesuch im 
Frühjahr 1918 hat sich Virginia Woolf 
gefragt, was diese „arme Frau‘ mit 
den Manieren „eines wohlerzogenen 
Huhns“ zu Joyce getrieben habe, wa- 
rum sich sein „Schmutz aus ihrem 
Mund ergießen“ müsse. 

Auch wenn Virginia Woolf zu unge- 
duldig und zu unduldsam gewesen ist — 
was sie nach einer zähen Unterredung 
mit Harriet Weaver so verwirrt hat, das 
ist auch durch den enormen Fleiß der 
Forscherinnen Lidderdale und Nichol- 
son nicht wirklich weggeräumt worden, 

Christa Rotzoll 


TOURISMUS 


Goldsuchen, Fischen, Jagen 


Mit Reizworten wie Natur, Wildnis, 
Freiheit haben Kanadas Touristik- 
Manager ihr Produkt in Deutschland 
durchgesetzt. Bei allgemein sinken- 
den Reisezahlen bucht Kanada Re- 
kord-Zunahmen. 


ür die Einheimischen ist der Han- 

del klar: „Wir passen sehr gut zu- 
sammen“, so erklärt das Ken B. Wood- 
ward gern deutschen Besuchern, „denn 
wir haben viel Platz, und ihr habt die 
vielen Menschen.“ Und er meint auch: 
das viele Geld. 


Woodward ist Touristik-Direktor in 
British Columbia, das sich in offiziellen 
Broschüren und auf den Nummern- 
schildern der Autos stets Beautiful Bri- 
tish Columbia nennt: Kanadas west- 
lichste Provinz, fast viermal so groß 
wie die Bundesrepublik und mit kaum 
mehr Bewohnern als West-Berlin. 


Was das Angebot von „Einsamkeit, 
Weite, Raum“ betrifft, stimmt also 


Woodwards Rechnung, und sie scheint, 
neuerdings, auch aufzugehen: Bereits 
im letzten Jahr hat Kanadas Towuristik- 
Geschäft mit den Deutschen die Soll- 
zahlen von 1975 übertroffen, der Zu- 
strom der Germans und das zur Zeit 
eines allgemeinen Reise-Rückgangs — 
bricht hier alle Zuwachsrekorde. 

Zwar ist die offiziell propagierte 
Zahl von 120675 deutschen Kanada- 
Reisenden zumindest irreführend: Über 
die Hälfte wohl kommt, um Verwandte 
zu besuchen, und einige Zehntausend 
dürften USA-Besucher sein, die nur 
rasch für eine Coke über die Niagara- 
fälle promenieren. 

Immerhin, realistische Schätzungen 
für die touristischen Langzeitbesucher 
aus der Bundesrepublik liegen bei 
20000 bis 30000; die Air Canada, 
trotz rundum bescheidenem Service 


Kanada-Camper 
„Ganz besoffen von Natur und Weite“ 


eine erfolgreiche Fluggesellschaft. 
mußte zwischen Frankfurt und Kanada 
Jumbos einsetzen; auf Kanada speziali- 
sierte Reise-Unternehmen, wie der 
Frankfurter Helmut R. Voss (..Inter- 
Air“) melden „enorme Nachfrage“. 

Das war nicht immer so: Noch vor 
etwa fünf Jahren galt Kanada auf der 
touristischen Weltkarte der Deutschen 
kaum etwas. Denn was die Kanadier 
damals anboten — Strand, Sand und 
Meer —, das finden deutsche Urlauber 
seit jeher näher besser und billiger. 

Erst als der Versuch, die Ostküste 
„als so eine Art nördlicher Verlänge- 
rung von Miami’ (Woodward) zu ver- 
kaufen, gründlich mißlungen war, be- 
sannen sich die Ferienplaner in Kana- 
das Provinzen auf ihr eigentliches Kapi- 
tal: „Sie traten in die W-Phase ein“, 
kommentierte Voss das heute, „W wie 
Weizen, Weite, Wildnis.“ 

Seither offeriert die kanadische Tou- 
rismus-Industrie in Deutschland dassel- 
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prisma 


Hilfe gegen gefährliche Knochen 


Dem Tod an der Tafel hat 
der US-Staat Kalifornien 
den Kampf angesagt: Jedes 
Restaurant soll verpflichtet 
werden, eine Greifzange be- 
reitzuhalten, mit der auch 
Laien die Möglichkeit ha- 
ben, in raschem Zugriff 
verschluckte Knochen, Spei- 
sereste oder auch Erbroche- 
nes aus dem Kehlkopf zu 
extrahieren (notfalls genügt 
freilich auch ein Griff mit 
Zeige- und Mittelfinger). 


I) 
He ER EN 


Cranko 


Dabei tut Eile not: Nach vier bis sechs Minuten kommt die 
Hilfe zu spät. In der Bundesrepublik sterben jährlich 


schätzungsweise rund 500 


Menschen einen akuten Er- 


stickungstod, der jedoch häufig als Herzinfarkt fehldiagno- 
stiziert wird. Prominentestes Beispiel des letzten Jahres: 
John Cranko, 44, Ballettmeister der Württembergischen 
Staatsoper. Er erstickte, in einem Jet über dem Atlantik, 
als er unter dem Einfluß von Medikamenten sich krampf- 


artig erbrechen mußte. 


Regenwasser: 
Immer saurer 


Seitdem immer mehr Fa- 
brikschlote mit Staubfiltern 
ausgerüstet werden, ist in 
weiten Gebieten der USA, 
Europas und Kanadas der 
Regen zunehmend säurehal- 
tiger geworden. Wie Um- 
weltforscher an der ameri- 
kanischen Cornell-Universi- 
tät ermittelten, gehen vor 
allem Schwefelsäure-Mole- 
küle, die früher von den 
Staubpartikeln gebunden 
wurden, nun eine Verbin- 
dung mit dem Regenwasser 
ein — in Extremfällen, so 
die Forscher, werde der Re- 
gen „sauer wie Zitronenli- 
monade“. Die Folgen: Bäu- 
me wachsen langsamer, 
Blätter und Tannennadeln 
verkümmern. 


Super-Gestirne 
analysiert 


Lauter Superlative enthält 
ein  Untersuchungsbericht, 
den 23 Radioastronomen 
aus sechs Ländern gemein- 
sam erarbeitet und nun vor- 
gelegt haben — er handelt 
von den beiden ältesten, am 
weitesten von der Erde ent- 
fernten, schnellsten und 
energiereichsten Himmels- 


objekten, die jemals obser- 
viert wurden: In rund zwölf 
Milliarden Lichtjahren Ent- 
fernung bewegen sich die 
beiden sogenannten Qua- 
sars u astronomische 
Kennzeichnung: OH 471 
und OQ 172 — nahezu 
mit Lichtgeschwindigkeit 
durchs Universum. Das Al- 
ter der beiden Super-Gestir- 
ne, die erst vor wenigen 
Jahren von US-Forschern 
entdeckt wurden, wird auf 
etwa zwölf Milliarden Jah- 


re geschätzt. Messungen 
und Analysen, an denen 
sich auch westdeutsche 


Astronomen beteiligten, ha- 


ben ergeben, daß die Rät- 
selsterne Strahlen und Ra- 
diosignale aussenden, wie 
sie bei anderen Himmels- 


körpern niemals zuvor in 
dieser Zusammensetzung 
beobachtet wurden. Von 


den jüngsten Forschungser- 
gebnissen erhoffen sich die 
Wissenschaftler neue Ein- 
sichten in das Alter und die 
Entstehung des Weltalls. 


Kraftnahrung 
aus Altpapier 


Hunger, Energieknappheit, 
Umweltverschmutzung — 
gleich drei Menschheitspro- 
bleme auf einmal soll ein 
Retortenkunststück lösen 
helfen, das US-Chemikern 
jetzt gelungen ist: Aus zel- 
lulosehaltigem Abfall wie 
Zeitungspapier, Kunststoff- 
resten oder Fäkalien stellen 
die Forscher Traubenzuk- 
ker, Eiweißstoffe und Äthyl- 
alkohol her, der als ener- 
giereicher Benzin-Zusatz in 
Automotoren verbrannt 
werden kann. Ein Schim- 
melpilz, als Schädling in 
tropischem Klima seit lan- 
gem bekannt, setzt die Zel- 
lulose-Umwandlung in 
Gang. Gegenwärtig experi- 
mentieren die Wissenschaft- 
ler mit einer Eiweißpaste, 
die sich als Viehfutter schon 


bewährt hat, demnächst 
aber womöglich auch als 
Nahrungsmittel für Men- 


schen dienen wird. 


Radioteleskop in Effelsberg bei Bonn 


Dauertropf 
für kranke Augen 


Herkömmliche Augentrop- 
fen werden bald der Ver- 
gangenheit angehören, 
wenn sich eine amerikani- 
sche Erfindung durchsetzt: 
Eine 15 Millimeter lange, 
flache Plastik-Oblate, deren 
Inhalt aus Arzneistoffen be- 
steht und die hinter das 
Unterlid des erkrankten 


Auges geklemmt wird. Aus 
dem porösen Material sik- 
kert das Medikament konti- 
nuierlich in den Bindehaut- 
sack. Die stets gleichblei- 
Wirkstoffkonzentra- 


bende 


tion ermöglicht eine erfolg- 
reiche Dauertherapie chro- 
nischer Infektionen und die 
Senkung des Augeninnen- 
druckes beim „grünen 
Star“, der häufigsten Ursa- 
che einer Erblindung. 


Kühlschränke: 
Schlecht isoliert 


Amerikas 60 Millionen 
Kühlschränke arbeiten un- 
wirtschaftlich, so haben 
jetzt US-Techniker errech- 
net: Wären die Kühlgeräte 
besser isoliert und mit 
einem stärkeren Antrieb 
verschen, so könnten die 
Betriebskosten um etwa 50 
Prozent gesenkt werden. 
Zwar würden Spar-Frigi- 
daires, laut Experten-Kal- 
kulation, rund 20 Prozent 
teurer sein als die gängigen 
Modelle; doch dürfte sich 
der Aufpreis angesichts ge- 
stiegener Stromkosten 
schon nach spätestens zwei 
Jahren ausgezahlt haben — 
durchschnittliche  Lebens- 
dauer eines Standard-Kühl- 
schranks: 14 Jahre. 
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be Programm wie daheim: den soge- 
nannten Erlebnis- oder Abenteuer-,.Ur- 
laub in der großen Natur“, die unge- 
bundene, pionierselige Kreuzfahrt im 
Camper, dem Huckepack-Caravan 
amerikanischer Bauart. 

„Inter-Air“-Chef Voss und Kanadas 
Fremdenverkehrschef  Ottfried von 
Finckenstein, zwei clevere Köpfe mit 
prima Paßform für Cowboy-Hüte, ha- 
ben mit dem Frischluft-Appeal ihres 
Produktes inzwischen bundesdeutsche 
Naturburschen-Sehnsüchte erfolgreich 
geködert. 80 Prozent aller Kanada- 
Kunden machen, laut Voss, nicht den 
anderswo normalen Aufenthalts-Ur- 
laub, sondern streunen als Mobil-Touri- 
sten durchs weitläufige Gelände. 

Fast 170 Kanada-Pauschaltouren 
gibt es derweil auf dem deutschen 
Markt. Viele von ihnen appellieren mit 
den passenden Reizworten ganz unver- 
hohlen ans Pfadfinder- und „Karl- 
May-Gemüt“ (Voss) der Deutschen: 
„Urlaubstrapper in Labrador“ (Gross), 
„Auf den Spuren von Jack London“ 
(DER), ,„Goldsuchen in Kanada“ 
(Kühne & Nagel) und natürlich viel Fi- 
schen, Jagen, Kanufahren. 

Dabei sind die Urlauber, die dort 
ihre Nächte im engen VW-Camper 
oder im 8,5 Meter langen Motorhome 
mit 8-Kanal-Stereo und Klimaanlage 
verbringen, „zu 90 Prozent Leute“, so 
hat Voss beobachtet, „die hierzulande 
nie Camping machen würden“. 

Denn das schöne einfache Leben in 
Kanadas immer noch halbwegs „jung- 
fräulichen Weiten“ ist, trotz billiger 
Flüge und billiger Dollars, nur für bes- 
sere Kundschaft erschwinglich. Bei 
2400 Mark liegt der mittlere Reise- 
preis: das sind eben, weiß Finckenstein, 
„Leute mit ziemlich viel Geld, aber die 
sind dann auch wirklich begeistert“. 

Selbst erfahrene Reisebüro-Vertreter 
und Reise-Journalisten, von Air Cana- 
da immer wieder, mal für ein Wochen- 
ende, mal wochenlang, auf „Familiari- 
zation-Tours‘“ geladen, kommen (so ein 
Teilnehmer) oft „ganz besoffen durch 
dieses Erlebnis von Natur, Weite, Frei- 
heit“ zurück; und so motivieren sie na- 
türlich auch Kunden und Leser. 

Das alles wird sich, glaubt Fincken- 
stein, eher noch steigern, denn der 
deutsche Kanada-Tourismus tendiert 
jetzt deutlich nach Westen: „Und das 
ist ja für den Deutschen das eigentlich 
Exotische, das richtige Kanada — 
Ontario und Quebec sind ja für ihn 
nicht viel anders als Südschweden.“ 


Schon frohlockt in Victoria, der erz- 
englischen Hauptstadt von Beautiful 
British Columbia, Ken B. Woodward 
ob zukünftiger Geschäfte. Er wirbt 
nicht nur mit Rocky Mountains, India- 
nern, Prärie und stillen Seen. „Wir ha- 
ben“, so spielt er seinen größten 
Trumpf aus, „nicht nur Kanadas größ- 
te Chinatown, sondern auch die größte 
deutsche Kolonie: 190 000 Deutsche, 
die wußten, daß es hier im Westen 
wirklich am schönsten ist.“ 
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Heute 19 Angebote 


Hoppenstedts Wirtschafts-Archiv GmbH 


Erbitte Information 
zu Objekt-Nr 


43 Essen, Postf. 101, T. 0201/ 28 60 81 


HAUSER/ EW unter DM 100.000,— 


Whg. in Büsum, Nor- 
einfeld. Ausführliche 
Farbprospekte anfordern. 
Zweigst. 2, Norderstedt 1, 
Marktplatz 8, 
T. 040/ 5 25 10 16/17 


® 1639, Komf.-Ferienhäuser, 100 
qm direkt a.d.Nordsee, Bauherren- 
modelle, 166% Verlustzuw., EK 
DM 16.875 incl. Grdstck., Rest ges. 
Finanz. Marlos GmbH, 2 res 


1, Gr. Bäckerstr. 4, T. 040/36400 


@ 1630, Bad Dürrheim, Schwarzw. 
höchstes Solbad Europas, App.- 
Haus m. Hallenb,, 1-2 Zi.W., 32- 

qm, Kaufpr. ao DM 5,700 bezunr- 
fertig in 2-3 Mon. T. 07721/51081, 
SEWO, 773 Villingen, Postf. 2040 


Wohnbau KG, 
777 Überlingen, Obertor- 
str. 23, T. 09551 /50 91 


Fen9%°" |MMOBILIEN 


Sicherheit 
ruersi: SPANI EN 
endite für 
Ihr Geld: MENORCA 
wertvolles Bauland, unmittelbar am 
Meer, im Norden und Süden der 
Insel ab DM 12,— jeqm. 
Viele Hausmodelle zu Festpreisen 
b DM 26.000.-. Besichtigungen je- 
derzeit. Unterlagen unverbindlich. 
Dr. Adam, Internationale Treuhand 


GmbH, 8 München 71, Olivierstr. 


10, T. 089/ 794247 Kennz. @ 1598 


® 1638, Spanien, Costa Blanca, fer- 
tige Bungalows incl. Grdstck. ab 


HAUSER/WOHNUNGEN 
über DM 100.000,— 


@ 1609, Eig.-Whg. Lübeck, Norder- 

stedt, Reinfeld. Eigenheim in Fahr- 

dorf Geesthacht, Kremperheide, 

Norderstedt, Reinfeld. Ausführl. 
Farbprospekte anfordern. 
ZWERIRt. 2, Norderstedt 1 

jarktplatz 8, 
GSG _T. 040/525 10 16/17 


® 1548, Bad Driburg, Alters- u. 
Ferienwhgn. z. Festpreis. 2-4 Zi.- 
Whgn. monatliche Belastung DM 
224,- einschließlich aller 
& Nebenkosten, auch Heizung 
GSG, Münster, Alter Stein- 
GSG weg 35, T. 0251/40101 


@ 1634, Wohnen im Hochschwarz- 
wald (900 m}, Gündelwangen, Dop- 
elhäuser (150 qm) am Waldrand 
DM 167.800. Grästck. DM 12/am. 
SCHROPP - HIRSCHBECK 
Bauunternehmung, T. 07654 / 151 


7827 Löffingen, Wartenbergstr. 3 


®@ 1629, SÜDFRANKREICH, 
schöner Bauernhof, Baujahr 1800, 
sorgreltig restauriert, jeder Kom- 
fort, 160 qm Wohnfläche und Ne- 
benräume, 2.100 qm Grundstück, 
Preis: DM 165.000. T. 0721/34501 


KAPITALANLAGEN 


@ 1637 ‚Hotelbauproj. Kaprun. 120 
Betten, 11.000 qm Grund; Gen, f. 
Ausl.; Investor m. EK 2 Mio. DM 
jesucht. Bittner + Michels, Immo- 
ilien Gesellschaft RDM, 43 Essen 
Christophstr.11, T. 0201/ 783021 


steuerbegünstigte 
e 


Nr.78 


Name, Anschrift, Telefon: 


@ 1633, Hochschwarzw./Löffingen 
55.000 ‚qm Industriegelände qm/ 
DM 12 (Parcellierung mögl.) Fabri- 
kationsgeb.Hallen im erschl. Gewer- 
begebiet. Inform.: ee 
st. d. Fa. Benz AG, 7827 Löffingen 


® 1622, Uhldingen - Mühlhofen am 
Bodensee b. Überlingen; baureife 
Grdstck. f. Einzelh. mit See- 
u. Alpensicht, 472 - 768 qm, 
ab DM 70/qm. SÜDWEST - 
Bau GmbH, 777 Überlingen, 
Pf. 1171, T. 07551/ 6 30 21 


@ 1627, ANDORRA, Grundstücke, 
Häuser, Eigentums - Wohnungen, 
Hotel-Appartements in der Steuer- 
oase Andorra. Verkauf u. vertrauli- 
che Beratung durch: INTERPUB 
AG, 8048 Zürich, Bernerstr. 169, 
T. 01/62 77 33, Telex 66 333 


® 1626, Canada, Feriengrundst. ab 

5 Pfg/ qm. Not.Sich. Umtauschgar. 

auch TZ. Farmaland, zw. 4u.8 Pfg/ 

am in viel. Größen. Candaland Dr. 
lollstein Im., 85 Nürnber: 


'g, There- 
sienpl. 8, T. 0911/ 22 998 + 22 999 


® 1004, Canada, Land mit Zukunft 
in jeder Größe mit Straßenanschluß 
ab 6 Pfg/qm, mit eigenen Seen und 
Flüssen ab 10 Pfg, auch Teilzahlung, 
1 Jahr Umtausc! garantie, 
Canadian Estate, 86 Bamberg 3 


INDUSTRIEANSIEDLUNGEN 
® 1624, 50% Lohn- u. Betriebs- 


kostenersparnis bei Teilverlegung 
Ihres Betriebes nach Spanien. Be- 


DM 64.000; 30% Anz., Rest auf 2J. 
finanziert bei 10% degress. Zinsen. NUNG: 


Aachen. dengenehmigungen; 
Lueken & Partner KG, 4 Düsseldorf | Keine Hyp.Haftung. ANALYTICA, | ing. Alfred Buc 
30, Nordstr. 2a, T. 0211/ 46 02 06 Köln, Bismarckstr.14, T. 517181 | Mahräckerstr. 20, T. 6611/ 527061 


tagehallen, Arbeitskräften, 


'|VUber 50 J. Fink- 
Rundwanderbücher 


für die schönsten Erholungsgebiete, 
maßstäbliche Wegeskizzen, jeder 
Band 9,80 DM. 


„Naturpfade-Wanderungen“ 
(Band I: Baden-Württemberg/Bayern; 
Band II: Hessen, Rheinland-Pfalz, 
Saarland; Band III: Nordrhein-West- 
falen, Niedersachsen, Schleswig- 
Holstein, Berlin) 

Lehrpfade als Ausflugsziele für Schule 
und Familie. Jeder Band mit maß- 
stäblichen Skizzen 15,— DM. 


Für Wanderer und Bergsteiger; 
„Bergwelt Griechenlands”, „Bergwelt 
Korsikas”, „Bergwelt Rumäniens“, 

„Bergwelt Spaniens“, jeder Band mit 
maßstäblichen Skizzen 15,— DM. 


„Europäischer Fernwanderweg 5" 
(Bodensee— Adria) mit maßstäblichen 
Wegeskizzen 9,80 DM. 


Wanderparkplätze zwischen Tauber 
und Bodensee 

mit maßstäblichen Übersichtskarten 
11,80 DM. 


J, Fink Verlag - 7000 Stuttgart 1 
Gebelsbergstraße 41 
Telefon 0711 — 64 22 91/92 


inderSchule? 
Klassenziel nicht erreicht? 

D. h. Ärger im Gymnasium, 
Ärger zu Hause. Ärger überall. 
Trotzdem — und jetzt erst recht: 


Abitur oder 
Mittlere Reife 


werden geschafft! Das ist klar. 
An einer Schule, die sich auf 
„Problemfälle“ spezialisiert hat: 
am NURNBERGER 
LEHRINSTITUT. 

Wer eine Klasse wiederholen 
oder die Schule aus irgendwel- 
chen Gründen verlassen muß, 
wer auf einen anderen Schultyp 
umschulen oder den Übergang 
in die Oberstufe schaffen will: 
zuhause gehört er zu einer un- 
beliebten kleinen Minderheit — 
das Nürnberger Lehrinstitut hat 
sich auf ihn (sie) eingestellt, 
Weitere Vorteile, die sich eine 
übliche Schule gar nicht leisten 
kann: Ganztagsunterricht in 
kleinen Klassen, Zusatzstunden, 
Nachhol- und Übungskurse in 
allen Fächern nach Bedarf, in- 
dividuelle Betreuung durch aus- 
gezeichnete Lehrkräfte, kein 
Unterrichtsausfall, kein Lehrer- 
mangel, keine überflüssige Gän- 
gelei, Wohnmöglichkeit mit Voll- 
verpflegung im Internat. Für 
Schüler(-innen) ab 16 Jahre. 
Informieren Sie sich. Schreiben 
Sie uns, 

NÜRNBERGER LEHRINSTITUT 
(mit Internat) 

85 Nürnberg, Sulzbacher Str. 24-26 
Telefon (0911) 55 51 01, 55 05 06 


schaffung v. Grund u. Boden, Mon- 
EN Behör- 
Rechtshilfe. 
holz, 6 Frankfurt, 
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PERSONALIEN 


Walter Scheel, 55, Bundespräsident, 
bekam von Hans-Dietrich Genscher, 
seinem designierten Nachfolger als 
FDP-Vorsitzender, zum Abschied ein 
mehr als hundert Jahre altes Geschenk 
mit „erfrischend konkret-aktuellem Be- 
zug“ (Genscher): Das „Staatslexikon“ 
von Rotteck und Welcker, erschienen 
in fünfzehn Bänden von 1834 bis 1843, 
Umfang 11963 Seiten, Gewicht 30 
Pfund. In dem Werk werden bereits li- 
berale Schlagworte der Scheel-Partei 
wie „besonnene Reformen“, „vernünf- 
tiger Liberalismus“ und „friedliche 
Koexistenz“ abgehandelt. Genscher 
kündigte an, das Lexikon werde in 
Kürze nachgedruckt. 


Robert F. Kennedy jr., 20, Sohn des 
ermordeten amerikanischen Senators, 
debütiert im afrikanischen Busch für 
eine 26teilige TV-Serie (Titel: „Die 
letzte Grenze“). Er spielt einen ameri- 
kanischen Großstadtjungen, der sich 
unvorbereitet in der Wildnis Kenias zu- 
rechtfinden muß. Bobby kommentiert 
die Fernsehfolge selber, sorgt aber 
auch für Spannung. So fängt er eine 
giftige Puffotter, hängt an einem zehn 
Meter langen Seil über einem 80 Meter 


Ne 

Br, 
tiefen Abgrund, um ein Geiernest zu 
betrachten und läßt sich von Massai- 
Kriegern zeigen, wie ein Speer treffsi- 
cher geworfen wird (Photo). Die PR- 
Leute der TV-Gesellschaft verbreite- 
ten, die Massais hätten mit Kennedy 
Brüderschaft getrunken. 
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Rainer Barzel, 50, früherer CDU-Vor- 
sitzender, entwich aus Bonn, um einem 
befürchteten Trubel anläßlich seines 50. 
Geburtstages zu entgehen. Ziel der Fa- 
milienfahrt im Familienauto war seine 
Heimat im Osten, wo er tatsächlich die 
erstrebte Ruhe vorfand. Weithin uner- 
kannt konnte Barzel Frau Kriemhild 
(47, 1.) und Tochter Claudia, 25, durch 
die originalgetreu wiederaufgebaute 
Altstadt von Danzig führen (Photo). 
Niemand erkannte ihn auch in Brauns- 
berg, wo er 1924 geboren worden war. 


Dany Dattel, 34, fristlos entlassener 
Chef-Devisenhändler der Kölner Her- 
statt-Bank, las in der „Kölnischen 
Rundschau“ einen im Wortlaut abge- 
druckten Schmähbrief, der an ihn ge- 
richtet war. Der Absender, von der 
„Rundschau“ im Vorspann und durch 
Abbildung des Briefkopfes als „Kurt 
Papler, Direktions-Bevollmächtigter im 
Gerling-Konzern“ ausgegeben, schrieb 
unter anderem: „Die beste Lehre für 
Sie wäre eine ordentliche Tracht Prü- 
gel. Wir wollen uns aber nicht an Ihnen 
die Hände schmutzig machen. Damit 
Sie aber merken, was Sie angerichtet 
haben, wünschen wir Ihnen viele Jahre 
hinter Gittern.“ Dattel, dem bereits in 
anonymen Telephonanrufen mit Bom- 
benattentaten gedroht worden war, ließ 
durch seinen Rechtsanwalt Schmer- 
zensgeldklage in Höhe von 100 000 
Mark gegen die „Kölnische Rund- 
schau“ einreichen. Eine gleichlautende 
Klage leitete er auch gegen das Düssel- 
dorfer „Handelsblatt“ ein, das in der 
letzten Woche gemeldet hatte, Dattel 
sei verhaftet worden. Pamphlet-Verfas- 
ser Papler bleibt zunächst noch unge- 
schoren: Er ist im Gerling-Konzern un- 
bekannt. 


Und inkognito blieb der prominente 
Bonner auch auf den anderen Reise- 
Stationen wie Warschau, Zoppot und 
Stettin. Dort ging Barzel mit seinen Da- 
men in ein ihm vom polnischen Reise- 
büro empfohlenes Restaurant zum Mit- 
tagessen. Doch der Ober bedauerte: Es 
gäbe nichts zu essen, für Einzelreisende 
schon gar nicht, höchstens für Grup- 
pen. Als Barzel auf die vielen leeren 
Tische wies, beschied ihn der Ober: 
„Das ist alles reserviert für einen Herrn 
Dr. Barzel aus Westdeutschland.“ 


Klaus Bölling, 45, Bonner Regierungs- 
sprecher, wurde verdächtigt, einen uni- 
formierten Leibwächter verpflichtet zu 
haben. Grund: Bölling hatte in der vo- 
rigen Woche Fregattenkapitän Kurt Fi- 
scher, bis dahin Redenschreiber bei 
Verteidigungsminister Georg Leber, als 
persönlichen Referenten engagiert. Fi- 
scher ist freilich, laut Bölling, „ein ganz 
und gar zivilistischer Typ und ein libe- 
raler Sozialdemokrat“. Überdies ver- 
zichtet er für die Zeit der Presseamts- 
tätigkeit auf die Marine-Montur. 


Peter Männing, 33, von Bundeskanzler 
Helmut Schmidt als persönlicher Refe- 
rent angeheuerter Berliner, hat sich 
nach eigenen Worten „bisher noch kei- 
ne einzige Minute im Kanzleramt“ auf- 
gehalten: Seine Sicherheitsprüfung 
(Stufe: streng geheim), die auch Nach- 
forschungen bei früheren Arbeitgebern, 
Freunden und Bekannten notwendig 
macht, ist noch nicht abgeschlossen. 
Männing, bisher persönlicher Referent 
des Berliner Parlamentspräsidenten, 
soll bei Schmidt die Stelle übernehmen, 
die bei Willy Brandt der als DDR- 
Spion enttarnte Günter Guillaume in- 
nehatte. Männing arbeitet unterdessen 


im Büro des SPD-Vize Helmut Schmidt 
an der Vorbereitung der Landtagswah- 
len in Hessen und Bayern. Auch dabei 
ist er, wie er sagt, „voll beschäftigt“. 


Jane Birkin, 27, englische Schauspiele- 
rin, die sich zusammen mit ihrem 
Mann Serge Gainsbourg in die Hitli- 
sten stöhnte („Je t'aime...), verkündete 
jetzt: „Meinen Busen lasse ich mir nicht 
nehmen.“ Die schmalgliedrige Aktrice, 
die in ihrem neuesten Film eine Strip- 
tease-Tänzerin verkörpert, war den Re- 
gisseuren obenherum nicht rund genug 
und sollte daher partiell gedoubelt wer- 
den. Da die Künstlerin es ablehnte, daß 
sich andere Damen für sie brüsteten, 
mußte der Kameramann den Mini-Bu- 
sen der Birkin durch Lichteffekte ka- 
schieren. Der Schauspielerin ist es recht 
so: „Ich glaube, das Publikum mag ein 
paar Fehler ganz gern. Die vollkomme- 
ne Schönheit ist doch sterbenslangwei- 
lig.“ 


Matthew R. Carroll, 26, Oberleutnant 
bei den US-Pionieren in Hanau, soll 
wegen zu langer Locken und zu legerem 
Verhalten aus der Armee ausgeschlos- 
sen werden. Dem Offizier, der in Ran- 
ger-Lehrgängen und an einer Militära- 
kademie in Texas bislang eher eine mi- 
litärische Musterkarriere absolviert hat, 
wird vorgeworfen, er habe durch 
„überlange Haartracht“ und „kumpel- 


haften Umgang“ mit Soldaten als Offi- 
zier die Armee-Bestimmungen gröblich 
verletzt. Carroll hingegen weigert sich 
„aus Gründen der Gleichberechtigung“ 
die Haare stutzen zu lassen und verweist 
auf die vielen weiblichen Armee-Ange- 
hörigen, die teilweise „die gleiche Arbeit 
wie die Männer“ verrichteten. Er will 
Soldat bleiben, denn: „Ich bin Ameri- 
kaner und verteidige mein Land. Und 
ich sche auch aus wie ein normaler 
Bürger meines Landes.“ 
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Norwegische Amerika Linie 


Kreuzfahrten 
zum Kennenlernen. 


Die elegante Kreuzfahrt-Tradition wird fortgeführt. Damit 
Sie sehen, wo Sie wieder anspruchsvolle Ferien verbringen 
können, gibt es jetzt „Kreuzfahrten zum Kennenlernen”. 
Haben Sie 6 Tage Zeit? Vielleicht auch 9 oder 12? Das genügt 
für eine „Probefahrt” mit der »Sagafjord« — und für den 
schönsten Kurzurlaub seit langem. 

MS Sagafjord. 24.000 BRT für nur 450 Passagiere. Das be- 
deutet viel Bewegungsfreiheit. Im Restaurant z. B. finden 
alle Gäste bequem gleichzeitig Platz. 350 Mann Besatzung 
sorgen für Ihr Wohl. Service und Unterhaltungsprogramm 
haben eine berühmte Referenz: Der Küchenchef, viele Ste- 
wards, Programmgestalter und zahlreiche Künstler kommen 
von der »Hanseatic«! 


MS Sagafjord 


Tage Fjordland 
(Hamburg*)-Trondheim - Moldefjord - Andalsnes- 
Storfjord - Hellesylt- Geiranger-Sognefjord - Aurlands- 
fjord - Flam - Bergen - Hamburg 

29. 8.-4. 9. 74 ab DM 1400,- 


9 Tage Spanien - Nordafrika 

Hamburg -Southampton - Cadiz - Tanger - Villefranche - 
Genua 17. -26. 9. 74 ab DM 1635,- 

1 2 Tage Skandinavien-Rußland 
Hamburg-Stockholm - Helsinki- Leningrad -Gdynia- 
Bornholm - Rostock - Kopenhagen - Hamburg 
5.-17. 9. 74 ab DM 2100,- 


Falls Sie länger Zeit haben..... 

l u) Tage Spitzbergen - Nordkap 
Hamburg - Färöer - Reykjavik - Eisgrenze-Spitzbergen- 
(Magdalenenbucht, Longyearbyen)-Nordkap- 
Hammerfest - Narvik -Trondheim - (*Hamburg) 
14.-29. 8. ab DM 3100, - 


| 6 Tage Ägypten -Vorderasien 
Genua-Alexandrien - Famagusta - Beirut-Haifa - 
Istanbul-Piräus-Genua 26. 9.-12. 10. 74 ab DM 2910,- 


(*einschl. Hin-/Rückflug) 


6 


sen Coupon an die Norwegische Amerika Linie, 
2 Hamburg 36, Neuer Wall 54, Tel. (040) 362603. 


| | 
| Ich möchte mehr wissen über die | 
OiFjordland-Kreuzfahrtt DISpitzbergen - Nordkapfahrt 

| OSpanien-Nordafrikafahrt D Ägypten-Vorderasienfahrt | 
| OlSkandinavien-Rußlandfahrt | 
| | 
| | 
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Mein Reisebüro 


auf dem Kurs 
der »Hanseatic«. 
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Zu hoher 
Blutdruck? 


Über 7 Millionen Bundesbürger haben 
Untersuchungen zufolge einen zu ho- 
hen Blutdruck. Jedoch nur die Hälfte 
weiß davon, da die Erkrankung meist 
ohne Warnsignale beginnt. Über- 
gewicht und Streß sind häufig die 
Ursachen für einen zu hohen Blut- 
druck.Unbehandelt kann Bluthochdruck 
(Hypertonie) die Lebenserwartung ver- 
kürzen, besonders, wenn er längere 
Zeit unerkannt bleibt. 


In Apotheken gibt es jetzt RR-Test, ein 
Blutdruck-Meßgerät zur täglichen 
Selbstkontrolle, das einfach zu hand- 
haben ist und zeigt, ob der Blutdruck 
dem Alter entspricht. 


Bei vorhandenem Bluthochdruck wer- 
den durch tägliche Selbstmessungen 
mit RR-Test viele Blutdruckwerte ge- 
wonnen, die dem Arzt eine noch bes- 
sere Beurteilung und genaue Einstel- 
lung auf Normalwerte ermöglichen. 
Viele messen bereits regelmäßig mit 
RR-Test ihren Blutdruck zu Hause und 
legen die Ergebnisse dem Arzt vor. 


Alle Hochdruckgefährdeten sollten so 
früh wie möglich mit RR-Test ihren 
Blutdruck kontrollieren. Je früher der 
Bluthochdruck erkannt und behandelt 
wird, desto besser die Heilungs- 
chancen. 


RR-Test nur in Apotheken 


RR- 


kontrolliert den Blutdruck 


ROLAND 


Arzneimittel GmbH 
ESSEN 
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REGISTER 


BERUFLICHES 


Johannes Gross, 42, Chefredakteur 
der „Deutschen Welle“, hat um vorzei- 
tige Beendigung seines 1975 auslaufen- 
den Dienstverhältnisses mit dem Aus- 
landsfunk der Bundesrepublik gebeten. 
CDU-Mitglied Gross fühlte sich vom 
„Welle“-Intendanten Walter Steigner 
(SPD) während einer Rundfunkratssit- 
zung am vorletzten Freitag hintergan- 
gen. Steigner habe, so wurde Gross hin- 
terbracht, in seiner Abwesenheit vorge- 
schlagen, dem Funkchef vier Stellver- 
treter an die Seite zu stellen. Gross und 
seine Gesinnungsfreunde in der um- 
strittenen Rundfunkanstalt plagt der 
Verdacht, die Vizes sollten für ein re- 
gierungs-konformeres Verhalten der 
„Welle“ sorgen, zumal als Kandidat 
auch das FDP-Rundfunkrats-Mitglied 
Wolfgang Schollwer vom AA-Pla- 
nungsstab genannt wurde. Schollwer 
hatte sich insbesondere mit den russi- 
schen Sendungen der „Welle“ kritisch 
auseinandergesetzt. Steigner bestreitet 
die Gross-Vorwürfe. Schollwer arg- 
wöhnt, der Chefredakteur habe auf 
bloßen Verdacht hin ein Alarmsignal 
setzen wollen. Diese Woche will sich 
der Redakteursausschuß der „Welle“ 
mit der Affäre befassen. 


Gerhard Schröder, 53, nach zwölfjäh- 
riger Amtszeit und monatelangem Pro- 
porzgerangel zwischen SPD und CDU 
Ende letzten Jahres als NDR-Intendant 


‚gestürzt, zieht wieder ins Intendanten- 


büro eines Funkhauses ein: bei Radio 
Bremen. Der Posten war durch die Be- 
rufung Klaus Böllings zum Bonner Re- 
gierungssprecher vakant geworden; bis 
zu Schröders (verspäteter) Bewerbung 
galt der Bremer Hörfunk-Programmdi- 
rektor Gerhard Schäfer (SPD) als aus- 
sichtsreichster Kandidat. Dennoch 
stimmten letzten Mittwoch 16 von 19 
anwesenden Rundfunkräten für den 
Sozialdemokraten Schröder — wohl 
aufgrund eines Winks aus Bonn. Für 
den Fall der Schröder-Wahl, so verlau- 
tete intern, hatte Nordrhein-Westfalens 
Ministerpräsident Heinz Kühn, SPD- 
Medienexperte und Mitglied des Köl- 
ner WDR-Verwaltungsrates, Bremens 
Bürgermeister Koschnik den Fortbe- 
stand des Kleinsenders zugesichert. 
Trotz anfänglicher Empörung über den 
— von der SPD dementierten — Bon- 
ner Eingriff in die Funk-Autonomie 
sind die meisten Radio-Bremen-Ange- 
stellten mit dem Wahlausgang zufrie- 
den. Denn Schröder gilt — so ein 
Funk-Redakteur — als „relativ libera- 
ler Mann“, der lediglich termingerecht 
krank werde, wenn es wichtige Ent- 
scheidungen zu treffen gebe, während 
Schäfer „konservative Engherzigkeit“ 
nachgesagt wird. 


GESTORBEN 


Mohammed Amin el-Husseini, 79. 
Der Sproß einer der vornehmsten ara- 
bischen Familien Jerusalems war nach 
dem Ersten Weltkrieg einer der er- 
bittertsten Gegner der britischen Man- 
datsregierung, die Palästina zwischen 
Arabern und Juden aufteilen wollte. So 
inszenierte er 1920 einen Araberauf- 
stand, wurde verhaftet, verurteilt, 
konnte aber fliehen. Gleichwohl er- 
nannten die Engländer den einflußrei- 
chen Araberführer 1921 nach einer 
Amnestie zum Mufti von Jerusalem. 
Seine Popularität nutzte er, um die 
Araber zum Kampf gegen die jüdische 
Einwanderung nach Palästina zu mobi- 


Berliner © 


iluftierte Zeitun 


_ Unterm Brandenburger Tor: Der Grossmufti von Jerusalem 


lisieren. 1937 entzog er sich einer er- 
neuten Verhaftung durch Flucht. Vier 
Jahre später kam Husseini nach Berlin, 
wo Hitler ihn mit großen Ehren emp- 
fing und die „Berliner Illustrierte Zei- 
tung“ sein Bild auf der Titelseite brach- 
te (Abb.). Dem Führer diente er, inzwi- 
schen Großmufti, als Verbindungs- 
mann zur arabischen Welt — bis 1945. 
Danach etablierte er sich unter der 
Protektion König Faruks als Chef der 
palästinensischen „Gaza-Regierung“, 
die sich jedoch bald nach ihrer Konsti- 
tuierung wieder auflöste. Später lebte 
der Großmufti im Libanon, von wo aus 
er in Reden und Veröffentlichungen 
den Staat Israel unermüdlich bekämpf- 
te. Husseini starb am vergangenen 
Donnerstag in der libanesischen Haupt- 
stadt Beirut an Herzversagen. 
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ukunfts-Musik 


Die Erfahrung des Ton- 
bandgeräte-Spezialisten Uher 
macht die Cassette endlich 
zum echten Gewinn für hoch- 
wertige Hifi-Anlagen. 

Cassetten haben ihre Hifi- 
Probleme. Experten wissen 
das. Deshalb setzte sich Uher 
intensiv mit diesen Proble- 
men (z.B. geringe Band- 
geschwindigkeit und geringe 
Breite der Aufzeichnungsspur) 
auseinander. Und überwand 
sie durch das erste Hifi-Stereo 
Cassetten-Tonbandgerät mit 
Dolby-IC-Technik und 
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MOHEN LAUTSTARKE TIEFEN 


Computersteuerung. 

Das Uher CG 360 entspricht 
in seiner Leistung (Ruhe- 
geräuschspannungsabstand 
56 dB) hochwertigen Hifi- 
Spulen-Tonbandgeräten. Es 
übertrifft sie mit seinem 
Bedienungskomfort. Vom Pro- 
grammschalter für drei vor- 
wählbare Abspielarten (eine 
Cassetten-Seite, die ganze 
Cassette, Endlos-Betrieb) bis 
zu berührungsempfindlichen 
Tipptasten mit optischer Be- 
triebsanzeige und einer com- 
puterkontrollierten Steuerung 


aller Laufwerksfunktionen des 
3-Motoren-Triebwerks. Fehl- 
bedienungen und Tonband- 
beschädigungen werden so 
ausgeschlossen. Eine Fernbe- 
dienung ermöglicht schließ- 
lich bequeme Steuerung .aller 
Laufwerksfunktionen und der 
Aufnahme. 

Dieser technische Fort- 
schritt wird das Hifi-Stereo 
Cassetten-Tonbandgerät 
Uher CG 360 in Zukunft zum 
angemessenen Partner hoch- 
wertiger Hifi-Komponenten 
machen. 


Audio-Zukunft heute 


UHER WERKE MÜNCHEN, 8 München 71, Postfach 711020 
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Hifi-Stereo Cassetten N Uher CG 360 
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DIESE WOCHE IM FERNSEHEN 


Montag, 8. 7. 


20.15 Uhr. ARD. Report 


Moderator: Klaus Stephan. Angekün- 
digt sind ein Interview mit Kanzler 
Schmidt zum Eppler-Rücktritt und ein 
Beitrag über die Folgen der Herstatt- 
Pleite für die Stadt Köln. Außerdem 
soll kritisiert werden, daß Verkehrspla- 
ner in den Städten die Unfall-Statisti- 
ken zu wenig berücksichtigen. „Re- 
port“ will anschließend die größte und 
älteste Eltern-Initiative in der Bundes- 
republik vorstellen. 


20.15 Uhr. ZDF. Aus Forschung und 
Technik 


Ein Kommentar zur Entscheidung, den 
Spacelab-Auftrag an das Bremer 
Raumfahrt-Unternehmen Erno zu ver- 
geben. Anschließend Reportagen über 
den (in Hamburg entwickelten) Atom- 
Zertrümmerer „Desy“ und über einen 
neuen Freizeit-Spaß in den USA: Flie- 
gen mit selbstgebastelten Riesen-Dra- 
chen. 


21.00 Uhr. ARD. Alter Narr — was 
nun? 

Sketche und Kalauer des Alt-Kabaret- 
tisten Werner Finck. 


21.15 Uhr. ZDF. Barfuß durch die 
Hölle (sw) 

Der reißerische japanische Antikriegs- 
Fernsehfilm, der — so das ZDF pathe- 
tisch — „ohne jede Schminke und rea- 
listisch hart die Situation des Individu- 
ums in einer entmenschlichten Welt de- 
monstriert“, wird nun schon zum drit- 


ten Mal gesendet. Gesamtdauer der sie- 
ben Folgen, die jeweils am Mittwoch, 
Freitag und Montag gezeigt werden: 
neun Stunden, 55 Minuten. 


21.45 Uhr. ARD. Der Tod eines Mee- 
res 

Umwelt-Report des Münchner Journa- 
listen Bernd Dost und der römischen 
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ARD-Mitarbeiterin Franca Magna- 
ni über „die Kloake Mittelmeer“. 


22.05 Uhr. West Ill. Das verhängnis- 
volle Glas Bier (sw) 

Nachdem er „endgültig in den Olymp 
der Komiker, zu Chaplin und Buster 
Keaton“ aufgestiegen war, drehte W. 
C. Fields 1930 diese Parodie auf Holly- 
woods Goldgräber-Romantik. 


22.35 Uhr. ZDF. Leichtathletik-Län- 
derkampf: USA — UdSSR 


Aufzeichnung aus Durham (USA). 


22.50 Uhr. ARD. Otto Klemperers 
lange Reise 

TV-Hommage für den 1973 gestorbe- 
nen Dirigenten und Gustav-Mahler- 
Protege, der Ende der 20er Jahre mit 
Avantgarde-Uraufführungen, später 
mit Klassiker-Interpretationen Furore 
machte. 


Dienstag, 9. 7. 
21.00 Uhr. ARD. Des Sommers ganze 
Fülle 


Die poetisch-verträumten Kindheits- 
erinnerungen des britischen Lyrikers 


Laurie Lee waren Anfang der 60er 
Jahre Bestseller und für Kritiker „eines 
der liebenswertesten Bücher des Jahr- 
zehnts“. Hugh Whitemore hat das Por- 


trät eines idyllischen westenglischen 
Dorfes um 1920 und seiner schrulligen 
Bewohner für die BBC verfilmt. 


21.15 Uhr. ZDF. Blickpunkt: Am Be- 
darf vorbei — Wohnraumhalden in 
der Bundesrepublik 


An Beispielen aus München, Frankfurt 
und Erlangen werden typische Fehlpla- 
nungen auf dem Wohnungsmarkt de- 
monstriert. Städtebauminister Ravens 
nimmt dazu Stellung. Leitung: Volker 
von Hagen. 


22.00 Uhr. ZDF. Neues vom Film 
Berichte von der Berlinale und dem In- 
ternationalen Forum des jungen Films, 
mit Interviews und Filmausschnitten. 


Mittwoch, 10. 7. 


15.00 Uhr. Nord Ill. Vereidigung des 
Ministerpräsidenten Alfred Kubel 
und Regierungserklärung 

Für diese Übertragung aus dem Land- 
tag in Hannover wird die Nordkette 
erstmals die Sommerpause unterbre- 
chen. NDR-Intendant Neuffer will die 
Erfüllung des Kubel-Wunschs als „Prä- 
zedenz des goodwill“ verstanden wis- 
sen. 


20.15 Uhr. ARD. Im Brennpunkt: VW 
WDR-Dokumentation über „die Hin- 
tergründe der Käfer-Talfahrt“ und die 
Krise der deutschen Automobil-Indu- 
strie. Moderatorin Julia Dingwort-Nus- 
seck will dazu VW-Chef Leiding und 
IG-Metall-Vorsitzenden Loderer befra- 
gen. 


20.15 Uhr. ZDF Magazin 


20.15 Uhr. Bayern Ill. Sie heiratet ih- 
ren Chef (sw) 

Mit der deutschen Erstaufführung die- 
ses Lustspiels (1935, mit Claudette Col- 
bert) versuchte die ARD letztes Jahr 
vergeblich dem „bei uns noch immer 
nicht entdeckten Meister der sophisti- 
cated comedy“, dem Hollywood-Regis- 
seur Gregory La Cava, zu spätem 
Ruhm zu verhelfen, 


20.15 Uhr. West Ill. Ich folgte einem 
Zombie (sw) 

Auf einer Westindischen Insel entdeckt 
eine Krankenschwester (Frances Dee, 
Photo), daß ihre nervenkranke Patien- 
tin eine durch den Voodoo-Kult zum 
Leben wiedererweckte Tote ist. Das 
exotische Gruselabenteuer, das die 


„New York Times“ bei der Urauffüh- 
rung 1943 „ungesund, abnorm“ fand, 


läuft als zweiter Beitrag einer Reihe, 
die dem Meister des subtilen Horrors 
Val Lewton gewidmet ist. 


21.15 Uhr. ZDF. Express 

25. Folge des satirischen Magazins, das 
vom CDU-Freundeskreis im ZDF als 
„Gipfel einer dummen Blödelei“ gerügt 
wird. 


22.50 Uhr. ARD. Mikado 


Die bislang unergiebige medienkriti- 
sche Sendung beschäftigt sich mit der 
Fußball-WM-Berichterstattung im 
deutschen Fernsehen. Gesprächsteil- 
nehmer: Hanns-Joachim Friedrichs, 
Sportchef des ZDF, Heinz Werner 
Hübner, ARD-Koordinator für Politik, 
Gesellschaft und Kultur, und Endspiel- 
Kommentator Rudi Michel, Sport-Chef 
beim Südwestfunk. Leitung: Gustav- 
Adolf Bähr und Cornelia Freidank. 


Donnerstag, 11. 7. 


20.15 Uhr. ARD. Titel, Thesen, Tem- 
peramente 

Geplant sind eirı Gespräch mit Peter 
Härtling zu seinem neuen Buch „Eine 
Frau“ und ein Bericht über die Kölner 
Ausstellung „Projekt 74“, die nach der 
Documenta ehrgeizigste Ausstellung 
aktueller Kunst. Außerdem eine Re- 
portage über eine Aktion junger 
Münchner Architekten, die „aus Hin- 
terhöfen Parklandschaften*“ machen 
möchten. 


21.15 Uhr. ZDF. Kontrovers 

Die Sendung untersucht, warum Le- 
bensmittel trotz teilweise sinkender 
Agrar-Preise immer teurer werden. 
Bauernverbands-Präsident von Heere- 
man, Einzel- und Großhändler sowie 
Vertreter der Verbraucherverbände 
diskutieren. Leitung: Wolfgang Schrö- 
der. 


21.45 Uhr. ARD. Kontraste 

Moderator: Peter Schultze. Zu den 
DDR-Ostseewochen ist ein Rostock- 
Porträt geplant. In einer Cuba-Repor- 
tage der ARD soll die verbesserte In- 
frastruktur auf dem Land dargestellt 
werden. Weitere Beiträge: die Motori- 
sierung in Polen nach Errichtung des 
Fiat-Zweigwerks in Warschau und eine 
Untersuchung, wie Sowjet-Politologen 
„friedliche Koexistenz“ interpretieren. 


Freitag, 12. 7. 


20.15 Uhr. ARD. Die Krone des Le- 
bens 


Sentimentales US-Melodram (1959) 
von Henry King („Alle Herrlichkeit 
auf Erden“) über die letzten Lebens- 
jahre des amerikanischen Schriftstel- 
lers („Der große Gatsby“) F. Scott 
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Fitzgerald (Gregory Peck), der in den 
dreißiger Jahren in Hollywood als 
‘Drehbuchautor vergeblich ein Come- 
back versuchte und im Suff endete. 


21.05 Uhr. West Ill. Ehefrau — Mutter 
— Beruf 

Über die Doppelbelastung berufstätiger 
Frauen diskutieren die Parlamentari- 
sche Staatssekretärin Marie Schlei, 
Journalistin Leona Siebenschön, Päd- 
agogen und Studio-Gäste. Zuschauer 
können sich telephonisch beteiligen. 


22.00 Uhr. Bayern Ill. Sergeant Mad- 
den (sw) 

Josef von Sternbergs rührseliges Fami- 
liendrama (1939) aus dem Polizeimi- 
lieu. 


Samstag, 13. 7. 


20.15 Uhr. ARD. Der heiße Draht 
Trotz miserabler Sehbeteiligung (18 
Prozent bei der letzten Sendung) soll 
Joachim Fuchsbergers „Unterhaltungs- 
quiz mit Lerneffekt“ bis mindestens 
1975 weitergeführt werden. Gäste die- 
ser vierten Folge: Bundesjustizminister 
Hans-Jochen Vogel, der Münchner Po- 
lizeipräsident Manfred Schreiber, Chief 
Inspector Richard Wells von Scotland- 
Yard, der konservative britische Euro- 
pa-Politiker Peter Kirk und „Punch“- 
Herausgeber William Davies. 


20.15 Uhr. ZDF. Die Frau, von der 
man spricht (sw) 


Katherine Hepburn und Spencer Tracy 
(Photo) in einem ihrer ersten großen 


Kassenschlager (1942): Eine Komödie 
um einen mürrischen Sport-Reporter, 
der sich mit der Karriere seiner Frau, 
einer eleganten Star-Journalistin, nicht 
abfinden kann. Regie: George Stevens. 


21.45 Uhr, ARD, und 22.05 Uhr, ZDF. 
Bericht vom CSU-Parteitag in Mün- 
chen 


Kommentare und Interviews. 


23.40 Uhr. ZDF. Verdacht gegen Bar- 
ry Croft 

Der Psycho-Krimi (Regie: Paul Ver- 
hoeven) mit Karlheinz Böhm, Karin 
Hübner und Rosemarie Fendel war 
1972 erfolgreichster ZDF-Film des 
Jahres. 


Sonntag, 14. 7. 


15.10 Uhr. ARD. Ich denke oft an Pi- 
roschka 


Kurt Hoffmanns Pußta-Schnulze 
(1955) mit Liselotte Pulver. 


21.00 Uhr. ARD. Blanche 


Nach einem romantischen Drama des 
Polen Juliusz Slowacki entstand dieses 


Historienspiel (1971) aus dem Mittelal- 
ter, das in deutscher Erstaufführung 
vorgestellt wird: die düster-blutige Bal- 
lade um eine verfolgte Unschuld (Ligia 
Branice, Photo), die sich auf einem 
Schloß von den Kabalen eines lüster- 
nen Königs, dessen Knappen und dem 
Argwohn ihres greisen Ehemanns (Mi- 
chel Simon, Photo) bedroht fühlt. Re- 
gisseur ist der in Paris arbeitende Pole 
Walerian Borowezyk, dessen neuester 
Film „Unmoralische Geschichten“ — 
ein antiklerikaler Kunst-Porno, in dem 
Lukrezia Borgia von ihrem Vater, 
Papst Alexander VI., in der Sakristei 
geschwängert wird — in Frankreich 
verboten wurde und bei der Berlinale 
den „schärfsten“ Protest des bischöfli- 


chen Ordinariats Berlin hervorrief 


21.15 Uhr. ZDF. Folter — und kein 
Ende? 


Wolfgang Büsgens Dokumentation 
über „die Entartung der Macht“ basiert 
auf dem „Report of Torture“ von Am- 
nesty International. Der Theologe 
Gollwitzer und die französischen Ex- 
Generäle Massu und Bolladiere kom- 
men dabei zu Wort. 


AE 2/74TC 


._ Jeder Feen sur Ihnen er 
amstagen, Sonntagen und Feiertagen gestohlen 
Br Aber nur: einem nz, an 
Ihnen in Notfällen an Samstagen, Sonntagen 
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und Feiertagen geholfen werden. 


u? 


Peg 


Für professionelle Taschendiebe sind Touristen leichte Beute. Während ein Taschendieb das Opfer ablenkt, stiehlt der andere die Brieftasche. 


Es ist der American Express DM-Reisescheck. 
Der Reisescheck mit dem perfekten Ersatzleistungs- 
System. 

Sollten Ihre Reiseschecks mal verlorengehen 
oder gestohlen werden, ist ein Ersatz an 365 Tagen im 
Jahr möglich. Sogar an Wochenenden und Feiertagen. 
Und in einigen Ländern machen Wochenenden und 
Feiertage immerhin bis zu 120 Tage des Jahres aus. 

Wie funktioniert das Ersatzleistungs-System 
beim American Express DM-Reisescheck? 

An Wochentagen während normaler Geschäfts- 
zeiten gehen Sie zur nächsten Niederlassung der 
American Express Company, einer Tochtergesellschaft 
oderzu einem Repräsentanten und melden den Verlust. 
Dort erhalten Sie Ersatzschecks. Normalerweise noch 
am selben Tag. 

Sogar an Wochenenden und Feiertagen kann 
Ihnen in Notfällen geholfen werden.In den Hauptreise- 
gebieten und vielen größeren Städten bekommen Sie 
für einen Teil des Verlustes Ersatzschecks, die Ihnen 
bis zur vollen Ersatzleistung über die Runden helfen, 

Ein Service, den Sie bei keinem anderen Reise- 
scheck bekommen. 


Aber der American Express DM-Reisescheck 
bietet noch mehr als nur problemlosen Ersatz. 

American Express Travelers Cheques werden in 
der ganzen Welt benutzt und akzeptiert. 

Es sind die einzigen, die Sie in den sieben 
bedeutenden Währungen der Welt kaufen können: 
US-Dollars, Schweizer Franken, Pfund Sterling, Kana- 
dische Dollars, Französische Francs, Japanische Yen 
und - natürlich - Deutsche Mark. Sie erhalten 
American Express DM-Reiseschecks bei den meisten 
Banken, Sparkassen, Volksbanken und Raiffeisenbanken. 

Gehen Sie auf Nummer Sicher. Fragen Sie 
nicht einfach nach „Reiseschecks“ - fragen Sie nach 
American Express DM-Reiseschecks. 


I 


American Express International, Inc. 


HOHLSPIEGEL 


Rheinwasser! Rheinkiesal! 


Hallo Deutsch-Amerikaner! 
VATER RHEIN läßt Euch grüßen! 


Wie wär's mit einer bleibenden Erinnerung an die alte Heimat? 
Ich liefere Ihnen auf Ihre Bestellung: 


Order Nr. 1 - 1 Flasche (0,7 Liter) echtes Rheinwasser 7 ur 


klarer Flasche 
Order Nr. 2- ca. 1/2 kg. echte Rheinkiesel 310% 
Machen Sie sich selbst, Ihrer Familie oder Ihren Freunden und 
Bekannten dieses einmalige Geschenk. 


2 G. Be Meyer or Dramen, Ahastr. 22, Germany (West! 
Aus der deutschsprachigen Chicagoer 
„Sonntagspost“. 


Von der Bundespost abgestempelte 
Fiktiv-Marke mit Porno-Motiv. Die 
damit frankierte Postkarte wurde an- 
standslos befördert. 


3, Reich 


Eine schwere Polstergarnitur mit reich, 
geschnitztem Tisch u. 2 Sesseln aus 
d. Herrenzimmer des Obersten Relchs- 
richters Freisler (Hitler, Göring, Goeb 
bels saßen darauf), im Originalzustand! 
zu verkaufen. Telefon 07 11/5462 11 


Aus der „Stuttgarter Zeitung“. 
V 
Künftiger Medizinstudent 
mit Familie sucht 
Stipendium 

Nach Beendigung meines 
Studiums würde ich mich als 
Landarzt verpflichten. 


Zuschriften unter Nr. K 5715 
an die Geschäftsstelle. 


Aus der „Kehler Zeitung“. 
\Y 


EM SENSATION! SENSATION! 


Flieger und Flugsportfreundel 
Einmalige Gelegenheit — schnell zugreifen 


Original Starfighter-Schleudersitze 
(Typcı 


. als Barhocker — als Fernsehsessel — 
als Gartenstuhl — als. 
Jetzt als Gelegenheit für nur DM 250.- 
(Neupreis ca. DM 15000.—) 


Aus dem Geretsrieder „Isar-Kurier“. 


Achtung Jäger! Biete waidgerechiern 
Jäger Jagdgelegenheit. - Suche kfm. 


Lehrstelle zum 1. 9. 74, Raum Nürnbg. 
Strengste Diskretion. "HS 81 635. 


Aus den „Nürnberger Nachrichten“. 
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Der St und 
u Sekt 


Dre hluß 


ist da. 
Prädikatssekt 
Carstens SC 
inder 
Viertelflasche. 


Mit diesem Scktverschluß 
haben Sie sich 
lange genug aufgehalten. 
Höchste Zeit, 
daß wir dran drehten. 


Neuer Verschluß: 
Wir sind auf eine neue 
Idee gekommen. Und haben 
als einziger Sekt Europas 
Viertelflaschen 
mit Drehverschluß. 


Prädikatssekt Carsens sc 
inder 1/4 Flasche. 


Ein deutliches Mehr" an 
Bequemlichkeit... 


RÜCKSPIEGEL 


Der SPIEGEL berichtete ... 


...in Nr. 24/1974 KRANKENHÄUSER — 
VERTUSCHUNG ODER SCHLUDEREI 
über die medizinische und juristische 
Auseinandersetzung über den Tod einer 
marokkanischen Patientin, die nach 
einer Vorführung in einem Hörsaal der 
klinischen Anstalten der Technischen 
Hochschule Aachen gestorben war. Die 
Ärzte gerieten durch „unbefugte Weg- 
nahme von Leichenteilen“ in den Ver- 
dacht der Vertuschung. 


35 Tage nach dem Tod der Marok- 
kanerin erhielt Professor Dr. Martin 
Reifferscheid, Chefarzt der Chirurgi- 
schen Abteilung des Aachener Klini- 
kums, ein in der Bundesrepublik abge- 
stempeltes Schreiben, in dem ihm ein 
marokkanischer Geheimbund namens 
„Grüner Pfeil“ Vergeltung für den Tod 
der 27jährigen Patientin androhte. In 
fehlerlosem Deutsch hatten die angeb- 
lichen Geheimbündler dem Chefchirur- 
gen eine Frist bis zum 2. Juli gestellt, 
um seine „persönlichen Angelegenhei- 
ten zu ordnen“. Das Todesdatum ver- 
strich ohne Unheil für Reifferscheid — 
Gefahr droht ihm unterdessen von 
der Aachener Staatsanwaltschaft, de- 
ren Ermittlungen wegen fahrlässiger 
Tötung sich „ihrem Abschluß nähern“ 
(Oberstaatsanwalt Eberhard Knipfer). 


I 
\/ 


... in Nr. 21/1974 PERSONALIEN über 
den Süderbraruper Architekten Alberto 
Brandt, dessen ohne Genehmigung ge- 
bautes Einfamilienhaus am 1. April die- 
ses Jahres auf Anordnung des Kreis- 
bauamtes Schleswig abgerissen worden 
war. Brandt begann kurz darauf mit dem 
Bau seines zweiten Eigenheims — wie- 
derum gegen das Verbot des Bauamtes. 


Am Montag vergangener Woche riß 
eine Abbruchkolonne das fast fertige 
und teilweise schon bewohnte Haus un- 
ter Polizeischutz wieder ab. Zur glei- 
chen Zeit verfügte das Verwaltungsge- 
richt Schleswig bis zur Entscheidung 
des Oberverwaltungsgerichts (OVG) 
Lüneburg über den Einspruch des Bau- 
herrn einen Abbruchstopp. Beamie des 
Bauamtes, Arbeiter und Polizisten wur- 
den von der Anordnung erst in Kennt- 
nis gesetzt, als von Brandts Haus nur 
noch Mauerreste standen. Das Ober- 
verwaltungsgericht will „so schnell wie 
möglich“ (ein OVG-Sprecher) ent- 
scheiden, ob Brandt (der sich nach An- 
gaben der Architektenkammer Schles- 
wig-Holstein nicht als Architekt be- 
zeichnen darf) die Baugenehmigung 
bekommt, und wer den Schaden (rund 
250 000 Mark) tragen muß. 


Mangari. 
Dasselbe in Gelb. 


Mangari. 

Der Neue in Gelb. 
Süßsauer und fruchtig. 
Indisch exotisch. 

Zum Würzen oder zum 
Trinken. Und auch 
zwischendurch. Pur oder 
zu klaren Schnäpsen. 


Der Drink, 
der nicht am Denken hindert. 


Wer mit seinem Kopf arbeitet, 

braucht die Sangritas: 

Sangrita und Sangrita Picante - beide 

rot und saftig, würzig mexikanisch. 

Schon zum Frühstück. Ein Glas macht frisch 
und munter*). Fit für den Tag. 

Oder zum Essen. Vorher. 

Als Aperitif, als Appetitanreger. 


Oder als Leib & Magenspezialist nach dem Essen. 


Wenn'’s zu schnell, zu viel oder zu fett war. 
Und! Sangrita Picante zum Alkohol. 
Das schmeckt und bremst die Promille**). 


Und natürlich - die Sangritas einfach so 

(oder statt Alkohol). 

Für anstrengende Konferenzen, für lange Nächte. 
Eiskalt und pur. Schmeckt herrlich. 

Und steigert die Leistungskraft auf die gesunde Weise. 
Die Sangritas. 

Der Drink für Leute, die ihren Kopf gebrauchen. 


*) Sangrita steigert nachweislich die Leistungskraft. Siehe Med. Klin. 68 
(1973, S. 1332-1335) Medizinische Klinik und Poliklinik, 65 Mainz. 


**) Sangrita Picante, vor und zum Alkohol getrunken, bremst nachweislich die 
Alkoholwirkung. Siehe BLUTALKOHOL, Ausgaben 5/72 und 10/73. 


Auf Wunsch senden wir Ihnen die Testberichte. 


Die Sangritas: Würze, Wirkung, Wohlbefinden. 


Alleinhersteller: Anton Riemerschmid, 8 München 22, Praterinsel 
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